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Zu diesem Heft 

»Moderne«, materialistische Geschiehtsauffassung heißt für 
viele - ganz undialektisch begriffen - daß Geschichte platter­
dings von den Sachen ausgeht. Wir seien nichts als Produkt 
unserer Verhältnisse. Der Mensch Objekt einer Geschichtslo­
gik, Gefangener der sozialen Umstände, die durch das Kapital 
definiert würden. Freiheit kommt dabei höchstens vor als Frei­
heit des Markts oder »Freiheit« der Wissschaften. Aber die 
»freien Wissenschaften vom Menschen« haben seit Mitte des 
letzten Jahrhunderts ihre Objekte stets als virtuelle Versuchs­
kaninchen begriffen, nicht nur als Objekte der Ausforschung, 
sondern als Reflexmaschinen, auf die Programme zur Verhal­
tensänderung, statistische Massenversuche, Kontrolltechniken 
bis hin zur Vernichtung angewendet werden. Hier liegt der 
grundsätzliche Zusammenhang zwischen Geburtenkontrolle 
und Gefängnis, Genozid und Schule, Psychiatrie und Selektion. 

,, This is the patent age of new inventions for killing bodies and 
for saving souls« (Byron) 

Die Körper töten und die Seele retten, die Seele töten und die 
Körper retten - Varianten der Sozialpolitik gegenüber ihren Ob­
jekten: Menschen in zunehmender Unfreiheit. 

Wenn wir am Ende einer Ära stehen (wovon wir überzeugt 
sind), wird es Zeit, sich über die Vergangenheit, die bis heute 
reicht, klar zu werden, um die Zukunft nicht bewußtlos herein­
brechen zu lassen. - Dieses Heft versammelt Beiträge zunächst 
sehr unterschieden scheinender Bereiche historischer und ge­
genwärtiger Sozialpolitik, die von der Vergewaltigung der Frau­
en im Nationalsozialismus bis zu Sterilisationsversuchen im 
SPD-Staat, dem Krankschreiben im Nationalsozialismus bis 
zur Reform des Gesundheitswesens in Italien reichen. Diese 
Beiträge stammen aus unterschiedlichen Arbeitsprojekten, ihre 
Gemeinsamkeit liegt in der Frage nach dem Verbindenden zwi­
schen der Sozialpolitik im Nationalsozialismus und im SPD­
Staat. Der damals entstandene »Leistungssozialismus« hat die 
Techniken der Segmentierung des Arbeitsmarkts, der Selek­
tion, der Belagerung und Durchdringung der Wohnungen, des 
Eingriffs staatlicher Verfügungsgewalt bis zur Gebärmutter, ja, 
über Leib und Leben entwickelt, die im »sozialdemokratischen 
Herbst« stärker als in den vergangenen Dekaden wieder benö­
tigt und modernisiert werden. 

Aus dem Nationalsozialismus stammt die Entdeckung des Ka­
pitals, wie nun auch der Ort der Reproduktion von Arbeitskraft 
- Familie, Wohnsiedlung, »Freizeit« - umfassend unter Kontrol­
le zu nehmen sei. Die Klammer zwischen Gebärzwang und 
Gaskammer, DAF-Wohnsiedlung und KZ gründet die »Fabrik­
gesellschaft«, in der Leistungszwang, Verhaltenskontrolle, So­
zialpolitik auf vorher dem Staat noch unzugängliche Lebensbe­
reiche der Unterklassen ausgedehnt werden. Es ist zu diskutie­
ren, ob die Eroberung des Reproduktionsbereichs durch So­
zialpolitik eine Einmaligkeit des Zeitalters der Ära des Keyne­
sianismus ist, jener Epoche, an deren Ende wir uns befinden, 
oder ob in neuer, erweiterter und verschärfter Form auch die 
kommende Epoche hier ihren zwanghaften Ausdruck erhalten 
wird. Wenn die metropolitane Arbeitskraft, ihre Konsumnach­
frage, die Steuerung ihres Kampfverhaltens seit den 3oer Jah­
ren in den kapitalistischen Zyklus von Leistung und Lohn inte­
griert wurden, die Klasse bewußt zum konstitutiven Bestandteil 
der Kapitalentwicklung ernannt wurde, so erscheint der ver­
schärfte übergriff auf ihre Reproduktionsbasis nur konsequent: 
das Kapital hat sich in einen Bereich ausgedehnt, in dem Nicht­
Arbeit, Leben außerhalb der Fabrik zuvor noch eine gewisse 
Autonomie im Reproduktionsalltag zugelassen hatte. 

Wir stehen vor der Aufgabe, die Ablehnung jeglicher Sozialpoli­
tik zu begründen und zu vollziehen. Während der SPD-Staat 
zwecks Senkung der Sozialkosten der linken und der freiwilli­
gen Sozialarbeit ebenso wie den •neuen Selbständigen« ihren 
Platz zwischen Trakt und Jugendzentrum, Fabrik 
und alternativer Werkstatt zuweist, blühen bei diesen selbst 
noch Illusionen über Möglichkeiten der Selbstverwirklichung -
als gäbe es in den Gesundheitsläden, den Zentren für gemein­
denahe Psychiatrie, der Bewährungshilfe noch Freiräume au­
ßerhalb des staatlichen Sozialkonzepts. All diese Projekte sind 
nur Wasserträger für eine soziale Polarisierung, die von »Net­
zwerk«-Huber als Wahl zwischen der Assoziation an den Staat 
der Integration in die staatlich geförderte »Alternative•• oder de; 
Aussonderung für die Gaskammer propagiert wird. Die Gefahr 
liegt nicht nur darin, daß - getrieben von Illusionen - eine neue 
Generation von freiwilligen oder beamteten Sozialkontrolleuren 
in Stellung geht. Vielmehr könnten der Verfügungsanspruch 
der Sozialwissenschaften und des Staats über das Objekt 
Mensch, die Ideologie der Aussonderung, der Bevölkerungspo­
litik und schließlich auch der Angriff auf die Unterklassen der 
Südhalbkugel imperiale Ersatzsinnfälligkeiten nach innen und 
außen produzieren wie einstmals Rassenbiologie und Sozial­
darwinismus. Mit solch ideologischer »Lebensqualität« statt 
Selbstbestimmung und Subjektivität könnte die Integration der 
Mittel- und vielleicht sogar von Teilen der Unterklassen in den 
künftigen SPD-Staat befördert werden. 

Was bleibt? Wer ja sagt zur sozialpsychiatrischen Therapie, der 
ist letztlich für Gehirnwäsche im Hochsicherheitstrakt. Die Ab­
treibungskliniken münden in einer Bevölkerungspolitik der 
Zwangssterilisation von Immigranten- und Unterschichtfrauen. 
Die gemeindenahe Psychiatrie ist die Ausrufung des gesund­
heitspolizeilic~~n Belag~r:ungszus~~mds. Die Verfechter der 
neuen Urbanität setzerf"lj•e Vertreibung in die vorstädtischen 
Massenghettos. Die Anhänger des alternativen Sonnenstaats 
errichten Versuchslabors neuer Arbeitsmotivation. 

- Es gibt keinen dritten Weg alternativer Sozialpolitik. 
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Das Gesundheftswesen 
als Nadelöhr der Konterrevolution 

Überfällige Notizen zum Fallitalien 

Auf die Bedeutung dieses Themas hat uns schon vor zwei Jah­
ren Giovanni Zamboni, derzeit von der italienischen Justiz per 
HaftQefehl gesuchter Redakteur der Zeitschrift 'Controinforma­
zione', aufmerksam gemacht. Die schwer zugänglichen Mate­
rialien zu diesem Beitrag wurden uns von Sylvie Coyaud, Mas­
simo Pinchera, Gottfried Treviranus und den Genossen der 
Mailänder 'Libreria Calusco' beschafft. Ihnen sei an dieser Stel­
le gedankt. - Die Red. 

Es ist nicht mehr 'in', sich über die 'Klassenkämpfe in Italien' zu 
streiten. Die Gründe dafür sind vielfältig. Eine weit fortgeschrit­
tene Selbstzerstörung des analytisch-intemationalistischen An­
spruchs hier, eine traumatische Durchgangsphase zum inneren 
Krieg zwischen Untergrundorganisationen und den Häscher­
kommandos eines sich formierenden Staats des 'historischen 
Kompromisses' dort, welchem die Massen vorerst gelähmt­
apathisch zuschauen: es gibt nichts mehr, was geeignet wäre, 
den Kontext BAD-Italien von unten her attraktiv auszumalen. 
Selbst die Blumen der antiinstitutionellen Psychiatrie beginnen 
zu welken. Hin und wieder rettet sich noch ein Nachzügler mit 
einem Sträußchen über die Alpen. Nostalgisch zeigt er es vor 
und bekennt, daß nicht mehr viel dran sei. Auch die Karst-Kräu­
ter von Görz und Triest haben in der um sich greifenden Misere 
jenen Duft verloren, der einmal eine kleine antipsychiatrische 
Völkerwanderung ausgelöst hat. 

Aber selbst derart verhaltene Trauer wirktangesichtsder har­
ten Fakten schönfärberisch. Und dies keineswegs immer aus 
demagogischer Absicht. Klaus Hartung beispielsweise, der vor­
läufig letzte Rückkehreraus Triest, ist mit seiner überaus leben­
dig verfaßten Reportage über 'Die neuen Kleider der Psychiat­
rie' (Rotbuch-Verlag 1980) nur knapp um eine Katastrophen­
Berichterstattung herumgekommen. Wir nehmen ihm durchaus 
die Hoffnung ab, die ihn von der - scheinbaren - Übertragung 
der Triester Erfahrung mittels des Psychiatrie-Gesetzes (Nr. 
180/1978) auf nationale Ebene als einer •kopernikanischen 
Wende« sprechen läßt: sie drückt sich persönlich ehrlich aus, 
wirkt keineswegs falschmünzarisch aufgesetzt. Dafür spricht 
vor allem, daß Hartung die in der Triester Episode der antiinsti­
tutionellen Psychiatrie entstandenen Widersprüche keines­
wegs ausklammert. Jedoch vermeidet er eine eigene Stellung­
nahme weitgehend, um die darin zweifellos auch enthaltenen 
Erfahrungen von menschlicher Größe und Solidarität für sich -
und uns alle - zu bewahren. 

Dennoch glauben wir Hartung nicht. Wie sehr er sich trotz sei­
ner nichts beschönigenden Schreibweise vor den Konsequen­
zen schon auf Triester Ebene scheut, geht aus dem Dokument 
einer autonomen Triester Psychiatriearbeitergruppe hervor, 
das Hartung weitgehend ausgeschlachtet hat, ohne die darin 
enthaltenen Positionen und Schlußfolgerungen mit darzustel­
len. Wir drucken es im folgenden ab, weil wir der Auffassung 
sind, daß selbst die schmerzlichste Wahrhaftigkeit fruchtbarer 
ist als ihre - persönlich unbeabsichtigte - Entstellung. 
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Unser Mißtrauen gründet freilich viel mehr noch in der Beob­
achtung, daß Hartung den gesamten gesundheitspolitischen 
Kontext ausklammert, in dem die italienische Psychiatriereform 
leider ein völlig anderes Gesicht annimmt. Was da für sich be­
sehen als emanzipatorischer Reformschritt mit dem sich unwei­
gerlich anschließenden 'grauen Alltag' erscheinen mag, erstarrt 
beim systematischen Einordnen in das aktuelle Geflecht ge­
sundheitspolitischer Umstrukturierung zu einem von vielen Git­
tern eines gespenstischen neuen Käfigs, welcher gegenwärtig 
von den formierenden Institutionen des historischen Kompro­
misses über die ehemals so rebellischen italienischen Unter­
klassen insgesamt gestülpt wird. Auch in Sachen Gesundheits­
wesen hat der italienische Staat lange zugewartet. Jetzt, da die 
Massen schweigen, legt er mit Verve los, um mit der Rücken­
deckung von EG und BRD gleich mehrere Epochen der sozial­
und gesundheitstechnischen 'Modemisierung' zu übersprin­
gen. Denn •der italienische Staat greift immer die Schwachen, 
nie die Starken an ... (Sergio Bologna) 

Im Gegensatz zu den hiesigen Anhängern der antiinstitutionel­
len Triester Psychiatrie, einem der letzten Häuflein auf der Su­
che nach der Blume der Befreiung außerhalb der Betonwüste 
BRD, werden wir im folgenden nichts zu beschönigen haben. 
Wir lehnen es ab, Wahrheiten nach Gesichtspunkten zu dosie­
ren, die eher Illusionen von reformerischer Handlungsfähigkeit 
im eigenen Land verpflichtet sind als dem sich revolutionär/ 
konterrevolutionär zuspitzenden Sozialprozeß in Italien. Der 
analytisch-intemationalistische Anspruch muß auch dann 
wahrhaftig eingelöst werden, wenn es nichts Gutes zu berich­
ten gibt. Und überdies sind es manchmal gerade die schlimmen 
Neuigkeiten, die unklare oder verschleierte Verhältnisse im ei­
genen Land schlagartig erhellen. Dominierte in den vergange­
nen Jahren zweifellos das 'Modell Deutschland' über Italien, so 
könnte sich der Spieß unter bestimmten Voraussetzungen 
durchaus einmal umkehren. 
Wenn wir also im folgenden über die jüngsten Veränderungen 
im italienischen Gesundheitswesen schreiben, dann nicht, um 
den 'Genossen einen besonderen Aspekt des italienischen 
Klassenkampfes wieder nahezubringen', sondern schlicht und 
einfach deshalb, weil wir diese Informationen brauchen, um uns 
bei der Subversion des bundesdeutschen gesundheitspoliti­
schen Dschungels besser zurechtzufinden. Die Leserionen/Le­
ser mögen am Ende dieser Notizen und nach der Lektüre des 
Triester Dokuments selber beurteilen, ob die - notwendiger­
weise extrem gerafften - Mitteilungen dazu taugen oder nicht. 



1 . Revolutionärer Kampf und Gesund­
heitswesen im Rückblick der siebziger 
Jahre 
Im Rückblick der späten sechziger und der siebziger Jahre 
nimmt das Verhältnis von Klassenkampf und Gesundheitswe­
sen in Italien überraschende Züge an. Was die Frauen, Ju­
gendlichen und Arbeiter in ihren Aktionen und Kampagnen an­
griffen und teilweise auch eroberten, tangierte die Gesund­
heitspolitik des kapitalistischen Staats aus ihrer Sicht immer nur 
am Rand. Ihr Verhältnis zu den medizinischen Institutionen war 
derart negativ besetzt, daß sie deren Existenz und Bedeutung 
zunächst kaum wahrnahmen. Das hatte weitreichende Konse­
quenzen. Um mit der positiven anzufangen: überall da, wo die 
Kampfzyklen eine eigene medizinische Infrastruktur brauchten, 
wurde sie mit ungeheurer Schnelligkeit und Flexibilität aufge­
baut - und am Ende der Aktionsphasen in Fabriken, Quartie­
ren und Regionen sich selbst überlassen. 
Genau da aber kommen die Schattenseiten. Während die so­
zialrevolutionäre Bewegung 1969nO, 1972173 und zuletzt 
1977 na immer wieder sozusagen im Vorbeigehen gesund­
heitspolitische Strukturen erschütterte und sich in anderen 
punktuell festsetzte, nistete sich ein ständig wachsender refor­
mistischer Rattenschwanz in jenen durchbrochenen Bastionen 
der Macht ein, die die Bewegung wieder verlassen hatte. So 
entstand im linkskommunistischen Kontext eine gesundheits­
politische 'Strukturreform von unten', eine von der KPI zeitwei­
lig geduldete Variante des 'historischen Kompromisses', die 
durch die KPI systematisch ausgebaut wurde, um dem sozial­
revolutionären Ferment auch vom Gesundheitswesen her nach 
und nach das Wasser abzugraben. Das Gesundheitswesen 
wurde immer offenkundiger zu einem Knotenpunkt des Formie­
rungsangriffs auf die Massenbewegungen, ohne daß diese 
oder ihre Avantgarden dies wahrnahmen. Natürlich gab es 
Ausnahmen von dieser allgemeinen Tendenz: aber diese ver­
mochten sich nirgends national durchzusetzen, als es noch 
möglich war, den sozial- und gesundheitspolitischen Gegenan­
griff des Formierungsprozesses im Zeichen des 'historischen 
Kompromisses' aufzuhalten. 
Unsere These, daß sich vorrangig im Gesundheitswesen der 
siebziger Jahre jene Formierungsoffensive herauskristallisiert 
habe - und nicht etwa nur bei Polizei, Justiz und Parteien des 
'historischen Kompromisses' - die jetzt sozialpolitische 'Mo­
dernisierung' mit härtester Repression gegen die Massen zu 
verknüpfen beginnt, wird sicher viele überraschen. Doch im 
Rückblick sprechen die Fakten eine deutliche Sprache. 
Resümieren wir zunächst, was die Massenbewegung der Frau­
en, Jugendlichen, Arbeiter und Studenten seit dem heißen 
Herbst 1969 in Sachen Gesundheitspolitik geleistet hat. 1969 
bis 1972173 waren zunächst alle Initiativen auf ihrer Seite. 
Auf Fabrikebene beispielsweise stürzten sie in einem wahren 
Sturmlauf alle Strukturen um, welche die Ansätze zur Automati­
sierung der Massenarbeit mit Versuchen zur ergonomisch-ar­
beitsmedizinischen Effektivierung von 'Mensch-Maschine-Sy­
stemen' auf regionaler Ebene verbanden. Die linkskommunisti­
schen Arbeitsmediziner der Zeitschrift 'Sapere' geben heute 
unumwunden zu, daß von den vielfältigen unternehmenseige­
nen wie überbetrieblichen Zentren zur Prävention von Absen­
tismus und Berufserkrankungen bis 1972 nur noch ein Trüm­
merhaufen übriggeblieben war. Und der e.rste gemeinsame 
Versuch von Fiat und dem Turiner Gewerkschaftssyndikat, die 
arbeitsmedizinische Prävention zu rationalisieren (vgl. unten)1 
kam erst nach dem Turiner Aufstand von 1973 zustande. Nicht 
anders verhielt es sich mit der Kontroverse ums Krankfeiern. 
Schon 1970 hatten die Großunternehmen- wieder Agnelli an 
der Spitze - erkannt, daß die Arbeiter, wenn sie nicht gerade 
streikten oder die Fabriken besetzten, sich krankschreiben lie­
ßen: war in den Fabriken 'nichts los', so stiegen die Abwesen-
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heitsquoten oft auf über ein Drittel an. Deshalb lancierten die 
Unternehmer 1970 ein Arbeitstatut, das ihnen weitgehende 
Kontrollvollmachten über die krankfeiernden Arbeiter gab und 
im Fall des 'offensichtlich unbegründeten Fernbleibens' ·die 
fristlose Entlassung zuließ (vgl. unten). Doch dieses Statut blieb 
Makulatur, weiles-im Fall seiner praktischen Anwendung­
den Arbeitern einen 'willkommenen' Anlaß für Fabrikbesetzun­
gen usw. gab. 
Bei den Stadtteilkämpfen ging es nicht weniger heftig zu. Es 
kam zwischen 1969 und 1972 in einigen italienischen Groß­
städten zur Besetzung ganzer proletarischer Viertel. Die sozial­
politische Infrastruktur der Lokalbehörden wurde weitgehend 
zerschlagen, die privaten Sektoren des Gesundheitswesens 
reagierten mit Boykottaktionen oder einfach Rucht in die bür­
gerlichen Stadtteile auf die Parolen und Inhalte der proleta­
risch-jugendlich-feministischen Subkultur, die- im Gegensatz 
zu vielen ihrer Organisationen - eine ganze Menge über den 
Zusammenhang von neuen Bedürfnissen und GesundheiV 
Krankheit zu thematisieren wußten. Erwähnt sei nur die Ge­
schichte der »roten Ambulatorien« beispielsweise in Neapel 
und Rom, der feministischen Selbsterfahrungsgruppen und 
freien Abtreibungskliniken in mehreren Städten des Nordens 
usw., alles Prozesse, in deren Vertauf sich die radikalen unte­
ren Hierarchien der Gesundheitsarbeiter (besonders aus den 
Polikliniken) 'regionalisierten' und in die militanten Kämpfe inte­
grierten. Schließlich nahm hier auch die antiinstitutionelle Psy­
chiatrie ihren Anfang. Ohne sich völlig von ihren linkskommuni­
stischen Zusammenhängen zu lösen, setzte sie eine Dynamik 
von zweifellos historischen Dimensionen in Gang, als sie die 
ersten Irrenhäuser von innen her auflöste. 

Alles in allem gab es bis 1973 eine militante 'alternative' ge­
sundheitspolitische Praxis von riesigen Ausmaßen, im Ver­
gleich zu der der konzeptionelle Vermittlungsprozeß zwischen 
der Massenbewegung und ihren Organisationsansätzen über­
aus bescheiden abschnitt. Bei den spätleninistisch-operaisti­
schen Orientierungsversuchen dieser Jahre ist im Nachhinein 
überraschend wenig von der an der Basis breit thematisierten 
Identität von Leben/Kämpfen/Neue-Bedürfnisse-Verwirkli­
chenwollen angekommen. ln den entscheidenden Jahren, wo 
sich unter dem Primat einerneuen alternativen Körper/Lebens­
und Gesundheitsthematik der sozialrevolutionäre Prozeß von 
unten tendenziell vereinheitlichte - und sich dabei mit seiner 
gleichzeitigen Militanz vor jeglicher 'alternativen Kreativitätsni­
sche' außerhalb der Macht bewahrte -, wurde er von den Av­
antgarden in einen wenig tragfähigen politisch-ideologischen 
Oberbau der Gegenmacht 'übersetzt'. Und dieser Prozeß sorg­
te dafür, daß genau da, wo beispielsweise Gegenmacht kon­
kret-gesundheitspolitisch zu realisieren gewesen wäre, die Ba­
sisinitiativen an Energie verloren. 
Die Folge war eine politische Spaltung der Sozialbewegung 
von ihren Organisationsansätzen her. Sie vertief sich in fraktio­
neil aufgeteilte Segmente und ging ihrer gemeinsamen Basis 
verlustig, die in der Gleichzeitigkeit von sozialer Aneignung und 
Zerstörung technologischer Gewalt zugunsten der unmittelba­
ren Verwirklichung von radikalen Alltags- und Gesundheitsbe­
dürfnissen bestanden hatte. Selbst die besten Fragmente, die 
alle für sich ein Stück Wahrheit hatten (Kampf gegen die Arbeit, 
politischer bzw. garantierter Lohn, Kampf gegen die unbezahlte 
Hausarbeit, Selbstbestimmungsrecht über deri eigenen Körper), 
vermochten die Vielfalt nicht mehr zu synthetisieren, die sich in 
der Unmittelbarkeit der sozialen Lebens- und Identitätsbedürf­
nisse der Bewegung einmal ausgedrückt hatte . 

Was sich bis 1972n3 wie ein koordinierter Angriff auf die ge­
sundheits- und sozialpolitischen Zentren zur Kontrolle des in 
den sechziger Jahren erstmals 'modernisierten' spätkapitalisti­
schen Alltags ausgenommen hatte, wurde nach dem Fabrikauf­
stand von Turin und der neapolitanischen Massenrevolte ge-



gen den Zusammenhang von Cholera-Epidemie und Boden­
spekulation 1973 zu einer zersplitterten und unabgestimmten 
Vielfalt. Während die Privat- und Staatsunternehmen ihre 
Mammutbetriebe systematisch dezentralisierten und die Ar~ 
beitsmärkte aufspalteten un.d wätirend die historischen Links~ 
parteien und Gewerkschaften massiv in die Regionalpolitik ein­
stiegen, um die durch die Revolte in weiten Teilen lahmgelegte 
gesundheits- und sozialpolitische Infrastruktur zu reorganisie­
ren (dazu weiter unten), schwelte der Kampf um die soziale 
Wiedereneignung von Leben und Gesundheit eher unter­
schwellig weiter. 
Die Sozialgeschichte des Absentismus nach 1973 beispiels­
weise bleibt noch zu schreiben: die Arbeiter im Norden,~aber 
auch in den neuen Fabrikkathedralen des Südens verstanden 
es, siCh mittels eines informellen Systems von Gewalt und Ge­
gengewalt massenhaft ihre Krankschreibungen zu erkämpfen, 
und die Unternehmer entwickelten ein ausgefeiltes Überwa­
chungssystem gegenüber den Kranken und gingen zur offenen 
Bestechung der niedergelassenen Ärzte über. Die Folge war, 
daß die niedergelassenen Kassenärzte zwischen den Fronten 
zerrieben wurden und ihr bisheriges Behandlungsmonopol so­
wie den direkten Verhandlungsspielraum mit den Krankenkas­
sen verloren (dazu weiter unten). 
ln den »roten Ambulatorien« der Aufstandsjahre entbrannte ein 
verschwiegener Kleinkrieg zwischen den ·Aktivisten der 'Auto­
nomia' und den linkskommunistischen Basis-Gesundheitsrefor­
mern, der nicht immer von PCI und Gewerkschaften gewonnen 
wurde. Am stabilsten entfalteten sich die gesundheitspoliti­
schen Initiativen in der Frauenbewegung, der es gelang, den 
Zusammenhang von offiziellem Abtreibungsverbot und illega­
lem Abtreibungsmarkt zu durchbrechen, lange bevor dies im 
Abtreibungsgesetz von 1977 kodifiziert wurde. Auch die Anti -
fSYChiater gerieten unter den zunehmenden Druck seitens auto­
. nomer Basis-Minderheiten, was insgesamt dazu führte, daß der 
Auflösungsprozeß der Irrenanstalt zumindest exemplarisch 
fortgesetzt wurde. 

Wir sind der Meinung, daß es neben der Orientierung am ju­
gendlichen »sozialen Arbeiter .. und den harten Straßenkonfron­
tationen auch das - kaum theoretisierte - Festhalten an dieser 
sozialrevolutionär-alternativen Gesundheitspraxis innerhalb 
und außerhalb des Establishment war, welches im Kontext der 
verschiedenen Strömungen der 'Autonomia' die Bewegung von 
1969n2 trotz des sektiererischen Scheiterns ihrer Organisa-
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tionsansätze am Leben erhalten hat. Mehr noch: mit der Seg­
mentierung der Arbeitsmärkte, der Zunahme der offenen und 
versteckten Massenarbeitslosigkeit und im Verlauf der sich 
mehr und mehr strukturierenden Gegenoffensive des 'histori­
schen Kompromisses' war das Festhalten an den neuen radi­
kalen Bedürfnissen zu einem existenziellen Fixpunkt gewor­
den. Es verhalf der Bewegung zu einem neuen Aufschwung, 
der im Frühjahr 1977 im Aufstand von Bologna akut wurde. 
Warum es ihr nicht gelang, sich entsprechend ihrer veränderten 
Klassenzusammensetzung langfristig zu reorganisieren, kön­
nen wir hier nicht diskutieren. Die negativ-positive Synthese 
von Zerstörung sozial-gesundheitstechnischer Macht, sozialer 
Aneignung und unmittelbarer Entfaltung von neubestimmter 
Identität kam nicht zustande, während sich die 'Area autonoma' 
zum letztenmal im Gesundheitswesen (Polikliniken, regionale 
Basis-Ambulatorien, Irrenanstalten, selbstverwaltete Abtrei­
bungskliniken usw.) ausbreitete. 

Indes schien das, was sich - unabhängig von der Beschleuni­
gung des Formierungsangriffs nach der Moro-Entführung im 
März 1977-1977n8-als Niedergang entpuppte, zunächst den 
Charakter einer neuen Offensive anzunehmen. Die Frauenbe­
wegung und die radikalisierte Links-Intelligenz (Radikale Par­
tei) unternahmen zwei gesundheitspolitische Vorstöße, die das 
Regime noch einmal erschütterten: noch 1977 - Mitte 1978 in 
Kraft gesetzt - das Abtreibungs-Referendum und im Mai 1978 
das Psychiatriegesetz, das die Irrenanstalt - zumindest legis­
lativ - beseitigte. 
Aber es gab auch bedrohliche Ereignisse: als sich im Oktober 
1978 der Florentiner Krankenhausstreik national ausweitete 
und brutal unterdrückt wurde, waren die 'Autonomia' und die 
Frauenbewegung nicht mehr dabei. Sie hatten sich längst in 
den nach Bologna aufgebrochenen Widerspruch von selbstge­
wähltem Kreativitätsghetto und Organisation zurückgezogen . 
Sie fehlten in einer Auseinandersetzung, in der sich das Regi­
me eine entscheidende Position im Gesundheitswesen zurück­
eroberte. Der formierte Staat des 'historischen Kompromisses' 
hatte sich endgültig das Gesundheitswesen als sozialpoliti­
schen Haupthebel des strategischen Gegenangriffs ausge­
wählt. Er zerschlug die 'Autonomia': nicht nur, um das Terrain 
für die Counter-Guerilla in Richtung Rote Brigaden zu säubern, 
sondern auch, um eine Bewegung loszuwerden, welche die be­
ginnende gesundheitspolitische Offensive noch immer punktu­
ell bedrohte. 



2. Zur Formierung des italienischen Ge­
sundheitswesens in. den siebziger Jah­
ren 
2.1. 1969-1972173 

Bis zum Einstieg von KPI und Gewerkschaften in die gesund­
heitspolitische Gegenoffensive nach 1973 nahmen sich die Ma­
pöver und Winkelzüge des Regimes eher überstürzt und kon­
zeptionslos aus. Während die arbeitsmedizinischen Institutio­
nen in den Fabrikkämpfen weitgehend untergingen, suchten 
die Unternehmerverbände unter Regie des Fiat-Konzems ihr 
Heil im Arbeitsrecht. Sie boxten ein Arbeiterstatut durch (Statu­
to dei lavoratori), das im Mai 1970 in Kraft trat. Dort wurde ei­
nerseits die Absicht formuliert, den Zusammenhang von Krank­
heit und Wegbleiben von der Arbeit einer öffentlich-rechtlichen 
Kontrolle zu unterwerfen, also in der Perspektive eine neue 
'präventive' Arbeitsmedizin aufzubauen. 
Zum anderen wurde konkret die Machtposition der behandeln­
den Ärzte gestärkt, die im Kontext eines beispielsweise bei Fiat 
über Nacht aus dem Boden gestampften betrieblichen Überwa­
chungssystems zu 'Richtern' über Berechtigung oder Nichtbe­
rechtigung von Krankfeiern aufgewertet wurden. So hielt ein 
System von Krankenkontrolle durch die niedergelassenen Ärz­
te und 'Vertrauensärzte' Einzug, das freilich nie funktionieren 
sollte. Da die praktizierenden und Kontroll-Ärzte dort noch bis 
1974 in unvermittelten Kontraktbeziehungen zu den Kranken­
kassen standen, mußten die Unternehmer für diese neuen 
'Sonderleistun9en' der Überwachung selbst bezahlen. Damit 
war die Parteilichkeit der Ärzte von vomherein evident und die 
Arbeiter hatten keine Skrupel, ihre Krankschreibung bzw. 
Krankheitsbestätigung notfalls durch kollektive Gewaltanwen­
dung zu erzwingen. So erwies sich der überstürzte Gegenzug 
des Regimes als völlig uneffektiv. Er hat dadurch, daß er die 
Ärzte abrupt in die Konfrontation zwischen Arbeitern und Unter­
nehmern einschaltete, wesentlich zum Zusammenbruch des 
italienischen Gesundheitswesens beigetragen. 

Das zweite Gegenmanöver wurde auf regionaler Ebene gestar­
tet. Die Initiative ging ebenfalls von Fiat aus: Turin war und blieb 
zentrales Experimentierteid der spätkapitalistisch-gesundheits­
politischen Formierungsversuche, weil dort der Zusammenstoß 
mit den Arbeitern fast immer am heftigsten war und oft genug 
nationalen Signalcharakter hatte. Anfang 1969 machte sich die 
Turiner Provinzverwaltung daran, das psychiatrische Kontroll­
netz der Region zu reorganisieren. Es handelte sich um eine 
klassische Vorbeuge-Aktion, die das erklärte Ziel hatte, den ge­
rade erst beginnenden Angriff der Massenbewegung auf die al­
ten Institutionen zur asylmäßigen Vernichtung des Subproleta­
riats im industriellen Machtzentrum des Nordens um jeden 
Preis zu blockieren. Eine •technisch-organisatorische Kommis­
sion zur Restrukturierung der lokalen psychiatrischen HiHe« 
wurde aus dem Boden gestampft. Ihre Aufgabe war, das kom­
munale Vorfeld der vier großen Irrenanstalten der Provinz mit 
seiner zunehmenden sozialen Unangepaßtheit in das bisherige 
System 'psychiatrischer Versorgung' einzubeziehen. Eine typi­
sche Varianter der 'Gemeinde'- bzw. 'Sektorpsychiatrie' also, 
die offen darauf aus war, das alte System der Irrenanstalten da­
durch zu befestigen, daß diese ihre spezifischen Vorposten in 
die proletarischen Vierteln vorschoben. Als die 'Reform' anfing, 
waren in der Provinz 4.500 Menschen zwangsasyliert. Keiner 
von ihnen sollte freikommen, ihre Zahl nahm sogar zu. ZUsätz­
lich wurden aber 1.100 'Psychiatriearbeiter' mobilisiert - auch 
ein neues 'Berufsbild' wurde dabei geprägt -, um in 45 Ambu­
latorien, 11 psychiatrischen Sektoren und mit HiHe eines bom­
bastischen Netzes von 'SoforthiHe-Stationen' die Woge der 
proletarisch-subproletarischen Aufsässigkeit jenseits der Mau­
em der Irrenanstalten in den Griff zu bekommen. 
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Dies war aber nur die eine Seite - zweifellos eine sehr wichti­
ge, die von Anfang an darauf aus war, die 'exotischen' antiinsti­
tutionellen Psychiater im Karst von Görz und Triast niemals in 
die Zentren der Macht hineinzulassen. Lange bevor sich die 
Triester Irrenanstalt zu leeren begann, hatten die Akteure des 
Regimes ihre Gegenkonzeption präsent und den linkskommu­
nistischen Reformern das Terrain entzogen, auf dem die Ent­
scheidungsschlacht geschlagen werden sollte. Die andere Sei­
te war noch bedeutungsvoller. Die Turiner »Ambulatorien für 
Mentale Hygiene« wurden von ihren Planem als Aktionskerne 
verstanden, die weit über die 'Sektorpsychiatrie' hinauszielten. 
Ihre 'positive Aufgabe' wurde erweitert, sie sollten weitere In­
strumente zur Einwirkung auf das •Sozialverhaltenoc entwik­
keln. Zu diesem Zweck sollten ihnen nach und nach die in die 
Krise geratenen Institutionen der Arbeitsmedizin angeschlos­
sen werden, und zwar im spezifischen Sinn der 'Prävention' . ln 
die aktuellen Klassenkonflikte übersetzt, versteckte sich hinter 
der 'sektoralen Psychiatrie' und der 'präventiven Arbeitsmedi­
zin' der 'wissenschaftlich' kaum verschleierte Versuch, die neue 
proletarische Gegenkultur mit ihrer Verweigerung gegenüber 
der Fabrik und ihrer Aufsässigkeit in den Quartieren gesund­
heitspolitisch zu atomisieren. Der Diskurs über die 'falschen', 
nämlich 'kranken' neuen Bedürfnisse der Massenrevolte, mit 
dem die ganze heutige 'Gesundheitsreform' sich legitimiert, ist 
primär keine Erfindung der KPI, sondern ging von Agnelli aus. 

Die dritte große Linie des Gegenangriffs entfaltete sich in jenen 
Regionen und Städten, die seit 1968/69 von der 'alten' Linken 
(KPI und Sozialistische Partei) politisch mitkontrolliert wurden. 
ln der Emilia,der Toscana, der Lombardei sowie Venetien­
Friaul-Triast war von der Hektik, die die Entwicklung in Turin­
Piemont beherrschte, wenig zu spüren. Dort ging es nicht nur 
um den Absentismus und die Krise der Irrenanstalten, die mit 
den Unangepaßtheiten der neuen Gegenkultur nicht mehr zu­
rechtkamen: hier war Gesundheitspolitik Teil der Entscheidung 
der KPI, den 'historischen Kompromiss' von den Provinzen her 
durchzusetzen. Ihr Programm der 'sozialen Integration' der 
neuen Massenbewegung war tiefer fundiert. Die Krise der Ar­
beitsmoral, welche die bisherigen Grenzen zwischen angepaß­
ten Arbeitern und neuer Verweigerungskultur so bedrohlich 
verwischte, hatte aus der Sicht der KPI ihre Wurzel in der Unfä­
higkeit des Systems, eine den neuen Arbeitsnormen zuträgli­
che, kommunale Infrastruktur aufzubauen. Und da diese Er­
schütterung der sozialen Werte als 'gesellschaftliche Krankheit' 
folglich rein institutionell bedingt erschien, galt es sie durch 
neue Institutionen 'von unten her' zu heilen, die umfassend ge­
sundheitspolitisch orientiert waren. 

Also machte sich die KPI, mit der ihr verpflichteten linken Intelli­
genz im Rücken, in ihren 'roten' Bezirken und Städten an diese 
Aufgabe. Massenorganisationen linker Gesundheitsarbeiter 
entstanden ('Medicina democratica', 'Psichiatria democratica'). 
KPI-nahe Biostatistiker entwickelten ein neues Gesundheits­
konzept, das Epidemiologie, Vorbeugung von Krankheiten in 
Betrieb und Familie, Effizienzsteigerung der medizinischen 
Versorgung und Rehabilitation in ein strukturelles Gerüst so 
übersetzte, daß es als lokale Einheit wirksam werden konnte. 
Die lokalen sozio-sanitären Einheiten (unitä socio-sanitari locali 
- USSL) wurden zur alles beherrschenden Drehscheibe. ln ih­
nen sollten alle Fachgebiete der Organmedizin und der Psy­
chiatrie/Psychotherapie gemeinsam vor Ort 'sozial-sanitär' ak­
tiv werden. 
Tatsächlich machten sich seit Ende der sechziger Jahre zehn­
tausende von gesundheitspolitischen Aktivisten, überwiegend 
der KPI-Linken zugehörig, auf den Weg, um das Konzept des 
KPI-Biostatistikers Maccacaro in die gesellschaftlichen Struktu­
ren einzupflanzen. Sie waren von der Utopie beherrscht, im 
Prozeß der Transformation der alten gesundheitspolitischen 
Strukturen vom Privatarzt über die ameitsmedizinischen lnstitu-



te bis hin zu den Irrenanstalten ein Stück 'demokratischer Mo­
demisierung' zu leisten. Die partizipierende Einbeziehung der 
Ma~m in ein kooperatives Geflecht von Gesundheitsaufklä­
rung-Vorbeugung-Behandlung und Rehabilitation sollte sie von 
ihren neuen 'sozialen Krankheiten' befreien. 

So entstanden aus 'Medicina democratica' bzw. 'Psichiatria de­
mocratica' tausende von lokalen und regionalen Projekten, die 
überall da ansetzten, wo die sozialrevolutionäre Basisbewe­
gung - oft in ganz anderen Regionen - die alten gesund!Jeits­
politischen Strukturen außer Gefecht gesetzt hatte. Die partielle 
AuflöSung der Irrenanstalten und der Aufbau einer neuen de­
zentralen Psychiatrie waren nicht nur eine Sache von Görz und 
Triest, sondem wurden auch in Arazzo, Varese, Perugia, Pado­
va und der Emilia in die Wege geleitet, um nur die wichtigsten 
Beispiele zu nennen. Dabei warTriest zweifellos die Speerspit­
ze insofern, als dort die Auflösung von innen her, mit den Ärz­
ten als Avantgardisten und bald den Patienten als Bündnispart­
nem, vonstattenging, während sie in den anderen Konstellatio­
nen von den KPI-Verwaltungen gemanagt wurde. Aber es war 
nur eine Speerspitze innerhalb eines reformistischen Konzepts, 
das, wie das Triester Papier zeigt, sich nie aus der Vorstellung 
löste, die Verrückten seien durch ihre Einbeziehung in eine 'de­
mokratisierte' Leistungsgesellschaft zu heilen. 
Mindestens genau,so wichtig wie diese reformerisch-psychiatri­
schen Initiativen waren die vielen Teams für arbeitsmedizini­
sche Prävention, die in den KPI-kontrollierten Regionen ent­
standen. Schon vor 1973 waren es über 400, die den schwer­
bedrängten Gewerkschaften mit ihrer fachlichen Kompetenz 
halfen, die Arbeiterrevolten in den Fabriken über ein ausgeklü­
geltes Delegierten- und Fabrikrätesystem auf ihre Mühlen zu 
leiten. 
Den eigentlichen Kernpunkt der gesundheitspolitischen Bewe­
gung bildeten jedoch die 'sozio-sanitären Einheiten' selbst. ln 
den KPI-Regionen entwickelten sie sich mehr und mehr zu ei­
nem Doppel-Instrument neben den stagnierenden privaten Ge­
sundheitsinstltutionen; sie wurden allmählich zu institutionellen 
Stützpunkten oder gar Propaganda-Einrichtungen der Lokal­
verwaltungen. Dort, wo die KPI nicht am Ruder war, traten die­
se Einheiten, ort unter anderen Namen, die Nachfolge der 'ro­
ten Ambulatorien' an, die in den spontanen Masenkämpfen ent­
standen waren. So war es beispielsweise in Neapel: den 'am-

bulatori rossi' folgten 'Centri sanitari popolari' nach, die der 
späteren Linkskoalition Neapels den Weg ebnen halfen und ihr 
gleichzeitig ein neues Modell zur Vereinheitlichung.der sozialen 
und gesundheitspolitischen Dienste an die Hand gaben. 
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Bis 1973 entwickelten sich so die beiden Hauptströmungen der 
Gesundheits'reform', die von Fiat inaugurierte und die regiona­
le Gesundheitspolitik des 'historischen Kompromisses', zu­
nächst getrennt voneinander. Der Staat selbst war in der De­
fensive und gesundheitspolitisch praktisch nicht mehr präsent. 
Dei'WlCh hatten beide Richtungen inhaltlich weitgehende Ge­
meinsamkeiten: beide gingen davon aus, daß die von der So­
zialrevolte getragenen neuen Bedürfnisse - Ablehnung der al­
ten lnstiMionen, Kampf gegen die Arbeit und gegen alle Ein­
richtungen zur Anerziehung der spätkapitalistischen Leistungs­
moral - 'gesellschaftliche Krankheiten' waren. Beide hielten 
diesen Prozeß für eine Machtergreifung der alten subproleta­
risch-anarchistischen Unordnung über den an sich 'gesunden' 
Verhaltenskern des modernen lndustrieproletariats, freilich in 
neuem Gewand. Und beide setzten darauf, daß es möglich sei, 
diese 'Krankheiten' durch eine Modemisierung und Umstruk­
turierung der bisherigen 'sozial-sanitären' Einrichtungen zu hei­
len, welche die subproletarischen Unangepaßtheiten seit zwei 
Generationen so erfolgreich ausgegrenzt hatten. 

Die Unterschiede begannen erst hinsichtlich der Frage, wie die­
se Reorganisation zu bewerkstelligen sei. Was die Unterneh­
merseite betrifft, so setzte diese auf die Ausweitung der alten 
Strukturen in die Gesellschaft hinein, auf eine Verfeinerung der 
sozialtechnischen Anpassungsmechanismen durch neue Kon­
troll-, Überwachungs- und Bestrafungsorgane. Für die KPI war 
ein solcher Weg vor 1973 noch undenkbar. Ihre Gesundheits­
politik wurde weitgehend vom linken Flügel beherrscht, der teil­
weise weit in die Splittergruppen der Massenbewegung (II Ma­
nifeste, Lotta Continua) hineinreichte. Und der verband das 
Konzept der Korrektur des neuen antagonistischen Sozialver­
haltens mit der Machtfrage: die alten gesundheitspolitischen In­
stitutionen sollten entthront und in ein Geflecht von kooperati­
ven 'sozialsanitären Einheiten' einbezogen werden, das nicht 
mehr von den Gesundheitstechnikern allein betrieben werden 
durfte, sondern in die neuen Machtorgane der 'demokratischen 
Strukturreform' - Fabrikdelegierte, Quartiersräte usw. - einge­
baut war. 
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2.2 1973-197sm 

Mit diesem status quo war es schon 1973 vorbei. Im Nachhinein 
haben dies auch die inzwischen um die letzten Hoffnungen ge­
brachten linkskommunistischen Gesundheitsreformer erkannt: 
angesichtsdes neuasten totalitären Salto mortale der italieni­
schen Gesunheitspolitik setz,en sie den Beginn ihres Fiaskos 
übereinstimmend mit den Jahren 1972!73 an. 

Tatsächlich brachte das Jahr 1973 eine weitreichende gesund­
heitspolitische Weichenstellung. ln Turin kam es zu einem 'so­
zio-sanitären' Bündnis zwischen Agnelli und den durch die Fiat­
besetzung nach rechts radikalisierten Gewerkschaften, das der 
gesundheitspolitischen KPI-Linken die entscheidende Nieder­
lage einbrachte. Deren Anspruch, sozialsanitäre Reintegration 
mit demokratischen Strukturreformen und dem 'Recht auf Ar­
beit' für alle zu verbinden, war nicht mehr gefragt. Angeeignet 
wurde aus ihren Programmen um so konsequenter alles, was in 
ihnen an Möglichkeiten zur Steigerung der gesundheitstechni­
schen Effizienz gegenüber den neuen Massenbedürfnissen 
enthalten war. 

Was geschah nun 1973 in Turin im einzelnen? Kurz vor dem 
zweiten Turiner Aufstand trafen sich die Spitzen von Rat, die 
regionalen Gewerkschaftsfunktionäre von CGIL, CISL und UIL 
und die führenden Gesundheitspolitiker der Provinz, um über 
einen Pakt gegen die zunehmenden Verirrungen des 'gestione 
sociale' (Sozialverhaltens) zu beraten. Das Ergebnis, eine 
'Konvention zur Rekonstruktion der psychiatrischen Hilfe' sah 
zunächst recht mager aus. Es bestätigte die bisherige Entwick­
lung, sprach von der Notwendigkeit der Fusion von Sektorpsy­
chiatrie und 'präventiver' Arbeitsmedizin, enthielt aber anson­
sten nichts Neues. Es war als Dokument jedoch insofern von 
politischer Bedeutung, als die Gewerkschaften, auf ihre Art 
nach einer Antwort· auf den Druck der Arbeiter suchend, sich 
nun endgültig in eine konterrevolutionäre 'Arbeitsgemeinschaft' 
mit Agnelli und der Provinzverwaltung begaben. Die ersten ge­
meinsamen Kommissionen nahmen ab Februar 1973 ihre Be­
ratungen auf. 

Dann kam die militante Fist-Besetzung. Unter ihrem Eindruck 
wurde es beim Prototyp der späteren gesundheitspolitischen 
Formierung Italiens überaus lebendig. Im Juli 1973 wurde ein 
Zusatzprotokoll verabschiedet, das die von der KPI inzwischen 
in anderen Regionen präfigurierten 'lokalen sozio-sanitären 
Einheiten' als zentrale Basis-Institutionen des kapitalistisch-ge­
werkschaftlich-staatlichen Gegenangriffs aus der Taufe hob. 
Pro 50.000 Einwohner sollte eine 'psychisch-medizinisch-so­
ziale Equipe' geschaffen werden. Es war beabsichtigt, von zwei 
Polen her die erprobten kulturellen Werte zu reorganisieren, 
vom Arbeitsplatz und den Familien als den ke'insten Einheiten 
des 'Sektors' aus. Was den Arbeitsplatz betraf, so wurde das 
bisherige schwammige Prinzip der 'Prävention' erstmalig kon­
kretisiert: die 'homogene Gruppe' wurde als Möglichkeit ent­
deckt, die atomisierte Teilarbeit am RieBband und KreisföreJe­
rar zu 'revalorisieren'; gleichzeitig sollte die derart gruppenmä­
ßig 'aufgewertete' Fabrikarbeit aus dem Großbetrieb herausge­
nommen und in die Quartiere und Vorstädte zurückverlagert 
werden. ln Bezug auf die Familien waren die Ansätze noch re­
lativ zweideutig, jedoch war die Tendenz erkennbar, die familiä­
ren und gemeindlichen Strukturen in eine Art dezentraler Basis­
Irrenanstalt umzugestalten: durch 'Aufklärung', familienbezoge­
ne Krisenberatung, Fusion der bisherigen sozialen Dienste und 
deren Konzentration auf die 'sozialen Brennpunkte' in den 
Quartieren, besonders die jungen Arbeitsemigranten des Sü­
dens, sollte der 'Vandalismus der Arbeitsverweigerung' der 
Kontrolle der noch gesunden proletarischen Verhaltensstruktu­
ren übereignet werden. Hinter diesen 'positiven' Integrations-
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ansätzen stand eine Ausweitung der rein repressiven Kompo­
nenten von erheblichen Ausmaßen, aber auch die Absicht, die 
kommenden Techniker der integralen 'sozio-sanitären Hilfe' mit 
neuen und weiterreichenden Qualifikationen auszustatten. 

Damit war das Turiner Modell' als der zentrale Hebel der kom­
menden gesundheitspolitischen Formierung geschaffen. Es 
scheint bis 1976m kaum funktioniert zu haben und ist offen­
sichtlich deshalb von den linkskommunistischen Reformern, 
aber auch den post-opera,istischen Ansätzen der 'Autonomia' 
unterschätzt worden. Das hatte weitreichende Folgen, nicht zu­
letzt deshalb, weil KPI und Gewerkschaften dieses Konzept in 
den von ihnen kontrollierten Regionen und Städten seit 1975 
dazu benutzten, um ihre jeweiligen 'linken' gesundheitspoliti­
schen Flügel zu kappen und stattdessen von den USSL aus die 
'Arbeitsgemeinschaft' mit den Kapitalisten von unten her - im 
Sinn des 'historischen Kompromisses' - weiter auszubauen. 

Vor allem aber erwies sich das 'Turiner Modell' in den folgen­
den Jahren als ein lokaler KriS\allisationspunkt, um den herum 
sich nach und nach neue zentralstaatliche Reorganisationsker­
ne konstituieren konnten. Dabei agierte der Staat zunächst 
nach rein fiskalischen Gesichtspunkten: die Entdeckung, daß 
mittels der neuen 'sozio-sanitären' Grundeinheiten der explosi­
ve Anstieg des Gesundheits- und Sozialbudgets gestoppt wer­
den konnte, wurde just 1973 gemacht. Folglich wurde ein schon 
1968 verabschiedetes Gesetz, wonach ab 1971 die Bettenzahl 
der Irrenanstalten begrenzt worden war - es hatte u.a. dem 
antiinstitutionellen Psychiater Basaglia die Direktorenstelle in 
der Triester Anstalt gebracht - 1974 auf das gesamte Kran­
kenhauswesen ausgeweitet (Gesetz Nr; 386n4). Selbst in dem 
von ständig neuen Epidemien geschüttelten Neapel wurden die 
Bettenzahlen fortlaufend verringert, bis 1980 immerhin um 
5.000. Ein weiteres Gesetz ('Legge Stammati') beschränkte 
aber auch die Neuzulassung von Kassenärzten, fixierte das 
Honorar der staatlichen Krankenkassen auf 20.000 Lire pro Pa­
tient und Jahr - eine lächerlich niedrige Summe - und be­
strafte somit die niedergelassenen Ärzte und Kontrollärzte für 
ihre Unfähigkeit, einen wirksamen Sperr-Riegel gegen den 
überbordenden Absentismus aufzubauen. Hinzu kam eine ent­
sprechende Verschärfung der einschlägigen Bestimmungen im 
Arbeiterstatut, und zwar diesmal von der Justiz aus. 1975 setz­
ten die Turiner Justizbehörden eine Bestimmung durch, die es 
ermöglichte, krankfeierende Arbeiter unabhängig von dem -
institutionell ja nicht etablierten - Nachweis ihrer Arbeitsfähig­
keit unter bestimmten Voraussetzungen fristlos zu entlassen. 
Während diese Regelung in Turin selbst zunächst an der Stär­
ke des Arbeiterwiderstandes scheiterte - der Durchbruch kam 
in Turin erst 1979/80 -, wurde sie bis 19n national geübte 
Praxis. 

Den vorläufig letzten Höhepunkt erreichte die gesundheitspoli­
tische Formierung zwischen 1973 und 1976m mit dem soge­
nannten Obergangsgesetz Nr. 349m, das die bisherige direk­
te Kontraktbeziehung zwischen Kassenärzten und staatlichen 
Krankenkassen abschaffte. Wie 1931 in Deutschland wurde 
das Vertragsverhältnis zwischen Kassen und Ärzten reg~onal 
zusammengefaßt, aber nicht im Wechselspiel von Kassenärztli­
cher Vereinigung, Kassenverbänden und Landesversiche­
rungsanstalt, sondern in einem weiterreichenden regionalen 
Zusammenschluß aller gesundheitspolitischen Institutionen 
insgesamt, den 'Consorzi Sanitari di Zona'- CSZ. Das Bestre­
ben war eindeutig, in einer Art Zeitraffer die deutschen gesund­
heitspolitischen Kontrollstrukturen 'nachzuholen' und gleichzei­
tig unter dem Druck einer trotz aller Rückschläge zehn Jahre 
lang ungebrochenen Sozialrevolte weiterzutreiben. Die CSZ 
waren als regional agierende Zusatz-Strukturen geplant, wel­
che die entstehenden lokalen 'sozio-sanitären Einheiten' fi­
nanzpolitisch abdecken und in eine zentralistisch-gesundheits­
politische Umwälzung von riesigen Ausmaßen einbeziehen 
sollten. Ihre Funktion war also letzten Endes, die Hauptpfeiler 



des bisherigen Gesundheitswesens, Pflichtkrankenkassen und 
Verbände der niedergelassenen Ärzte, aufzulösen und in die 
neuen Machtstrukturen des Formierungsprozesses einzuschal­
ten. 

Spätestens hier stellt sich die Frage, warum die quantitativ und 
qualitativ so außerordentlich 'strategisch' plazierten links- und 
rätekommunistischen Gesundheitsreformer dem sich bis 1976/ 
77 klar abzeichnenden totalitären Formierungsprojekt nicht ihre 
Gefolgschaft versagt haben. Die Durchsicht ihrer überaus um­
fangreichen Pubblizistik zeigt ganz klar, daß sie vor dem Me­
netekel von Turin die Augen verschlossen haben. Bei den Ak­
teuren, die sie seit 1973 systematisch aus den linken arbeits­
medizinischen, psychiatrischen und allgemeinen Ambulatorien­
projekten in den sozialen Krisenpunkten ausschalteten, fehlte 
es nicht an offenen Absichtserklärungen darüber, was sie mit 
den entstehenden 'sozialsanitären Einheiten' und 'Regional­
konsortien' vorhatten. Gerade die Propagandisten der KPI-Ge­
sundheitspolitik nahmen kein Blatt vor den Mund. Sie ließen 
seit 1973fi4, spätestens aber seit der großen Wende von 
1975, keinen Zweifel daran, daß den neuen gesundheitspoliti­
schen Strukturen die Aufgabe zugedacht war, den 'gestione so­
ciale' 'sozialsanitär' in einen neuen Schraubstock von Auslese 
und Anpassung zu zwängen. Die KPI-Ideologen nahmen dabei 
den zaghaften Diskurs der 'Autonomia' über die Legitimität der 
'neuen Bedürfnisse' auf, um ihn mit nicht ungeschickter Dem­
agogie in eine Konzeption der 'richtigen' und der 'falschen' Be­
dürfnisse aufzuspalten: 'richtig' waren diejenigen, die die For­
mierung eines neuen Produktivitäts- und Effizienzdenkans ga­
rantierten, als 'falsch' , nämlich als terroristisch, wurde all das 
denunziert, was vom sozialen Verhalten her die Krise des Regi­
mes vertiefte, weil es angeblich nur die Vorstufe zum 'ersten 
Chile auf europäischem Boden' war. 

Die Antwort fällt uns nicht leicht. Maccacaro und Basaglia, die 
beiden Hauptexponenten der Reformbewegung, waren nicht 
nur hervorragende Ärzte, sandem auch Persönlichkeiten von 
enormer Statur, im Vergleich zu denen unsere hiesigen ge­
sundheitspolitischen Reformer als Nullitäten erscheinen. Die 
linkskommunistische Gesundheitspolitik war noch im antinazi­
stischen Partisanenkrieg entstanden. Die Entschiedenheit, mit 
der sie bis zu Beginn der Siebziger Jahre dem verkrusteten Ge­
sundheitswesen zu Leibe rückten, belegt ihr Engagement und 
ihre ZIVilcourage. Aber Maccacaro, Basaglia und die massen-
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hafte Anhängerschaft von 'Medicina' bzw. 'Psichiatria democra­
tica' waren nicht in der Lage, mit dem Effizienz- und Produktivi­
tätsdenken der spätkommunistischen Linken zu brechen. Viel­
leicht wäre Maccacaro angesichts der Seveso-Katastrophe 
vom Juli 1976 noch einmal ausgebrochen, aber er starb kurz 
danach. Basaglia hätte diese Möglichkeit gehabt. Er schlug sie 
aus und zog es vor, die sich 1976m radikalisierende Triester 
Anti-Psychiatrie zu spalten. So löste er 1977 endgültig ein, was 
er 1967 in der Auseinandersetzung mit dem revolutionären 
Bruch eines anderen bedeutenden Psychiater-Kollegen, näm­
lich Frantz Fanon, geäußert hatte: »Fanon konnte sich für die 
Revolution entscheiden, aus offenkundigen und objektiven 
Gründen können wir diesen Weg nicht beschreiten. Für uns 
heißt es weiterhin, die Widersprüche des Systems, das uns 
konditioniert, leben und ertragen; eine Institution verwalten, die 
wir ablehnen; therapeutische Arbeit leisten, von der wir nicht 
überzeugt sind, und dagegen angehen, daß unsere Institution 
- die ja durch unsere Aktion genauso zu einer Institution subti­
ler und verschleierter Gewalt wurde - für das System weiterhin 
nur funktional ist .. . « (Basaglia, Die negierte Institution, S. 371) 
Das sind ehrliche Worte, die stellvertretend eine ganze Bewe­
gung beleuchten, welche sich reformerisch in den nicht durch 
sie selbst, sandem durch die autonome Sozialrevolte geschaf­
fenen Nischen eingenistet hatte. Für sie war seit 1973 im italie­
nischen Sozialprozeß kein Platz mehr. Da sie sich der revolu­
tionären Initiative von unten verweigerte, mußte sie notwendi­
gerweise zu einem - hochbedeutsamen - Bestandteil des ita­
lienischen Formierungsprozesses werden. 

2.3. Die Entwicklung 1977 na 
Seit etwa 1977 trat der schleichend in Gang gekommene italie­
nische Formierungsprozeß auch gesundheitspolitisch in sein 
Entscheidungsstadium ein. Aber auch jetzt wurde der massive 
Durchbruch kaum bemerkt, weil er von punktuellen wie spekta­
kulär aufgebauschten Rückzugsmanövern gegenüber den letz­
ten Initiativen der Reformlinken überschattet war. Auf den er­
sten Blick hatten diese, von der Radikalen Partei nacheinander 
parlamentarisierten, Initiativen große Bedeutung. Das gewon­
nene Abtreibungsreferendum schlug sich im vielversprechen­
den Gesetz Nr. 194 nieder, welches die grundsätzliche Aner­
kennung des Selbstbestimmungsrechts der Frau über ihren 
Körper mit der Einrichtung von zunächst keineswegs restaura-



tiv wiri<enden Beratungsstellen für Familienplanung (Consulto­
rie familiari) verband. Nicht anders war es um das berühmte 
Psychiatriegesetz Nr. 180 bestellt. Bei allen Schattenseiten -
Beibehaltung der geschlossenen kriminalpsychiatrischen An­
stalten; systematische Datenerfassung aller, und sei es nur am­
bulatorisch in Erscheinung getretenen, Psychiatrisierten; Auf­
teilung der Verrückten in Analogie zur gleichzeitigen Gefäng­
nis'reform' in Resozialisierbare und Insassen von stationären 
Spezialabteilungen - kann nicht in Abrede gestellt werden, daß 
durch dieses Gesetz das InstiM der Zwangseinweisung gezü­
gelt und mit der Auflösung der Irrenanstalt der schleichenden 
Vernichtung von subproletarischer Unangepaßtheit durch die 
psychiatrische Gewalttätigkeit alten Typs ein Riegel vorgescho­
ben wurde. Inwieweit sich stattdessen die in Turin und den KPI/ 
PSI kontrollierten Regionen präfigurierte neue Form 'sozio-sa­
nitär-psychiatrischer' Gewalttätigkeit über die sektoralisierten 
Quartiere der Unteri<lassen ausbreiten würde, schien kurzfristig 
wieder offen zu sein. 

Freilich sprachen Aktivitäten in benachbarten gesundheitspoli­
tischen Krisengebieten, vor allem das Wechselspiel von Dro­
genszene und Drogenberatung, eine deutliche Sprache. Der in­
stitutionelle Gebrauch der - in den Quartieren der 'Autonomia' 
beispielsweise zunächst vom Regime geförderten - Drogen­
abhängigkeit gab den Formierern just in dem Augenblick neue 
Kontroll- und Repressionsmöglichkeiten an die Hand, wo sie im 
Kampf um die Nicht-Therapie der psychiatrischen Manifestatio­
nen einen Schritt zurückgewichen waren. Während die Reform­
Linke ihre letzten Schein-Siege erfocht, ging die Sozialrevolte 
der 'Autonomia' nach dem Scheitern des Aufstands von Bolo­
gna und der anschließenden Organisationsdebatten an der 
Droge Heroin unter: das Heroin stellte offensichtlich die letzte 
und selbstzerstörarische Rückzugslinie der neuen Bedürfnisse 
auf unmittelbare Verwiri<lichung außerhalb der unerschütterlich 
scheinenden sozialen Zusammenhänge dar. 
Auf jeden Fall trat die 'Autonomia' auch dort nicht mehr in Ak­
tion, wo die partielle lnstitutionalisierung der linkskommunisti­
schen Bestrebungen zur Gesundheitsreform zum letzten Mal 
von unten her in Frage gestellt wurde, nämlich bei den Kämp­
fen der Spitalarbeiter von Florenz. Ihr Streik von Ende Oktober 
1978 hatte sich zunächst unmittelbar gegen den verschärften 
Lohndruck und die intensivierten Arbeitsabläufe in den Kliniken 
gerichtet. Dadurch, daß sie nach wenigen Tagen die Forderun­
gen der proletarischen Krankenhauspatienten sich zu eigen 
machten, kamen sie in eine direkte und unvermittelte Konfron­
tation mit den gesundheitspolitischen Machtzentren des Regi­
mes, die mit der polizeilichen Zerschlagung ihrer Manifestatio­
nen und ihrer klinikinternen Koordinationspunkte reagierten. 
Was in Florenz lokal und mit begrenzten Forderungen angefan­
gen hatte, ist auf nationaler Ebene in einem erbitterten Zusam­
menstoß mit allen Ordnungskräften des Regimes entschieden 
worden. 
Wir sind davon überzeugt, daß hinsichtlich der gesundheitspoli­
tischen Auseinandersetzungen im engeren Sinn nicht die Re­
formgesetzgebung von 19n und 1978, sondern der im Okto­
ber/November 1978 brutal niedergeschlagene nationale Streik 
der Krankenhausarbeiterinnen und -arbeiter den letzten Anstoß 
zur umfassenden Formierung des Gesundheitswesens gege­
ben hat. 

Seit dem Herbst 1978 setzte in allen Institutionen und auf allen 
Ebenen des Regimes eine hektische Abschlußdebatte um die 
Verabschiedung eines umfassenden Gesundheitsgesetzes ein. 
Unabhängig von den allfälligen Skandalen und parlamentari­
schen Intrigen um eine Mitte-Rechts- oder die Reorganisation 
einer Mitte-Links-Regierung waren diese Auseinandersetzun­
gen intensiv, kontinuierlich und von einer für italienische Ver­
hältnisse außerordentlich gut funktionierenden Geheimhaltung 

gepragt. Über die Machtverschiebungen, die dabei stattgefun­
den haben, wissen wir bis heute wenig. Zweifellos waren die 
Spitzen der KPI an diesem Programmierungsweri< beteiligt. 
Aber auch sie schwiegen sich aus, selbst im internen Rahmen 
der Parteigliederungen und der angeschlossenen gesundheits­
politischen Massenorganisationen. Aus gutem Grund, wie sich 
bald zeigen sollte. Denn als das Gesetz durch die parlamentari­
schen Gremien durchgepeitscht und am 23. Dezember 1978 
als 'Gesetz Nr. 833' verabschiedet wurde, konnte sich auch der 
'linke' gesundheitspolitisch engagierte Flügel der KPI darin 
nicht mehr wiedereri<ennen, ganz einfach weil er darin nicht 
mehr vori<am. 

3. Die Dimensionen des 'gesellschafts­
sanitären' Angriffs 
Sehen wir uns das Gesetz 833 vom 23.12.1978 etwas genauer 
an, das, um einen von Pandolfi verfaßten Nationalen Gesund­
heitsplan 1980'81 erweitert, am 1. Januar 1980 in Kraft getreten 
ist. Um uns nicht in Details zu verlieren, werden wir im folgen­
den die wichtigsten Aspekte herausgreifen: die finanzpoliti­
schen Zusammenhänge, das Datenerfassungssystem, die in­
stitutionellen Strukturen und zuletzt die neuen Angriffspunkte, 
die dadurch gegenüber allen Sektoren der italienischen Unter­
klassen gesetzt wurden. 

3.1. 

Zunächst einmal: es handelt sich um ein 'Kostendämpfungsge­
setz' par excellence, im Vergleich zu dem sich die etwa zeitglei­
chen westdeutschen Ansätze wie ein Kinderspiel ausnehmen. 
Die Ausgaben im Gesundheitssektor werden rückwiri<end auf 
den Stand von 19n festgeschrieben, Steigerungen über die 
Ziffer hinaus verboten. Auf lange Sicht dürfen maximal 6 Pro­
zent des jährlichen Bruttoinlandsprodukts auf Gesundheitsaus­
gaben entfallen. Der auf dem Gesetz aufbauende'Nationale 
Gesundheitsplan' (PSN) baut diese finanzpolitischen Leitlinien 
strategisch aus, indem er fordert, durch Rationalisierungsmaß­
nahmen in allen Winkeln des Gesundheitswesens die Produkti­
vität der Ausgaben zu steigern und alle bisherhigen 'Vergeu­
dungs'erscheinungen zu beseitigen. Was das konkret bedeu­
tet, läßt sich rasch herzählen: Senkung der Bettenzahl der 
Krankenhäuser, Intensivierung der Belegungsdichte, Veri<ür­
zung der Liegezeiten, Einsparung von Personalstellen durch 
technische Umstellungen in bezug auf die Anstalten; den auf 
sie entsprechend zukommenden Druck sollen die vor-klini­
schen Einrichtungen durch die Einführung von Arbeitsbewer­
tungssystemen · und genauen Stellenbeschreibungen in den 
Ambulatorien, durch die Zentralisierung aller technisch spezia­
lisierten bzw. hochbezahlten Funktionen, durch das systemati­
sche Anheuern von unterbezahlten Teilarbeitern wie unbezahl­
ten 'Freiwilligen' auffangen; und die Patienten werden an allen 
Ecken und Enden zur 'Kostenbeteiligung' gezwungen, sei es 
direkt, beispielsweise durch ihre zwangsweise - und abgestuf­
te - Beteiligung an den Arzneimittelkosten (bis zu 20 Prozent), 
sei es indirekt dadurch, daß sie in ihren Familien wieder mehr 
unbezahlte Arbeit an ihren 'unproduktiven' und auf Sozialhilfe 
angewiesenen Mitgliedern (Alte, chronisch Kranke, Psychiatri­
sierte, jugendliche Drogenabhängige usw.) leisten müssen. 
Aber über diese unmittelbaren Funktionen hinaus erwies sich 
die fiskalische Seite des Gesetzes und des darauf aufbauen­
den Nationalen Gesundheitsplans auch als politisches Druck­
mittel. Da die Kostenerfassung und Mittelverteilung in einem 
dem Gesundheitsministerium direkt unterstehenden 'Nationa­
len Gesundheitsinstitut' zentralisiert wird, haben die Akteure 
auf nationaler Ebene das gesamte finanzielle Instrumentarium 
der jährlich ca. 30.000 Mrd. Lire zur Verfügung, um den refor­
merischen Wildwuchs' der vergangeneo Jahre auf einen 
Schlag zu beseitigen. Zu diesem Zweck wurde ein rein alge-
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braisches Schema entwickelt, um die theoretischen Gesund­
heitskosten einer jeden Region bzw. Provinz (mittlere nationale 
Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben von 19n, multipliziert mit 
dem Anteil an Wohnbevölkerung und korrigiert durch standardi­
sierte 'Risikofaktoren' - Säuglingssterblichkeit, Häufigkeit der 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, Sterblichkeitsquote der 
über Sechzigjährigen) im voraus berechnen zu können. Das 
bedeutet konkret, daß Regionen mit überproportional hohen 
Ausgaben, also historisch hoher reformerischer Aktivität, rein fi­
nanztechnisch bestraft, solche mit überwiegend konservativen 
Gesundheitsstrukturen und entsprechend niedrigen Kosten be­
lohnt werden: je nach der Differenz vom errechneten Standard 
sollen die regionalen Gesundheitsbudgets im ersten P-lanjahr 
um 1/6, im zweiten um 1/3, im dritten Planjahr um 50 Prozent 
steigen oder fallen! 

Es versteht sich von selbst, daß die solcherart programmierte 
'Homogenisierung der Regionen' nicht etwa die alten gesund­
heitspolitischen Machtstrukturen ankratzen wird,sondern die 
neuen in den Hochburgen des 'historischen Kompromisses' . So 
geben die Autoren von 'autogestione', einem linkskommunisti­
schen Blatt, unumwunden zu, daß das Gesetz Nr. 833 rein fi­
nanztechnisch den 'historischen Kompromiß' dort beerbt, wo er 
zur Modernisierung und Effizienzsteigerung des gesundheits­
politischen Kontrollnetzes beigetragen hat, und ihn gleichzeitig 
politisch als selbständigen Machtfaktor ausschaltet. Daß dieser 
Plan-Trick weiter links davon angesiedelte Initiativen, wie bei­
spielsweise die von Triest, noch eher auslöschen dürfte als die 
Experimente von Emilia, der Lombardei usw., ist nach alldem 
mit Sicherheit zu erwarten. 

3.2. 

Doch nun zu den Veränderungen in bezug auf die gesundheits­
politischen Daten. Um funktionieren zu können, braucht ein 
derart finanzpolitisch bestimmtes System eine Unsumme von 
Informationen. Wer die italienischen Verhältnisse auch nur ein 
wenig aus eigener Anschauung kennt, ist leicht zu der Annah­
me geneigt, bei dem ganzen Plan handle es sich um ein super­
bürokratisches Hirngespinst, welches nicht lebenskräftig sei, 
weil es eines garantierten Datenflusses von unten nach oben 
ermangele. Weit gefehlt, steht zu befürchten, zumindest im vor­
liegenden Falle. Es ist im Gegenteil gerade so alarmierend, mit-
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zubekommen, mit welcher Genauigkeit sich die Formierer um 
ein an die finanzpolitischen Kanäle angeschlossenes Informa­
tionsnetz gekümmert haben. Interessanterweise sind die Da­
tenspezialisten des Programmierungswerks just von der durch 
die KPI bewerkstelligten Verdrehung der Bedürfnis-Debatte 
ausgegangen. Sie rechtfertigen ihren in diesen Ausmaßen bis­
lang einmaligen Angriff auf das Arztgeheimnis und die persönli­
che Intimsphäre mit dem Argument, ein lückenloser Informa­
tionsfluß müsse installiert und mit dem Finanzverteilungs­
schlüssel gekoppelt werden, weil es doch darauf ankomme, die 
gesundheitlichen 'Bedürfnisse' der Bevölkerung zu erfassen 
und den Rückfluß der Gelder entsprechend deren Flexibilität 
elastisch zu gestalten. Freilich gehen sie im gleichen Atemzug 
weiter und erklären offen, es sei natürlich auch nötig, die 'richti­
gen' Bedürfnisse zu aktualisieren und die 'falschen' _, auszu­
schalten! Mit anderen Worten gestehen sie dem formierten 
Staat das Recht zu, an zentraler Stelle zu entscheiden, was an 
Lebensqualität genehm ist und was nicht. Und sie scheuen 
sich nicht, mit diesem offen vorgetragenen Projekt a Ia Großer 
Bruder ans Werk zu gehen, ohne daß es bislang zu nennens­
werten Widerstandshandlungen gekommen wäre. 

Soweit wir wissen, gingen sie dabei von zwei Schwerpunkten 
aus. Der erste konzentrierte sich auf die Hospitäler und die Po­
likliniken. Dort sollen inzwischen umfangreiche EDV-Anlagen 
installiert sein und auch weitgehend funktionieren. Jetzt soll 
darangegangen werden, die im Aufbau befindlichen 'sozial -
Slnitären Einheiten' ebenfalls mit Datensystemen auszustatten 
und über die Lokalbehörden mit der Krankenhaus-EDV zusam­
menzuschließen. Daß, solange das Informationssystem im Auf­
bau war, die ersten 'soziosanitären' Ambulatorien oft in den 
Kellern der Kliniken etabliert wurden, um sie mit deren EDV so­
fort kurzzuschließen (hier hatte auch der institutionelle Anti-Ter­
rorismus seine Hand im Spiel), sei nur am Rande erwähnt; und 
darauf, daß mit der Ausgabe detaillierter wie unverschlüsselter 
Personal- und Krankheitsdatenkarten sich das Institut der 
freien Arztwahl und des Arztgeheimnisses rein technisch in Luft 
auflöste, brauchen wir in diesem Kontext wohl nichVnehr einzu­
gehen. 
Der zweite Schwerpunkt wurde auf regionaler Ebene gesetzt. 
Seit der Gründung der 'Consorzi Sanitari di Zona' 19n soll dort 
auch in Sachen EDV viel geschehen sein. So wird berichtet, 
daß vor allem in einigen KPI-mitregierten Regionen, beispiels­
weise in der Toscana, schon ausgereifte regionale Gesund­
heitskataster bestehen, die eine 'gute' Ausgangsbasis für den 
Aufbau des regionalen EDV-Netzes darstellen. Sie brauchen, 



heißt es, nur noch um die Datensysteme der inzwischen aufge­
lösten Pflicht-Krankenkassen ergänzt zu werden, um überall in 
Funktion zu treten. Das alles berechtigt zu der Vermutung, daß 
der im Nationalen Gesundheitsinstitut inzwischen etablierte 
Zentralcomputer alles andere als auf töneren Füßen stehen 
wird! 

3.3. 

Und wie ist es um die institutionellen Strukturen bestellt, welche 
das Gesetz Nr. 833 vorsieht, um das Wechselspiel von Finanz­
planung und Datenerfassung zu realisieren? Hier müssen wir 
gleich vorab bemerken, daß die Umstrukturierung des Gesund­
heitswesens sich als ausschließlicher Angriff auf die Unterklas­
sen allein dadurch ausweist, daß die privaten Einrichtungen 
des Gesundheitswesens in keiner Weise tangiert werden: Wer 
genug Geld hat, also zur Großbourgeoisie oder zur neuen Oli­
garchie der Formierer gehört, der kann mit seiner/ihrer Ge­
sundheiVKrankheit umgehen wie zuvor. Niemand speichert 
seine Daten, schreibt die Behandlungsmethoden vor, und nie­
mand stellt die Notwendigkeit einer Aufnahme in die - Privat­
klinik in Abrede. Denn die gesundheitspolitischen Formierer 
werden sich davor hüten, glauben zu machen, das, was sie zur 
Sanierung der Proletarier ins Werk setzen, habe auch für sie 
und ihre Angehörigen Gültigkeit. So handelt es sich bei der gro­
ßen, von der KPI mit vorangetriebenen gesundheitspolitischen 
Formierung immer auch um ein gutes Stück der Restauration 
von l ~lassenmedizin. 

Beschreiben wir zuerst die lokale Ebene. Als erster gesund­
heitspolitischer Filter wird ein 'sozio-sanitärer' Distrikt (distretto 
socio-sanitario) eingerichtet, der aus den Medizinern aller 
Fachrichtungen einschließlich der Psychiater/Psychologen und 
den Sozialarbeitern der entsprechend zusammengefaßten So­
zialdienste besteht. ln diesem streng hierarchisierten Team 
wird sich in den nächsten Jahren entscheiden, ob die regime­
konforme Veränderung des 'sozialen Verhaltens' gelingt Oder 
scheitert. Die Behandlungsmethoden in der Abfolge 'Gesund­
heitsaufklärung und -beratung' - Vorbeugung - Behandlung 
- Nachsorge sind streng vorgeschrieben. Die Patienten-Klien­
ten werden nicht nur ambulant traktiert; es stehen auch Betten­
Abteilungen zur Verfügung, die interdisziplinär genutzt werden. 
ln diese Distrikte wird alles das an Personal hineingezwängt, 
was die Lokalverwaltungen aus der Reformära zu übernehmen 
belieben: die Initiativen für arbeitsmedizinische Vorsorge, die 
'Consultorie familiari' des Abtreibungsgesetzes, die Drogenbe­
ratungsstellen und natürlich die sektoralisierten Projekte für 
'Mentalhygiene'. Und eine Polizeistation ist auch dabei, damit 
erstens niemand aus der Klientenschar etwa auf die Idee 
kommt, seine Krankschreibung oder die Vererdung von häusli­
cher Pflege allzu hemdsärmelig zurchzusetzen; und last not le­
ast, um den polizeilichen Fahndungsapparat mit dem hervorra­
genden medizinischen Datenerfassungssystem an Ort und 
Stelle kurzzuschließen. 

Diesen 'sozio-sanitären Distrikten ' stehen 'Poli-Ambulatorien ' 
zur Seite, die über mehrere Distrikte übergreifen. Bei ihnen 
handelt es sich im allgemeinen um Einrichtungen, die technisch 
und personell besonders aufwendig sind (Labor- und Röntgen­
zentren, Tageskliniken, physiotherapeutische Zentren usw.). 
Seide Einrichtungen werden schließlich in der 'lokalen sozio­
sanitären Einheit' zusammengefaßt: letztere koordiniert die 
Ambulatorien mit der Krankenhausbehandlung und fungiert an­
sonsten als Datenlieferant für die übergeordneten Institutionen 
und als Kontrollorgan über die Basiseinrichtungen. Ihre interne 
Gliederung ist hierarchisch straff nach dem Direktorialprinzip. 
Hier fallen alle lokalen gesundheitspolitischen Entscheidungen, 
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von der Personalpolitik bis zur Geldverteilung. Hier wird also 
die Gesundheitspolitik lokal 'rationalisiert', und hier erhält jeder, 
in einer inzwischen eindeutigen KPI-Diktion, den 'ihm zuste­
henden Arbeitsplatz '. Diese USSL sollen für mindestens 50.000 
und für höchstens 200.000 Menschen zuständig sein. 

Streifen wir kurz den regionalen Sektor der gesundheitspoliti­
schen Programmierung. Es handelt sich um die durch das 
Überleitungsgesetz geschaffen 'Consorzi Sanitari di Zona', de­
ren Hauptfunktion darin besteht, die jeweiligen USSL der Pro­
vinz zu koordinieren und zu überwachen. Sie sind also Sam­
melstelle für Gesundheitsdaten, sie überprüfen mit anderen 
Worten, wo 'gerechtfertigte' Bedürfnisse unbefriedigt geblieben 
sind und wo sich 'falsche' Bedürfnisse allzusehr ausbreiten. 
Das kurz zuvor etablierte regionale Kontraktverhältnis zwischen 
Ärzten und Pflichtkrankenkassen ist also wieder beseitigt, es 
war nur eine kurze Zwischenstufe im Prozeß zentralstaatlicher 
Formierung. Im Effekt handelt es sich um nichts anderes als ei­
ne regionale Gesundheitspolizei, deren technische Manager 
sich derzeit in ihre Startlöcher begeben, um das große Projekt 
der 'sozio-sanitären' Korrektur der Massenbedürfnisse zu steu­
ern und jenseits der Streitigkeiten gesundheitspolitischer 
Selbbstverwaltungsorgane dem abstrakt festgesetzten nationa­
len Level anzupassen. 

Indes hat das totalitäre Sanierungskonzept gegenüber der Ge­
sellschaft auf regionaler Ebene eine gewichtige Einschränkung 
insofern erfahren, als die korrespondierenden betriebsmedizi­
nischen Einrichtungen vorerst außen vor blieben. Stattdessen 
ist parallel zu den CSZ ein Ergänzungs-Instrument der Werks­
medizin im Entstehen, das zwar auf die betriebsmedizinischen 
Präventionseinrichtungen auf Lokalebene zurückgreifen soll, 
jedoch von regionaler Ebene aufwärts an selbstständig bleibt. 
Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Unter den gegenwärti­
gen Machtkonstellationen wagt es noch niemand, die Forde­
rungen der KPI-Stammarbeiterbasis nach der Beseitigung des 
gesundheitlichen Raubbaus in den Betrieben als 'ungerechtfer­
tigt' zu bezeichnen. Man wartet also - mit stillschweigender 
Duldung der KPI - zu, bis sich das arbeitshygiensiche Bündnis 
zwischen den Fabrikräten bzw. -delegierten und den linksintel­
lektuellen Praktikern der lokalen Präventionsgruppen (Servizi 
Medicinali preventive per gli ambienti di lavora - SMAL) in der 
Restaurationsepoche der achtziger Jahre verläuft, bevor man 
es wagt, den lokalen Programmierungsprozeß rückwirkend auf 
die Fabriken auszuweiten! 

Was die zentrale Ebene betrifft, so haben wir ihre Funktionen 
oben (unter 3.1. und 3.2.) beschrieben. Hinzuzufügen bleibt nur 
noch, daß das 'Nationale Gesundheitsinstitut' als unmittelbares 
Steuerungsinstrument der Regierung anzusehen ist, welchem 
ein 'Nationaler Gesundheitsrar - wie es immer so schön heißt 
- 'beratend zur Seite stehen wird' . Die Posten sind inzwischen 
alle besetzt, und zwar von Persönlichkeiten, die mit ihren Bio­
graphien absolut dafür einstehen, daß der Programmierungs­
prozeß als das ablaufen wird, als was er gedacht ist: als sozial­
und gesundheitspolitische Konterrevolution des formierten Par­
teiensystems Italiens, welches sich die KPI als erste Triebkraft 
der Restauration am Rande der Machthebel so lang wie mög­
lich erhalten will. 

3.4. 

Welches sind schließlich die neuen Angriffspunkte gegen die 
Unterklassen, welche das italienische Regime mit dem Gesetz 
Nr. 833 festschrieb? Sie ergeben sich, meinen wir, unmittelbar 
aus den Bestimmungen im Gesetz und den Folgeerlassen des 
fixierten gesundheitspolitischen Formierungsprozesses. Des­
halb wollen wir sie hier nur noch einmal gerafft zusammenfas­
sen. 



Erstens: die freie Arztwahl entfällt, zuständig ist nur noch die 
jeweilige Equipe des Lokaldistrikts. 
Zweitens: das Arztgeheimnis und das Recht auf die private 
Intimsphäre sind beseitigt. Wer sich in Behandlung begibt, stellt 
seine persönlichen, sozial-familiären und Gesundheitsdaten ei­
nem lnfonnationssystem zur Verfügung, das in einem zentralen 
Computer des Gesundheitsministeriums endet und für alle In­
stitutionen des Regimes uneingeschränkt zur Verfügung steht. 
Drittens: die medizinischen Versorgungseinrichtungen sind 
ausnahmslos der Polizei angegliedert. Wer etwas vor der Poli­
zei zu verbergen hat, muß auf seine medizinische Versorgung 
verzichten. 
Viertens: das Krankfeiern als infonnelle Vennittlungsstufe 
des Arbeiterkampfes wird administrativ blockiert, und zwar ef­
fektiv - im Gegensatz zu früher. Damit kommen alle Möglich­
keiten in Fortfall , sich kurzfristig dem restaurierten Despotismus 
der dezentralisierten Fabrikarbeit zu entziehen. Dies fällt be­
sonders deshalb ins Gewicht, weil die kompensatorischen ar­
beitsmedizinischen Ausgleichsmöglichkeiten auf Fabrikebene 
stagnieren. 
Fünftens: wer sich in Zukunft in medizinische Behandlung 
begibt, wird, ob er will oder nicht, einer umfassenden gesund­
heitspolitischen Propaganda ausgesetzt. Wer Vorbeugungsak­
tionen, Rehabilitationsauflagen usw. verweigert, gilt in Zukunft 
als Objekt, dem seine 'falschen' Bedürfnisse ausgetrieben wer­
den müssen. 
Sechstens: die aus der Refonnperiode übernommenen ge­
sundheitspolitischen Dienste werden innerhalb der USSL in ihr 
Gegenteil verkehrt. Zum Beispiel die 'Consultorie familiari' des 
Abtreibungsgesetzes: Veröffentlichungen über die Jahre 1978-
1980 zeigen, daß sie nicht mehr dem Selbstbestimmungsrecht 
der Frauen über ihren Körper dienen, sondern einen wachsen­
den Gebärzwang ausüben. Die Folge ist, daß sich die Frauen 
erneut auf den erniedrigenden Abtreibungsmarkt begeben 
müssen. Ähnliches wird über die sektoralisierte 'Mentalhygiene' 
berichtet: wer sie konsultiert, wird mehr denn je sozial ausge­
grenzt. 
Siebtens: die den USSL angegliederten Sozialdienste gehen 
immer mehr dazu über, die Sozialhilfeempfänger und Behin­
derten von den Unterstützungszahlungen auszuschließen. 
Stattdessen müssen ihre Familien - soweit vorhanden - sie 
durchbringen. Den Frauen wird ein wachsendes Maß unbe­
zahlter Hausarbeit aufgebürdet. Auch die Plätze im Kindergär­
ten, Kindertagesheimen, Altenasylen usw. sind rückläufig. 
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Achtens: die Tätigkeit der Gesundheitsarbeiter selbst wird in­
tensiviert, rationalisiert und neu hierarchisiert. Die Arbeitsplatz­
bewertung und das Leistungslohnsystem werden eingeführt. 
Neuntens: das in der antiinstitutionellen Psychiatrie erstmals 
erprobte System der 'freiwilligen Helfer' und der unterbezahlten 
Zusatzkräfte ohne festen Arbeitsvertrag und Sozialversiche­
rung wird breit institutionalisiert. 
Diese Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen. Uns genügen 
diese hauptsächlichen Aspekte. Wer sich im gesundheitspoliti­
schen Alltag ein wenig auskennt, weiß, was sie zusammenge­
faßt bedeuten. Die gesundheits- und sozialpolitische Konterre­
volution marschiert in Italien, trotzaller partiellen Rückschläge 
und trotz der jüngsten notwendig gewordenen Verlängerung 
des Pandolfi-Zweijahresplan auf die Dreijahresperiode 1980-
1982. 

4. Die gesundheitspolitische Konterre­
volution in Italien und wir 

Was bedeutet das alles für uns, die wir nicht in Italien leben, 
sondern gegen die gesundheitspolitische Restauration in der 
BAD kämpfen? Die Bilanz ist bedrohlich, wenn nicht beängsti­
gend. Und zwar nicht zuletzt deshalb, weil es sich hinsichtlich 
Italiens nicht um eine weitab gelegene Bananenrepublik han­
delt, sondern um ein Mitglied der EG, in dem nichts geschieht, 
was vom sozialpolitischen Management der 'Gemeinschaft' 
nicht gutgeheißen wird. 
Zunächst einmal müssen wir uns vergegenwärtigen, daß die 
italienische Entwicklung in zwei bis drei Jahren einen Prozeß 
durchlaufen hat, zu dessen Absolvierung die deutsche Ge­
sundheitspolitik über vierzig Jahre benötigte. Und gleichzeitig 
geht dieser Prozeß in Italien weiter: dort werden inzwischen 
Konzepte realisiert, die hierzulande immer wieder einmal auf­
tauchen, aber immer wieder auch gebremst worden sind. Uns 
hilft es nicht viel , wenn wir uns angesichts dessen entweder 
achselzuckend abwenden oder aber mit euphorischen Bemer­
kungen über die Stärke des Klassenkriegs von unten kontern, 
der solche konterrevolutionäre Formierungsanstrengungen er­
zwingt. Uns hilft es auch nichts, wenn wir schadenfroh auf die 
Rolle der KPI hinweisen, die im Kampf gegen die autonome So­
zialrevolte und danach gegen ihre eigenen Gesundheitspoliti­
ker vom linken Flügel inzwischen Positionen einnimmt, welche 



sich weitaus erbarmungsloser ausnehmen als die hiesigen Pro­
jekte und Planungen für einen sozialdemokratischen Herbst. 

Über die historischen Parallelen, aber auch die Nichtüberein­
stimmungen, muß noch detailliert gearbeitet werden. Etwa über 
die Frage, warum es zwar schon 1931 in Deutschland zur Auf­
hebung der direkten Kontra~beziehungen zwischen Ärzten 
und Pflichtkrankenkassen kam, warum es aber später der NS­
Gesundheitspolitik nicht gelang, ihre weiterreichenden Formie­
rungsprojekte durchzuziehen. Tatsächlich ist die Übereinstim­
mung zwischen den diesbezüglichen Plänen der braintrusts der 
'Deutschen Arbeitsfront' und der in Italien jetzt entstehenden 
gesundheitspolitischen Realität frappierend: nur hießen die lo­
kalen sozio-sanitären Zentren damals 'Orts'- bzw. 'Betriebsge­
sundheitsstationen ' und der Kampf gegen das Krankfeiern be­
diente sich zuletzt der 'mobilen vertrauensärztlichen Dienste' . 
Allerdings wurden die Vorschläge zur Zentralisation der Kran­
ken- und Sozialversicherung damals Makulatur, und die ganz 
ähnlich klingenden Vorschläge für ein 'Gesundheitswerk des 
deutschen Volkes' wurden in die Nachkriegsplanungen ver­
bannt. Wa~ werden uns die KPI-Technokraten entgegenhalten, 
wenn wir sie eines Tages der direkten Anleihen bei den NS-So­
zialpolitikern überführen? Aber sind es überhaupt Anleihen? 
Haben die bis heute so tabuisierten und - nicht zufällig - dem 
geschichtslosen Dunkel überlassenen NS-Eierköpfe nur Ent­
wicklungen vorwegnehmen wollen, die dem Klassenkrieg in al­
len spätkapitalistischen Gesellschaften immanent ist? 

Aber auch die unmittelbaren Parallelen sind bedrohlich genug. 
Was sich in Italien abrupt durchzusetzen beginnt, wird bei uns 
scheibchenweise dosiert. Das Betriebsarztgesetz von 1974, 
das Kostendämpfungsgesetz im Gesundheitswesen, die 1976/ 
77 angelaufene 'Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen', 
das Krankenhausfinanzierungsgesetz, die längst angelaufene 
'produktive' Rehabilitation der Behinderten durch mehr oder 
weniger offene Zwangsarbeit, die Regionalisierung der Psy­
chiatrischen Dienste und der zweifelhafte Boom der Gemein-

depsychiatrie usw.: sind diese Fragmente gesundheitspoliti­
scher Formierung, einmal synthetisch betrachtet, nicht auch 
Alarmzeichen? Sind wir nicht auch in der BAD schon sehr nahe 
an einem alles umfassenden 'Nationalen Gesundheitsplan', der 
nur eine mittlere Sozialrevolte und einen überproportionalen 
Anstieg der Krankenstände benötigt, um im Rückgriff auf Italien 
in Aktion treten zu können? Re-Import des 'Modells Italien', um 
das so glorreiche 'Modell Deutschland' zu stabilisieren? 

Wir werden den Verdacht nicht los, daß die bundesrepublikani­
schen Sozialpolitiker - der EG-Sozialfonds sowieso, sogar in 
Triest- 1974 in Italien direkt eingegriffen haben, als die frisch 
aus der Taufe gehobene Schmidt-Genscher-Regierung ihre 
Zahlungen für die italienische IMF-Kredittranche mit ominösen 
Auflagen zur Sanierung der Sozialpolitik verband. Sollte dies 
der Fall gewesen sein, und einiges spricht dafür, nicht zuletzt 
die ständigen Konsultationen zwischen SPD und KPI, dann 
könnte die sozialliberale Koalition durchaus aus zwei Beweg­
gründen gehandelt haben: einmal, um den für die ganze EG 
bedrohlich gewordenen sozialrevolutionären Funken in Italien 
'sozialsanitär' wegprogrammieren zu helfen; zum anderen aber 
auch, um in Italien Experimente zu starten, für die die bundes­
deutschen Verhältnisse noch nicht reif waren ... 

Ob so oder so. Wir sollten den Fall Italien zum Anlaß nehmen, 
um unsere eigenen gesundheitspolitischen Realitäten ernsthaf­
ter unter die Lupe zu nehmen. Und das Fiasko der italienischen 
gesundheitspolitischen Linken sollte Anlaß dazu sein, über un­
sere eigne Rolle im Dschungel der bundesdeutschen Gesund­
heits- und Sozialpolitik nachzudenken. Wir sollten von unseren 
allzu blauäugigen Illusionen wegkommen. Wissen wir wirklich 
so genau, wem wir mit unseren Träumereien von 'gemeindena­
her Psychiatrie', 'demokratisierter Sozialarbeit', 'alternativer 
Medizin' und 'alternativen Gesundheitsläden' in die Hände ar­
beiten? 

Wir wollen Basaglia 
als Direktor von Asinara 

* Asinara = berüchtigtes Hochsicherheitstrakt-Gefängnis in _. Italien. Anm. d. Obers. 

Effizienz, Mobilität, Flexibilität und die Kontrolle der Nervenheil­
anstalten sind nötig, um der »Ausweitung der sozialen Unange­
paßtheit« zu begegnen. Die Psychiatrie, auch wenn sie »neu« 
sein mag, sieht sich vor die Aufgabe gestellt, immer größere 
Anteile der Bevölkerung in ihren eigenen Regelkreis aufzuneh­
men. Dies wäre bei der alten Struktur des Irrenhauswesens 
nicht möglich gewesen. 

Im September 1977, wenige Tage nach dem Anti-Repressions­
kongreß von Bologna, ereignete sich unter einem Zirkuszelt vor 
3000 Personen, die aus halb Europa und aus Lateinamerika 
angereist waren (Psychiatern, Medizin- und Psychologiestu­
denten, Verwaltungsbeamten, Patienten und Ex-Patienten, 
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Psychiatriearbeitern und Neugierigen), ein Skandal. Etwa 30 
Genossen wagten es, die Kathedrale der »neuen Psychiatrie" 
zu entweihen, die heilige Kuh der am weitesten gediehenen 
Reform in einem Land, das in jenen Tagen als das ,.freieste 
Land der Weit .. bezeichnet wurde: Basaglia und das Psychiatri­
sche Krankenhaus von Triest. 
Das »Dritte Internationale Treffen von Triest .. , das eigentlich ei­
ne Feier der Reformerfolge der Psychiatrie von Triest und von 
Italien sein sollte, und mit ihm das Forum für die aseptische De­
batte der bekanntesten Vertreter der »neuen Psychiatrie« auf 
Weltebene (Basaglia, Guattari, EI Kaim, Castel usw.), geriet in 
eine sieben Tage andauernde politische Auseinandersetzung. 
ln dereri Mittelpunkt stand vor allem die Beziehung zwischen 



der kapitalistischen Restruktuierung der Repressionsmecha­
nismen, einer Refoimbewegung aus dem mittlerweile weit zu­
rückliegenden Jahr 1968, die nunmehr nach neun Jahren auf 
institutioneller Ebene praktische Ergebnisse erzielt hatte, und 
einer Klassenbewegung, die sich in diesem Jahr mit ihren The­
men und ihren Kampfformen vorgestellt hat. Letztere maßte 
sich das Recht an, auch in der Auseinandersetzung mit dieser 
Reform der repressiven Funktion des »lrrenhaus«-Staates ihre 
eigene Meinung vorzutragen. Sie ging davon aus, daß diese 
Reform vom Psychiatrischen Krankenhaus Triest gegenüber 
der Stadt und in bezug auf ihren beispielhaften Signalcharakter 
gegenüber ganz Italien repräsentiert wurde. 
Und das war auch der Beginn einer politischen Arbeit, die eine 
Gruppe von Genossen bis heute auf diesem Gebiet fortführt. 
Wir halten es für notwendig, darüber eine Diskussion zu eröff­
nen. Dabei spielt für uns auch die Tatsache eine Rolle, daß jene 
Kliniken, die einmal als »avantgardistische Erfahrungen« galten 
- wie beispielsweise die psychiatrischen Hospitäler von Triest, 
Arezzo und Perugia, - ein Gesetz zur Reform der psychiatri­
schen Hilfe, nämlich das Gesetz Nr. 180 aus dem Jahr 1978, 
bewirkt haben. Dieses Gesetz veranlaßt jetzt die Irrenhäuser in 
ganz Italien und somit die gesamte repressive Maschinerie der 
Irrenanstalten, sich diesen Erfahrungen anzupassen. 

Wir sprachen über die zweifellos vorhandenen praktischen Re­
sultate. Die alte Institution Irrenanstalt von Triest gibt es nicht 
mehr (mittlerweile auch kaum noch in Gestalt der Anlage) . Die 
Zahl der stationären Patienten ist von 1500 auf 300 gesunken 
(die alle nur noch als »Gäste« bezeichnet werden) . Es funktio­
nieren sechs »Zentren für geistige Gesundheit« (CSM) im 
Stadtgebiet. Eine ganze Stadt ist gezwungen, sich mit den »be­
freiten Irren« auseinanderzusetzen. Und von unserer Seite kam 
eine Provokation (beim Ruf »Wir wollen Basaglia als Direktor 
von Asinara«) und kamen Fragen. Pronationen und Fragen 
waren (mehr noch als an den Professor) an eine Mannschaft 
gerichtet, die sich oft, wenn auch in widersprüchlicher Weise, 
als politisches Kollektiv charakterisiert hat und sich zum größ­
ten Teil aus Ärzten zusammensetzt, die aus den Universitäten 
von 1968 gekommen wafen und den antiinstitutionellen Kampf 
in die Hospitäler getragen hatten. Diese Manschaft ist in ihrer 
Arbeit oft mit der KPI, den Lokalverwaltungen, der Gewerk­
schaft und mit den anderen demokratischen Psychiatern, die 
mit der »neuen Linken« stärker organisatorisch verbunden wa­
ren, zusammengestoßen. 
Provokationen und Fragen, die den ersten Zusammenstoß zwi­
schen den Inhalten der Bewegung und sieben Jahren der »anti­
institutionellen Arbeit« bewirkt haben: 
- Ist es Zufall, daß in Triast die Nervenheilanstalt geschlossen 
wird (und der Staat ein Gesetz herausbringt, durch das dieses 
Beispiel verbreitet wird), während gleichzeitig und parallel dazu 
eine Gefängnisreform zustandekommt, die neben der Einfüh­
rung des Spezialgefängnisses vom gleichen Prinzip der Re -
labilitation und Resozialisierung ausgeht? 
- Ist vielleicht - möglicherweise rein zufällig - eine Selektion 
bei der Unterstützung und der Wiedereingliederung von An­
staltsinsassen und entlassenen Anstaltsinsassen erfolgt, die 
vom Grad ihres Glaubens an die »sozialen Werte« und ihrer 
Anpassungsmöglichkeit an diese Werte ausging? Und werden 
die anderen ihrem sogenannten Schicksal überlassen (Chro­
nischkranke, Insassen der kriminalpsychiatrischen Abteilun­
gen, »natürlicher Tod•, »Selbstmord•, usw.)? 
- Und genügen die »Zentren für geistige Gesundheit• (CSM) 
vielleicht nur der Anforderung nach einer effizienteren, mobi­
leren, umfangreicheren und flexibleren Funktion und Kontrolle, 
Einschüchterung und Behandlung, wie sie die Irrenanstalt ltiher 
mit einem Kostenaufwand erfüllte, welcher, wenn man die 
»Ausweitung der gesellschaftlichen Unangepaßtheit• in Be­
tracht zieht, laut ausdrücklicher Erklärung der Provinzialverwal­
tung heute gesellschaftlich und ökonomisch nicht mehr tragbar 
wäre? 
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- Entsprechen die CSM etwa nicht dem Erfordernis, immer 
größere Teile der Bevölkerung zu psychiatrisieren, d.h. in den 
Regelkreis der Psychiatrie (auch wenn sie sich »neu• nennt) 
einzuschleusen, was mit der alten Struktur des Irrenhauses 
nicht zu bewerkstelligen gewesen wäre? 
- Ersetzen die CSM vielleicht nicht genau die Funktion der So­
zialhilfe, der Quartierkomitees, der zivilen Überwachung (sor­
veglianze civile), der Beratungszentren, Stadtteilpsychologen 
usw., also all jener sogenannten sozialen Instrumente, welche 
die Randgruppen (proletariato marginale) kontrollieren, aus­
sondern, requalifizieren und aus dem Verkehr ziehen? 

Diese Analysen und Fragen schienen uns weder spitzfindig in­
tellektualistisch, noch einfach zu beantworten. Aber es schien 
uns nötig, sie zu stellen, um eine militante Praxis in den Ausein~ 
andersetzungen mit einer Erfahrung wie der der Triester Psy­
chiatrischen Klinik zum Ausdruck zu bringen. Und die ist inso­
fern interessant, als es sich im Vergleich mit jeder anderen Si­
tuation/Institution vielleicht um die wichtigste, nämlich kompak~ 
teste und homogenste Einrichtung handelt, in der eine Gruppe 
von Technikern arbeitet, die sich selbst als KPI-Linke bezeich­
net. 

Wir glauben, daß Triest heute als Prüfstein für die Verspre­
chungen der verschiedenen theoretischen Ansätzen angese­
hen werden kann, die sich nach der 68er Revolte in bezug auf 
die Arbeit in den Institutionen entwickelt haben und die darauf 
abzielten, deren Funktion als Regulations- und Repressionsin­
strument des Kapitals und des kapitalistischen Staats anzugrei~ 
fen. 
Angesichts einer so vielschichtigen Wirklichkeit könntenwir uns 
eine Menge Oberprüfungsmöglichkeiten vorstellen, von denen 
aus man versuchen könnte zu verstehen, in...,ie-weit die Erfah­
rung der Triester Mannschaft nicht tatsächlich statt zum Bruch 
mit der Institution zur nackten und einfachen Anpassung an das 
geführt hat, was heutzutage die neuen kapitalistischen Erfor­
dernisse der Kontrolle und der Repression ausmacht. Wir ha" 
ben hier zwei Gesichtspunkte ausgewählt, die wir für die we­
sentlichen halten. Der erste geht darum, wie sich das Kranken­
hauspersonal mit einigen materiellen Bedürfnissen auseinan­
dergesetzt hat und auseinandersetzt, die der psychiatrische 
Umgang in bezug auf das Randgruppenproletariat hervorbringt .• 
Der zweite betrifft den praktischen Betrieb und die Funktion der 
»Zentren für geistige Gesundheit«. 

Zitat aus dem Einleitungsreferat der Triester Psychiatriearbeiter 
auf dem »Dritten Internationalen Treffen der Neuen Psychiat­
rie«: »Vorrangiges Ziel des ersten Aktes der institutionellen 
Transformation wurde somit die Rekonstruktion der Persönlich­
keit und ihrer sozialen Identität: alle Normen abzuschaffen, die 
die persönliche Abhängigkeit der Internierten regelten, und 
konkret ihre Identität als juristische Person wiederherzustellen; 
die ökonomischen Ressourcen wiederanzueignen, die für ihre 
Eingliederung in den Kontext der sozialen Tauschverhältnisse 
unabdingbar sind; unwiderruflich die Voraussetzungen zu 
schaffen, die ihre Existenz als Glied des sozialen Körpers er­
möglichen. Mit anderen Worten: ein vormundschaftliches Ver­
hältnis in eine Vertragsbeziehung umzuwandeln.« 
Zweifellos ist diese Operation vollständig gelungen: heute kann 
niemand mehr abstreiten, daß das Randgruppenproletariat, 
das vormals mit seiner Asylierung in der psychiatrischen Anstalt 
den Teufel ausgetrieben bekam und ausgelöscht wurde, heute 
nur n~h schlicht und einfach in jener Rolle fixiert wird, die ihm 
ihm »Regelkreis der sozialen Tauschbeziehungen• zugedacht 
ist (bzw. in die es nach seiner Entlassung aus dem Psychiatri­
schen Hospital geschoben wurde): es bleibt also genau Rand­
gruppenproletariat Bis dahin ist das nicht Besonderes. Einer­
seits könnte niemand sagen, dem Randgruppenproletariat gin­
ge es im lrrenhau~ mit seiner Körperfesselung, seiner Elektro­
schockbehandlung usw. besser als auf der Straße. Anderer­
seits ist bekannt, daß die kapitalistische Arbeitsorganisation 



heute immer größere Mengen von »Randgruppenarbeitem« 
braucht und daß bei der Herstellung eines stabilen Gleichge­
wichts zwischen »Offizieller Arbeit« und »Schwarzarbeit« sich 
das Kapital auch der Mobilität und der subjektiven Labilität der 
Jugendlichen und der sozial am schwächsten gestellten Arbeit 
bedient. 
Genau das, was inzwischen zur Kulisse eines politischen Zu­
sammenstoßes geworden ist, hat jedoch zur neuen psychiatri­
schen Organisation als einer spezifischen Antwort geführt, die 
aus den Ruinen des Irrenhauses hervorgegangen ist. Das ist 
es, was diese neue psychiatrische Organisation zu den Bedürf­
nissen, zum Kampf, zur Forderung nach Einkommen und Un­
terstützungsleistungen beigetragen hat und beiträgt, womit sich 
das Randgruppenproletariat in diesem inzwischen stabilisierten 
"Vertragsverhältnis« bewegt. 

Exemplarisch ist in diesem Zusammenhang die Wohnungsfra­
ge geworden. Ein zentrales Problem, seit Jahren im Kern der 
tausende von Forderungen, die dieser, von ein paar tausend 
Ex-Insassen repräsentierte Rand des Proletariats immer wie­
der vorträgt, ist das Wohnungsproblem. Und genau hier haben 
sich die Ex-Insassen mit weiteren Tausenden von Proletariern 
zusammengeschlossen, die in Triest mit dem lmobilienge­
schäft, den Häusermaklem, dem Wohnungsamt und dessen 
Vertretern, der SUNIA und der KPI, zusammenstoßen. Es war 
klar: wer ein Kontraktverhältnis mit den Patienten etablieren 
wollte, mußte sich das Problems annehmen. 
Und das Team des Triester Psychiatrischen Krankenhauses 
hat dies getan: es hat auf die beste Art und Weise zu verhin­
dern gesucht, daß sich aus der einfachen Forderung ein Kampf 
entwickelte, daß die Forderung nach Wohnraum eine Organi­
sation und einen Zusammenstoß mit der Immobilienlobby her­
vorbrachte, daß sich die Patienten politisch und subjektiv mit 
den anderen Proletariern zusammenschlossen. 
Am Anfang stand eine privatistische Auseinandersetzung mit 
dem Problem: die Ärzte machten sich auf die Socken, um Woh­
nungen auf ihre eigenen Namen anzumieten, und dann beauf­
tragten sie uns, Patientengruppen darin unterzubringen. 
Jedoch fanden sie sich bald zwischen zwei Stühlen wieder. Ei­
nerseits hatten die Hausbesitzer ihren Trick bald durchschaut 
und neutralisierten ihn dadurch, daß sie an Ärzte der Psychiatri­
schen Klinik keine Häuser mehr vermieteten. Auf der anderen 
Seite benötigten immer mehr Patienten eine Wohnung. 
Diese Situdion und die zusätzliche Tatsache, daß die Besetzung 
eines Sozialzentrums seitens des jugendlichen Proletariats das 
Wohnungsproblem in der Stadt schlagartig beleuchtet hatte, 
führte dazu, daß ein Teil des Teams Anfang 1978 anfing, die 
Besetzung eines kleinen Gebäudes zu diskutieren und vorzu­
bereiten, das einer für nutzlos erklärten Institution gehörte, 
nämlich das Seemannsheim. Aber auch diese Besetzung, die 
eine Möglichkeit hätte sein können, um die »Verwaltung« der 
Forderungen und Bedürfnisse der Patienten zu durchbrechen, 
wurde nicht ausgenutzt. Die Möglichkeit, zusammen mit den 
Patienten eine Diskussion über die Kampfformen und -ziele zu 
eröffnen und ein politisches Programm zur Wiedergewinnu"ng 
der Einheit zwischen »Patienten« und .. gesunden Proletariern« 
auf der Basis des Häuserkampfs zu starten, wurde vertan. 

Die Unfähigkeit, die eigene Beziehung zu den proletarischen 
Patienten auf eine Art zu sehen, die nicht auf ihre Verwaltung, 
und sei es auch die Verwaltung des kämpfenden Patienten, 
hinausläuft; die Unfähigkeit, über das Selbstverständnis als 
Techniker hinauszugehen (und sei es auch nur, weil sie sich 
gezwungen sahen, sich mit Basaglia und anderen Ärzten dar­
über auseinanderzusetzen, ob sie als Techniker das Recht ha­
ben, Häuser zu besetzen); und die Unfähigkeit, eine Vision von 
»Politik« zu überwinden, die sich nur in Kontakten mit der Pro­
vinzverwaltung, den Gewerkschaften und der SUNIA sowie den 
Betriebsräten erschöpft: das alles hat dem politischen Inhalt 
dieser Besetzung viel gründlicher den Garaus gemacht als die 
Räumung durch die Polizei. 

Und so ist diese Erfahrung keineswegs zufällig für das Team 
der Psychiatriearbeiter zu einem billigen Versatzstück gewor­
denJstatt zum Ausgangspunkt für ein Kampfprogramm. 
Und tatsächlich interveniert die Provinzverwaltung im Tausch­
geschäft mit der Normalisierung, mit dem Versprechen, die Be­
setzung zu vergessen, und mit der Blockierung einer wie auch 
immer gearteten politischen und organisatorischen Diskussion 
über die Wohnungsnot. Und der Provinzbeauftragte für die 
Psychiatrische Betreuung, Pessato von der KPI, sagt in einer 
Rede auf dem Regionalkongreß von Friaul - Venedig - Giulia 
über das Gesetz Nr. 180: »die Regionalverwaltung kann sich 
dem schweren Problem der Wiedereingliederung der Ex-Insas­
sen der Psychiatrischen Kliniken in die Gemeinschaft nicht ver­
schließen. Das Wohnungsproblem ist der beherrschende Punkt 
innerhalb dieses Prozesses ... Eine Intervention von öffentlicher 
Seite, insbesondere gegenüber dem Vermögen der IACP, 
scheint unvermeidlich ... (Beilage 6)«. Und die Beilage 6 schlägt 
ein Regionalgesetz vor, das die IACP zwingen soll, einen Teil 
ihrer Häuser Gruppen ehemaliger Psychiatrie- Insassen oder 
Assistenten der Psychiatrischen Kliniken zur Verfügung zu stel­
len. 
So schließt sich der Kreis: die Forderung nach Wohnraum, die 
die Patienten vorbringen; der Zusammenstoß, den dieses Be­
dürfnis in den Auseinandersetzungen mit dem Grundstücksei­
gentum bewirken könnte; die Möglichkeit, daß diese Forderung 
Organisation und Kampf zusammen mit anderen Proletariern 
hervorbringen könnte: das alles wird stattdessen »demokra­
tisch« in den Auswahlverfahren der IACP, im Kleinkrieg zwi­
schen den Armen um geringe Vorteile, in der proletarischen 
Konkurrenz um eine beschissene Wohnung in beschissenen 
Quartieren »kanalisiert«. 

Aber wenn auch die Wohnungsfrage exemplarisch ist: noch viel 
wichtiger sind die Geldfrage, die Einkommensfrage und das 
Problem des Arbeitsplatzes. Und es war sicher auch ein politi­
sches Kemproblem, über das lange, mit wichtigen Beiträgen 
und in aufschlußreichem Episoden diskutiert wurde. 
Ein Zitat aus »Controinformazione« Nr.5/6 vom November 
1975 aus dem Artikel »Institution und Profit«, einem Dokument, 
das 1973 als Anregung zur Diskussion, zur Analyse und zur 
Festlegung der Arbeit einer Gruppe von Mitarbeitern des Psy­
chiatrischen Krankenhauses von Triast diente:"··· die Unfähig­
keit zur Arbeit ist im heutigen Wirtschaftssystem kein bestim­
mender Faktor mehr, um so weniger darf sie der bestimmende 
Faktor für den Insassen der psychiatrischen Institution sein. Die 
»Rehabilitation .. des Anstaltsinsassen kann heute kein Prozeß 
der Rekonditionierung zu den bürgerlichen oder spätkommuni­
'stischen Arbeitsideologien mehr sein, weil das als reale Praxis 
nicht möglich wäre; und eine Praxis der institutionellen Arbeit, 
die den Insassen einen solchen Prozeß einimpfen wollte, würde 
· auf rein ideologischen Vorstellungen basie­
ren. Eine solche »Rehabilitation .. würde wie eine Rekonditio­
nierung zum sozialen Randgruppendasein mit allen sich daraus 
ergebenden Konsequenzen wirken. Heute, angesichts der 
massenhaften Prozesse der Marginalisierung, gehört folglich 
das Einkommen zu dem, was sich das Proletariat aneignen 
muß. Das politische Ziel heißt: EINKOMMEN beziehen, UM LE­
BEN ZU KÖNNEN. Wenn das institutionelle Randgruppende -
~in auf soziale Randgruppenexistenz zurückgeführt werden 
soll, kann das heute nur gelingen, wenn die institutionellen Zie­
le und Verhaltensweisen auf proletarische Ziele und Verhal­
tensweisen zurückgeführt werden - mit allen Konsequenzen, 
die ein solcher Prozeß der Wiederherstellung mit sich bringt ..... 
Dabei handelt es sich nicht um billige Phrasen: im Oktober 
1973 hatte es einen Kampf der AnstaltsinsaSsen für eine Mo­
natsunterstützung von 80 000 Lire gegeben. Aus einem Brief 
an die Provinzverwaltung von Triast vom 13.11. 73, der von Mit-
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gliedern der Kooperative, Unterstützungsempfängern und ehe­
maligen Insassen der Psychiatrischen Klinik unterschrieben 
worden war: ,. ... die Unterstützungsempfänger fordern nach­
drücklich, daß die Unterstützung 
a) den Charakter der Wohltätigkeit verlieren soll, da die Höhe 
und Dauer der Zuteilung allein vom guten Willen dessen ab­
hängt, der sie vergibt 
b) daß sie die exakten Eigenschaften eines »sozialen Einkom­
mens« an!J_ehmen soll, was bedeutet: 
1 . sie mulmecht der Person sein, sobald einmal die wirtschaft­
lichen Verhältnisse als derart anerkannt sind, daß sie ein wirk­
lich autonomes Leben verhindem 
2. sie muß die Person wirklich in die Lage versetzen, sich selbst 
zuversorgen - und deshalb halten wir die Summe von 80 000 
Lire monatlich für den Mindest-Lebenshaltungssatz einer Per­
son, die in Triest lebt 
3) sie muß die Eigenschaft einer regelmäßigen Zahlung haben 

4) sie muß die Eigenschaft der Kontinuität haben ···" 
Und dieser Kampf endet auch siegreich, die Anstaltsinsassen 
gehen mit einer monatlichen Unterstützung von 80 000 Lire 
daraus hervor. 
Aber indem die Verwaltung die 80 000 Lire bewill igt, denkt sie 
sicher nicht an den Soziallohn; sie denkt vielmehr daran, wie 
sei die Betreuungskosten verringern kann. Es reicht, sich zu 
vergegenwärtigen, daß heute von der Verwaltung der Pflege­
satz für einen Tag Krankenhausaufenthalt auf 60-70 000 Lire 
veranschlagt wird, und schon damals bewegte sich der Tages­
satz um die 30 000 Lire. 

Aber nicht nur das; die öffentliche Unterstützung war auch die 
einzige Möglichkeit, das Irrentlaus zu entleeren. Mit der Unter­
stützung bezahlen die Patienten heute die Mieten für die Woh­
nungen, in die sie verfrachtet worden sind, sie bezahlen damit 
manchmal private Pflegeleistungen (da die allerwenigsten das 
Glück haben, in den Genuß der häuslichen Pflege durch die 
Kommunalverwaltung zu kommen); sie bezahlen damit ihre Be­
kleidung und Lebensmittel: sie bezahlen also alle Leistungen 
aus eigener Tasche, die ihnen vorher die Psychiatrischen Klini­
ken stellen mußten. 
Die Gelder der Unterstützten wurden sofort in diejenigen Gel­
dar umgewandelt, mit denen die Psychiater die Häuser in der 
Stadt mieteten, die Schwarzarbeiter unter dem Pflegepersonal 
entlohnten oder manchmal auch kollektive Ferien der Patienten 
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finanzierten, usw.! 
Die höchste Unterstützungssumme, die heute bezahlt wird, be­
läuft sich auf 130 000 Lire im Monat, aber viele der Patienten, 
die Unterstützung bekommen (etwa BOO),erhalten weniger bis 
zu lachhaften Summen von 20-30 000 Lire. 
Es ist offensichtlich, daß das nicht die Summen sind, die die Pa­
tienten meinten, als sie Geld forderten, »um sich selbst versor­
gen zu können«. 
Und in der Tat: sie sind gezwungen, sich vollständig von der 
Struktur der CSM und den Psychiatriearbeitern »versorgen« zu 
lassen, die dort arbeiten: von Fall zu Fall werden diese CSM­
Mitarbeiter entscheiden, ob die Unterstützung gewährt wird 
oder nicht; wie hoch sie sein soll (d.h. sie entscheiden, wieviel 
eine Person zum Leben braucht!); wann sie überhaupt mit den 
Entzug der Unterstützung drohen; wie das Geld ausgegeben 
oder gespart wird; und manchmal sind sie es, die den Patienten 
nur 1000 Lire am Tag geben (»weil er alles auf einmal ausgibt 
und sich womöglich auch noch besäuft«). 
Von den Kämpfen für das soziale Einkommen ist wenig übrig­
geblieben: die Unterstützung scheint nicht so sehr nach den 
Bedürfnissen der Patienten genutzt, sondern nach denen der 
Kontrollinstanzen geregelt zu sein, die damit bezwecken, die 
Patienten an sich zu binden, ihr Verhalten zu regeln und sie zu 
ändern, wenn es ihnen nötig erscheint. Es handelt sich also um 
ein »Instrument zur Rehabilitation und Wiedereingliederungcc, 
so wie es in einem Bericht des technischen Personals der psy­
chiatrischen Hilfe vom Juni 1973 über dieses Problem an die 
Provinzverwaltung beschrieben wurde, und genauso wird es 
auch von eben diesen Technikern benutzt. 
Die Provinzverwaltung von Triest, di~ich nicht genug damit 
brüsten kann, enorme Summen für die Unterstützung auszuge­
ben, tut dies also im Rahmen einer »Reform«, die es in diesen 
Jahren ermöglicht hat, Milliarden von Lire einzusparen. Es ge­
nügt daran zu denken, daß seit 1972 kein einziger neuer Pfle­
ger eingestellt worden ist (nicht einmal diejenigen wurden er­
setzt, die in Pension gegangen sind). Es genügt, an den enor­
men Kostenunterschied zwischen stationärer Pflege und Unter­
stützungszahlen zu denken, der vorhin angedeutet wurde (aus 
den offiziellen Daten geht hervor, daß sich die realen Kosten, 
aber auch die Personal-, Verwaltungs-, Medikamenten- und 
Lebensmittelkosten usw. verringert haben). ln Wahrheit ist die 
psychiatrische Struktur von Triest ein echtes und einmaliges 
Modell für die Einsparung der öffentlichen Ausgaben auf dem 
Gesundheitssektor. Und zwar auch dann, wenn man die Tatsa­
che nicht in Rechung stellen möchte, daß diese Struktur heute 
in viel größerem Ausmaß als in der Vergangenheit in der Lage 
ist, ein Kontrollnetz über das Territorium und die Psychiatrisie­
rung auszubreiten. 
Um allerdings Mißverständnissen vorzubeugen, muß unterstri­
chen werden, daß das Gesetz Nr. 180 keinerlei Form von Un­
terstützung erwähnt und viel weniger noch ein soziales Ein­
kommen. 

Im übrigen hat sich neben dieser Entwicklung des Problems der 
»Unterstützung« in den letzten Jahren innerhalb der Bewegung 
der »institutionellen Reform« eine richtige und unverkennbare 
Arbeitsideologie als Hebel der sozialen Wiedereingliederung 
entwickelt. 
Jene »Rekonditionierung zu den bürgerlichen oder spätkom­
munistischen Wertvorstellungen von Arbeit«, die in dem zitier­
ten Artikel aus dem Jahr 1975 als irreal und auf ideologischen 
Vorurteilen basierend denunziert wurde, wird heute Innerhalb 
der Psychiatrischen Klinik von Triest propagiert, indem man 
sich auf die ideologischen Inhalte der KPI vom »Recht auf Ar­
beit« bezieht. 
Im alten Irrenhaus verrichteten die Insassen eine ganze Menge 
unbezahlter Arbeiten, was ihnen einige Privilegien denjenigen 
Patienten gegenüber verschaffte, die nicht arbeiteten. 1973 er­
kämpften sie die Gründung einer Kooperative (CLU-Kooperati­
ve der Vereinigten Arbeiter), um sich die Arbeit, die sie bisher 
verrichteten, bezahlen zu lassen. Dieser Kooperative hat die 



Verwaltung eine ganze Serie von Dienstleistungen zugewie­
sen: die Reinhaltung der Räume, Transportarbeiten, Gartenar­
beit usw. 
ln diesem Fall haben die Mitarbeiter der Klinik den Kampf un­

·terstützt und mit vorangetrieben: handelte es sich doch darum, 
jenes »Vertragsverhältnis• aufzubauen, von dem ständig die 
Rede war. Und es war auch .ein durchaus respektabler Ver­
such, aus der Arbeit ein Instrument der Wiedereingliederung zu 
machen (den Mitglieder der Kooperative wird die Krankenkas­
se, die Rente und das dreizehnte Monatsgehalt garantiert). 
Freilich auch ein Versuch, der mit der natürlichen proletari­
schen Tendenz zur Verweigerung der Arbeit zusammengesto­
ßen ist. 
So ereigneten sich dabei auch recht komische Geschichten. 
Die Arbeiter, die sich betranken, wurden von den Chefs der 
Kooperative, die keine Patienten sind, fristlos entlassen und am 
folgenden Tag, autgrund der Intervention der Ärzte, die sie ja 
»Wiedereingliedem• mußten, aut's Neue eingestellt. Wenn sie 
nicht zur Arbeit erschienen, suchte man sie mit allen Mitteln zu 
überzeugen, daß sie »ihren Posten nicht verlieren• dürften. Sie 
arbeiteten wenig und provozierten so Klagen der festangestell­
ten Mitarbeiter, in deren Abteilungen saubergemacht werden 
mußte. Daraus wurde dann eine Auseinandersetzung mit jenen . 
Festangestellten, die die Kooperativmitglieder betreuten und 
natürlich dazu tendierten, auch deren Arbeitsverweigerung zu 
verteidigen. Es war offensichtlich, daß ein qualitativer Sprung 
hinsichtlich der »Arbeitspolitik« gemacht werden mußte. Und 
der wurde dank der Provinzverwaltung und der KPI eingeleitet, 
welche von der Europäischen Gemeinschaft, genauer gesagt 
vom »Sozialfonds• der EG, Mittel für ein Dreijahresprojekt zur 
»Wiedereingliederung von Behinderten in die Arbeit« locker­
machten (das Projekt ist danach erneuert worden). Aus dem 
EG-Sozialfonds kamen 40 Millionen monatlich, die Summe 
wird gegenwärtig auf 80 Millionen aufgestockt. Die Gelder die­
nen hauptsächlich dazu, an die 40 Mitarbeiter fest anzustellen, 
die vorher fast alle freiwillig mitgemacht hatten. Ihre Aufgabe 
wird selbstverständlich sein, ,.für alle das Recht auf Arbeit und 
das Recht, aktiver Teil der Gesellschaft zu sein«, zu verwirkli­
chen (Pessat~. Das Problem besteht darin - wieder laut Pes­
sato - »auf der einen Seite eine Situation zu bekämpfen, die 
zur Ausgliederung und Randgruppenbildung führt, und auf der 
anderen Seite gegen eine Verschwendung vorzugehen, die 
nicht länger tragbar ist.« 

Im Anfang 1975 verabschiedeten Programm ist die Funktion 
dieser neuen Mitarbeiter festgelegt. Sie sollen bei den Patien­
ten auf die »Aneignung der analytischen Methode« hinwirken, 
welche es ihnen gestattet, »ihre eigne soziale Situation zu er­
kennen; die Verhaltensweisen zu durchschauen, die an ihre ei­
gene Rolle gebunden sind; die Werte und die ererbten kulturel­
len Modelle sowie die soziale Umgebung ihrer Herkunft so zu 
nutzen, daß sie fähig werden, ein demokratisches Verhalten zu 
übernehmen, welches sich in Gestalt von Verinnerlichung von 
Gruppenarbeit, von fortschrittlicher Selbstverwaltung, von ge­
meinschaftlicher Erfahrung, von Anerkennung und Fortentwick­
lung der sozialen Verwaltung des Formierungsprozesses aus­
drückt ..... Aus diesem Programm könnte man noch ein weite­
res Dutzend von Bekenntnissen zur »demokratischen Wieder­
eingliederung« und zum »Recht auf Arbeit« zitieren. Festzuhal­
ten bleibt jedenfalls, daß das 1976er Projekt von zwei grund­
sätzlichen Zielen bestimmt ist: 
- für die Behinderten (wie sie im Programm genannt werden) 
Arbeit zu finden, und in diesem Zusammenhang ist auch die 
ganze finbeziehung der Zentren für Berufsbildung (CFP) zu er­
klären. Das Projekt erklärt diesbezüglich, »daß die Berufstätig­
keit auch auf niedrigstem Niveau als grundlegende soziale 
Therapie anzusehen ist, indem sie die Person unabhängig 
macht, ihr SelbstbewußtSein sich selbst und anderen gegen­
über verleiht und ihr Sicherheit gibt." 

- die lautenden Unt&.~rhaltskosten für alle öffentlichen, halböf­
fentlichen und seit jeher von Unken verwalteten Projekte (So­
zialzentren, therapeutischen Wohngemeinschaften usw.) auf 
sich zu konzentrieren. 
Das Problem der Arbeitsbeschaffung wird in zwei Richtungen 
angegangen: die »individuelle Anstellung auf dem üblichen 
Weg und nach den geltenden Gesetzen•, und »die Unterstüt­
zung von integrierten und selbstverwalteten Arbeitsprojekten 
(Koop.)cc. 

Angesichts der Probleme, die sich in der Vergangenheit bei den 
zur Arbeit geschickten Patienten gezeigt hatten, sieht das Pro­
jekt vor, »dem Risiko vorzubeugen, daß die Behinderten aut's 
Abstellgleis geschoben werden«. Im Klartext heißt das, daß der 
Patient tagtäglich auf seinem Weg zum Arbeitsplatz begleitet 
werden soll und daß darüberhinaus Techniker/Psychiatriear­
beiter dafür zu sorgen haben, daß seine »produktive Eingliede­
rung« garantiert ist. Hier muß gleich gesagt werden, daß es al.l­
ser einigen wenigen Einzelfällen in den letzten drei Jahen hin­
sichtlich der »individuellen Anstellung auf dem üblichen Weg 
und nach den geltenden Gesetzen• einen spektakulären Miß­
erfolg gegeben hat. Trotz des fortdauernden Versuchs, die poli­
tischen Kräfte, die Lokalbehörden und die Gewerkschaftsorga­
nisationen einzubeziehen, haben es die verantwortlichen Politi­
ker und Techniker des Projekts nicht geschafft, die öffentlichen 
und noch weniger die privaten Betriebe zur Respektivierung der 
geltenden Gesetze zu veranlassen. 

Als die Projektleitung Anfang 1979 Bilanz über die bisherige Ar­
beit machte und deren Fortsetzung vorbereitete, schrieb sie, es 
sei eine Untersuchung des Arbeitsmarkts der Provinz Triest er­
forderlich, und zwar insbesondere in bezug auf die Beschäfti­
gungssituation, um Illusionen zu vermeiden und den »Höhen­
flug an seine Grenzen anzupassen•. ln der Niederschrift des 
zweiten Dreijahresprojekts heißt es sogar: " Uns ist bewußt, 
daß wir nicht in gefährliche Utopien verfallen dürfen. Es gibt ei­
ne tiefe Kluft zwischen den Bedürfnissen der Bevölkerungs­
massen - vor allem derer, die durch Behinderung, Anpas­
sungsschwierigkeiten und Randgruppendasein gezeichnet sind 
- und den konkreten Antworten, die darauf möglich sind. Und 
wir sind uns bewußt, daß diese Kluft für lange Zeit nicht zu 
überbrücken ist." 
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Angesichts dieses Scheitems (oder der Kluft, von der die Pro­
jektplaner sprechen) hat die Frage der Kooperative in der Ver­
gangenheit und wahrscheinlich auch zukünftig wegen ihrer 
praktischen Ergebnisse eine ungleich größere Bedeutung. Das 
gilt nicht nur quantitativ, sondern auch politisch. Tatsächlich 
heißt es im zweiten Dreijahresprojekt: »Die Entscheidung, die 
Kooperativrichtun~erstärken, ist zweifellos durch die Beschäf­
tigungssituation bestimmt. Aber sie ist auch besonders an eine 
Richtung der Humanisierung, der Kreativität und der Verwirkli­
chung und Selbstverwirklichung durch Arbeit geknüpft. Die 
Stärkung der Kooperative vermag am besten eine Antwort auf 
das Problem der Eingliederung bzw. Wiedereingliederung der 
Behinderten durch Arbeit zu geben.« 
Hierbei handelt es sich um einen entscheidenden Schritt: der 
Glaube, endgültig eine Linie gefunden zu haben, die - abgese­
hen davon, daß sie den Proletariern eine neue Arbeitsamkeit 
aufbürdet - die Arbeit gleichzeitig humanisiert und kreativ 
macht, löst bei den linken Technikerfraktion des Hospitals eine 
alten Widerspruch, den sie seit Jahren (und zweifellos in Kennt­
nis der Propaganda für die Verweigerung der Arbeit) mit sich 
herumgeschleppt hat. Denn natürlich hatten sie nicht die Ab­
sicht, aus der Wiedereingliederung über die Arbeitsmoral eine 
Situatioo entstehen zu lassen, »in der die Proletarier dazu kon­
ditioniert werden, sich ausbeuten zu lassen ... 



Im übrigen sind sie nicht die einzigen gewesen, die den Wert 
der kooperativen Ait>eit wiederentdeckt haben. Im Mai 19n 
schrieb eine Gruppe von Psychiatriearbeitern der Irrenanstalt 
von Volterra, Mitglied der 'Demokratischen Psychiatrie', in den 
'Fogli di lnformazioni' (Informationsblätter dieser Organisation): 
»Was kooperative Arbeit charakterisiert, ist die demokratische 
Selbstverwaltung und der gesellschaftliche Zusammenschluß. 
Die Bedeutung dieser Eigenschaften drückt sich in der Ausson­
derung jeglicher Art von Ausbeutung und Entfremdung zwi­
schen den Menschen aus. Sie z~ sich auch in der Bestätigung 
von Solidarität und von gegenseitiger Hilfe in den menschlichen . 
Beziehungen. Denn das sind vorwärtstreibende Kräfte, die das 
Anwachsen von Menschlichkeit im wirtschaftlichen Leben, in 
den Beziehungen, in den sozialen Errungenschaften und in der 
miteinander geteilten Sphäre der Freiheit bewirken. Die Positi­
vität der Wiedereingliederung in das gesellschaftliche und das 
Arbeitsleben weg vom Internierten- und Randgruppenstatus 
liegt in den hier gegenüber dieser produktiven Dimension dar­
gelegten Prinzipien. Da genau diese Werte in den sozialen Be­
ziehungen fehlen, besteht eine der Folgen darin, daß Entfrem­
dung entsteht. Für den anstaltsentlassenen Arbeiter hat die un­
mittelbare Erfahrung dieser Produktionsstruktur auch eine prä­
gende Wirkung. Und zwar insofern, als sich die Produktions­
struktur als ein Prozeß darstellt, der das Moment der Entschei­
dung und des zielgerichteten Handeins reaktiviert und auf diese 
Weise als ein ununterbrochen requalifizierendes Geschehen 
wirkt, wie er auch parallel dazu die Wiederaneignung, Ausbil­
dung, Rekonversion und Requalifiktion der eigenen Arbeitsun­
fähigkeit bedingt. Das aber genau ist es, was einen effektiv in 
der sozialen und ökonomischen Dynamik verwurzelten Produ­
zenten ausmacht.« 

Die Triester haben sich nicht ganz so weit von Lobeshymnen 
auf die Arbeit fortreißen lassen. Jedoch haben auch sie schon 
diese Situation der »humanisierten« Arbeit geschaffen: 
- eine Buchladenkooperative, aus der Sicht des Wiederein­
gliederungskonzepts wenig wichtig, denn dort arbeitet nur ein 
einziger Patient. Wichtiger ist vielleicht, daß das Projekt sich 
damit zu einem kulturellen Bezugspunkt für die Linke und für 
die Bewegung in Triast machen will 
- eine landwirtschaftliche Kooperative. Hier ist zur Demonstra­
tion der unbegrenzten Ambitionen des Projekts die Kooperativ­
debatte auf Jugendliche ausgeweitet worden, die noch nie et­
was mit dem Irrenhaus zu tun gehabt hatten. So wird die Koo­
perativkampagne in ihrer Eigenschaft als Springquell von 
schwarzer, aber humaner Arbeit auch auf einige Komponenten 
der Jugendbewegung ausgedehnt und ausgerichtet 
- eine Boutique für Gebrauchtwaren und Kleinkram, sowie ei­
ne Handwerkerkooperative. Hier geht man noch ein Stückehen 
weiter, damit auch die Frauen durch Kooperativarbeit geheilt 
werden können. Zitat aus einem Statement der Psychiatriear­
beiter: »Die Gründung von zwei Frauengruppen verdankt sich 
dem Versuch, eine andere Antwort zu finden, als es die psy­
chiatrische Intervention fordert. Ausgehend von der Analyse 
der Rolle der Frau und deren lmplikationen (Einsamkeit, wirt-
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schaftliehe und emotionale Abhängigkeit, Unsicherheit) ist die 
Notwendigkeit einer Situation abgeleitet worden, in der die Mo­
mente der Sozialisation mit einer wirklichen Zunahme von 
Macht und sozialer Eigenständigkeit verbunden sind ... Hier 
müssen wir aber noch einmal betonen, daß unsere bisherige 
Aktivität allzu offenkundig auf Empirismus und Voluntarismus 
gegründet war. Und zwar bis hin zu dem Augenblick, .in dem 
Patienten und Psychiatriearbeiter es auf sich genommen ha­
ben, ohne Lizenz zu verkaufen, altes Gerümpel zu reparieren, 
völlig unentgeltlich zu arbeiten, um die aus einer chronischen 
Mittelknappheit herrührenden Kosten aufzubringen ... 
- eine Tischlerei, wo einige Ex-Patienten einen Beruf erlernen 
können, und zwar ganz im Sinn der Qualifizierung als sozialer 
Therapie. Dazu heißt es im Papier der Psychiatriearbeiter: 
»Auch bei einer flüchtigen Betrachtung der momentanen Lage 
auf dem Arbeitsmarkt von Triast fällt sofort das Fehlen von Ar­
beitsplätzen auf. Die Lage hat sich in den letzten Jahren durch 
die Schließung einiger Fabriken im Industriegebiet noch ver­
schärft. Man muß also Arbeit beschaffen und organisieren, 
wenn der Arbeitsmarkt keine anbietet···" 
- ein Ausschank, in dem junge Leute beschäftigt sind, die seit 
kurzem den »Regelkreis• der Irrenanstalt" hinter sich gelassen 
haben. Auch sie sollen sich demokratisch wiedereingliedern 
können und sollen nicht zu Randgruppenexistenzen werden. 

ln diese Kooperativen schickt uns die EG und insbesondere de­
ren »Sozialfondscc die Psychiatriearbeiter, welche die Funktion 
haben, als Manager die Initiative an sich zu reißen. Anderer­
seits besteht ihre Aufgabe darin, die Patienten zu selektieren 
und zu kontrollieren, soweit sie zur Arbeit gehen. Darüberhin­
aus steckt man auch flüssige Mittel für den Ankauf von Gebäu­
den und die Miete von Räumen hinein. Die anfallende Arbeit 
leisten die Patienten, die Jugendlichen und die Frauen. Es 
kommt oft vor, daß diese Arbeit nicht entlohnt wird, daß viel­
mehr die Bezahlung an das Geschick der Initiative gekoppelt 
ist. So muß man im Endergebnis mit ansehen, daß Patienten 
gratis arbeiten und daß sich Jugendliche als »Verrückte" regi­
strieren lassen, um wenigstens an die 50-60 000 Lire Monats­
unterstützung heranzukommen. Eine Krankenversicherung gibt 
es nicht, natürlich auch kein Urlaubsgeld. Es handelt sich ganz 
klar um Schwarzarbeit. Die mag wenig produktiv sein. Aber sie 
hat die Funktion, die Grundlage für eine erneute Arbeitsideolo­
gie zu legen, sie soll nicht nur den Ex-Insassen, sondern auch 
ihrem sozialen Umfeld (Jugendliche, Frauen) einen »demokra­
tischen Weg aufzeigen«. Die Anstaltsinsassen, Jugendlichen 
und Frauen hatten IetztenEndes Inhalte und Praktiken entwik­
kelt, die wenig mit Arbeit und »Demokratie« zu tun gehabt hat­
ten. Haben die Bürokraten des EG-Sozialfonds nicht an diese 
Operation der Rehabilitation und der Erziehung der Randgrup­
pen zur Produktivität viellieber gedacht, als sie ihr die Mittel be­
willigten, als an die Keimformen des Kommunismus? 

Obersetzt aus: controinformazione, Nr. 17, Januar 1980, S. 43-
49 



VERGEWALTIGUNG 
von 

FRAUEN 
unterdem 

NATIONALSOZIALISMUS 

Die NS-Vergewaltigungspolitik traf alle Frauen mehr oder min­
der stark, ihnen selbst mehr oder weniger bewußt. HERRschaft 
auf Kosten der Unterdrückung von Frauen gab es schon lange 
in Deutschland, gibt es noch immer; neu im NS war zum einen 
die staatliche Zentralisierung, Bürokratisierung, Perfektionie­
rung, Okonomisierung, Radikalisierung und Totalisierung die­
ser Unterdrückung, zum anderen die Raffinesse der glorifizie­
renden propagandistischen Verkehrung dieser Unterdrückung 
ins Gegenteil: Emanzipation von der Emanzipation 1 >, Befreiung 
der Frau, entwertende Aufwartungen. 

Wir unterscheiden zwei Aspekte in der NS-Vergewaltigungspo­
litik gegen Frauen: die sozialrassistische und die sexistische. 

Die sozialrassistische Vergewaltigung betrifft alle Gewaltfor­
men gegen Frauen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer sozia­
len Minderheit und ihrer Einstufung als rassisch minderwertig. 
Rassische Selektionskriterien sind immer auch soziale~> und 
äußerst flexibel zu handhaben. Wenn auch das sozialrassisti­
sche Instrument des NS brutalst auch Millionen von Männem 
traf, so traf es Frauen meist immer noch ein Stück brutaler. 

Die sexistische Vergewaltigung betrifft alle Unterdrückungsfor­
men gegen Frauen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Fähigkeit 
zu gebären und ihrer anatomischen Möglichkeit, den Ge­
schlechtsakt mit ihr gewaltsam zu erzwingen. 

Einige NS-Varianten verschärfter sexistischer Unterdrückung 
bezogen sich auf alle Frauen, wenn auch je nach Klassenlage 
und/oder Volksgruppe die Frauen unterschiedlich davon be-
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troffen waren: politische Entrechtung, Ausbildungseinschrän­
kungen, Ausschluß aus bestimmten Berufen, erschwerter Zu­
gang zur Erwerbstätigkeit, geringere Lohnzahlungen bei glei­
cher Arbeit wie der Mann, industrielle Reservearmee für den 
Bedarfsfall, Zwang zur unbezahlten Hausarbeit. 

Andere NS-Varianten verschärfter sexistischer Unterdrückung 
von Frauen unterschieden mit Hilfe sozialrassistischer Kriterien 
zwischen zwei Arten von Frauen: 
- den Frauen, die als geeignet für die »Züchtung hochwertigen 
Menschenmaterials«4> eingestuft wurden - meist bürgerliche 
Frauen, die politisch und sozial angepaßt (gefolgsam/untertä­
nig/fleißig/arbeitswillig/aufsteigerbewußVprüde) waren: Sie 
bekamen die Etiketten von »arisch«, »deutsch«, »normal .. bis 
»gemeinschaftsfähig«; 
- den Frauen, die nicht geeignet bis gefährlich für die »Züch­
tung hochwertigen Menschenmaterials« waren - meist Frauen, 
die auf irgendeine Art unangepaßt an den NS-Staat (politisch 
engagiert/solidarisch/emanzipiert/leistungsunwillig/arbeitsun­
fähig/sinnlich) waren. Sie bekamen die Etiketten von »erb­
krank«, »artfremd«, »asozial« bis »gemeinschaftsunfähig«. Be­
troffen davon waren Kommunistinnen und Sozialistinnen (mei­
stens aus dem Proletariat), Jüdinnen, Zigeunerinnen, Lesben, 
Frauen aus dem Osten, »unheilbar .. Kranke, Alte und nicht zu­
letzt Prostituierte, die ihre sexuellen Dienstleistungen nicht un­
bezahlt machten. 



Entsprechend dieser Einstufung sahen die Vergewaltigungsformen aus 

für die »wertvolle« Frau 

Mutterschaftsgebot 
Abtreibungsverbot 
Sterilisationsverbot 
sexuelle Nötigung durch den Ehemann 

Auf diese Vergewaltigungsformen reagierten die Frauen sehr 
unterschiedlich: von totaler Anpassung über individuellefunor­
ganisierte Verweigerungsformen bis hin zum organisierten Wi­
derstand. 

für die »wertlose« Frau 

Mutterschaftsverbot 
Abtreibungszwang 
Sterilisationszwang 
sexuelle Vergewaltigungen 
und zusätzliche sadistische Quälereien 
Vernichtung durch Zwangsarbeit 
Objekte für medizinische Versuche 
direkter Mord. 

Im folgenden wollen wir ohne den Anspruch auf Systematik und 
Vollständigkeit einige Aspekte sozialrassistischer und sexisti­
scher Vergewaltigung von Frauen unter dem NS konkretisie­
ren, pointieren, andeuten, versinnbildlichen. Dazu haben wir 
unterschiedlichste Materialien zusammenmontiert: Dokumente 
der Verfolge~ Aussagen von Verfolgten, Abhandlungen über 
die Ereignisse, Fotos, Bilder, Frauenkalender-Notizen, Gedich­
te. 

.. I 
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Gegen Frauenbewusstsein 
und Frauenselbständigkeit 

1933 Auflösung des Bundes deutscher Frauenvereine 

Diese Dachorganisation aller Frauenrechtvereine, gegründet 1894, hatte 1933 bereits 600.000 
Mitglieder. 

Frauen raus aus hohen Positionen 1 Weg von guten Arbeitsplätzen 
1933 Ehestandsdarlehen für den Mann, wenn Frau außerhäuslichen Arbeitsplatz aufgibt 

Beamtenversicherungsrecht für Frauen erst ab 35 Jahren 

1934/35 Erwerbseinschränkungen für verheiratete Frauen 

1936 Ausschließung von Frauen von bestimmten Berufen wie Richterin, Staatsanwältin 

1936 
1939 

Verfügung des numerus clausus von 10 % für Studentinnen 

1908 wurden Frauen zum Studium an den preußischen Universitäten zugelassen. 

1920 wurden Frauen an den deutschen Universitäten zur Habilitation zugelassen, d.h. sie konnten 
auch lehrender Professor werden. 
Jahrzehntelang hatten Frauen der ersten Frauenbewegung für die Zulassung von Frauen zu den 
hohen Ämtem der Justiz, für Frauen als Richter und Anwälte gekämpft. 1922 war dieser Weg für 
Frauen erst frei. 

Gemeinsame Veranlagung der Ehepartner zur Einkommenssteuer 

Ungleiche Lohnzahlung für gleiche Arbeit bis auf 50 % heruntergedrückt 

Gebärgebot für die »erwünschten« Frauen 
1933 Verschärfung des§ 218 durch die Zusatzparagraphen 219 und 220 

Kontrollierte Abgabe von Verhütungsmitteln 

Sterilisationsverbot 

Schon 1905: Forderung des Vereins »Mutterschutz«, den§ 218 zu streichen 

Schon 1915: Massendemonstration von Frauen gegen § 218 

ln der Weimarer Zeit: Eröffnung von Kliniken zum Schwangerschaftsabbruch und Versorgung we­
niger besiedelter Gebiete mit mobilen Ambulatorien 

Bis 1932 gab es bereits 15 Organisationen für Geburtenkontrolle mit 113.000 Mitgliedern. 
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1938 
1937/38 

1933 
1933 
1935 
1944 

Möglichkeit Ehestandsdarlehen »abzukindem« 

»Strafsteuer« für Verheiratete, die nach 5 Jahren Ehe noch kinderlos waren 

Veränderung der Scheidungsgründe: erleichtert bei Fortpflanzungsverweigerung, Verweigerung 
des Beischlafs, Unfruchtbarkeit der Frau 

Gebärverbot für die »unerwünschten« Frauen 
Ausschluß von allen fürsorgerischen Maßnahmen 

»Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses«: Sterilisationszwang 

Erweiterung dieses Gesetzes: Zwangsabtreibung bis zum 6. Monat aus »eugenetischen« Gründen 

Ausdehnung dieses Gesetzes auf alle dem NS-Staat unerwünschten Frauen durch »Gesetz über 
die Behandlung Gemeinschaftsfremder« 

Verbot freier und bezahlter Sexualität 

1933 Verschärfung der Kontrolle und medizinischen Überwachung der Prostituierten 

1935 Bestrafung von Sexualität mit »Fremdrassigen« 

1937 Innerhalb der »Aktionen zur Vorbeugenden Verbrechensbekämpfung« werden auch Prostituierte 
und Lesben in Arbeitslagern kaserniert 

Keine politische Einflußnahme und eigene politische Aktlvitäten von Frauen 

Für die politische Frau ist in der Ideenweit des Nationalsozialismus kein Platz ... Die geistige Ein­
stellung der Bewegung zu diesem Thema geht gegen die politische Frau. Sie weist die Frau in ih­
ren naturgegebenen Kreis der Familie und in ihre Aufgaben als Gattin und Mutter zurück. Die politi­
sierende Frau, diese Nachkriegserscheinung, die in parlamentarischen Wortgefechten nur selten 
»gute Figur« machte, bedeutet eine Entwürdigung der Frau. 
Die deutsche Erhebung ist ein männliches Ereignis.5l 

1933 Versammlungs- und Demonstrationsverbot 

»Jedoch äußert sich der politische Wille immer nur mit Verstand 
und Faust und hier allerdings, ihr habt recht, ist die Frau nicht 
am Platze, überflüssig und entbehrlich.« (»Opferdienst der 
deutschen Frau«, Nr. 19)6) 

Schon 1914 organisierten sozialdemokratische Arbeiterinnen eine gewaltige Massendemonstra­
tion gegen Militarismus und für den Frieden. 

1936 dagegen im NS Frauenkundgebung (von oben) zur »gesunden Kartoffel« 

1933 Verlust des Passiven Wahlrechts für Frauen 

»Wir Nationalsozialisten stehen auf dem Standpunkt, daß Poli­
tik Männersache ist. Uns ist die deutsche Frau viel zu heilig, als 
daß wir ihr zumuten, sich mit dem Parlamentsdreck des heutigen 
Systems zu beschmutzen.«7) 

Nach jahrelangem Kampf des fortschrittlichen Teils der Frauenbewegung hatten Frauen 1918 end­
lich das Wahlrecht erhalten. 

Innerhalb der Münchener Räterepublik gründete sich auch ein »Frauenrat« zu 
dem unter anderen Gertrud Baer, Lida Heymann und Anita Augspurg gehörten. 
Der Frauenrat war gegen jeglichen Bürokratismus für Selbstbestimmung und 
konsequente Befreiung der Frau. Ganz besonders setzte er sich ein für: die 
Rechte der weiblichen Hausangestellten, die medizinische Versorgung der 
Frauen, eine Infragestellung der InstiMion Ehe, eine neue Einstellung zur Se­
xualität, Probleme der Frauenarbeit und der weiblichen Arbeitslosigkeit, arbeits­
rechtliche Fragen, ökonomische Unabhängigkeit der Frauen und - die Auftei­
lung der Hausarbeit zwischen Männem und Frauen!8) 
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An die deutsche Frau 

Wenn Du und Deine Vorfahren 
unbezahlte Hausarbeit 
unbezahlte Geschlechtsarbeit 
unbezahlte Gebärarbeit 
unbezahlte Erziehungsarbeit 

immer willig gemacht hast, 
nie mit dem Staat in Konflikt gekommen bist, 
seelisch-geistig-körperlich die Verfassung hast, 

die unserer HERRSCHAFf nützt und wenig kostet, 
dann schenken wir Dir zahlreiche Verehrungen 

Damit Du nicht mal aus 'Reib und Glied' tanzt 
oder gar Vermännlichungsgefahren erliegst, 
helfen wir Dir mit ökonomischer Abhängigkeit von Deinem Mann 
Scheidungserleichterung für Deinen Mann 
Abtreibungsverbot für Dich 
Sterilisationsverbot für Dich. 

Die Angst vor unserer Peitsche wird Deiner Pflichterfüllung gut tun, 

So kommst Du in den Segenall unserer Ehrungen. 

Wie ernst wir es meinen mit unserer Anrede 
'Dienerin des Volkes' 
siehst Du daran, 
daß wir Dich, 
Wenn NotamMANN ist, 
an seinerstatt verpflichten 
in der Fabrik und im Kriegseinsatz. (~AJ.; 1(1go) 

Dein Körpergehört dirnicht 

tlbrmuttrruw1 ~~~ 
l:....!::a&..:........::.. fi..:...L:..o~.....:.....:...&nrji....L......-.-r~_ut_ö_nnt$_Do_lfl....... 9 J 

DerNs 80 . 
rgt SICh um d" . 

•e Eierstöck 
e der Frauen 

Die ungeheure Bedeutung der G . 
Volksgesundheit erfordert . ~sundhett der. Ovarien für die 
sorge für diese wichtigen 0 eme es~:mdere P_fbchtmäßige Für­
für das Einzelwesen, wohl a::ra:~ d~e ~ar ~tcht lebenswichtig 
lebenswichtig für das Volk ~tJg {ü0r) seme Gesundheit-und 

sganze smd. 

. . edem Kind das sie der 
»Die Frau hat auch ihr Schlac~tfe~, Il_llt \ren K~pf für die 
Nation zur Welt bringt, kamp ste t 

Nation.«11) 
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Entscheidungshilfen zur Gewährung der Ehestandsdarlehen 

Daneben gab es soziale, politische, medizinische und rassi­
sche Ausschlußbestimmungen Gerade wenn die sonsti 

er sich eher dazu entsch~~n Umst~nde etwas ungewiß sind J 
ten Konstitutions _den, bei den als vollwerti : kann 
ten wa··h d typen die Darlehensg .. hru g bezeichne-' ren erbe" d ewa ng be .. w · hm 1 en astheni h zu fürwor 
F eJc e~s~hen sowie bei den s~ en ~nd dysplastischen Aus~ 

Der NS gewährt Ehestandsdariahen ab 1933. Der Mann erhält 
mit der Eheschließung bis zu 1 .000 DM, (gebunden bis 1937 an 
die Aufgabe der außerhäuslichen Berufstätigkeit der Frau). Die 
Rückzahlung entfällt, wenn die Frau 4 Kinder bekommt. Die 
Frau wird zum'"Muttertier;'ihre Arbeit wird unsichtbar gemacht. 
Der Mann erhält das Geld und die unbezahlte Arbeit der Frau. 

_rauen ffilt Ihren zum 't "J g~fühlskuhJen intelJektu J" • 
I Sichtig oder gar ablehne~'d :~:avnnhlic,hten Eigenarten :h~~e::~ 

er a ten wird. 12) 

Und so wissen die Männer welche Frau (ge)brauchbar Ist 

»Zweiundfünfzig Jahre alter, rein arischer Arzt, Teil~ehmer an 
der Schlacht bei Tannenberg, der auf dem Lande zu Siedeln be­
absichtigt, wünscht sich männlichen Nachwuc_hs _dur~h ein~ st_a.n­
desamtliche Heirat mit einer gesunden Anenn, JUngfrauhch, 
jung, bescheiden, sparsame Hausfrau, gew~hnt an -~c~were Ar­
beit, breithüftig, flache Absätze, keine Ohmnge, moghchst ohne 

Eigentum.« 13) 
Münchner Neueste Nachrichten, 25. Juli 1940. 

»Die Frau muß wieder n· . 
(G fri Ienenn und Ma d 1 

ott ed Feder im Reichstage)I4) g werden.« 

Nachden 
( dJe. kPJne. ,.wen) 

Zuckerbroten -nun die Peitsche 
Kriminalisierung von Geburtenkontrolle 

Ärzte als Handlanger 

Nationalsozialistische Ärzteschaft und Gesetzgeber müssen sich 
vereint gegen die benannte volksgesundheitliche und bevölke­
rungspolitische Gefahr wenden. Da hier entsprechende Aufklä­
rung allein nicht genügen dürfte, um das Übel auszurotten, wäre 
zu erwägen, den freien Handel mit sämtlichen Vaginalspülap­
parten und Vaginalspülungsmitteln in Zukunft zu verbieten und 
derartige Apparate und Mittel künftig nur gegen Rezept zu 
Händen des behandelnden Arztes zu verabreichen. 
Denn in ihren volksschädigenden Auswirkungen kommen die 
gewollte oder ungewollte Empfängnisverhütung und Wertmin­
derung des Gebärapparates der unter schwersten Strafen ste­
henden Abtreibung gleich. Wir nationalsozialistischen Ärzte 
sind dazu berufen, alle Schädigungen von der Gebärkraft deut­
scher Frauen fernzuhalten, um zur Erzielung einer starken, ge­
sunden und zahlreichen Nachkommenschaft beizutragen.15) 

.. egen § 218 
. aner verstoße g 

Verfolgung u 
nd Aburtet\ung 

§ 219 
Wer zu Zwecken der Abtreibung Mittel, Gegenstände oder . 
Verfahren öffentlich ankündigt oder anpreist oder solche Mittel 
oder Gegenstände an einem allgemein zugänglichen Orte aus­
stellt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
Die Vorschrift des Abs. 1 findet keine Anwendung, wenn Mit­
tel, Gegenstände oder Verfahren, die zu ärztlich gebotenen Un­
terbrechungen der Schwangerschaft dienen, Ärzten oder Perso­
nen, die mit solchen Mitteln oder Gegenständen erlaubterweise 
Handel treiben, oder in ärztlichen oder pharmazeutischen Fach­
zeitschriften angekündigt oder angepriesen werden. 
§ 220 
Wer öffentlich seine eigenen oder fremde Dienste zur Vornah­
me oder Förderung von Abtreibungen anbietet, wird mit Ge­
fängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 17) 
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wurden. 
Ain 26. Mai 19~im Jahr 1926 abgeschafften §§ 219 und 
220 des Strafgesetzbuchs wieder eingeführt, die zusätzlich 
zum § 218 die Abtreibung schärfer verfolgen und bestrafen 
sollten.16l 

Alle Kliniken für Geburtenkontrolle wurden geschlossen. Die 
Zahl der gerichtlichen Verfahren wegen Abtreibung stieg von 
4539 im Jahre 1934 auf 6983 vier Jahre später. Ärzte, die eine 
Abtreibung vorgenommen hatten, wurden mit Gefängnis bis zu 
fünfzehn Jahren verurteilt.18l 



ge ort wohl zum Größte 
vollbrachte«, so führte der St II n, was der Nationalsozialismus 
»daß er es ermöglichte d ß e ve~reter des Führers weiter aus 
he.~te in Deutschland Müt~er ss~i:Iel .. mehr Frauen als ehede~ 
Mutter, weil es etwa der Staat 11 kon.nten . . Sie sind nicht nur 
sondern sie sind Mütter w "I • WI , weil es die Männer wollen 
Kinder zur Welt zu bri~ge~I ~~e s~lbst. stolz ~arauf sind, gesund~ 
so bewußt zu wirken für di~ ; h r die NatiOn zu erziehen und 
kes .. « r altung des Lebens ihres Voi-

Bencht über die Großkund 
s.chaft und des Frauenwerks i gebung der Berliner NS-Frauen­
hcht im »Völkischen Beob nhder Deutschlandhalle, veröffent­
chiv der Wiener Library, Lo~d~~)~3/7.5 . 1936. (Ausschnittar-

!?Wenn hier Wirklichkeit und Darstellung in der Kunst als Wider­
spruch auseinandertreten, so hatten die Akte mit ihrer forcier­
ten Erotik und die gefühlsbetonten, zur Identifizierung auffor­
dernden Mutter-Bilder die Aufgabe, eben die Wirklichkeit ver­
schwinden zu l.assen.~l 

~ Mit der Steigerung des Mutterbildes versuchte der Nationalso­
zialismus eine Geburtensteigerung in Gang zu setzen, um die 
Tendenz der »Familiendämmerung« und den »Naturverrat« der 
in ••Gebärstreik« (Fest ) getretenen Frauen der Weimarer Re­
publik zu stoppen und umzukehren~) 

Körperverletzung bis zur Körpervernichtung 
Weil Du nur »minderwertige« Kinder bekommst, darfst Du nicht gebären 

Das :•Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« vom 14. Juni 1933 wird durch Zusatz­
bestimmungen und pseudowissenschaftliche Argumentationen ein wichtiges Gewaltinstru-
ment 

(1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff un­
fruchtbar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach den ~~ah­
rungen der ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrschemh~.h­
keit zu erwarten ist, daß seine Nachkommen an schweren kor­
perliehen oder geistigen Erbschäden lei.den werden: 
(2) Erbkrank im Sinne dieses Gesetzes ISt, wer an emer der fol-

genden Krankheiten leidet: 
1. angeborenem Schwachsinn 
2. Schizophrenie . 
3. zirkulärem (manisch depressivem) Irresem 
4. erblicher Fallsucht 
5. erblichem Veitstanz (Huntingtonsche Chorera) 
6. erblicher Blindheit 
7. erblicher Taubheit 
8. schwerer erblicher körperlicher Mißbildung 
(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an schwerem 

Alkoholismus leidet. 
(1) Antragsberechtigt ist derjenige, der unfruchtbar gemacht 

werden soll. 
Die Unfruchtbarmachung können auch beantragen 
1. der beamtete Arzt, 
2. für die Insassen einer Kranke~- , 11~~1- oder Pflegeanstalt oder 
einer Strafanstalt der Anstaltsleiter. 

Eine Berliner Polin, Jüdin und Kommunistin wurde 1935 wie 
viele andere vor die Alternative der Sterilisation (»Schub« von 
Schizophrenie war die Diagnose), des selbstfinanzierten An­
staltsaufenthaltes oder der Ausweisung nach Polen gestellt -
sie mußte sich sterilisieren lassen.27l 

Die gesetzlichen Bestimmungen jedoch fesselten unsere Hände. 
Heute ist der Bann gebrochen und die Rollen sind verteilt. Heu­
te sind wir, Gott sei gedankt, der persönlichen Verantwortung 
ga?z enthoben. Die Prüfung und die Verantwortung liegt völlig 
beim Erbgesundheitsgericht Wir Frauenärzte sind nunmehr 
Ausführer und die Vollstrecker des Gesetzeswillen _2 5) 

~inem Dokument der NSDAP vom September 1934 zufolge 
»gelang es tatsächlich, eine große Anzahl von Personen zur 
Stellung eines Selbstantrages zu veranlassen und die Einsprü­
che bei den Erbgesundheitsobergerichten waren zunächst sel­
ten. Unzweifelhaft ist aber seitdem eine Wendung dahingehend 
eingetreten, daß die Zahl der Selbstanträge erheblich abge­
nommen hat und sich die Einsprüche beim Erbgesundheits­
obergericht häufen.« Das heißt also, daß schon zwei Monate 
nach Erlaß des Sterilisierungsgesetzes der Hauptteil der Anträ­
ge nicht von den Betreffenden selbst gestellt wurde, bei ihnen 
oder ihren Angehörigen auf Widerspruch stieß und zwangswei­
se vollstreckt wurdePJ 
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Die Unfruchtbarmachung soll nicht 
Lebensjahrs vorgenommen werden . i'~r Vollendung des zehnten 

Von 33 bis Mitte 37 wurden ungefähr 
200.000 Menschen sterilisiert, davon 95165 
Frauen. Davon starben ungefähr 420 Frauen. 



»Man sterilisierte vor allem die Zigeunerinnen und die Jüdinnen, aber manchmal auch die deut­
schen Gefan~enen, die bei dem Delikt ertappt worden waren, Beziehungen mit Fremdarbeitern 
zu haben.«2 

»Sie haben, .glaube ich, selbst Kinder sterilisiert, denn sie nahmen das weibliche Element von 7 
bis 45 Jahren. Das geschah im Januar 1945. Sie sterilisierten sie ohne Anästhesie und die Kinder 
brüllten.«30l . 
»Die Unfruchtbarmachung erfolgt in der Weise, daß ohne Entfernung der Hoden oder Eierstök­
ke die Samenleiter oder Eileiter verlegt, undurchgängig gemacht oder durchgetrennt werden .• 31 l 

1940: Vorbereitung zur Massensterilisation 

Sollen irgendwelche Personen für dauernd unfruchtbar ge­
macht werden, so gelingt dies nur unter Anwendung so hoher 
Röntgendosen, daß mit ihnen eine Kastration mit allen ihren 
Folgen eintritt. Die hohen Röntgendosen vernichten nämlich 
die innere Sekretion des Eierstocks, bzw. des Hodens. Ge­
ringere Dosen würden nur auf eine gewisse Zeit die Zeugungs­
fähigkeit unterbinden. Die in Frage kommenden Folgen sind 
z.B. das Ausbleiben der Periode, klimakterische Erscheinun­
gen, Veränderung der Behaarung, Änderung des Stoffwech­
sels usw. Auf diese Nachteile muß auf jeden Fall hingewiesen 
werden. 
Die Dosierung selbst kann auf verschiedene Weise gestaltet 
werden, und die Bestrahlung völlig unmerklich vor sich gehen. 
FürMännerist eine Herddosis von 500-600 r, für Frauen eine 
solche von 300-350 r notwendig. Grundsätzlich kann man bei 
stärkster Spannung und dünnem Filter sowie geringem Ab­
stand mit einer Bestrahlungszeit von 2 Minuten für Männer bzw. 
3 Minuten für Frauen auskommen. Qabei muß jedoch der 
Nachteil in Kauf genommen werden, daß, da eine unmerkliche 
Abdeckung der übrigen Körperteile mit Blei nicht durchzuführen 
ist, das übrige Körpergewebe geschädigt wird und dadurch der 
sogenannte Röntgenkater auftritt. Bei zu großer Strahlungsin­
tensität zeigen sich dann in den folgenden Tagen oder Wochen 
an den von den Strahlen erreichten Hautteilen individuell ver­
schieden starke Verbrennungserscheinungen. 

»Dem Führer ein Kind schenken« 

- ber bist ou ein~ f~Ud schenken darf? 
a f""hrer etn K•n 

diedem u 

Die Einwilligungserklärung der Schwangeren ist unwiderruflich. 
(11.6.38)34) 

Von 1935 bis 1936: 7133 Zwangsabtreibungen 

Ein Weg der praktischen Durchführung wäre z.B., die abzuferti­
genden Personen vor einen Schalter treten zu lassen, an dem sie 
Fragen gestellt erhalten oder Formulare auszufüllen haben, was 
ungefähr 2-3 Minuten aufhalten soll. Der Beamte, der hinter 
dem Schalter sitzt, kann die Apparatur bedienen, und zwar der­
gestalt, daß er einen Schalter bedient, mit dem gleichzeitig beide 
Röhren (da ja die Bestrahlung von beiden Seiten erfolgen muß) 
in Tätigkeit gesetzt werden. In einer Anlage mit 2 Röhren könn­
ten also demgemäß pro Tag etwa 150-200 Personen sterilisiert 
werden, mit 20 Anlagen also öereits 3 000-4 000 pro Tag. Eine 
höhere Anzahl von täglichen Verschickungen kommt meiner 
Schätzung nach sowieso nicht in Frage. 
Die Kosten einer solchen Anlage kann ich nur grob mit RM 20 
000 bis 30 000 pro 2-Röhrensystem schätzen. Es kommen je­
doch die Kosten der Neuaufführung eines Gebäudes dazu, da ja 
für die diensttuenden Beamten entsprechend umfangreiche Si­
cherungen eingebaut werden müssen. 
Zusammenfassend darf also gesagt werden, daß nach dem au­
genblicklichen Stand der Röntgentechnik und -forschung es oh­
ne weiteres möglich ist, eine Massensterilisation durch Röntgen­
strahlen durchzuführen. Unmöglich erscheint es jedoch, diese 
Maßnahme durchzuführen, ohne daß die Betroffenen über kurz 
oder lang mit Sicherheit feststellen können, daß sie durch Rönt­
genstrahlen sterilisiert, bzw. kastriert sind. 

gez.: Bracke~) 

»(1} hat ein Erbgesundheitsgericht rechtskräftig auf Unfrucht­
barmachung einer Frau erkannt, die zur Zeit der Durchführung 
der Unfruchtbarmachung schwanger ist, so kann die Schwanger­
schaft mit Einwilligung der Schwangeren unterbrochen werden, 
es sei denn, daß die Frucht schon lebensfähig ist oder die Unter­
brechung der Schwangerschaft eine ernste Gefahr für das Leben 
oder die Gesundheit der Frau mit sich bringen würde. 
(2) Als nicht lebensfähig ist die Frucht dann anzusehen, wenn 
die Unterbrechung vor Ablauf des sechsten Schwangerschafts­
monats erfolgt.« (Gesetz vom 26. Juni 1935i3l 

»Die schwangeren Frauen im 2. oder 3. Monat wurden ausgekratzt; den Schwan­
geren im 4. bis 7. Monat machte man eine Colpohysterotomie (d.h. eine Art unte­
ren Kaiserschnitt). 
Nach dieser Operation war die Frau erschöpft und blutarm infolge der ungenü­
genden Ernährung und des Operationsschockes. Nach 10 Tagen etwa wurde die 
Kranke in ihr Lager zuriickgeschickt, wo sie einige Tage verbrachte. Nach der Vi­
site des Arztes, der sie arbeitsunfähig erklärte, wurde sie in die Gaskammer 
geschickt.« 
»Die von den Arzten angewandte Methode war die mechanische Abtreibung. Der 
Arzt tötete den Fötus durch einen Stich in den Kopf, befestigte an ihm ein Band, 
an dessen Ende ein Gewicht hing. Die an ihrem Bett festgebundene Frau hatte le­
diglich das Herausziehen des Fötus abzuwarten. 
Nachdem der Arzt seine Operation vorgenommen hatte, ließ er die Patientinnen 
unter furchtbaren Schmerzen liegen. Die Pflegerinnen bestätigten mir, daß die 
mittlere Dauer der Schmerzen zwischen 2 und 10 Stunden betrug.« 

»Den Schwangeren im 7. bis 8. Monat machte man subkutane Einspritzungen mit 
einem unbekannten Mittel, um eine vorzeitige Entbindung herbeizuführen. Die 
Einspritzungen waren wirksam. Der zur Welt kommende Fötus wurde, lebendig 
oder tot, vernichtet. Das dabei verfolgte Ziel war, die vorzeitige Entbindung 
durch Einspritzung ohne mechanische Mittel herbeizuführen .• 35

) 
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Der Schritt vom Rassismus 
zur Euthanasie ist klein 

iJ ln den ersten Jahren rechtfertigte man die Ausgrenzung und 
Ausmerzung bestimmter Gruppen mit der Erb- und Rassenleh­
re und stellte erbbiologische Kriterien zur Be(Ver)wertung auf. 
Später wurden die Kriterien zur Unfruchtbarmachung oder Ver­
wahrung erweitert>und es setzten sich immer mehr soziale und 
leistungsmäßige Kategorien zur Be(Ver)urteilung durch und 
die vorgeschobenen erbbiologischen wurden fallengelassen. 
Parallel dazu kam die Ausweitung der Sicherungsverwahrung 
und die Aktionen der »Vorbeugenden Verbrechensbekämp­
fung« zur Kasernierung ganzer Gruppen. 
Waren es zuerst die »körperlich und geistig Erbkranken«, so 
folgten die »Arbeitsscheuen«, »Kriminellen«, Prostituierten, Ho­
mosexuellen, Bettler und Zigeuner, und zum Schluß alle Grup­
pen und Familien, die sich dem Anpassungszwang widersetz­
ten und nicht die gewünschten leistungsorientierten Familien­
strukturen garantierten.~3 J) 

Männliche 
Verbrecher 

4,9Kinder 

f.ine k f'iminelle. 
Ehe 

lf. ,'+ Kinder 
37) 

Vernichtung Im Dienste von Krupp, Siemens u.a. 

1945 wurde das Frauenkonzentrationslager Ravensbrück ,.Das Lager von Ravensbrück ist ein ehemaliger ausgetrockneter 
durch sowjetische Truppen befreit. Seit 1938 wurden dort Sumpf. Die Erde dort ist schwarz, sie verbrennt einen. Manche 
132.000 Frauen und Kinder aus 23 Nationen unter furchtbaren hatten dort die Waden halb zerfressen. Es griff auch das Gesicht an, 
Bedi~ungen gefangengehalten; über 92.000 fanden den es ist das Gelände, das die Haut zerfraß; diejenig~n Frauen, die 

Tod. _.-.-.....".-"rll....."_,.... dort schon lange waren, hatten entsetzliche Wunden. Ich konnte 
sie nicht anschauen.«39) 
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»Wenn eine Gefangene infolge ihrer gänzlichen Erschöpfung 
die verlangte Arbeit nicht leisten konnte, so wurde sie als 'rück­

fällig' betrachtet und in eine Zelle ohne Essen eingesperrt bis der 
Tod eintrat.« 40) 

»Die Lagerinsassen des Arbeitslagers waren meist jüdische 
Frauen und Mädchen aus Ungarn und Rumänien . Anfang des 
Jahres 1944 wurden die Lagerinsassen nach Essen gebracht 

und bei der Firma Krupp zum Arbeiten eingesetzt. Die Un -
terbringung und Verpflegung der Lagerhäftlinge war unter aller 
Würde ... 41 l 



Vernichtung im Dienste einer künstlichen Ich-Stärkung 

>>Eine SS-Frau tötete eine kleine Französin, indem sie ihr Wasser zu trinken gab, so lange bis sie 
keines mehr 5chlucken konnte. Sie warf sie hin, um sie mit Tritten ihres Stiefelabsatzes dazu zu 
bringen, das Wasser auszubrechen; sie schlug sie so, bis das Blut herausspritze.« 43

) 

»An manchen Tagen befahl man dem Blockführer, eine gewisse Zahl von Frauen umzubringen. 
Diese Frauen wurden geschlagen, bis sie umfielen. Ich sah das Lager sich mit Leichen füllen; es 
sah aus wie weiße Möven, die im Schnee hingestreckt lagen.« 44) 

Die deutsche Mutter zu schützen 
ist Ehrenpflicht eines jeden 
deutschen Volksgenossen? ~dliit)rffiuttrruOO ~fu61 

6a6 foftbnrnr\Sut 6rinr~Uolfrs! 
a6er: 

tt) 
Vernichtung im Dienste der »Wissenschaft« 

;;. . . aus einem Briefwechsel zwischen 
der IG Farben und dem Konzentrationslager Auschwitz betreffs 
einer Lieferung von Frauen aus dem KZ an das Werk zu Ver­
suchszwecken, für die ein Stückpreis von 170 Mark festgesetzt 
wird; 150 Frauen sterben an den Versuchen, wird präzis mitge­
teilt. »Wir werden Sie in Kürze betreffend einerneuen Lieferung 
benachrichtigen.« ~6) 

~150 jüdische Frauen, die von 'Bayer' der Lagerverwaltung abgekauft worden wa­
ren, wurden in einen Frauenblock außerhalb des Lagers gelegt und dienten Expe­
rimenten mit unbekannten Hormonpräparaten.«. 

»Die Ärzte suchten mit Vorliebe Frauen, die gerade die Regeln hatten, aus. Sie er­
klärten ihnen brutal, daß sie in vier Tagen sterben müßten. Sie wollten damit, so 
sagten sie, die Wirkungen dieser Erklärung auf die Menstruation feststellen.« 

»Ein Berliner Histologie-Professor hatte die Frechheit, in einer deutschen Zeit­
schrift die Beobachtungen über die Blutungen festzustellen, die bei den Frauen 
durch eine schlimme Nachricht hervorgerufen wurden. Diese Versuche wurden an 
Gefangenen mit normaler Regel gemacht, denen man ankündigte, daß sie erschos­
sen würden; dies rief eine innere Blutung hervor, die dieser Arzt studierte.« 45

) 
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VER~AL~NG 
von Liebe-Zärtlichkeit-Lust-Sexualität 

Gebot Nr. 1: Wehret dem Eros! ~Meine Mutter war dünn und knochig. Ich saß nie weich auf ihrem Schoß. Ich saß 
noch nicht einmal hart auf ihrem Schoß, weil sie mich nie auf den Schoß nahm. Sie 
haßte das. Ich habe auch kaum mütterliche Umarmungen erlebt. Ich weiß nur 
noch: ehe sie mich anfaßte, sagte sie immer: Vorsicht Kind, ich hab kalte Hände! 
Sie war ungeheuer auf Sauberkeit, auf Hygiene bedacht. Ich schlief auf einer har­
ten Matratze, hatte ein flaches Roßhaarkissen, und eine einfache Wolldecke zum 
Zudecken. Das war 'gesund' . 
»Kind, hab dich nicht so« hieß es bei uns, wenn wir hingefallen waren. Wir wur­
den nicht ans Herz gedrückt, sondern bekamen mit irgendetwas Beißendem die 
Wunde ausgewaschen. Der Schmerz verging uns keinesfalls. Wir heulten Rotz 
und Wasser. »Guck dich an, wie du wieder verschmiert aussiehst« hieß es stra-
fend. Wir verkrochen uns in irgendeiner Ecke. Selbst ein kleines wuscheliges 
Kätzchen, das mir auf dem Schulweg zugelaufen war und mit dem ich mich trö-

A.b 0 rt an die F sten wollte, wurde wieder weggegebber Es brachte Schmutz und Bakterien ins 
Te er Deutschfand brauen Haus ... Gelobt sei, was hart macht!« 

es schön rauch 
ehe Le . tanzen k .. e keine F 

Jstun . onnte rauen . 
sundwe d gen Ihre G n, sonde ..... ,.,. ' dJe auf d .. 
L . r, en t esundh . .., rrau en Fun[ U 

lPPensti[t 49)auge der Spe en bewiesen he~, die durch - hr-
. er Oder d atten U sportJi er S · nd -

»Frank'- Prungstab be zum Ge-
:tllrter z. · sser als d euu11g« 

1 
er 

' ·6-1937 

1939 schrieb Hermann Wille Dein Ja zum Leibe. Eine enteroti­
sierende Schrift, in sportlichem Geist und Zuchtgedanken. Nur 
die Zuchtwahl führt zum Erfolg. Ertüchtigung am Meeres­
strand, angemalte Lippen, Schminke wurde als verderblicher 
Einfluß verpönt. Undeutsche Moralvorstellung - erotisch vsr­
dorben. Nordisch deutsche Moralvorstellung - kämpferisch 
rein. Man stürzte von einer Prüderie in die andere.51 l 

. hl '#leg\) 
(Wirf dich OIC 

Ein ehc;-;;.aliges Kind48l 

Ri htiges Benehmen hminkten und gepuderten 
c . d deshalb erklärt, daß gescl n der NSBO vel 0oten 

Es wu z t "tt zu allen Veransta tunge J 
Frauen der u n 

·SO) se1 .. 

Bei der freien Liebe, welche den Menschen zur Ausübung des 
Geschlechtsverkehrs und zur Menschenzeugung möglichst viel 
Abwechslungsmöglichkeiten bieten will, entstehen ganz un­
übersichtliche Ahnenreihen, deren biologische Erforschung viel 
zu kompliziert und daher gänzlich unmöglich ist. ln der freien 
Liebe, bei welcher der gegenseitige Antrieb zur Vereinigung le­
diglich in erotischen Gefühlen enthalten ist, bleibt das Zusam­
menströmen der keimplasmatischen Anlagen beider Eitern le­
diglich dem Zufall überlassen, während die Einehe durch die 
Herausbildung erkennbarer biologischer Erbstämme der 
menschlichen Vernunft die Zusammenführung hochwertiger 
Erbstämme zur Menschenerzeugung und die Ausmerzung 
minderwertiger Erbstämme ermöglicht. 
ln diesem Zusammenhang bedeutet die freie Liebe Zulassung 
minterwertigen biologischen Erbgutes zur Menschenerzeugung 
und zwangsläufige Verschleuderung hochwertiger Keimanla­
gen, während die Einehe mit Familienbildung wenigstens die 
Möglichkeit biologischer Auswahl und Zusammenhaltung hoch­
wertigen Keimplasmas bietet. 53l 

Gebot Nr. 2: Du sollst nur bestimmte Menschen »lieben«! 

5. 
Heirate nur aus Liebe! 

6. 
Wähle als Deutsche nur einen Gatten gleichen 
oder artverwandten Blutes! 

7. 
Bei der Wahl deines Gatten frage nach seinen 
Vorfahren !55) 

Ein Fehlgriff der Gattenwahl ist für die Frau schwerwiegender 
als für den Mann, und zwar aus folgenden Gründen: wählt eine 
Frau unrichtig oder verzichtet sie in den ersten Jahren der Ehe 
auf Nachkommenschaft, so besteht geringe Aussicht, daß sie 
ihre wertvolle Erbmasse in genügender Breite weitergibt. Des­
halb gehen meine Ausführungen bevorzugt die Frauen an.«56l 
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»Christliche Mildtätigkeit darf nicht erbkranke Me~schen ver­
sorgen, ... ohne zugleich ihre Fortpflanzu~g zu verhindern.«. 
»Ich (Elisabeth von Barsewisch) m~hte .dtes besonders ~eutlic~ 
machen, weil der mütterliche lnstmkt sie gerade verleitet, out 
besonderer Liebe und Aufopferung Krankes zu pflegen: Sch:-va­
ches zu stützen. Dem kranken, hoffnungslos kranken Kind emer 
Familie werden oft ungleich größere Mittel zugewendet als den 
gesunden, lebenstüchtigen Kindern. Die leidens~haftl~che A~­
teilnahme mancher Fürsorgerinnen gehört den kruppehgen, epi-
leptischen, idiotischen Kindem ihres Bezi~kes, und si~ kön.nen 
darüber vergessen, daß die Gesunden mmdestens die gleiche 

Betreuung verdienten. . . 
Hier ist einer der Punkte, wo die geistige Haltung der Frau emer 

57) 
Wandlung bedarf.« 

Gebot Nr. 3: Sei Sexualobjekt für die Männer 
- unbezahlt: 

Wir sind der Aufbruch der Kraft unserer Nation. Meinetwegen 
auch der Kraft ihrer Lenden. Ich werde keine~ meiner Leute 
ihren Spaß verderben. Wenn ich von ihnen das Außerste v~rla~-
ge so muß ich ihnen auch freigeben, sich auszutoben wte sie 

in der Familie 
' ß~ wollen, nicht wie es den alten Betschwestern pa t. 

Durch verstärkte ökonomische Abhängigkeit der Ehefrau, Ver­
schärfungen des Scheidungsgesetzes, finanzielle und berufli-
che Belohnungen für den Ehemann und angeheizter Mutter- • • · ·: • · · · · · • · · · · ·: ·· ·· · ·• · ·• ·· · ·: • · · · · · · · • · · · ·· · · · · · · •. · · · ·.:· • · ·· · · · • · ···: 
SChaftsideologie hatte der Ehemann eine Menge Möglichkei- _:Es tst unsere Pflicht, mehr ~nder zu zeu.~en! Wtr mussennoch i 
ten, den Beischlaf auch ohne viel direkte Gewalt zu erzwingen:~·:. ?as Ehest~dsdarlehen abkm~em! Du moc~test d~h auch, daß : 

in Konzentrationslagern und eroberten Gebieten 

Im Auslese-System der KZ wurden anpassungsfähige Häftlinge 
nach dem System »FFF« (Freiheit, Fressen, Frauen) bei Laune 
und Leistung gehalten, indem man aus anderen KZ Frauen mit 
dem Versprechen der Freilassung beschaffte.60

> 

l ~~~ ~~!~Heiter werde! Du weiß~ •. ~~~-~~~ .. ~:~-~~~~~.~~:~~~~) 
'· ....................................... . 

»Die Frauen und jungen Mädchen wurden, wenn sie schön und 
gesund waren, in eine Spezialbaracke gebracht, wo die SS-Leute 
sie vergewaltigten, bis sie halb tot waren. Von dort schickte man 
sie ins Krematorium.«59) 

Gebot Nr. 4: Sexuelle Dienstleistungen gegen Bezahlung sind streng zu überwachen! 

Im Rahmen vorbeugender Verbrechensbekämpfung wurden 
die Prostituierten immer mehr kaserniert und kriminalisiert und 
zur sexuellen Versorgung des Militärs und der SS gezwungen 
(natürlich unbezahlt), organisiert vom Oberkommando der 
Wehrmacht und der ss.6n 

Gebot Nr. 5: Sexuelle Lust zwischen Frauen ist ein Verbrechen 

Dort kam sie mit 6 anderen Lesben in einen Extrablock Das KZ Blütow war ur­
sprünglich ein Kriegsgefangenenlager-Straflager. Ein Block war mit Frauen belegt. 
Die Lesben kamen in einen vollständig leeren Block und wurden von männlichen 
Kapos bewacht. Bei der Einlieferung sagten die SS-Posten zu den Kriegsgefange­
nen: »Die hier sind der letzte Dreck. Die würden wir nicht mit dem Sofabein fik­
ken. Wenn ihr die ordentlich durchzieht, kriegt ihr jeder eine Flasche Schnaps.«62) 

Gebot Nr. 6: Kampf gegen sinnliche Frauen! 

Leidenschaftliche, eigenwillige, verführerische oder fremdartige 
Frauen (Proletarierinnen, Zigeunerinnen, Polinnen usw.) sind 
weniger leicht zu beherrschen, machen ich-schwachen Män­
nem Angst, ihr lebendiges Leben ist unberechenbar und per 
Schreibtisch und Formular schwer zu verwalten, erst ihr Tod 
bringt wieder Ordnung und Sicherheit.63> 

Sich.-urogtVerw.t'lner 
Kriminellef" 

tNochinS!rtfhlfl! 

~w 

JüellteherAtozialer 

..... ~ •~· 
Zigeuner 

~~"v 

Jüditchw8Ver A,Qz~ltt 

~(b- T--
Arbeiuetziehungshiftling Jüditchef 

l .. ~beituc:n-"1 ,. AaMniChi~" 

-·V ~·-0-
PolitiiiCher Schunhiltlioy 

Homosexutlltr derStrtfkompenie 

-v ···V 

Viele Gewaltaktionen gegen sinnliche Frauen wurden anfangs 
noch legalisiert: Zwangssterilisation über das Gesetz zur Ver­
hütung erbkranken Nachwuchses für die als schizophren und 
damit erbkrank etikettierten Frauen, Arbeitslager bis hin zum 
Mord über das Gesetz zur vorbeugenden Verbrechensbe­
kämpfung für die als gemeinschaftsgefährdend und damit kri­
minell etikettierten Frauen. 

G bot· Laß dich von keiner leichtfertigen Sinnlichkeit ble~den, 
e dem. denke daran daß das Mädchen, das du einm~l heuate.n 

son ' d n d ihre rasst-
willst, auch Mutter deiner Kinder ':er en so u~ . 
sehen, körperlichen und seel~)hen Etgenschaften steh an Kinder 

und Kindeskinder vererben. 
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fln perfekt organisierter Liebesversuch 

Als das billigste Mittel, in den Lagern Massensterilisationen durchzuführen, erschien 1943 Rönt­
genbestrahlung. Zweifelhaft war, ob die so erzielte Unfruchtbarkeit nachhaltig war. Wir führten 
einen männlichen und einen weiblichen Gefangenen zu einem Versuch zusammen. Die beiden 
Gefangenen setzten sich in verschiedene Ecken des dielengedeckten und teppichbelegten Raumes. 
Es war durch das Bullauge, das der Beobachtung von außen diente, nicht zu erkennen, ob sie seit 
der Zusammenf#hrung miteinander gesprochen hatten. Sie führten jedenfalls keine Gespräche. 
Diese Passivität war deshalb besonders unangenehm, weil hochgestellte Gäste sich zur Beobach­
tung des Versuches angesagt hatten; um den Fortgang des Experiments zu beschleunigen, befahl 
der Standortarzt und Leiter des Versuchs, den beiden Gefangenen die Kleider fortzunehmen. 

Wir wollen sie ein bißeben aufwecken, sagte der Leiter des Versuchs. Es wurden Schallplatten her­
beigeholt. Durch das Bullauge war zu sehen, daß beide Gefangenen auf die Musik zunächst rea­
gierten. 

Trotzdem kam in der Zelle keine erotische Spannung auf. Fast glaubten die Verantwortlichen, 
man hätte einen kleineren Raum wählen sollen. Die Versuchspersonen selbst waren sorgfältig aus­
gesucht. Nach den Akten mußten die beiden Versuchspersonen erhebliches erotisches Interesse an­
einander empfinden. 

Waren die Gefangenen gut ernährt? 

Schon längere Zeit vor Beginn des Versuchs waren die in Aussicht genommenen Versuchspersonen 
besonders gut ernährt worden . Nun lagen sie bereits zwei Tage im gleichen Raum, ohne daß An­
näherungsversuche festzustellen waren. Wir gaben ihnen Eiweißgallert aus Eiern zu trinken, die 
Gefangenen nahmen das Eiweiß gierig auf. Oberscharführer Wilhelm ließ die beiden aus Garten­
schläuchen anspritzen, anschließend wurden sie wieder, frierend, in das Dielenzimmer geführt, 
aber auch das Wärmebedürfnis führte sie nicht zueinander. 

Wußten sie, daß im Falle einer Schwängerung beide Körper seziert und untersucht würden? 

Daß die Versuchspersonen das wußten oder auch nur ahnten, ist unwahrscheinlich. Von der La­
gerleitung wurden ihnen wiederholt positive Zusicherungen für den Oberlebensfall gemacht. Ich 
glaube, sie wollten nicht. Zur Enttäuschung des eigens herbeigereisten Obergruppenführers A. 
Zerbst und seiner Begleitung ließ sich das Experiment nicht durchführen, da alle Mittel, auch die 
gewaltsamen, nicht zu einem positiven Versuchsausgang führten. Wir preßten ihre Leiber anein­
ander, hielten sie unter langsamer Erwärmung in Hautnähe aneinander, bestrichen sie mit Alko­
hol und gaben den Personen Alkohol, Rotwein mit Ei, auch Fleisch zu essen und Champus zu trin­
ken, wir korrigierten die Beleuchtung, nichts davon führte jedoch zur Erregung. 

Hat man den alles versucht? 

Ich kann garantieren, daß alles versucht worden ist. Wir hatten einen Oberscharführer unter uns, 
der etwas davon verstand. Er versuchte nach und nach alles, was sonst todsicher wirkt. Wir konn­
ten schließlich nicht selbst hineingehen und unser Glück versuchen, weil das Rassenschande gewe­
sen wäre. Nichts von den Mitteln, die versucht wurden, führte zur Erregung. 

Die widerspenstigen Versuchspersonen wurden erschossen. 6J) 
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Weibliche 
Bevölkerung 

Lebensalter 

Höhere Schule 
Elternhaus I Lehre 

Hochschule 

Elternhaus 

Volksschule 

Wanted : 

Volksschule 

ShfiOrA!(( 
Mein Name ist Brunhilde! 

Ich wurde als viertes Kind des SS­
Obersturrnbandführers Wilhelm 
Holzhammer und seiner Frau Ida in 
Potsdam geboren. Mein Vater besaß 
ein Kolonialwarengeschäft. 
Bin erbgesund und reinrassig, arisch 
bis ins 3. Glied. 
Ich hatte eine glückliche Kindheit!! 

Ein deutsches Mädel: 
tapfer - sparsam 
beherrscht - sauber 
nicht triebhaft -

tüchtig - anständig 

gehorsam - pflichtbewußt 

Höhere Schule 
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. D1e Frau ol, [rholter~n des Volkes 

~) 

Lebensgesetz!! 
Sage mir, welche Hautfarbe - Au­
genfarbe - Haarfarbe - Merkmale 
von Gesicht - Kinn - Lippen Du 
hast, und ich sage Dir, wes Geistes 
Kind DU bist . 



Arbeitsdienst 
Tagesfahrplan der Arbeitsmaid: 

4.55 Uhr Wecken 
5.05 Uhr An die Fahne 
6.00 Uhr Frühsport 
6.05 Uhr Frühstück 
6.30 Uhr Singen 
7.00 Uhr Tagesnachrichten 
7.50 Uhr Außendienst 
14.00 Uhr Arbeitsschluß 
14.30 Uhr Bettruhe 
15.30 Uhr Kaffeetrinken 
16.00 Uhr Singen, Sport, Hauswirtschaft 
18.30 Uhr Abendessen 
21.00 Uhr An die Fahne 
21.30 Uhr Bettruhe 

,.Das Ziel der 

weiblichen 
Erziehung hat 
unverrückbar 
die kommende 
Mutter zu sein.</O) 

4. Als erbbiologische besonders hochwertig ist eine Person zu 
bezeichnen, die selbst körperlich und geistig gesund ist und in 
deren Blutsverwandtschaft (Großeltern, Eltern und deren Ge­
schwister, eigene Geschwister und eigne Kinder) Erbleiden, ins­
besondere auch Psychopathie, die zu sozialem Abstieg, zu Kri­
minalität, Rauschgiftsucht usw. führen, auch nicht in einem Fall 
aufgetreten sind. Die Zugehörigkeit zu dieser Gruppe setzt dar­
über hinaus noch besonders wertvolle Anlagen voraus, die sich 
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Bräuteschule 
-Kochen 
-Backen 
-Putzen ... 

Mütterschule 

-Nähen 
-Stopfen 
-Waschen 
_ Säuglingspflege · · · 

6. Wähle als Deutscher nur einen Gatten gleichen oder artver­
wandten Blutes! 

7. Bei der Wahl deines Gatten frage nach seinen Vorfahren! 

8. Gesundheit ist Voraussetzung auch für äußere Schönheit! 

9. Suche dir für die Ehe nicht einen Gespielen, sondern einen 
Gefährten! 

10. Du sollst dir möglichst viele Kinder wünschen!73l 

in beruflicher Leistung, sozialem Aufstieg usw., und zwar nicht 
nur einmalig, sondern bei der Mehrzahl der in Frage kommen­
den Familienangehörigen bemerkbar gemacht haben. 
Neben diesen allgemeinen Beurteilungsgrundsätzen sind dann 
noch einige besondere Richtlinien für die Beurteilung von Be­
werbern um Ehestandsdarlehen, bei Ausbildungsbeihilfen und 
bei Bewerbern um den Neubauern- oder Anliegersiedlerschein 
gegeben.75l 
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Eine Frau die auch geistig befähigt ist, dem Manne in seinen In­
teressen, in seinem Lebenskampf verständnisvoll zur Seite zu 
stehen, die ihm das Leben schöner und inhaltsreicher werden 
läßt, ist das Frauenideal des deutschen Mannes von heute. Es 
ist eine Frau, die vor allem auch Mutter zu sein vermag76l 

Frauen bekamen nicht mehr Rechte und die Arbeiter nicht mehr Lohn - aber sie 
Hausfrauen und Mütter wurden beide und für alle sichtbar auf einen Sockel gestellt.77) 

• • • U/1( d I 'd<. 
cu6ar tMeiut.u 
q U S/eti .{o4u. · · · 

·· · ?!bar CM.eiu.eu twt-f"kM 
olkfltAA1 rr,.u-H.M, ~HM.~ 
I) triA sk.M- ... J'o 4.-c . 

»Die Frau hat die Aufgabe, schön zu sein und Kinder zur Welt 
zu bringen. Das ist gar nicht so roh und unmodern, wie sich das 
anhört. Die Vogelfrau putzt sich für den Mann und brütet für 
ihn die Eier aus. Dafür sorgt der Mann für die Nahrung. Sonst 
steht er auf der Wacht und wehrt den Feind ab.« 
(Aus dem Roman »Michael« von Dr. Josef Goebbels. Im »An­

griff« abgedruckt.)78> 

~is 1938 wurden eine Million Ehestandsdarlehen im Wert von 
650 Millionen-Reichsmarl< in .Gutscheinen ausgegeben, die 
zum Kauf von Haushaltseinrichtungen und Möbeln berechtig­
ten. Wegen des Andrangs wurde das Darlehen auf 500 Mari< 
begrenzt. 
Dennoch war der NS-Familienpolitik nur mäßiger Erfolg be­
schieden. Die Zahl der Junggesellen verringerte sich von 1933 
bis 1939 nur um 70000. Und längst nicht alle Ehepaare waren 
bereit, Ehestandsdarlehen durch reichen Kindersegen quasi 
abzuzahlen: Nach der Geburt des vierten Kindes wurde aus 
dem Darlehen ein Geschenk.~> 

11-a:w,:eu..for ()(q.r "huf/er.h-er" 1'-<. 
at"~ (oUM H.ik a'~J' l(tlti«~.J' 

Ehrenkreuz derdeutschen nnutter 
-»Alljährlich am 12. August, dem Geburtstag von Hitlers Mutter, 

wurden kinderreiche Mütter mit dem »Ehrenkreuz der deut­
schen Mutter« ausgezeichnet. Es wurde in drei Klassen verlie­
hen: in Bronze für vier und mehr Kinder, in Silber für mehr als 
sechs Kinder und in Gold für über acht Kinder. Inschrift des 
Mutterl<reuzes: »Das Kind adelt die Mutter«. - ln seiner Weih-

.I 
6-8 Kinder 

Silber 

nachtsausgabe 1938 kündigte der Völkische Beobachter an, 4-6 Kinder 
8 und inehr Kinder 

Gold 
im kommenden Auq~st würden drei Millionen Frauen mit dem Bronze 
Mutterl<reuz geehrt_fll h d" f s· 1 Ii h d. M.. k d >Man versuc te ja, 1e Frauen enorm au zuwerten. 1e waren p ötz c ,. 1e utter ommen er n- ;frhe/f Generationen«, ·die Kameradinnen ihrer Männer«, ·der Hort alles Guten und Schönen«- das y a. cf elf- bedeutete etwas in dieser Zeit mit ihrem verschwommenen nationalen Geschichtsbewußtsein. 

L Und außerdem gab man vielen Frauen die Möglichkeit, aus dem Kreis ihrer Familien herauszu-
-vor a//e!J~<. IAIIoeiet/u'/t... treten. Sie waren plötzlich in Gesellschaft, wurden in die Gesellschaft gestellt, in welche auch im-

mer ... ~> 
. e beldisehe 

l(ind und em \eben eine 
d der tAut zutn d für-andere-

- wille un . gen un 
~ fehlte der der OY,ferbnn 
pS ffassung, . 82) . , 
Lebensau ··ndlicbkeit 1St. ld< ketfk. ett-<. 
se\bstversta .etjrÄ «lt! t.e./Je« / 

Darüberhinaus aber werden die Trägerinnen des Mütter-Eh­
renkreuzes in Zukunft alle jene Bevorzugungen genießen, die 
uns gegenüber den verdienten Volksgenossen, gegenüber 
Kriegsbeschädigten und Opfern der nationalsozialistischen Er­
hebung bereits Selbstverständlichkeit geworden sind, als da 
sind Ehrenplätze bei Veranstaltungen der Partei und des Staa­
tes, Vertrittsrecht an Behördenschaltem, Verpflichtung der 
Schaffner zu bevorzugter Platzanweisung in Eisen- und Stra­
ßenbahn. Dazu kommt eine Altersversorgung, bevorzugte Auf­
nahme in Altersheimen für alleinstehende Altmütter, eventuell 

in eigens in Großstädten zu errichtenden Altersheimen oder in Frau Goebbels geht mit gutem Beispiel voran. Hier mit ihren 
L-be~so_n_de.;...r_e_n_A_b_te_il_u_ng:...e_n_d_e_r_sc_h_o_n_bes __ te_h_end_e_n_H_e_im_e._

83
_> _ _. fünf Kindem He/ga, Helmuth, Hedda, Hilde und Holde. 
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Lob einer braven Bürgersfrau 

Durch Euch bin ich endlich wer geworden, 
das fand ich gut! 
Durch Euch wurde ich was besseres als das Pack von nebenan, 
das fand ich gut! 
Meine Fruchtbarkeit habt Ihr in vielen Reden geehrt, 
das fand ich gut! 
Jeden 2. Sonntag im Mai habt Ihr mein Muttersein gefeiert, 
das fand ich gut! 
Dienstmädchen habt Ihr mir ins Haus geschickt, 
das fand ich gut! 
So konnte ich meine häuslichen Pflichten noch besser erfüllen, 
zum Wohle meines Mannes, 
zum Wohle meiner Kinder, 
zum Wohle für mein Vaterland, 
das fand ich gut! 

Beim 4. Kind bekam ich feierlich das Mutterkreuz überreicht, 
das fand ich gut! 
Beim 8. Kind legte mir unser aller Führer selbst die Hand auf die Schulter 
das fand ich gut. 

Geburt Mein Nam·e ist Inge! 

Ich wurde als neuntes Kind des Ha­
fenarbeiters Paul Schulte und seiner 
Ehefrau Martha in Harnburg gebo­
ren. Bis zum Sommer 1933 wohnte 
ich mit meinen Eltern, Geschwistern 
und einem Kostgänger in der Kaiser­
Wilhelm-Straße, dem Gängeviertel 
von Hamburg. Dann mußten wir aus 
der Wohnung ausziehen und erhiel­
ten dreieinhalb Zimmer in Barmbek. 
Ein Kostgänger hatte keinen Platz 
mehr. 

Als mein Junge fiel für Führer, Volk und Vaterland 
habe ich geweint. 

Als dann die Bomben mich flüchten ließen, 
da fragte ich mich leise: 
War das wirklich alles gut? 

Heute kann ich vor dem Fernseher sitzen, 
in Urlaub fahren, 
habe einen Mixer und eine Spülmaschine: 
Es geht mir gut! (W; 4q30) 

Meine Freundin gehörte zur ersten 
Gruppe, den Asozialen, weil ihr Va­
ter trank. 

Für die Beurteilung der Erbgesundheit werden 4 Gruppen von 
Personen unterschieden 

Nachdem der Lehrer das wußte, be­
kam sie für alles die Schuld und Stra­
fen. 

2. Zwischen den asozi3len Familien und den Familien, die im 
Sinne der nachstehenden Ausführungen als Durchschnittsbevöl­
kerung als förderungswürdig anzusehen sind, steht eine Reihe 
von Familien, deren Nachwuchs zwar nicht als Gewinn für die 
Volksgemeinschaft angesehen werden kann, die aber für diese 
voraussichtlich auch keine ernstliche Belastung darstellen und 
deshalb noch als tragbare Familien anzusehen sind. Es wird sich 
hier insbesondere um Familien handeln, in denen Erbkrankhei­
ten nicht nur vereinzelt auftreten oder die hinsichtlicht ihrer 
Leistungsfähigkeit deutlich unter der Norm liegen. Ihnen wird 
man die für kinderreiche Familien ohne besondere erbpflegeri­
sche Anforderungen vorgesehene Erleichterungen, z.B. laufen­
de Kinderbeihilfen, nicht entziehen können. Fördernde Maß­
nahmen sind ihnen allerdings nicht zuzuwenden. 86) 
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Erscheinungsformen der weiblichen Jugendverwahrlosung: 
Aus allen Reichsgebieten wird übereinstimmend gemeldet, daß 
ein großer Teil der deutschen Mädchen ohne genügend gefestig­
tes Bewußtsein ihrer Frauenehre und ihrer künftigen Aufgaben 
als Gattin und Mutter lebt. Aus diesem charakterlosen Mangel 
ist eine besorgniserregende Verantwortungs- und Hemmungslo­
sigkeit in geschlechtlicher Hinsicht erwachsen.88l · 

Kleinen schwarzhaarigen 
Menschen fehlt es an 
Eifer, d.h. sie haben 

Tanzvergnügen und andere Gefahrenquellen 
In fast allen Fällen, wo Mädchen auf die schiefe Ebene kamen 
oder geschlechtlich angesteckt wurden, stellte sich nach überein­
stimmenden Berichten heraus, daß diese Entwicklung auf dem 
Tanzboden ihren Ausgang nahm. Allgemein wird berichtet, daß 
obszöne Darbietungen, bei KDF und sonstigen Veranstaltun­
gen, dazu angetan sind, der Verwahrlosung der weiblichen Ju­
gendlichen Vorschub zu leisten. Viele Berichte machen eine un­
gesunde überhitzte Erotik in Filmen, Theatern, Varietes, Roma­
nen, Zeitschriften, Illustrierten usw. sowie mondäne Tanzmusik 
(Swing) verantwortlich. 87) 

Dann verliebte ich mich in W erner, 
er hatte keine Arbeit, aber von mei- / 

'l..:f. nem Lohn aus der Munitionsfabrik ~ 

einen flachen Gesichtsausdruck. konnten wir gerade das Nötigste /1)//t. 
kaufen. t) t,A.t. 

1. Gedenke, daß du ein Deutscher bist! 

2. Du sollst Geist und Seele rein erhalten! 

3. Halte deinen Körper rein! 

4. Du sollst, wenn due erbgesund bist, nicht ehelos bleiben! 

5. Heirate nur aus Liebe89) 

Heirat 

Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des 
deutschen Volk~s 

( Ehege s un dh e i tsge setz) 

Vom 18. Oktober 1935 

§ 1 

(1} Eine Ehe darf nicht geschlossen werden, 
a) wenn einer der Verlobten an einer mit Ansteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet, die eine erheb1iche Schädigung 
der Gesundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen be­
fürchten läßt, 
b} wenn einer der Verlobten entmündigt ist oder unter vorläufi­
ger Vormundschaft steht, 
c) Wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu sein, an einer 
geistigen Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinschaft 
unerwünscht erscheinen läßt, 
d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses leidet. 
(2) Die Bestimmung des Absatzes 1 Buchstabe d steht der Ehe­
schließung nicht entgegen, wenn der andere Verlobte unfrucht­
bar ist. 
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Es ist auch kein wünschenswerter Zustand, daß die Eingebung 
eines Liebesverhältnisses in sehr weiten Kreisen als der normale 
Weg zur Ehe gilt. Das Mädchen setzt hier zuviel aufs Spiel, fällt 
nur zu oft täglich herein und es dauert eine Erscheinung sittli­
chen Verfalls fort , die je eher desto besser beseitigt werden muß, 
wenn wir gesunde Grundlagen für ein aufbauende Familienpoli­
tik erhalten wollen. 
Von besonderer Bedeutung ist es, welcher Frauentypus die Vor­
herrschaft führt . Das Volk muß abgleiten, in dem- wie bei uns 
in der Nachkriegszeit - ein lockerer Frauentyp ans Ruder 
kommt, der sich dem Mann an den Hals wirft und sich zum 
flüchtigen Zeitvertreib erniedrigt.90

) 

Der Standesbeamte verlangte von uns einen Gesundheitspaß. 
Er sagte: »Sie können doch nicht normal sein, wenn sie einen 
Zuchthäusler heiraten, und Sie sind nicht normal, weil Sie 
Zuchthäusler waren. Bringen Sie keinen Gesundheitspaß bei, 
müssen Sie sterilisiert werden«.91) 

1. Verordnung zur Durchführung des Ehegesundheitsgesetzes 
vom 29. November 1935. 

§2 

Zwecks Erlangung des Ehetauglichkeitszeugnisses hat sich jeder 
Verlobte bei dem Gesundheitsamt untersuchen zu lassen, in 
dessen Bezirk er seinen Wohnsitz hat ... Der Verlobte kann sich 
auch von einem vom Reichsärtzeführer hierfür zugelassenen 
Arzt der freien Praxis untersuchen lassen ... 92) 



Ehe 

1. Asoziale Personen und Angehörige asozia­

ler Familien. 
Sie sind von allen in Frage kommenden Maßnahmen und dem 
Bezug jeder Zuwendung auszuschließen. Asoziale Familien mit 
vielen Kindern können niemals als »kinderreich« angesehen 

werden. 
Als asvzial (gemeinschaftsfremd) sind Personen anzusehen, die 
auf Grund einer anlagebedingten und daher nicht besserungsfä-

higen Geisteshaltung 
a) fortgesetzt mit Strafgesetzen, der Polizei und den Behörden 
in Konflikt geraten oder 
b) arbeitsscheu sind und den Unterhalt für sich und ihre Kinder 
laufend öffentlichen oder privaten Wohlfahrtseinrichtungen, 
insbesondere auch der NSV und dem WHW aufzubürden su­
chen. Hierunter sind auch solche Familien zu rechnen, die ihre 
Kinder offensichtlich als Einnahmequellen betrachten und sich 
deswegen für berechtigt halten, einer geregelten Arbeit aus dem 
Wege zu gehen: oder 
c) besonders unwirtschaftlich und hemmungslos sind und man­
gels eigener Verantwortungsbewvßtseins weder einen geordne­
ten Haushalt führen noch Kir1der zu brauchbaren Volksgenos-
sen zu erziehen mögen: oder 
d) Trinker sind oder durch um;ittlichen Lebenswandel auffallen 
(z.B. Dirnen, die durch ihr unsit •.liebes Gewerbe ihren Lebens­
unterhalt teilweise oder ganz verdienen.

95
l 

Ehestandsdarlehen von durchsch" ittlich 600, höchstens 1000 
Reichsmark - viel Geld, wenn rnan bedenkt, daß ein Industrie­
arbeiter etwa 120 RM im Monat nach Hause brachte. F-ür jedes 
Kind wurde die Darlehensschuld um ein Viertel gekürzt. Wenn 
beide Elternteile zur Arbeit gingen, war das Darlehen mit drei 
Prozent monatlich zu tilge~ mit nur einem Prozent, wenn allein 

der Vater berufstätig war .• l •J • ffAA 1 
J)()-:) /,(_a(,U fMr liM'ft. f#c,vrl- 1«. v · 

Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 

Vom 14. Juli 1933 

- RGBI. I S. 529 -

Die Reichsregierung _hat ~as folgende Gesetz beschlossen, das 
htermtt verkündet wird: 

§ 1 

(1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff un­
fruchtbar g~~ac_ht (sterilisiert) werden, wenn nach den Erfah­
ru~gen der ärtzh~hen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlich­
kelt _zu erwarten tst, daß seine Nachkommen an schweren kör­
perheben oder geistigen Erbschäden leiden werden.93) 

»Bis zur Mitte des Jahres 1937 hatte man fast 200 000 M 
sehen sterilisiert, ... davon 95 165 Frauen.cc1934-36 sta=~ 
367 Frauen und 70 Männeranden Operationen.94l 

Frage: Was kann Mann mit Frau machen, d' . h d te mc t en Zuchtkriterienent spncht?? 

Arbeitslager 

Antwort: Mann nutzt ihre zweite Fähigkeit: Arbeitstier 

;_D}e tr~eit wu~?e ausg~führt unter der Überwachung von Offizierinnen und 
u se ennnen, te uns mtß?andelten, wenn wir uns ausruhen oder vor den Deut­

schen ~e~tecken wollten, dte uns schlugen und etwaige Disziplinverstöße anzeig-
ten, wte msbesondere das Aufsammeln von Kräutern und B bl" d' 
re Zusatznahrung bildeten.«98) aum attern, te unse-
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1Do) 
,.Qfnnals mußte ich sogar Kameradinnen, die ohnmächtig geworden waren, oder 
gerade einen epileptischen Anfall hatten, zum Appell bringen; wir mußten sie ne­
ben uns auf die Erde legen und durften uns nicht um sie kümmern. Ich erhielt 
mehrmals Faust- und Knüppelschläge der deutschen oder polnischen Polizistin­
nen oder Wächterinnen, weil ich mich um Frauen angenommen hatte, die sich in 
einen epileptischen Anfall im Schmutz wälzten.«99

) 

'-=-----' 
Kultur des Schweigens: 

Viele schweigen, 
weil zum Leben 
erweckte Erinnerungen 
sie sterben ließen. 
Sie sind lebend 
verstummt. 

»Der Macht der Politiker, der Redegewalt der Juristen, der De­
finitionsmacht der Wissenschaftler entspricht das Schweigen 
und die Heimlichkeit der Untertanen. Deshalb muß man das 
'Schweigen der Geschichte' entziffern.« 

»Detn Historiker bleibt nur die Wahl zwischen zwei Lösungen. 
Entweder spricht auch er über das Volk und verdoppelt so die 
Objetivation des Archivtextes durch seine eigene; oder leiht 
dem Volk seine eigene Sprache und markiert die Konvention 
der Distanz zwischen sich und seinem Objekt durch 
Ausführungszeichen." 

»Die Schwierigkeit ist wahrlich nicht gering, denn in den Archi­
ven wird über das 'Volk' mehr geredet, als es selbst redet; es 
erscheint als Objekt der Verwaltungssprache, nicht jedoch als 
Subjekt selbstständigen Sprechens. Wenn es in seinem eige­
nen Namen spricht, dann in der sehr besonderen Situation, in 
welcher es über sein Handeln Rechenschaft zu geben hat 

Anklage einer Frau an Ärzte und Politiker 

Ihr habt mein Ungeborenes abgestochen, . 

während Ihr die Frau von nebenan für's Abtreiben bestraft. 
Ihr habt meine Kinder mit Chemikalien getötet, 
während Ihr die Kinder von nebenan auf Staatskosten verschicktet. 

Ihr habt meine Fruchtbarkeit zerstört, 
meinen Unterleibt mit Röntgenstrahlen kaputtgemacht, 
während Ihr der Frau von nebenan nicht mal den Knaus Ogino erlaubtet. 
Ihr habt meine Liebe bestraft, 
weil sie nicht auf einen Eurer tapferen Helden fiel, 
die mit der Kraft ihrer Lenden ihre Ehefrauen zum Zeugungsakt zwingen. 

Ich hab' wohl Eurem Naturgesetz von Frau nicht entsprochen, 
schizophren habt IHR's genannt. 
Ich hab' gepfiffen auf Eure HERRlichkeiten: 
SAUBERKEIT FLEISSIGKEIT SPARSAMKEIT 
ORDENTLICHKElT GESUNDHEIT TAPFERKEIT 
ohne Lust und ohne Menschlichkeit 

swing swing swing. 
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Heute. sehe ich Euch schon wieder/noch immer am Werk. 
Ihr bastelt mal wieder am § 218, 
und seid so erfinderisch im Erfmden neuer Methoden. 
Ich kriege immer mehr Angst, 
daß Ihr mich eines Tages über Eure Datenkartei schnappen werdet, 
für Eure stereotaktischen Gehirnschnippeleien 
oder Eure (selbst)mörderischen Hochsicherheitstrakts 
und meinen toten Körper ausschlachtet 
für eine brave arbeitssame Frau im gebärfreudigen Alter, 
die Ihr noch braucht für Eure neue gen-manipulierte Menschenzüchtung 
und als billige Arbeitssklavin im Haus und im Betrieb 

punk punk punk. 

Nicht nur Männer wehrten sich 

Frauen widerstanden 
Auf 4 Widerstandskämpfer kam 1 Widerstandskämpferln 

Die Widerstandorganisation •Rote Kapelle« entstand in den 
Jahren 1938/39. Ihre Mitglieder kamen aus den verschiedend­
sten sozialen und politischen Milieus. Auch ihre Widerstandar­
beit war vielschichtig. Sie ging von der Schulung über die Ver­
breitung von Flugblättern (•Wir retten uns und unser Land nur 
dann, wenn wir den Mut finden, uns in die Kampffront gegen 
Hitler einzureihen!«) bis hin zur Spionage. Anfang 43 verhaftete 
die Gestapo 130 Mitglieder der Gruppe, 49 wurden zum Tode 
verurteilt, darunter 18 Frauen. So auch ERIKA VON BROCK­
OORF und MILDRED HARNACK, deren zunächst ausgespro­
chene Haftstrafen Hitler persönlich in Todesurteile umwandelte. 

Die Studentin MARGARETHE ROTHE gehörte zu der Hambur­
ger Gruppe der Widerstandsorganisation •Weiße Rose« (bei 
der in München die Geschwister Scholl aktiv waren). Die Aug­
blätter der Weißen Rose waren einige der wenigen Stimmen 
des Widerstandes an den Universitäten. Sie verbreiteten eben­
falls Informationen über den •Deutschen Freiheitssender«. Sie 

Auch in der französischen Resistance kämpften deutsche Frau­
en. So HEDWIG RAHMEL-ROBENS aus Berlin und USA OST 
aus Frankfurt, beide Emigrantinnen und zuvor Brigadistinnen 
im spanischen Bürgerkrieg. Hedwig und Lisa arbeiteten ge­
meinsam mit Lisa's Mann zusammen mit Partisanengruppen im 
Zentralmassiv und wurden dort auch verhaftet. ln Ales wurden 
sie, zusammen mit hundarten französischen Partisanenkämp­
fern und -kämpferinnen von der Gestapo ermordet. 

Die größte Widerstandsorganisation gegen das Naziregime war 
die Gruppe Saefkow/Jacob/Bästlein. Sie entstand im Herbst 43 
in Berlin, hatte Verbindungen zu Widerständlem in ganz 
Deutschland und wurde von Kommunisten geleitet. Under den 
später zum Tode verurteilten waren auch Frauen: die 41jährige 
JUDITH AUER, die 34jährige ELLI VOIGT, die 37jährige KA­
THARINA JACOB - die überlebte als einzige im KZ Ravens­
brück. 

wagten Solidaritätsaktionen für Kriegsgefangene und zum Ab- Allein an der Hinrichtungsstalle Berlin-Piötzensee ermordeten 
transport bestimmte Juden. Margarethe Rothe wurde zusam- die Nazis in der Zeit von 1933 bis 1945 insgesamt 2 915 Frauen 
men mit anderen Anfang November 43 verhaftet. Sie starb am und Männer. Darunter 1 547, weil sie aus politischer, religiöser 
15. April1945 nach qualvollen Verhören in Untersuchungshaft. oder weltanschaulicher Gesinnung Wide~nd geleistet hatten. 
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»Frauen, um uns auszubeuten und zu unterdrücken, 
haben sie uns immer voneinander getrennt: 

die Häßlichen von den Schönen, 
die Willigen von den Eigenwilligen, 
die Mütter von den Töchtern 
die Sauberen von den Schmutzigen, 
die Hausfrauen von den Berufstätigen 

Als die Nazis die »schwachsinnigen« Frauen holten 
hab ich geschwiegen 

die Ordentlichen von den Unordentlichen, 
die Schwarzen von den Weißen, 

ich war ja nicht »Schwachsinnig«. 

Als sie die Zigeunerinnen einsperrten 
hab ich geschwiegen 
ich war ja keine Zigeunerin 

Als sie die Prostituierten holten 
hab ich geschwiegen 
ich war ja keine Prostituierte. 

die Angepaßten von den Unangepaßten, 
die Heiligen von den Huren, 
die Schwiegermütter von den Schwiegertöchtern, 
die Homosexuellen von den Heterosexuellen, 
die »Höherwertigen« von den »Minderwertigen«, 
die Dicken von den Dünnen, 
die Jungen von den Alten, 
die Aufsteigenden von den Absteigenden. 

Als sie Frauen aus »ungeordneten" Familien holten 
hab ich geschwiegen (Flugblatt des römischen Frauenkollektivs/07) 

ich war ja nicht »ungeordnet«. • • über 
Als ich -abtrieb und sie mich holten d• & a,annet 
gab" k'in' mdr,, """'"""i.ren k~tm.

10

" • en le '"' ~- per 
h \mmer best':~d unseren or 

No~be~ uns Fraue unter "u'"',.cbS\U:sgeclle<l' 
U. I rüc~gao9 rmee hat a 

_ Geburte" . . Reser~ea 

S\tuat\oO heute~ hatts~r,se· 
- '#4\r\SC 

Es lebe die Familie 
eines Parteivorsit­

Gedankengang 
zenden . i der Geburtenra­
."Wie wollen Wl~ ~5 Jahren unsere 
te von heute. •n en erfüllen? -
NATO-Verpfh~htung der Familien­
Für micht ist die Fr~e ge der staatli-

litik die zentrale ra 
~en Politik.« -108) 

Helmut Kohl, cou. 
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>>An irgendeinem Punkt müssen 
doch auch Sie sich einmal fragen, 
warum die Aussagen der hysteri­
schen Feministinnen, die ~haup­
ten, Mutterschaft sei eine Zumu­
tung, auf so fruchtbaren Boden ge­
fallen sind. Statt nun wenigstens 
jetzt den Versuch zu unternehmen, 
diese völlig ver1<ehrt laufende 
Emanzipation wieder zurückzurük­
ken, untermauem Sie als Familien­
ministerin noch diese Irrlehre, in­
dem Sie öffentlich vom Recht der 
Frau auf Abtreibung sprechen.« -
So die COU-Abgeordnete Geier am 
25. Januar 1979 in einer Bundes­
tagsrade an die Adresse der SPO­
Familienministerin Huber.111 l 



Sterilisationsverbot für die einen 

ln der BAD werden Frauen, die sich 
sterilisieren lassen wollen, mit allen 
Mitteln daran gehindert (und benöti­
gen sogar die schriftliche Erlaubnis 
des Ehemannes!).114

) 

Sterilisationszwang für die »anderen« 

Hetze gegen »Reform« des§ 218 

Herr Holzgartner, Vorsitzender des 
CSU-Arbeitskreises für Gesundheit, 
vergleicht die Praktizierung des § 
218 mit »brutalem Massenmord«: 
»Die Nationalsozialisten haben die 
Juden getötet, und die internationa­
len Sozialisten töten ungeborenes 
Leben. Das, was in unserem Volk 
passiert, ist exakt der Weg zurück 
nach Auschwitz.«110l 

Freitod 
ln dieser Gesellschaft, 
die das ungeborene 
Leben schützt, 
nahm sich 
Hedi K. · 
geboren am 1.6.1956 
ledig und 
mit ungeborenem Leben 
im dritten Monat, 
aus Angst vor dem 
Schutz der Gesellschaft 
das Leben. 

Ulla Hahn112l 

Frauenkörper 

ln anderen Teilen der Welt zwingt 
man sie dazu. So doppelt ist die Mo­
ral der Herrschenden - je nach­
dem, wie es ihnen gerade in den 
Kram paßt. ln den USA sprechen 
die Indianer im Zusammenhang mit 
den Zwangssterilisationen inzwi­
schen von einem wahren »Völker­
mord«. ln Brasilien wurden allein im 
Jahre 1971 eine Million armer Frau­
en zwangssterilisiert, d.h. der Ein­
griff wurde vorgenommen, ohne sie 
über die Folgen aufzuklären. Auch 
wird unter die armen Frauen Brasi­
liens die Pille ohne medizinische 
Aufklärung und Kontrolle verteilt.114l 

Zuschuß bei Kindersegen 

München (dpa). ln Bayern gibt es 
vom 1. Juli an billiges Geld bei Hei­
raten und Kindersegen. Zur Be­
kämpfung eines weiteren Bevölke­
rungsrückgangs beschloß der baye­
rische Ministerrat ein »Darlehen 
Junge Familie«. Das Darlehen wird 
von Banken und Sparkassen in zwei 
Teilen gewährt: 5000 DM bei der 
Eheschließung und 5000 DM bei 
der Geburt des ersten Kindes. Der 
Staat zahlt bei diesem Darlehen mit 
einer Laufzeit von sieben Jahren ei­
nen Zinszuschuß von drei Prozent. 
Kinderkriegen macht sich bei die­
sem Darlehen bezahlt: Beim ersten 
Kind verringert sich der zurückzu­
zahlende Betrag durch einen staatli­
chen Tilgungszuschuß um 1500 
DM, beim zweiten um 2000 DM. 
Vom dritten Kind an verringert jede 
weitere Geburt die Verschuldung 
um 2500 DM. Bringt man während 
der sie~njährigen Laufzeit des 
Darlehens fünf Kinder zur Welt, ist 
man also praktisch schuldenfrei_Hl9) 

im Dienste der »Wissenschaft« 

Nach Abtreibungen oder Geburten 
werden in den USA lndianerinnen, 
schwarze Frauen und Emigrantin­
nen teilweise ohne ihr Wissen steri­
lisiert. Sozialhilfeempfänger werden 
oft unter Androhung, ihnen die Gel­
der zu streichen, zu derartigen Ein­
griffen gezwungen. So »löst« die 
Bevölkerungspolitik soziale Proble­
me (aus »Hexengeflüster«).115l 

1977 wurden 200.000 Frauen in Pu­
erto Rico zwangssterilisiert. (Das 
sind 34 % der Frauen!) Kommentar 
der USAD (Hilfsgemeinschaft für 
entwicklungspolitische Projekte): 
»Es ist einfacher, hygienischer und 
billiger, die Guerillos im Uterus zu 
töten als in der Sierra und den 
Städten.« 116) 

Bevölkerungspolitik wird mit dem 
Körper von Frauen gemacht. Frau­
en in Puerto Rico wurden für die er­
sten Versuche mit der Pille benutzt; 
der Tod von drei Frauen ist eindeu­
tig auf die Pille zurückzuführen. 
Heute ist die Pille in Puerto Rico un­
erschwinglich und nur in einigen 
Teilen des Landes überhaupt er­
hältlich. Abtreibungen sind illegal. 
Sterilisation, die brutalste Methode 
zur Geburtenkontrolle, wird dage­
gen kostenlos an privaten und öf­
fentlichen Kliniken durchgeführt. 
(aus »Hexengeflüster«) 122l 

Der amerikanische Professor lra 
Lubell aus New York hat kürzlich bei 
einem internationalen Gynäkolo­
gen-Kongreß in Genua die Meinung 
vertreten, die Zahl der Sterilisierun­
gen als Mittel der Geburtenkontrolle 
werde künftig zunehmen. Der Wis­
senschaftler ist der Auffasssung, 
daß bis zum Jahre 1985 die Zahl der 
sterilisierten Ehepartner von derzeit 
80 Millionen auf 200 Millionen in al­
ler Welt steigen werde. Da nach An­
sicht Lubells die Entwicklung der 
»Pille« für die Frau keine Fortschrit­
te mache und die Pille für den Mann 
noch im Experimentierstadium stek­
ke, werde die Unfruchtbarmachung 
durch einen chiru~ischen Eingriff 
weltweit zunehmen. 18) 
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ln Harnburg ist es weniger schwie­
rig, eine Indikation zu bekommen, 
aber die psychologische und medi­
zinische Betreuung von Frauen läßt 
auch hier zu wünschen übrig. ln fast 
allen Hamburger Krankenhäusern 
wird vor dem eigentlichen Abbruch 
das Mittel Prostaglandin gespritzt. 
Prostaglandin ist ein wehenfördern­
des Mittel, das den Muttermund öff­
net. Es ruft starke, schmerzvolle 
Krämpfe hervor. Die Aussage eines 
Hamburger Arztes: »Die Frauen 
müssen merken, wenn ihnen der 
Dreck da unten weggemacht wird«, 
zeigt die Schikanen dieser Metho­
de. Außerdem dienen wir hierbei als 
Versuchskaninchen, da das Mittel in 
keinster Weise erforscht ist und die 
verschiedensten Nebenwirkungen 
wie Übelkeit, Kreislaufbeschwerden 
etc. hervorruft. Die Späterscheinun­
gen sind noch unbekannt.121l 

-=--~,l~:~~ .............. "' 
Presse u. Wlllll'ftll'lllllll 
Pharme 
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Als ob nichts gewesen wäre 
Zur Geschichte der Zwangssterilisierung 

seit der NS-Zeit 
Die Frauenärzte Hans-Joachim Lindemann und Carl Clauberg 

Der Arzt Hans-Joachim Lindemann ist erst mit 60 Jahren zu 
dem geworden, was man gemeinhin einen gemachten Mann 
nennt. Seit 1965 Chefarzt der GeburtshiHiich-Gynäkologischen 
Abteilung und ärztlicher Direktor des Hamburger Elisabeth­
Krankenhauses, hat er sich in den letzten zehn Jahren zur Krö­
nung seiner Laufbahn einige wissenschaftliche Lorbeeren er­
worben. 1975 wurde er zum Privatdozenten ernannt, die von 
ihm geleitete Abteilung wurde in den Ausbildungs- und For­

.schungsbetrieb des Universitätskrankenhauses Hamburg-Ep­
pendorf einbezogen. Eine Serie von Veröffentlichungen über 
neue diagnostische Verfahren und operationslose Eingriffe in 
der Frauenheilkunde brachte ihm im September 1980 den Pro­
fessorantitel ein. Auch ein Buch hat Lindemann inzwischen ge­
schrieben. ln ihm gibt er Auskunft über eine von ihm weiterent­
wickelte Technik der Gebärmutterspiegelung, und er stellt dar, 
welche neuen Möglichkeiten sich dank ihrer hinsichtlich der Er­
kennung und Behandlunp von geburtshiHiich-gynäkologischen 
Erkrankungen ergeben.1 

Doch der Lorbeer ist schmutzig. Lindemann verdankt ihn ope­
rationslosen Sterilisationsversuchen an etwa 900 Frauen, wo­
bei schätzungsweise 140 davon ohne Wissen und Wollen der 
Betroffenen durchgeführt worden sind.2l Bei den 760 'freiwilli­
gen' Frauen handelt es sich wohl um Patientinnen, die mit dem 
Versprechen einer - von ihnen selbst gewünschten - ambu­
lanten wie operationslosen Sterilisation zur Einwilli~ung in ei­
nen experimentellen Eingriff geködert worden sind. 

Was sind das für gesundheitspolitische Strukturen, welche of­
fensichtlich immer wieder die Biographie des medizinischen 
Verbrechers hervorbringen? Was wissen wir über die Inhalte 
und Ziele dieser Verbrechen? Wie gehen die Frauen damit um, 
die Lindemann zu seinen Versuchen mißbrauchte - entweder 
als wehr1ose Opfer, oder als herumkommandierte Pariaschicht 
des Krankenhauspersonals, in dessen Routine die Massenver­
suche kunstvoll eingebaut gewesen sind? Und was hat Linde­
mann persönlich dazu bewogen, diese strukturellen Bedingun­
gen nicht nur voll auszuschöpfen, sandem auch planvoll zu 
überschreiten und sich als medizinischer Verbrecher zu betäti­
gen? 

Im folgenden werden wir versuchen, Material zur Beantwortung 
dieser Fragen zusammenzutragen. Wir werden dabei um einen 
Exkurs in die nationalsozialistische Vergangenheit der Frauen­
heilkunde nicht herumkommen. Allein deshalb nicht, weil wir 
bei unseren Recherchen auf einen Gynäkologen ge.stoßen 
sind, der vor 40 Jahren mit ähnlichen Methoden vorging wie 
"Lindemann heute und mit seinen in den Jahren 1942-1945 bis 
zur Bestialität gesteigerten 'wissenschaftlichen' Exzessen die 
Frage akut werden läßt, welche bestialischen Tendenzen wohl 
in den Aktivitäten eines bundesdeutschen Gynäkologen der 
siebziger und achtziger Jahre schlummern. Dieser Mann, 
ebenfalls Professor der Frauenheilkunde, hieß Car1 Clauberg.4l 

43 

Wie Lindemann heute genoß Clauberg damals erhebliches An­
sehen auf seinem Fachgebiet. 

Doch untersuchen wir zunächst, aus welchen gesundheitspoli­
tischen Strukturen medizinische Forschungsprojekte derart 
hervorgehen, daß sie - zumal im Bereich der Frauenheilkunde 
- immer wieder Leib und Leben der Patienten gefährden, ih­
nen das Selbstbestimmungsrecht über ihren Körper entziehen 
und ihre freie Subjektivität planvoll in die Knechtschaft des Ver­
suchskaninchen-Objekts herabwürdigen. 

1. Gesundheitspolitisch-strukturelle Vor­
bedingungen von Menschenversuchen 
1.1. 
Lindemann war längst Chefarzt, als er seine Forscherkarriere 
begann. F.C. Menken, väter1icher Förderer seines 
Vorwärtskommens5l, bewog ihn 1967 dazu, dem allein durch 
organisatorisches Talent und Ellbogenmentalität erkämpften 
Aufstieg in eine leitend-ärztliche Tätigkeit im Nachhinein das 
Prestige des erfolgreichen Forschers anzuhängen. Auf dem gy­
näkologisch-wissenschaftlichen Sektor tat sich zu dieser Zeit 
einiges. Große Aktivitäten gab es vor allem auf dem Gebiet der 
Diagnostik und Behandlung der Neugeborenen in den ersten 
Lebensstunden und -tagen. Das Immunsystem zwischen Mut­
ter, Feten und dem beide verbindenden Mutterkuchen wurde 
mit größerer Genauigkeit untersucht als zuvor. ln der Krebsfor­
schung setzten sich jene Tendenzen durch, welche seit einem 
guten Jahrzehnt auf die menschenvernichtende Aggressivität 
des Krebses mit einer manchmal nicht weniger menschenver­
nichtend-aggressiven Behandlungssystematik antworten. Die 
Prostaglandinforschung trat allmählich in jenes Stadium ein, wo 
die praktische Erprobung und damit die Frage der Profrtabilität 
der in sie investierten Gelder akut wurde. Hinzu kamen die 
Neuerungen der Elektrotechnik, die in eine der letzten, ·dem 
menschlichen Auge bislang noch weitgehend unzugänglichen 
Organhöhlen einzudringen sich anschickte: die Gebärmutter, 
jene »neue Welt aus der wichtigsten Höhle des menschlichen 
Körpers, seinem Gebärhaus« (so einer der späteren Mentoren 
Lindemanns in seinem Geleitwort zu dessen erster 
Buchveröffentlichung)6l. 

Lindemann konnte also auswählen. Er entschied sich, wenig 
phantasievoll, für jenen Zweig, in dem MeC~ken gerade selbst 
aktiv wa?l, nämlich die Weiterentwicklung der Techniken zur 
Spiegelung der Gebärmutterhöhle (Hysteroskopie). Das Ver­
fahren selbst war keineswegs neu. Schon bis zur Jahrhundert~ 
wende zu einer gewissen Reife entwickenßl. waren es vor allem 
wissenschaftspolitische Engpässe und Zufälle, welche die in 
den dreißiger Jahren mehr denn je um die Kontrolle der Gebär­
mütter und Eierstöcke ringenden NS-Gynäkologen davon ab-



hielten, mit Hiife des Gebärmutterspiegels (Hysteroskops) die 
Frauen noch effektiver als zuvor in vergewaltigte Gebärmaschi­
nen oder Geburtenverbotene einzuteilen.9l Ob so oder so: als 
Lindemann in die Hysteroskopie 'einstieg', war das Problem der 
optischen Darstellung der Gebärmutterhöhle zwar grundlegend 
gelöst, jedoch diagnostisch-therapeutisch nicht verwertbar, weil 
es keine, Methode gab, die es gestattete, die im physiologi­
schen Lebenszustand aneinandergeschmiegten Gebärmutter­
wände während des Spiegelungsvorgangs zu entfalten. Neben 
vielen anderen 10l machte sich Lindemann an diese Aufgabe. ln 
seinen Publikationen, mit denen er seit 1971 herauskam, macht 
er keinen Hehl daraus, daß er nacheinander alle Verfahren 
durchprobiert hat, die ihm von den in der Medizintechnik enga­
gierten Konzernen angeboten wurden.11 l Schließlich landete er. 
1971 bei einer Methode, die sich inzwischen breiter durchzu­
setzen scheint: der druckgeregelten Durchblasung der Gebär­
mutter mit Kohlendioxid. Erwähnt sei schon hier, daß dieses 
C02 während des Spiegelungsvorgangs natürlich durch die in­
nere Öffnung des weiblichen Genitalschlauchs in der Bauch­
höhle, die innere Eileiteröffnung, hindurch frei in die Bauchhöh­
le übertritt, vom Bauchfell resorbiert wird, in die venösen 
Schenkel des Kreislaufsystems gelangt und schließlich über die 
Lunge 'abgeraucht' werden muß.12l Die Folgewirkungen und 
Schmerzen, die dieser Vorgang bei vielen der geSJ)iegelten 
Frauen erzeugt, werden von Lindemann bagatellisiert13l wie die 
übrigen Risiken dieses diagnostischen Eingriffs auch. Doch da­
zu weiter unten. 

Mit dieser Errungenschaft war Lindemann nun keineswegs zu­
frieden. Sie war ihm - und den ihn mit Forschungsgeldem kö­
dernden Unternehmen der Medizintechnik, die damals hart um 
jeden Marktanteil in der diagnostischen Spiegelungstechnik 
(Endoskopie) kämpften - nur Mittel zum Zweck. Der haupt­
sächliche Zweck schälte sich nur zu bald heraus: Lindemanns 
Veröffentlichungen zwischen 1971 und 1974 belegen dies 
beredt.14l Freilich: die Hoffnung, mittels des Hysteroskops in 
der Früherkennung des Krebses des Gebärmutterkörpers wei­
terzukommen, war längst wieder dahin15l, als Lindemann sich 
mit seinen Neuerungen zu Wort meldete - ganz abgesehen 
davon, daß, wie bei den bislang üblichen diagnostischen Maß­
nahmen auch, bei der Hysteroskopie höchstwahrscheinlich Ge­
schwulstzellen verschleppt werden, d.h. infolge des Eingriffs 
aus dem 'Haustierkrebs' im Gebärmutterkörper ein gefährlicher 
'Raubtierkrebs' entsteht.16l Andere diagnostische bzw. thera­
peutische Anzeigestellungen sind dagegen bis heute umstrit­
ten. Und da, wo der Gebärmutterspiegel den Frauen unzwei­
deutig hilft, nämlich schwerwiegendere Eingriffe erspart, ist die 

. Breite der Anwendungsmöglichkeiten derart begrenzt, 17l daß 
der Entwicklungsaufwand in Sachen Gebärmutterspiegelung in 
keinem Verhältnis zu deren Möglichkeiten in der gynäkologi­
schen Praxis steht. 
Damit wurde die Hysteroskopieforschung jedoch keineswegs 
auf ihre für die Frauen erwiesenermaßen sinnvolle Fragestel­
lung beschränkt. Es wirft ein Schlaglicht auf die verwertungs­
und profitdiktierte Dynamik medizinischer Wissenschaft, daß ihr 
Anspruch, Krankheiten zu heilen bzw. zu lindern) sich oft zer­
schlägt bzw. umstritten bleibt, jedoch die Projekte selbst damit 
keineswegs beendet sind. Während ihr menschlich sinnvoller 
Zweck unwiderruflich aufs Abstellgleis 99rät, werden sie um so 
hartnäckiger weiterverfolgt, weil die e1nmal in ihnen fixierten 
Kapitalien um jeden Preis rentierlieh akkumuliert werden müs­
sen. 

So auch in diesem Fall. Im Gegensatz zu den dreißiger Jahren 
war ja die endoskopische MethOde jetzt durch das Ce>:z-Verfah­
ren ausgereift, und die Medizintechnik-Konzerne hatten Millio­
nenbeträge in die Hysteroskopie-Entwicklung investiert. Da bot 
sich angesichts der zwischen 1971 und 1973 heraufgezogenen 
neuen Weltwirtschaftskrise ein zusätzliches Betätigungsfeld an, 
das einfach daher rührte, daß letztere wieder einmal - nur 
diesmal unter den Vorzeichen des 'Nord-Süd-Konflikts' - von 
den politischen Propagandisten der multinationalen Konzerne 
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zur 'Oberbevölkerungskrise' umgebogen wurde. Wo 'Ober­
schußbevölkerung1 ausgemacht wird, sind diejenigen nicht 
weit, die für eine mehr oder weniger gewaltsame Senkung der 
'unverantwortlichen' Geburtenrate bei den 'Asozialen' der Me­
tropolen und der Massenarmut der drei Kontinente plädieren. 
Von da aus lassen sich rasch jene Experten finden, die tech­
nisch dazu prädistiniert sind, sie auszuführen. Für die gerade 
erneut in die Krise geratene Hysteroskopieforschung tat sich 
ein neues Aktivitätszentrum auf: die Entwicklung von opera­
tionsfreien, ambulant und innerhalb weniger Minuten auszufüh­
renden - und von den betroffenen Frauen möglichst überhaupt 
nicht wahrgenommenen - Sterilisationstechniken.18l 

Da die medizinische Wissenschaft formell-statistisch wie inhalt­
lich chaotisch und konservativ zugleich strukturiert ist, bedeute­
te dies auch im Fall der Hysteroskopie, daß sie nach ihrem dia­
gnostisch-therapeutischen Fiasko erst einmal da wieder an­
setzte, wo sie bis Mitte der dreißiger Jahre gescheitert war. 
Schon Ende der zwanziger Jahre hatte Mikulicz-Radecki, einer 
der 'großen' deutschen Gynäkologen und Vorreiter der späte­
ren nazistischen Sterilisationsgesetze19l, eine Methode der 
operationslosen Sterilisation per Hysteroskop angegeben, bei 
der durch eine in die Eileitermündungen vorgeschobene Sonde 
ein Stück Eileitergewebeper Stromstoß verkocht wird.20l Da­
durch sollte. das betroffene Eileiterstück verlöten und den Sper­
mien den Weg zum Ei verbauen. Mikulicz-Radecki und seine 
Schüler hatten keinen Zweifel daran gelassen, daß es ihnen 
vorrangig darum ging, eine rasche und operationslose Sterilisa­
tionstechnik zu entwickeln, die von den Opfern des Eingriffs, 
'asozialen' und 'minderwertigen' Frauen, möglichst nicht be­
merkt werden sollte. Zwar hatten weitere Gynäkologenteams in 
den dreißiger Jahren dieses Verfahren weiterzuentwickeln ver­
sucht, es jedoch aus den oben angedeuteten Gründen als un­
realistisch verworfen.21 l 

Vorrangig dieser Zielsetzung zuliebe erlebte das Mikulicz-Ver­
fahren seit Beginn der Siebziger Jahre eine Renaissance von 
ungeahnten Dimensionen. Die Gynäkologenverbände der Me- . 
tropolen und die ihre Kongresse, Zeitschriften und Forschungs­
zentren finanzierenden Konzerne der Medizintechnik und der 
Pharmaindustrie witterten Morgenluft. Es sollen sogar Versu­
che unternommen worden sein, die Weltgesundheitsorganisa­
tion für eine Koordinierung der Forschungen über operationslo­
se Eileiterverödung gegen die 'Bevölkerungslawine' der drei 
Kontinente zu bewegen, freilich ohne Erfolg.22l So mußten 
Konzerne wie Hysteroskopie-Experten sich an die eher anrü­
chigen wie undurchsichtigen 'Entwicklungshilfe'-Projekte des 
US-Imperialismus anhängen. Daß und wie dies geschah, doku­
mentiert schon ein oberflächlicher Blick in die angelsächsische 
gynäkologische Fachliteratur der siebziger Jahre.23l Obwohl 
sie über die Nazi-Mediziner in Nümberg mit zu Gericht geses­
sen hatteif4l, konnten die US-Ärzte sehr wohl auf eine eigene 
traditionsreiche wie massenhafte Geschichte der 'eugenischen' 
Sterilisation gegenüber den subproletarischen Frauen im eir­
nen Land wie auch in ganz Lateinamerika zurückblicken.25 

Und dies war der Angelpunkt, mit dem sich seit Beginn der 
siebziger Jahre die gesamte Kampagne für die Sterilisation von 
Frauen per Gebärmutterspiegel kurzschloß. Gerade weil der 
Hysteroskopie der Erfolg versagt war, sich als sinnvolle diagno­
stisch-therapeutische Neuerung breit im gynäkologischen All­
tagsbetrieb durchzusetzen, wurde sie von den engagierten 
Konzernen jetzt auf einige wenige Zentren konzentriert, die mit 
'eugenischen' Sterilisationsprojekten zusammenhingen. Dabei 
kam es zu einer bemerkenswerten Arbeitsteilung. Den unter 
den Militärdespotien der drei Kontinente frei über ihre 'asozia­
len' bzw. politisch mißliebigen Frauen verfügenden Gynäkolo­
gen wurde der Part des direkten 'Lebendversuchs' zugescho­
ben: sie sterilisierten in wachsendem Umfang Patientinnen im 
gebärfähigen Alter ohne deren Wissen mittels des Gebärmut­
terspiegels und unter statistisch kontrollierter Anwendung der 
technisch unterschiedlichen Verfahren - Zerstörung der Eilei­
termündung in der Gebärmutter durch Elektrizität, Joule'sche 



Wärme oder verätzende Substanzen - und überprüt:tn dann 
mit Hilfe einer Mehrjahresstatistik, wieviele von ihnen noch ein­
mal schwanger wurden. ln Ergänzung dazu übernahmen 
Frauenärzte der Metropolen die Rolle des Beschaffars von 
Operationspräparaten, weil ihr Aktivitätsspieiraum bezüglich 
der Direktversuche beschränkt blieb26l: Sie hatten Frauen aus­
zuwählen, bei denen aus anderen medizinischen Gründen eine 
operative Entfernung der Gebärmutter mitsamt Eileiterenden 
vorgesehen war, um kurz vor dem eigentlichen Eingriff einen 
Sterilisationsversuch per Gebärmutterspiegel vorzunehmen 
und dann das gewonnene Operationspräparat daraufhin zu 
überprüfen, ob die Eileiterendungen verödet waren oder nicht. 
Daß auch diese Frauen von alldem nichts wußten, versteht sich 
von selbst. 

Der Grund für diese Arbeitsteilung liegt auf der Hand. Einmal 
ging es darum, einen derzeit fast überall auf der Welt verbote­
nen - soweit er gegen den erklärten Willen der betroffenen 
Frauen ausgeführt wird - Eingriff 'arbeitsteilig' zu verschleiern. 
Diese Art der 'Arbeitsteilung' ist dann Voraussetzung dafür, daß 
über das Projekt 'neutral' und 'streng wissenschaftlich' publi­
ziert werden kann. Zum zweiten umgeht diese makabre Varian­
te von 'internationaler Arbeitsteilung' das 'Dilemma', daß auf­
grund der nationalsozialistischen Vorgeschichte - dazu weiter 
unten - die Ausführung des gesamten Sterilisationsversuchs. 
an ein und demselben Opfer derzeit· - noch? - zuviel Staub 
aufwirbeln würde. Tatsächlich aber wohnt dem ganzen Verfah­
ren die Tendenz inne, im Sinn seiner 'Optimie~ng· zuerst den 
Sterilisationsversuch per Gebärmutterspiegel vorzunehmen, 
danach die ahnungslos sterilisierte Frau ein paar Jahre lang -
möglichst mit Kinderwunsch - so häufigen Sexualkontakten 
mit Männem wie nur den~r auszusetzen, um ihr schließlich 
nach Beendigung dieser 'in vivo'-Versuchsphase gewaltsam 
das innere Genitale zu Zwecken der 'objektiven Reproduzier­
barkeit' des Versuchs im feingeweblichen Schnitt zu entfernen. 
Und so beweist gerade die von den Elektrokonzernen und Gy­
näkologen bewerkstelligte 'Arbeitsteilung', daß ihr die Tendenz 
zu eben dieser Perfektion im .'lückenlosen' Menschenversuch 
immanent ist. Handelt es sich doch um eine rein politisch kalku­
lierte Arbeitsteilung, die unter anderen Voraussetzungen jeder­
zeit wieder synthetisiert werden könnte! 

So war die wissenschaftspolitische Arena beschaffen, in die der 
Gynäkologe Lindemann einstieg, nachdem er seinen Beitrag 
zur Verfeinerung der Hysteroskopietechnik geleistet hatte. Daß 
ihm dieser Kontext bewußt war, sprach Lindemann selbst offen 
aus, als er in einem angesehenen medizinischen Fachblatt 

schrieb, in »Industriestaaten, die ihre Bevölkerungszahl konso­
lidiert sehen und in Entwicklungsländern mit großem Bevölke­
rungszuwachs« bestehe seit einigen Jahren »ein zunehmendes 
Interesse für die Geburtenregelung«; und da sei die operations­
lose Sterilisierungsmethode mittels Gebärmutterspiegel wegen 
ihrer ökonomischen Vorteile (»die Patientin wird nicht arbeits­
unfähig, niedrigster Kostenfaktor«)27) eben hochwillkommen. 
Auch Lindemann ging zunächst von jenem Verfahren aus, das 
zuerst Mikulicz-Radecki angegeben hatte, nämlich der Verko­
chung der Eileiterenden durch hochfrequente Elektrizität. Dabei 
erlebte er zunächst die gleichen Mißerfolge wie andere Gynä­
kologen auch. Zum einen sterilisierte er Frauen, die dies aus­
drücklich wünschten, und die er wegen der angeblichen Vortei­
le (keine Eröffnung der Bauchhöhle, ambulanter Eingriff) dafür· 
gewinnen konnte - dazu weiter unten; zum anderen nahm er 
seit 1972/73 an Frauen, die von dieser Zusatzaktivität nichts 
wußten und wegen Scheidensenkungen bzw. Gebärmutter­
myomen zur operativen Gebärmutternentfemung eingewiesen 
worden waren, ,.zwei Wochen vor oder am salben Tag der Hy­
sterektomie eine Tubenkoagulation vor ... , um einen histologi­
schen Befund aus dem Operationsbereich zu erhalten ... 28l 
Hier kombinierte Lindemann also das medizinisch Zweifelhafte, 
wenn auch aufgrund der Einwilligung der Patientinnen juristisch 
'Straffreie', mit dem eindeutig Verbotenen, um zu einer objekti­
ven Erklärung von Erfolg und Mißerfolg zu kommen. Bei 304 
Patientinnen verkochte er die hysterskopisch eingestellten Ei­
leiterendungen mit einem Siernens-Radiotom, 216 Patientin-

. nen sterilisierte er mit dem hochfrequenten Mikroagulator einer 
anderen Firma der Medizintechnikbranche.29l Bei 89 Prozent 
dieser Patientinnen erbrachte die Nachuntersuchung entweder 
der Operationspräparate oder der Eileiterverhältnisse bei den 
freiwillig Sterilisierten durch Kontrastdarstellung der Gebärmut­
ter und Eileiter (Hysterosalpinographie), daß beide Eileiter ver­
schlossen waren. Bei 6,8 bzw. 7,8 Prozent war nur ein Eileiter 
verschlossen, bei 4,2 bzw. 2,8 Prozent waren beide Tuben of­
fengeblieben, und bei 4,9 bzw. 5,2 Prozent der freiwillig Sterili­
sierten war es - innerhalb einer von Lindemann nicht näher 
ausgewiesenen Zeit - zur unerwünschten Schwangerschaft 
gekommen. 
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Versuche, in der Zusammenarbeit mit Biophysikern des Sie­
mens-Konzerns die Fähigkeit der Eileiter zur Regeneration ge­
schädigter Gewebsanteile durch technische Modifikationen 
auszuschalten, schlugen fehl. Ein Verfahren, das bei jeder 
zwanzigsten Frau nach dem Sterilisationseingriff zur Schwan­
gerschaft führt, ist - ganz abgesehen von den damit verbunde­
nen Risiken - natürlich untauglich. 



Doch Undemann gab nicht auf. Der Stachel, das Rentabilitäts­
interesse der medizintechnisch spezialisierten Elektrokonzerne 
mit den Erfordernissen des imperialistischen Kampfs gegen die 
'Bevölkerungsexplosion' gynäkologisch-technisch in seiner ei­
genen Person zur Deckung zu bringen, saß allzu tief in ihm. 
Lindemann träumte weiter von seiner Methode, die trotz stei­
gernder Sterilisationsziffern den »Stationsbetrieb entlasten .. 
und die Frauen als bezahlte wfe unbezahlte Arbeiterinnen nicht 
ausschalten würde: per H}isteroskop-Sterilisation wird »die Pa­
tieniin ... nicht arbeitsunfähig (die Frau bleibt als Arbeitskraft für 
Beruf und Familie, und insbesondere für ihre Aufgabe als Mut­
ter erhalten)oc30> 

Nach diesem erneuten Fehlschlag wandte sich Lindemann von 
der Siemens-Hochfrequenztechnik ab und der von der Firma 
Wiest feilgehaltenen Schwachstrommethode zu. Indes ver­
mochten sich bemerkenswert viele Eileiter auch gegen die An­
wendung von Joule'scher Wärme zu behaupten. Bei 48 Patien­
tinnen, die sich freiwillig und unfreiwillig den Undemann'schen 
Prozeduren unterwarfen, blieb ein Viertel der Eileiter beidseitig . 
offen, knapp fünf Prozent wurden auch hier schwanger.31 l Lin­
demann hatte kaum Zeit, mit den bei Medizinwissenschaftler 
üblichen getürkten Statistiken die nicht weniger üblichen Er­
folgsrneldungen in die medizinische Fachwelt 
hinauszuposaunen.32> 

Was war also zu tun? Lindemann schaute sich in seinem eige­
nen und in benachbarten operativen Fachgebieten um. Gerade 
waren neue Arbeiten herausgekommen, aus denen hervorging, 
daß Fachkollegen von Lindemann, wie er über die bisherigen 
Mißerfolge frustriert, angfangen hatten, eine neuartige Methode 
in der experimentellen Chirurgie für ihre eigenen Zwecke 
auszuschlachten.33> Seit Beginn der Siebziger Jahre wurden 
bei Patienten, denen eine großangelegte KrebSoperation be­
stand, die zur Geschwulst führenden Gefäße mittels eines 
Kunstharzes verstopft, um die Abschwemmung von Krebszel­
len zu verhindern. Auch wurde gerade in der Bauchchirurgie 
damit experimentiert, Kranken, die an schweren Veränderun­
gen der Bauchspeicheldrüse litten, die unerträglichen Schmer­
zen dadurch zu lindern, daß der Ausführungsgang dieses Or­
. gans in den Zwölffingerdarm durch dieses Kunstharzverschlos­
sen wurde. Der Konzern, der dieses Verfahren koordinierte und 
propagierte, ist in Skandinavien ansässig (Ethicon-Konzem). 
Das verblockende Kunstharz hieß sinnfälligerweise 'Ethiblock' . 
Es ist also durchaus möglich, daß Lindemann auch in diesem 
Fall garnicht selbst auf die Suche ging, sondern von den um die 
Ausweitung ihres Verfahrens in andere operative Gebiete be­
sorgten Ethicon-Managem selbst angesprochen wurde und die 
ersten Publikationen über die Anwendung des 'Ethiblocks' bei 
der Hysteroskopie-Sterilisation zur Verfügung gestellt erhielt. 

Das war die eine Seite. Die andere bestand darin, daß Linde­
mann, inzwischen ob seiner Versuchsserien habilitiert und in 
den Forschungs- und Lehrbetrieb des Hamburger Universitäts­
krankenhauses aufgenommen, die dort intensiv betriebene und 
vom Schering-Konzem geförderte Prostaglandin-Forschung 
auf seine Mühlen zu leiten suchte. Bekanntlich ist das Prostag­
landinE (»Sulprostonoc) dazu geeignet, nach Injektion ins Mus­
kelgewebe, in eine Vene oder nach Verbringung als Gel in den 
Gebärmutterhalskan,...al diesen aufzuweilen und auf diese Wei­
se die Abtreibung der Frucht aus der Gebärmutter einzuleiten. 
Bekannt ist inzwischen auch, daß dieses Verfahren bei den be­
troffenen Frauen im Fall der Injektion einen grauenhaften Ver­
nichtungsschmerz auslöst und auch nach lokaler Anwendung 
häufig zu Übelkeit und Erbrechen führt. 

Lindemann und seine Gehilfen waren zynisch genug, sich still­
schweigend auch noch über jene Barrieren hinwegzusetzen, 
innerhalb derer sich die Gynäkologen zur Zeit gegen die Angrif-
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fe aus der Frauenbewegung zur Wehr setzen, wenn sie von ei­
ner zwar schmerzhaften, aber insgesamt 'schonenden' neuen 
Abtreibungstechnik sprechen: Lindemann und Gehilfen experi­
mentierten 1976m auch an nicht schwangeren Frauen mit den 
oben geschilderten Anwendungsarten von Sulproston, weil sie 
beabsichtigten, mit dem Prostaglandin das ziemlich aufwendi­
ge und komplizierte örtliche Betäubungsverfahren bzw. die 
Vollnarkose loszuwerden, welche sie bislang brauchten, um 
den Muttermundkanal so aufzuweiten, daß er für den Gebär­
mutterspiegel durchgängig wird!34l Und wenn Lindemann und 
Co. 1978 auf dem internationalen Sulproston-Kongreß gar be­
haupteten, bei Nichtschwangeren habe das Prostaglandin auch 
noch eine schmerzstillende Wirkung, so ist in diesem Fall das 
Wunschdenken wohl vollends mit ihnen durchgegarigen. Wird 
doch aus der gleichen Lindemann-Abteilung berichtet, die Ärz­
te und einige OP-Schwestem hätten die qualvollen Schreie der 
mit Sulproston vorbehandelten Frauen während des Abtrei­
bungsvorganges damit gerechtfertigt, das sei erstens nicht 
schlimm, es handle sich nicht um richtige Schmerzen, und 
zweitens notwendig, denn »die Frauen sollten ruhig merken, 
was sie da angerichtet hättenoc!35l 

Inwieweit Lindeman seither das Sulproston regelmäßig bei 
Frauen einsetzt, die sich 'freiwillig' per Hysteroskop sterilisieren 
lassen, haben wir noch nicht in Erfahrung bringen können. Bei · 
den Zwangssterilisierten kommt es ohnehin nicht in Betracht, 
da Lindemann bei ihnen - im eklatanten Widerspruch zu sei­
nen Veröffentlichungen - in Vollnarkose zu hysteroskopieren 
pflegt, um seine Versuche vor ihnen geheimzuhalten und unge­
stört arbeiten zu können. Und bei Vollnarkose ist die Aufwei­
tung des Gebärmutterhalskanals natürlich in der üblichen Wei­
se möglich (mit sog. Hegar-Stiften). Aber deshalb ist noch lang 
nicht auszuschließen, daß Lindemann eines Tages endgültig 
mit einer Kombination von Sulproston und Sterilisation mit Ge­
bärmutterspiegel aufwarten wird - nämlich aus Kostengrün­
den. 

Glücklicherweise wissen wir mehr über Lindemanns Anleihen 
beim Ethicon-Konzem. Aus seiner Sicht war es nur konse­
quent, daß er sich nach den Fehlschlägen mit hoch- und nied­
rigfrequenter Elektrizität an die Fersen seiner US- und lateini­
schen Experimentier-Kollegen heftete und den Eileitern nun­
mehr mit chemisch verblockenden Substanzen zu Leibe rückte. 
Zusammen mit seinen ihm bedingungslos ergebenen ärztlichen 
Gehilfen36> machte Lindemann sich an die Arbeit. Er ließ sich 
vom Ethicon-Konzem den 'Ethiblock', ein rnethyliertes Zyano­
Akrylat, mitsamt einem Katheter zuliefem, welcher es ermög­
licht, die zunächst zähflüssige Kunstharz-Substanz durch den 
Gebännutterspia,el hindurch in die Eileitermündungen zu ver­
bringen, damit sie dort erstarrt. Und wieder begann eine groß­
angelegte Versuchsserie: einmal an Frauen, die damit 'einver­
standen' waren, weil sie selbst sterilisiert zu werden wünschten; 
zum andem an Frauen, die davon nichts wußten, denen viel­
mehr vorgegaukelt wurde, vor dem eigentlichen Operations­
zweck - Gebärmutterentfernung wegen Scheidensenkung, 
gutartiger Geschwülste usw. - sei eine Spiegelung der Gebär­
mutterhöhle in Vollnarkose erforderlich. Bis zur Aufdeckung 
dieser neuen Abfolge von Sterilisationsversuchen wurden nach 
Lindemanns eigenen Angaben 194 Frauen mit dieser neuen 
Methode traktiert. Bei 70,1 % führte das Kunstharz zu einem 
Verschluß beider Eileiter, bei 23,1 % blieben diese einseitig, bei 
6, 7 % beidseitig offen, und 6,3 % der 'freiwillig' Sterilisierten 
wurden schwanger.37l Damit waren auch in diesem Fall der 
Ethicon-Konzem und Lindemann nebst ärztlicher Mannschaft 
am Ende ihres Lateins. 

Aber auch jetzt sah sich Lindemann außerstande, seine Hoff­
nungen auf Ruhm, auf Macht über die Frauen, und auf die 
durch ihn zu bewerkstelligende Fusion von Konzern- und 'be­
völkerungspolitischen' Interessen zu begraben. Er begab sich 
jetzt endgültig auf ein Terrain, das wir weiter unten detailliert 



kennen lernen werden. Lindemann erkannte, daß sich das 
Kunstharz in einer Reihe von Fällen nach 8-10 Tagen im Eilei­
ter wieder auflöste, ohne daß die Eileiterwände dauerhaft mit­
einander verklebt waren. Deshalb ging er jetzt dazu über, den 
Pfropf vorher mit einer zusätzlichen Substanz zu mischen, die 
stark ätzend wirkt und durch den 'Ethiblock' ausreichend lange 
im Eileiter festgehalten werden soll, um ihn zur Verklebung zu 
bringen. Es handelte sich dabei um Silbemitrat (AgN03). Damit 
war der Kreis zu einer operationslos-chemischen Sterilisations­
technik geschlossen, die 40 Jahre vorher von Carl Glauberg in 
den Konzentrationslagern Auschwitz und Ravensbrück entwik­
kelt worden war. 

Lindemann hat über dieses bisher letzte Stadium seines 'euge­
nischen' Kampfes gegen die Regenerationskraft der Eileiter 
nicht mehr veröffentlicht, weil im Sommer 1979 Strafanzeige 
gegen ihn erstattet und im Magazin 'stem' über seine Sterilisa­
tionsversuche berichtet wurde.38l Das seither gegen ihn 
schwebende Ermittlungsverfahren hat seiner Karriere bislang 
nicht geschadet. ln der Ära der Berufsverbote gegen 'linke Sy­
stemkritiker' wurde er trotz dieses schwebenden Verfahrens 
zum Professor ernannt. Die Zeitläufte scheinen nicht danach zu 
sein, um systemkonforme Schlüsselfiguren einer aufziehenden 
neuen Epoche krimineller Menschenversuche in ihre Schran­
ken zu verweisen. 

1 .2. 

Carl Glauberg erwarb sich sein wissenschaftliches Ansehen 
von der Pike auf. Einige Jahre nach seiner Anstellung als Assi­
stenzarzt an der Universitäts-Frauenklinik Kiel befaßte er sich 
intensiv mit der Erfo~JS<:hung der weiblichen Sexualhormone, 
welche seit Mitte der zwanziger Jahre einen stürmischen Auf­
schwung genommen hatte. ln Zusammenarbeit mit Chemikern 
des Schering-Konzems startete er große Serien von Tierversu­
chen, wobei es ihm 1929/30 gelang, die Funktion zweier wäh­
rend des weiblichen Zyklus nacheinander in den Eierstöcken 
gebildeter Hormone, des Follikelhormons und des Gelbkörper­
hormons, gegenseitig abzugrenzen.39l Seine Forschungen wa­
ren u.a. Voraussetzung dafür, daß diese beiden Hormone syn­
thetisch hergestellt werden konnten. Insofern wird der Name 
Glauberg für immer mit der Entwicklungsgeschichte des künstli­
chen Sexualzyklus bei der Frau verbunden bleiben, welche­
von den Nazis massiv gefördert - in den sechziger Jahren mit 
der Antibabypille ihren makabren Abschluß gefunden hat.40l 

Alles in allem verlief die wissenschaftliche Karriere Glaubergs 
zunächst glatt und unauffällig. 1932 wechselte er an die Univer­
sitäts-Frauenklinik Königsberg, wo er sich ein Jahr später unter 
dem schon erwähnten Mikulicz-Radecki habilitierte, im Novem­
ber 1934 zu dessen Oberarzt aufstieg und im August 1937 zum 
Professor ernannt wurde.41 l Freilich: die Zeiten waren nicht da­
nach, um einem forschungsbeflissenen Gynäkologen Schwie­
rigkeiten bei der Auswahl seiner Objekt-Opfer und beLQ~r Ent­
wicklung seiner Methoden zu machen. Seit Janua~nar die 
Zwangssterilisation von 'minderwertigen' und sonstwie mißlie­
bigen Menschen vollends legal,42l es gab mit anderen Worten 
Versuchsmaterial in Hülle und Fülle; und die Barbarei, mit der 
Frauen damals aus 'wissenschaftlichen' Gründen Oberdosen 
von Sexualhormonen und Unmengen neuer diagnostischer wie 
operativer Verfahren ausgesetzt wurden, war keineswegs auf 
Nazi-Deutschland begrenzt. Gleichwohl läßt sich anhand der 
Referate, Aufsätze und der erhalten gebliebenen Korrespon­
denz aufzeigen, in welchem Zusammenhang und zu welchem 
Zweck Glauberg diese ohnedies schrecklich weit gesteckten . 
Barrieren des 'medizinischen Fortschritts' durchbrachen hat. 
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Zunächst einmal drängt sich bei der Durchsicht der Veröffent­
lichungen Glaubergs seit 1933 der Eindruck auf, daß er in die 
Klinik Mikulicz-Radeckis übergewechselt ist, weil sich im Kon­
text seiner Forschungen die bisherige Ebene der Tierversuche 
als unzureichend erwiesen hatte, um die inzwischen synthe­
tisch hergestellten Sexualhormone hinsichtlich ihrer diagnosti­
schen und therapeutischen Wirksamkeit genauer zu 
klassifizieren.43l Um die besonders zeitraubende und schwieri­
ge Etappe der sogenannten klinische!') Erprobung möglichst zu 
umgehen, brauchte Glauberg jetzt Mädchen und Frauen statt 
Meerschweinchen und Kaninchen als Versuchsobjekte, wohl­
gemerkt in der Absicht, den Tierversuch - abgesehen von der 
in ihm enthaltenen Tötung des Versuchstiers, das kam erst 
1944/45 - auf den Menschen auszudehnen. ln diesem Zu­
sammenhang war Glaubergs Anliegen zunächst 'positiv', er 
wollte Frauen wieder gebärfähig machen, die aufgrund von Er­
krankungen ihrer Genitalorgane steril geworden waren. Dies­
bezüglich hielt Glauberg im Oktober 1935 auf dem 24. Deut­
schen Gynäkologenkongreß ein aufschlußreiches Kurzreferat 
Er berichtete über Versuche an Frauen, bei denen er mittels 
hoher Dosen von Progynon B (synthetisches Follikelhormon 
des Schering-Konzems) ein künstliches Wachstum der Eileiter 
herbeigeführt hatte, und pries dieses Mittel ,.zur Behandlung 
des Eileiterverschlussesec an.44l 
Da er 1935 noch nicht über entsprechende weibliche Men­
schen-Opfer verfügte, an denen sich künstlich eine Eileiterver­
klebung mit anschließender 'erfolgreicher' Progynon-Behand­
lung und 'wissenschaftlichem' Erfolgsbeweis durch die zwangs­
weise Entfernung der inneren Genitalien durchexerzieren ließ 
(Klartext bei Clauberg: »Am Menschen läßt sich dieser Effekt 
des Hormons auf den Eileiter nicht so leicht demonstrieren, weil 
dasselbe Organ von derselben Patientin ja nicht gewonnen 
werden kanncc45l), wählte er den damals 'legalen' Umweg. Er 
suchte sich in der Königsbarger Universitäts-Frauenklinik zwei 
Frauen von gleichem Alter und gleichem Zyklus aus, die zur 
Entfernung der Gebärmutter vorgesehen waren, und ließ bei 
der Operation die gebärmutternahen Eileiterenden 'mitgehen'. 
Die eine de~ Frauen hatte er kurz zuvor mit hohen Progynon­
Dosen 'behandelt', die andere hatte er in Ruhe gelassen. An­
hand der mikroskopischen Schnitte der Operationspräparate 
demonstrierte er dann, wie stark sich die Eileiter der einen Frau 
im Vergleich zu denen der unbehandelten Frau vergrößert hat­
ten. Zur Ergänzung dieses Vorgehans zeigte Glauberg dann 
noch Gebärmutter-Eileiter-Aufnahmen von einem Mädchen mit 
»Stärkstem Infantilismus«- wahrscheinlich von einem 'asozia­
len' Mädche!'.! das zur 'eugenischen' Sterilisierung eingewiesen 
worden warl - vor und nach Progynon-lnjektionen, um zu 
beweisen, daß die zuvor unentfalteten Eileiter nunmehr ge­
wachsen und durchgängig geworden waren. 
Die Art und Weise, wie Glauberg das alles vor seinen versam­
melten Kollegen demonstrierte, zeigt, daß diese Ebene des auf 
den Menschen ausgeweiteten 'modifizierten' Tierversuchs 
1935 zum gynäkologischen Alltag geworden war. Sie belegt 
auch, wie sehr die Gynäkologen auf den Tag X warteten, von 
dem an die letzten Schranken fallen würden, um die Frauen 
vollends zu wehrlosen und vergewaltigten Versuchskaninchen 
degradieren zu können. 

Der Tag X kam bald nach der Entfesselung des zweiten Welt­
kriegs durch die Nazis. 1940 war es freilich nicht der 'Nord­
Süd-', sondern der gegen die 'slawische Oberbevölkerung' ge­
richtete 'West-Ost-Konflikt', der dafür sorgte, daß die letzten 
Dämme brachen. Im November 1939 forderte das 'Rassenpoli­
tische Amt' der NSDAP erstmals in einem Memorandum ijber 
»Die Frage der Behandlung der Bevölkerung der ehemaligen 
polnischen Gebiete nach rassenpolitischen Gesichtspunkten•, 
die Gesundheitspolitik müsse in den Kampf gegen die weitere 
Vermehrung der polnischen Bevölkerung einbezogen 
werden.47l ln den zwei folgenden Jahren wurden die diesbe­
züglichen Vorstellungen - und Praktiken - immer detaillierter, 
vor allem im KonteXt der Kontroversen, welche der »General-



plan Ost• des Reichsführers-SS, Himmler, in den Machtspitzen 
des Regimes provozierte.48l 
Was im Reichsgebiet an Kampagnen gegen Abtreibungen, 
Verhütungsmittel und überhaupt die 'Gebärmüdigkeit' der Ns­
loyalen und arbeitsmoralisch 'hochwertigen' Bevölkerungs­
schichten lief, wurde in den besetzten Ostgebieten planvoll in 
sein Gegenteil verkehrt. Etwa Anfang 1942 war die Auseinan­
dersetzung insofern zum Abschluß gekommen, als sich die SS, 
die deutschen Besatzungsbehörden und mit ihnen die Ärzte­
schaft dafür entschieden, Massenexperimente zu starten, um 
die wegen ihrer Arbeitsfähigkeit nicht sinnvoll auszurottende · 
osteuropäische Bevölkerungsminderheit bei Kriegsende inner­
halb weniger Monate zwangssterilisieren zu können.49l Von 
den im Sommer 1942 noch überlebenden zehn Millionen euro­
päischer Juden sollten beispielsweise •mindestens 2-3 Millio­
nen sehr gut arbeitsfähiger Männer und Frauenoc50l sterilisiert 
und im Gegensatz zu ihren übrigen Leidensgenossinnen/ga­
nossen als Zwangsarbeiter am Leben erhalten werden. Das 
waren die damaligen 'bevölkerungspolitischen' Vorstellungen 
zur 'Lösung des Nord-Süd = West-Ost-Konflikts'! 

Für Carl Glauberg waren insoweit die Grundlagen dafür gelegt, 
daß er seine bisherige Tätigkeit als Diagnostiker und Therapeut 
von unfreiwilliger Sterilität um · ihr polares Gegenstück, die 
Zwangssterilisierung, ergänzen konnte. Dies um so mehr, als er 
sich 1940 zum Chefarzt eines im okkupierten Polen gelegenen 
Frauenkrankenhauses befördern ließ (Königshütte in o6er­
schlesien), sich also unmittelbar und bewußt in die Dynamik der 
eben geschilderten 'negativen Bevölkerungspolitik' hineinbe­
gab. Daß er tatsächlich seit längerem von einer umfassenden 
forschungspolitischen Fusion der beiden Pole Sterilitätsbe­
handlung-Zwangssterilisierung träumte, belegt ein Zufallskon­
takt Glaubergs mit Himmler im Jahr 194<f1 l, dem er sofort mit 
dem Plan eines an die von ihm geleitete Frauenklinik anzu­
schließenden •Forschungsinstituts für Fortpflanzungsbiologie« 
aufwartete. Himmler, heißt es, war von Glaubergs Vorschlag 
ziemlich angetan, die 'positive' Sterilitätsbekämpfung mit der 
'negativen' Bekämpfung weiblicher Fruchtbarkeit unter seiner 
Regie in einer Gesamtinstitution zusammenzufassen. 

Dennoch ließ ein positiver Bescheid des Reichsführers-SS zu­
nächst auf sich warten, vielleicht, weil dieser 1941/42 doch 
eher den konkurrierenden Vorschlägen anderer Mediziner, die 
von der Entwicklung sterilisierender Medikamente bis zur Rönt­
genkastration reichten,52l zuneigte; vielleicht aber auch, weil er 
nicht an die Möglichkeit glaubte, die Gründung eines relativ 
großen Forschungsinstituts geheimhatten zu können. 
Ob so oder so: zunächst einmal wurde eine Reihe von 58-Gy­
näkologen mit der Durchführung von Glaubergs 'positiver' Ste­
rilitätsdiagnostik und -behandlung bei Frauen von 58-Angehö­
rigen beauftragt. 53l Glauberg machte sich unterdes mit wissen-
· schafdieher Gründlichkeit an die 'negative' Aufgabe, die Himm­
ler immerhin ebenfalls grundsätzlich zu fördern versprochen 
hatte. Er polte seine Erfahrungen in Sachen Sterilitätsdiagno­
stik und -behandlung hinsichtlich ihres Zwecks in ihr Gegenteil 
um, ganz von der Vorstellung besessen, aus einer solchen Um­
kehrung ein operationsloses, zeit- und kostensparendes Sterili­
sationsverfahren entwickeln zu können, welches alle bisheri­
~ Methoden einschließlich der 58-internen Konkurrenzver­
tlihren im Massenexperiment überflügeln würde. Unterstützt mit 
Mitteln des 'Deutschen Forschungsrats', des Vorläufers der 
heutigen 'Deutschen Forschungsgemeinschaft', startete er eine 
Serie von TierVersuchen, um ein geeignetes Mittel zu finden: 
das, in die Eileiter verbracht, zur Entzündung führt und mit einer 
Vemarbung bzw. Verklebung der Eileiterwände endet. Glau­
berg fand mehrere, vor allem 5-1~%iges Formalin und- Sil­
bemitrat Dann machte er sich auf die Suche nach einer Sulr 
stanz, die sowohl röntgenkontrastgebend wie auch schwerlös­
lich sein mußte, um, mit der eigentlichen Entzündungssubstanz 
geimpft, diese möglichst lange im Eileiter festzuhalten und auf 
diese Weise eine Ausweitung der Infektion auf die übrigen Or-

gane und das Bauchfell des kleinen Beckens zu verhindern. 
Hier kam ihm der Schering-Konzern zu Hilfe, mit dem Glauberg 
so lange in Sachen Sterilitätsbehandlung zusamrnengearbeet 
hatte: Dr. Goebel vom Schering-Konzem lieferte 1941 eine 
bariumsulfathaltige Substanz, •Neo-Röntyumoc, die diesen An­
sprüchen Genüge tat.54l 
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Eine vorbildliche sollille ··ftnrkhlung, . 

. j 

.Krakau, 21, Nfl,vemhrr 
GJuleiler Bracht i.iberg\;b in diesen l aq<'n E-int 

für Großdeut6ch~aod einzi~art!ge und richtunq. 
gehenue volk5qesundh~it:iche Einrichtung d('r 
Offentliehhit Binnen we!liger Mondte verwan· 
delte die NSV ein e:netiges Sol- und Moorbild im 
Süden Ol>erschlf'6iens in die .,Stadt der Mutter". 
Unter der medi1.inisrh~n OberieitunQ des bekann• 
ten drut6ch~n (;yniiko:o~en Prof. ·ur. Cl6ubt!!f, 
dPr sich s»it 6dllPm Kr :PrtscinM•7. in Oher5ch:.-. 
sien im Kamp! gf'g('n di(>. Mii!lf·r un~ ~Ciugl:nfJS· 
Sterblichkeit bt'dPutendc Verdiens.e erworben hat, 
werden 22 schmucke Ht'ime rund 800 Müttern zur 
Entbindung und· :~ur Erholung offen5tehen. Farh• 
ärzte im Bunde mit etwa 60 NSV-SchwMtem be­
treuen .d;P.cie Miitter und Kinder. Sogar für die 
Aufnähme \·on 200 Kleinkindern ist gesorgt. 

Währenddessen nahmen die Verhandlungen um die Gründung 
des •Forschungsinstituts für Fortpflanzungsbiologie• ihren 
Fortgang. Am 27. Mai 1941 hielt Glauberg erneut vor Himmler 
einen Vortrag über seine neue Methode zur operationslosen 
Sterilisierung »minderwertiger Frauen ... 55l Himmler stimmte 
jetzt grundsätzlich zu, nur Glaubergs Vorschlag, das For­
schungsinstitut mitsamt einem kleinen, durch SS-Hilfe zu er­
richtenden Frauen-KZ an die Frauenklinik in Oberschlesien an­
zugliedern, reaktivierte bei Himmler Bedenken in Bezug auf die 
Geheimhaltung. 56l 
Dann kam der Überfall auf die Sowjetunion dazwischen, und 
das gesamte NS-Regime im allgemeinen und die SS im beson­
deren waren derart mit der Ausrottung der sowjetischen Bevöl­
kerung hinter den deutschen Panzerspitzen beschäftigt, daß 
bei der Vorbereitung der Experimente zur Massensterilisierung 
eine Pause eintrat. Ende Mai 1942 brachte Glauberg sich wie­
der bei Himmler mit seinem Projekt in Erinnerung, wobei er jetzt 
von sich aus - wohl aus Rücksicht auf den Geheimhaltungs­
fimmel der sg57) - anbot, seine •Forschungstätigkeit in der 
Fortpflanzungsbiologie« hinter den Drahtverhauen des KZ 
Auschwitz weiterzutreiben: •Ich glaube, daß sowohl hinsichtlich 
der Zurverfügungstellung des Landes, der notwendigen Tiere, 
des Betreuungspersonals und der Menschen ein Anschluß an 
Ihr Lager in Oberschlesien die besten Voraussetzungen bieten 
würde•, heißt es auf Seite 3 des Glauberg-Schreibens vom 
30.5.1942 an den Reichsführer-SS und Chef der deutschen 
Polizei. 58l · 

Dieses Schreiben ist nicht nur wichtig, weil es beweist, daß der 
Gynäkologie-Professor von sich aus vorschlug, den 'Ausmer­
ze'-Teil seiner Forschungen ins KZ Auschwitz zu verlegen. 
Noch bedeutsamer ist der von Glauberg beigelegte •Plan für · 
ein Forschungsinstitut für Fortpflanzungsbiologie«, in dem er 
noch einmal zusarnrnenfaßte, warum seiner Meinung nach Ste­
rilitätsbeseitigung und Zwangssterilisierung unter ein gemein­
sames Klinikdach gehören. Denn nur so könnten die Bedingun­
gen geschaffen werden, um 
»a) bisher unfruchtbare, fortpflanzungseiwünschte Frauen in­
tensivst durchzubehandeln, sowie in bisher aussichtslos er-



schienenen Fällen neu g8wonnene Ergebflisse anzuwenden 
und zu erproben. 
b) die Methode der operationslosen (unblutigen) Sterilisierung 
an fortpflanzungsunwürdigen Frauen auszuwerten (und nach 
endgültiger Bewährung dieser Methode dann laufend anzu­
wenden). 
Dieser Klinik muß angeschlossen sein: 
c) ein Laboratorium für ausgedehnte Tierversuche, die immer 
als Grundlage für die Weiterforschung dienen. 
Angegliedert müßte dieser Forschungsstelle sein: 
d) ein Versuchsgut als Grundlage zur Lösung der Frage: •Bo­
denbewirtschaftung und Fruchtbarkeit•, nämlich 
1.) weitgehende Ernährungsversuche am T1er 
2.) weit~ Ernährungsversuche an Menschen (L.agerin­
sassinnen) ..... 59> 

Besser läßt sich gar nicht belegen, wie konsequent Clauberg 
die Praktiken des Fortpflanzungszwangs um jeden Preis mit 
den Techniken der Zwangssterilisierung zu verbinden gedach­
te, ja, daß die beiden Extreme für ihn nur Ausdruck eines 
schrecklich zynischen, wissenschaftlich getarnten Verobjekti­
vierungsdrangs gegenüber Frauen waren: Zuchtmütter die ei­
nen, geschlechts- und kindertose Wesen die anderen, nur kei­
ne über sich selbst und ihre Sexualität frei bestimmende Men­
schen. Es wirft auch ein Schlaglicht darauf, daß Clauberg tat­
sächlich vorhatte, alle überhaupt denkbaren Menschenversu­
che an Frauen, soweit sie bis hin zu den Hunger-Fertilitätsex­
perimenten in den dreiBiger Jahren bekannt geworden 
waren,60> in einem einzigen Zentrum zu vereinen: ein Horror­
Projekt von gigantischen Ausmaßen, ln dem ein Gynäkologe 
die vergleichsweise 'milden' Vorstufen der ersten Ns-Jahre auf 
die damaligen Dimensionen des 'Nord-Süd-' als eineS 'West­
Ost-Konflikts' ausweitet. 

Doch auf einen solchen Pakt lieB sich die SS nicht ein: noch 
war der Krieg nicht gewonnen, und die Clauberg'schen Träume. 
von einer wahrhaft 'eugenischen' Welt-Innenpolitik gegenüber 
den Frauen mußten sich den Realitäten anpassen. Stattdessen 
kam ein Abkommen zustande, das für Clauberg sicher insofern 
Kompromiß-Charakter hatte, als die 'positiven' Seiten seines 
Sterilitätsprogramms (Frauenkrankenhaus Königshütte - es 
wurde 1944 tatsächlich zu einer •Stadt der deutschen Mütter• 
ausgebaut)61 l von den 'negativen', nämlich der wissenschaft­
lich fundierten Massen-Zwangssterilisierung (Block 1 0 des KZ 
Auschwitz und Häftlingskrankenbau des KZ Ravensbrück), 
weitgehend getrennt geblieben sind. Aber Himmler kalkulierte 
da nüchterner, wenn er an die Gefährdung der Geheimhaltung 
des ganzen Projekts beispielsweise durch die eventuelle Soli­
darisierung zwischen 'positiv' >Und 'negativ' behandelten Frauen 
dachte. 

Auf jeden Fall konnte Clauberg mit seinen Visionen der 'negati­
ven Bevölkerungsbiologie' jetzt voll durchstarten. Am 7. Juli 
1942 erhielt er von der SS-Spitze grünes Licht hinsichtlich sei" 
ner Auschwitz-Vorschläge. Dort sollte •anhand einiger Grund­
versuche ein Verfahren gefunden werden, daß (sie!) die Sterili­
sierung bewirkt, ohne daß die Betroffenen davon etwas 
merken-62>. Der Reichsführer-SS, auf seine Art sicher nicht we­
niger gründlich als sein Gynäkologen-Partner, WOllte nach die­
ser Serie •noch einmal einen Bericht vorgelegt bekommen, da­
mit dann an die praktische Druchführung zur Sterilisierung der 
Jüdinnen herangegangen werden kann-63>. Drei Tage später 
lieB Himmler Clauberg zusätzlich mitteilen, daB ihn an den Ex­
perimenten wirklich nur das interessierte, was spätere Massen­
anwendung versprach:64> •Bevor Sie mit Ihrer Arbeit beginnen, 
würde der Reichsführer-SS noch Wert darl!uf legen, von Ihnen 
zu erfahren, welche Zeit etwa für die Sterilisierung von 1 000 Jü­
dinnen in Frage käme.• ZUm Schluß des Schreibens v'om 
10.7.19421ieB Rudolf Brandt, der persönliche AdjutantHimm­
lers, noch einmal durchblicken, daB sich die 58-Spitze sehr ge­
nau über die Details informiert hatte, mit denen Clauberg vorzu-
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gehen beabsichtigte. WaS Clauberg 'wissenschaftlich' wie 
pseudo-neutral als Korrespondenz von 'in vitro-' und 'in vivo'­
Versuchen ausgedrückt hatte, nahm sich dann in der 58-Spra­
che folgendennaBen aus: •ln dem einen oder anderen Fall 
dürfte aber auch ein praktischer Versuch in der Weise durchge­
führt werden, daß man eine Jüdin mit einem Juden für eine ge­
wisse Zeit zusammensperrt und dann sieht welcher Erfolg da­
bei auftritt. • 

Nun überschlugen sich die Ereignisse. Wirwissen aus den Kra­
kower Verhörungsprotokollen des Auschwitz-Kommandanten 
HoeB, daB Clauberg seit August 1942 über den gesamten SS­
ärztlichen Apparat des Arbeits- und Vernichtungslagers verfüg­
te, um den mit Himmler und dem 'Reichsarp-SS' Grawitz abge­
sprochenen Versuchsblock für 'negative Bevölkerungsexperi­
mente' aufzubauen. 55> Clauberg bekam die ·'besten' Räume 
des KZ (Block 10) und die 'besten', d.h. noch einigermaßen 
kräftigen, einen regelmäßigen Zyklus aufweisenden Frauen zur 
Verfügung gestellt. Die apparative Einrichtung des Versuchs­
blocks verlief relativ reibungslos und erschien vergleichsweise 
großzügig. Auch der Schering-Konzem ließ sich nicht lumpen: 
alles, was Clauberg an Medikamenten, Betäubungsmitteln, 
Kontrastflüssigkeiten und verätzenden Substanzen brauchte, 
war bis November 1942 an Ort und Stelle.66> 

Über die offensichtlich ab Herbst 1942 gestartete Serie von 
'Grundversuchen' wissen wir nichts, vielleicht deshalb, weil 
Clauberg sich hütete, die sicher grauenhaften Zwischenfälle bei 
den ersten Schritten zur Übertragung des Sterilisationsexperi­
ments vom T1er auf die Frau an die SS-Spitze weiterzurr~elden. 
Als Clauberg mit seinen Menschenexperimenten begann, 
stand er - immanent gesehen - vor folgendem 'wissenschaft­
.lichen' Problem: er mußte einen Weg finden, der es gestattete, 
den zeitaufwendigen und arbeitsintensiven Tierversuch (das 
Sterilisierungsmittel - visköse, kontrastgebende und verätzen­
de Substanz gemischt - wird unter Sicht in die operativ freige­
legten Eileiter gespritzt, das Tier nach einer bestimmten Zeit 
·getötet, die entzündeten Eileiter werden entfernt, präpariert und 
schließlich feingeweblich untersucht) in ein zeit- und kosten­
sparendes Massenverfahren an Frauen zu 'übersetzen', das 
diese Frauen überdies nicht ernsthaft schädigen durfte, son­
dern arbeitsfähig erhielt. 
Um das 'Problem' zu lösen, setzte Clauberg jene Technik ein, 
über die er dank seiner Erfahrung in der Sterilitätsbehandlung 
von Frauen verfügte - nur im umgekehrten Sinn. Da die Hyste­
roskopieforschung nicht ausgereift genug erschien und die Zeit 
drängte, verzichtete Clauberg dabei auf die Spiegelung der Ge­
bärmutterhöhle, die ihm von seinem Königsbarger Chef Miku­
licz-Radecki zweifellos detailliert bekannt war (vgl. oben), und 
bediente sich stattdessen der röntgeOoiogischen Kontrastdar­
stellung der Gebärmutterhöhle und der Eileiter (Hysterosalpin­
gographie). Ob er zuvor nicht doch auch hysteroskopiert hat, 
vermögen wir aufgrund der uns bislang bekannt gewordenen 
Dokumente nicht zu beurteilen. Fest steht jedenfalls, daB sich 
Clauberg vorrangig des Instrumentariums der Hysterosalpingo­
graphie bediente, um die im Tierversuch unumgängliche opera­
tive Freilegung der Eileiter und deren Entfernung und Präpara­
tion im Anschluß an die mehrtägige Einwirkung der verödenden 
Substanzen zu umgehen. 
Clauberg machte also bei den ihm zugewiesenen KZ-Insassin­
nen zunächst eine Kontrastdarstellung der Gebärmutterhöhle 
und der Eileiter, um die anfängliche Durchgängigkeit der Tuben 
zu objektivieren. ln einer zweiten Sitzung drückte er mit Hilfe 
des Salpingographie-Geräts (im Prinzip eine groBe Spritze mit 
Muttermund-Aufsatz, deren Kanüle durch den Gebärmutterhals 
in die Gebärmutterhöhle eingeführt wird) das Eileiter-Ver­
ödungsmittel (Neo-Röntyum plus FOI'T't1alin bzw. Silbernitrat) mit 
so hohem Druck in die Gebärmutter, daß es in die beiden Eilei-



terendungen hineingepreßt wurde. Der Unterschied zur Hyste­
roskopie bestand also darin, daß ein spezieller optischer Auf­
satz an der Kanüle fehlte, um die -Verödungssubstanz unter 
Sicht direkt in die Eileitermündungen hineinschieben zu kön­
nen. War das Verödungsmittel auf diesem indirekten Weg in die 
Eileiter eingedrungen, wurde dies mit einer zweiten Röntge­
naufnahme festgehalten. Etwa vier bis sechs Wochen später 
kam dann der Erfolgstest: diesmal wie zu Anfang eine Aufnah­
me mit reinem Kontrastmittel (Jodipin bzw. Lipiodol), welche die 
inzwischen erfolgte Undurchlässigkeit der Eileiter für das Kon­
trastmittel und somit deren Verödung unter Beweis stellte.67> 

. Ab März 1943 war Clauberg seiner Methode so sicher, daß er 
zu MassenversUchen übergehen zu können glaubte. Jedenfalls 
wurde der Versuchsblock 10 des KZ Auschwitz ab März .1943 
regelmäßig mit Transporten inhaftierter Frauen 'beliefert'. Es 
handelte sich dabei, Claubergs Ansprüchen gemäß - er klagte 
immer wieder, daß bei den KZ-Frauen der Zyklus nicht mehr 
funktioniere - 68>, um frisch inhaftierte KZ-Insassinnen. Die er­
sten Opfer waren 100 griechische Jüdinnen.69

> Im April wurden 
110 belgisehe Frauen direkt in den Versuchsblock deportiert, 
im Juni 1943 waren es 65 Frauen aus Berlin, im Juli 70 Frauen 
aus Frankreich, im August 40 Frauen aus den Niederlanden. ln 
den folgenden Monaten gingen die KZ-Ärzte immer mehr dazu 
über, für Claubergs Zwecke die kräftigsten Frauen im gebärfä­
higen Alter direkt von der Auschwitzer Rampe wegzuselektie­
ren. 
Die Zahl der Dauerselektionen für den Block 10 gibt Auskunft 
darüber, wie viele Frauen darin umgekommen bzw. im Fall der 
Verweigerung der Sterilisationsversuchein die Gaskammern 
getrieben worden sind?0> Zumindest erwähnt sei, daß auch im 
Frauen-KZ Ravensbrück unter Claubergs direkter wie indirek­
ter Regie Hunderte von Frauen, darunter auch Zigeuner-Mäd­
chen, die noch keine Periode gehabt hatten71 

> experimentell 
sterilisiert worden sind. 
Schließlich gibt es Anhaltspunkte, die · dafür sprechen, daß 
Clauberg ab 1944 dazu übergegangen ist, die übrigen Aspekte 
seines Versuch-Arsenals von 'Fortpflanzungsbiologie' - künst­
liche Befruchtung, Implantation von Krebszellen in den Gebär­
mutterhals, Erzeugung eines künstlichen Sexualzyklus durch 
Einspritzung von hochdosierten synthetischen Sexualhormo­
nen - im Versuchsblock 10 und im Block 17 der Konzentra­
tionslager Auschwitz und Ravensbrück zu realisieren?2> 

Im Juni 1943 war es dann soweit: Clauberg schickte an Himm­
ler den vereinbarten Zwischenbericht Nach vier Monaten in­
tensiver Arbeit, schrieb er, könne er mitteilen, die Methode zur 
operationslosen Sterilisierui'IQ sei »SO gut wie fertig .. 73>. Trotz 
aller Widrigkeiten bei der Arbeit und insbesondere hinsichtlich 
der apparativen Ausstattung sei ein Verfahren entwickelt, das 
sich in puncto Zeit, personellen Aufwands und Kosten wie kein 
anderes zur Verbilligung und Effektivierung der laufenden wie 
der künftigen Massensterilisierungen eigne: »Was die Frage 
anlangt, die Sie, Reichsführer, mirvor Jahresfrist stellten, näm­
lich in welcher Zeit so etwas möglich sein würde, 1000 Frauen 
auf diese Weise zu sterilisieren, so kann ich dies heute voraus­
sehend beantworten. Nämlich: wenn die von mir durchgeführ­
ten Untersuchungen so weitergehen wie bisher - und es be­
steht kein Grund anzunehmen, daß sie es nicht tun - so ist der 
Augenblick nicht mehr fem, wo ich sagen kann 'von einem ent­
sprechend eingeübten Arzt an einer entsprechend eingerichte­
ten Stelle mit vielleicht 10 Mann Hilfspersonal (die Zahl des 
Hilfspersonals der gewünschten Beschleunigung entspre­
chend) höchstwahrscheinlich mehrere hundert - wenn nicht 
gar 1000- an einem Tage.' .. 

Daß die noch fehlenden •Verfeinerungen .. , von denen Clau­
berg an einer anderen Stelle des Briefs schreibt, sich bis 1944 
bei aller 'Routine' nicht einstellen wollten; daß also der selbst 
gesetzte 'Erfolgszwang' Claubergs Sterilisierungsexperimente 
immer mehr in die Nähe des 'eugenischen' Mordens brachte, 

dar\iber wird weiter unten zu reden sein, wenn wir über die 
Schicksale und Erfahrungen der betroffenen Frauen berichten. 
ln einem waren sich die Sterilisierungsversuche der vierziger 
und siebziger Jahre jedenfalls überraschend ähnlich: im Be­
streben, eine operationslos-unblutige Methode zu entwickeln, 
die, weil sie auf Millionen von Frauen zielte (und emeut wieder 
zielt), von einigen wenigen Erfolgskrite~en abhingen, die über 
ihre Realisierbarkeil entschieden: erstens dürfen die betroffe­
nen Frauen nichts merken, zweitens muß der Sterilisationsvor­
gang möglichst im Minutentakt organisierbar sein, und drittens: 
»die Patientin wird nicht arbeitsunfähig; niedrigster 
Kostenfaktoroc 74> . 
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1.3. 

Es drängt sich die brennende Frage auf, welche gesundheits­
politisch-strukturellen Voraussetzungen es sind, die von Gene­
ration zu Generation bei den Ärzten den medizinischen Verbre­
cher wieder hervorbringen. Wo sind im Hinblick auf die Ge­
sundheitspolitik der dreißiger/vierziger und der siebziger/acht­
ziger Jahre die Gemeinsamkeiten und wo die Unterschiede? 
Um den überblick zu bewahren, aber auch, um nicht in eine zu 
kurz greifende psychoanalytische Interpretation zu verfallen, 
klammem wir zunächst die Biographien der Medizinverbrecher 
Lindemann und Clauberg aus. Wir beziehen sie zunächst nur 
insoweit in unsere Überlegungen ein, als dies für unsere Hypo­
thesenbildung bezüglich der gesundheitspolitischen Strukturen 
unerläßlich erscheint. 

Zunächst einmal müssen wir die erschütternde wie banale Tat­
sache konstatieren, daß der 'medizinische Fortschritt', ein we­
sentlicher Aspekt aller mechanistischen Fortschrittsutopien, 
seit den neunziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts voll­
ends vom Axiom beherrscht wird, daß der Mensch eine bedin­
gungslos wie grenzenlos verfügbare Sache sei. ln der medizi­
nisch-wissenschaftlichen Theorie, welche sehr wohl die tragen­
de Säule aller gesundheitspolitischen Praxis darstellt, kommt 
der Mensch als reiches, über sich selbst bestimmendes Subjekt 
nicht mehr vor. 
Gerade in jener Epoche, in der diese Theorie zur gesellschaftli­
chen Praxis drängte und beispielsweise die nationalsozialisti­
sche Sozialpolitik fast ausschließlich bestimmte, wurde soziale 
Subjektivität vollends aus dem Gesellschaftsprozeß eliminiert. 
Seit nunmehr hundert Jahren wird der Mensch in Medizin und 
Gesundheitspolitik als ein Objekt betrachtet, das dem erkennt­
nistheoretisch auf Wiederholbarkeil und Objektivierbarkeit der 
zu erhebenden Daten reduzierten Mediziner-Interesse gren­
zenlos verfügbar ist. Wer, im derart struktu.rierten Kontext sich 
bewegend, von der Notwendigkeit spricht, gesundheitspoliti­
sche Aktivitäten auf einen Zustand einzuschränken, wo sie nur 
noch der Entfaltung von sozial selbstbestimmter Subjektivität 
dienen, hat keine Chance. Gesundheitspolitik war und ist bis 
heute nur noch herrschende Sozialtechnik. 
Erkenntnistheoretisch sind die Menschen ausnahmslos virtuel­
le Versuchskaninchen, Mittel zum vom Experimentator allein 
bestimmten Zweck. Diese Lehre wurde und wird heute mehr 
denn je allen eingeimpft, die sich in diesem Areal der Sozialpo­
litik ihre Qualifikationen erwerben. Sie ist allen Details von Aus­
bildung und Forschung auf diesem Gebiet immanent, bis hin zu 
den medizinischen Prüfungen-beispielsweise in der Gynäkolo­
gie, wo die Frauenkörper in winzige, abstrakte Segmente zer­
legt, als Ja-Nein-Alternative zum Ankreuzen des 'multiple-choi­
ce-'Bogens wiederkehren. 

Und diese immanent-erkenntnistheoretischen Voraussetzun­
gen sind es, von denen her die medizinische Wissenschaft die 
sozialtechnischen Grundströmungen ihrer Epoche mitbe­
stimmt. Wenn wir von den Vorläufern seit den neunziger Jahren 



des 19. Jahrhunderts absehen, besteht seit dem NS die ma­
kabre 'Leistung' der Sozialtechnik darin, daß sie gelernt hat, 
den bislang recht bruchstückhaft entwickelt gewesenen kapita­
listischen Angriff auf soziale Subjektivität zugunsten der Erzeu­
gung von maximaler 'Arbeits- und Leistungskraft' dort einzuho­
len, wohin sie sich zurückgezogen hatte: in der gesellschaftli­
chen Lebenssphäre außerhalb der materiellen Produktion. 'Ar­
beitskraft' zu konditionieren heißt seit dem Nationalsozialismus, 
sie vor allem auch dort zu packen, wo sie erzeugt oder eben 
nicht erzeugt wird: in Gemeinde und Familie. Die Rationalisie­
rungspolitik des Kapitals, das mit dem Proletariat nicht mehr zu­
rechtgekommen und deshalb in seine große Krise geraten war, 
weitete sich - unter Absorption vorbestehender sozialdarwini­
stischer Theorien - aus zur 'aktiven Bevölkerungspolitik'. War 
scharr mit den vorhandenen Proletariern nur noch mittels nack­
ter Gewalt auszukommen, so sollte es mit Hilfe von 'bevölke­
rungspolitischen' Auslese- und Anpassungsmaßnahmen in be­
zug auf die kommenden Proletariergenerationen anders wer­
den. 
Es entstand die Polarität von 'negativer' und 'positiver' Bevölke­
rungsplanung. Ein neues Begriffssystem wurde entwickelt, wel­
ches die Maßstäbe zu liefern hatte, damit in Zukunft das Nach­
wachsen von Unangepaßten, Widerspenstigen und 'Arbeits­
scheuen' möglichst schon in Eileiter und Gebärmutter verhin­
dert, die Erzeugung von Angepaßten, Unterwerfungsbereiten 
und Leistungsfanatikern dagegen nach Kräften gefördert wur­
de. Von der mechanistisch-erkenntnistheoretisch legitimierten 
Verfügbarkeit über den Menschen als Sache bis hin zur sozial­
technischen Kontrolle seiner Arbeitskraft über den Umweg 
'Fortpflanzungskraft' war der Weg nicht weit, der von den Pro­
grammierern einer sozialtechnischen 'Modemisierung' zurück­
gelegt werden mußte. 

Ohne Übertreibung läßt sich feststellen, daß die Medizin, und 
innerhalb ihrer die bis heute besonders tabuisierte und von kriti­
schen Analysen verschonte Frauenheilkunde, an der Entwick­
lung dieses negativ-positiven 'eugenischen' Prinzips einen 
zentralen Anteil hatte. Es sind immer Krisenzeiten (1929-1933, 
1973 ff.), in denen die Gynäkologen besonders nachdrücklich 
mit ihrem schlichten wie gewalttätigen Ja-Nein-Verfahren von 
Geburtenerzwingung und Geburtenverhinderung aufwarten. 
Das liegt wahrscheinlich daran, daß sie zugunsten der 'ausle­
send-ausmerzenden' Selektionsprinzipien der 'Bevölkerungs­
wissenschaft' technische Methoden feilhalten können, die im 
Gegensatz zu den Ideologen von Familienplanung/Familien­
vernichtung, des familienbezogenen Einkommens bzw. Ein­
kommensentzugsund der generellen 'Ausmerze-Auslese' -Pro­
paganda weniger spektakulär sind als die Kombination von 
'Züchtung der Leistungstüchtigen' und der' Ausjäte der Entarte­
ten'. 
Die Sterilitätsbehandlung bzw. die Zwangssterilisierung liegen 
eine Etage tiefer. Sie zerstören nicht den ganzen Menschen, 
sondern nehmen nur Veränderungen an seinen intimsten Kör­
perzonen vor, um ihn von der Reproduktion auszuschließen 
bzw. zur Fortpflanzung zu zwingen. Bezeichnenderweise ist bei 
den Nürnberger Prozessen der gesamte Komplex der nazisti­
schen Sterilisationsgesetze als 'nicht verbrecherisch' und damit 
'rechtens' eingestuft worden. Damit wurde die Basis für geset­
zeskonform erklärt, aus der Glauberg und nach ihm Lindemann 
hervorgegangen sind. 

Hinzu kommt zweifellos, daß die gynäkologische Variante von 
'Bevölkerungspolitik' sich deshalb so geräuschlos durchzuset­
zen vermag, weil sie nur die Frauen und Mädchen angreift und 
die Männer verschont. Sie schwächt den Widerstand gegen die 
'eugenische' Krisenpolitik des Staats besonders wirksam, denn 
sie kann insgeheim darauf hoffen, den männlichen Part der Op­
position durch den impliziten Appell an sexistische Machtan­
sprüche, der aus einer jeden Sterilisationskampagne gegen-
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über Frauen hervorlugt, zumindest zu neutralisieren. Solange 
sich die Männer dieses Tatbestands nicht bewußt werden, blei­
ben die gynäkologischen 'Eugeniker' am Zug; der Widerspruch 
gegen ihre Praktiken wird immer schwächer, je konsequenter 
diese sich entfalten, weil sich mit ihnen der Geschlechteranta­
gonismus bei den Gegnern selbst vertieft. 

Wir verhehlen nicht, daß diese grundsätzlic_hen Strukturbedin­
gungen von Sterilisationsversuchen durch die Taktiken und 
Wechselfälle des Alltags oft bis zur Unkenntlichkeit entstellt 
werden. Das hängt vor allem damit zusammen, daß die sterili­
sierenden 'Eugeniker' zwar über ein wahrhaft totalitäres Gesell­
schaftsmodell verfügen, in dem die Fronten zwischen ihnen 
selbst und den hinter ihnen stehenden kapitalistisch-staatlichen 
Akteuren einerseits und den Opfern andererseits klar gezogen 
sind; aber dieser Totalitarismus endet genau da, wo ihre eigene 
Herrschaftssphäre anfängt, wo sie mit anderen Worten selber 
leben und sich reproduzieren. 
Folglich sieht es hiner der Frontlinie der Sterilitätsbehandler/ 
Zwangssterilisierer keineswegs so homogen aus, wie es die -
scheinbare - Homogenität ihrer ob ihrer sozialen Libertinage 
so bedrohlich erscheinenden Behandlungsopfer erfordern 
würde.75l Sie sind untereinander schrecklich streitsüchtig, las­
sen fast immer den Zusammenhang von Anspruch und er­
brachter 'Leistung' vermissen, sind ellbogenstark und halten 
das Konkurrenzprinzip hoch, obwohl sich der chaotische Fut­
terneid nicht im geringsten mit ihrem totalitären Gesellschafts­
bild verträgt. Die medizinisch-wissenschaftliche Struktur, wel­
che ein derart frühkapitalistisches Verhalten belohnt, ist in ihrer 
unmittelbaren Erscheinungsebene seit den zwanziger Jahren 
praktisch unverändert. Sie läßt sich wirklich am besten mit dem 
Bild charakterisieren, wo eine Horde verwilderter Hunde um die 
von den medizintechnisch spezialisierten Konzernen und der 
Pharmaindustrie aufgestellten Fleischtöpfe kämpft. ln diesen 
Fleischtöpfen stecken die Gelder, welche die Mediziner brau­
chen, wenn sie 'sinnvoll' mit 'ihrem Patientenmaterial forschen' 
wollen. 
Nur notdürftig gelingt es den Gesundheitsbehörden, mittels 
übergreifender Institutionen (welche freilich ihrerseits der Funk­
tion von Super-Fleischtöpfen ziemlich nahekommen) jenes Mi­
nimum an Systematik durchzusetzen, das erforderlich scheint, 
damit das große 'eugenische' Ziel der reinlichen Scheidung der 
'arbeitsscheuen' von den 'leistungsbereiten' Segmenten der 
Unterklassen nicht aus dem Visier gerät. Im übrigen sind - zum 
Glück - bis heute alle Versuche gescheitert, durch die Einfüh­
rung massenstatistischer Auflagen und Forderungskataloge 
das publizistische Gekläff dieser Hundemeute unter ein einheit­
liches Kommando zu bringen. Es besteht - auch in Sachen 
'praktischer Eugenik' - weitgehend aus Fälschungen, statisti­
schen Taschenspielertricks und banalem Unsinn, und erklärt 
sich einfach daraus, daß die am weitesten kommen, die am 
häufigsten und dauerhaftesten bellen. 

Dessenungeachtet scheint es gefährlich, aus diesem alltäglich­
taktischen Chaos des 'medizinischen Fortschritts' schlußfolgern 
zu wollen, dieser sei gemessen an seinen strategischen Ambi­
tionen ineffizient und bedeutungslos. Das gilt vor allem nicht in 
Krisenzeiten, die sehr wohl karrierebesessene Exponenten der 
'praktischen Eugenik' hervorbringen, welche bereit sind, am 
langen Gängelband der Medizinunternehmen und der jeweili­
gen politischen Machthaber die kläffende Meute zu verlassen 
und neue Maßstäbe in der Härte des Angriffs auf die Unterklas­
sen zu setzen. Letzten Endes war Glauberg eine Marionette 
des Komplexes SS-Spitze/Schering-Konzem. Und Lindemann 
hat derzeit zweifellos einen Herrn über sich, der vorn Ethicon­
Konzern aus die Fäden einer weltweit gesteuerten Sterilisa­
tionskampagne per Hysteroskop und 'Ethiblock' (bzw. Silicon­
Pfropf)76l zusammenhält. Daß Lindemann überdies auch 
mächtige politische Protektoren hinter sich weiß, die alles dar­
ansetzen, um die Eröffnung des Strafverfahrens zu verhindern, 
werden wir weiter unten noch darstellen. 



2. Lindemanns und Glaubergs Experi­
mente und die Reaktion der mißhandel­
ten Frauen 

2.1. 
Rekonstruieren wir jetzt im Detail, wie Lindemann und vor ihm 
Clauberg bei ihren Sterilisierungsversuchen vorgegangen sind. 

2.1.1. 
Lindemanns Versuche waren, soweit wir wissen, von Anfang 
an in den Routinebetrieb der von ihm geleiteten gynäkologi­
schen Abteilung eingebaut. Das hat sie entscheidend geprägt. 
Je nachdem, ob eine Frau aus freien Stücken sterilisiert zu wer­
den wünschte, oder ob Lindemann sie insgeheim zwangssterili­
sierte, »um histologische Präparate zu erhalten«, war das Vor­
gehen unterschiedlich. Nehmen wir zunächst den ersten Fall, 
die operationslose Sterilisation aus freien Stücken - die nach 
Lindemanns eigenen Angaben in seiner Abteilung 762 mal vor­
genommen worden ist. Hierüber können wir nur das berichten, 
was sich aus dem Studium von Lindemanns eigenen Veröffent­
lichungen ergibt.nl Immerhin reicht das aus, um auch hinsicht­
lich der 'freiwilligen' Sterilisationen einige schwerwiegende Fra­
gen zu stellen. 

Es ist zunächst anzunehmen, daß den Frauen, die seit Beginn 
der siebziger Jahre ins Elisabeth-Krankenhaus zur freiwilligen 
Sterilisation überwiesen wurden, das Für und Wider bei der Ab­
wägung zwischen operativer und operationsloser Methode 
nicht geläufig gewesen ist. Wurden sie von Lindemann und 
dessen ärztlichen Gehilfen über die Vor- und Nachteile des 
operationslosen Vorgehans aufgeklärt? Nach allem, was wir 
über diese Abteilung wissen, wurden sie überhaupt nicht ge­
fragt, ob sie eine Operation oder einen Eingriff per Gebärmut­
terspiegel wünschten, und damit war Schluß. Wir sind sehr dar­
an interessiert zu erfahren,was jene - nicht wenigen - Frauen 
gemacht haben, die nach dem hysteroskopischen Eingriff 
schwanger wurden. Und die von Lindemann behauptete Tatsa­
che, daß es dabei nur sechs ernsthafte Zwischenfälle gegeben 
habe78l , ist - falls sie der Wahrheit entsprechen sollte- als· 
nachträglicher Freibrief zur Rechtfertigung einer rein experi­
mentell orientierten Eingriffstechnik nicht akzeptabel. 

Zweitens hat Lindemann bei diesen operationslosen Sterilisie­
rungen mit Sulproston experimentiert, um sich die Lokalbetäu­
bung (Parazervikalblockade) bzw. Vollnarkose für die Aufwei­
tung des Gebärmutterhalskanals zu ersparen. Er hat also die 
ohnehin umstrittene Indikation für Prostaglandin für seine eige­
nen Zwecke 'ausgeweitet'. Was dies für die betroffenen Frauen 
bedeutet haben dürfte, haben wir oben schon aufgezeigt. 

Drittens hat Lindemann Frauen sterilisiert, die garnicht mehr 
gebärfähig gewesen sind: »Wir haben in den letzten 15 Mona­
ten an 115 Patientinnen im Alter zwischen 30 und 50 (!) Jahren 
die transuterine Elektroa~ulation ... vorgenommen«, schreibt er 
1973 in einem Aufsatz. Wer waren die 50-jährigen Frauen, 
wie viele waren es? Ein starker Beleg für den Verdacht, daß 
Lindemann auch Frauen jenseits des gebärfähigen Alters steri­
lisiert hat, ohne daß sie davon wußten bzw. wissen mußten, 
denn Kinder waren ja nicht mehr zu erwarten! Es scheint somit, 
daß Lindemann auch solche Frauen 'routinemäßig' etwa im Zu­
sammenhang mit Ausschabungen zwangssterilisiert und unter 
Vorspiegelung falscher Tatsachen entsprechend nachunter­
sucht hat, denen nicht aus anderen medizinischen Gründen an­
schließend die Gebärmutter entfernt worden ist. 

Schließlich legt die genaue Durchsicht der von Lindemann in 
seinem Hysteroskopie-Atlas veröffentlichten Bilde,.SOl den Ver-
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dacht nahe, daß er Frauen, die zur Schwangerschaftsunterbre­
chung eingewiesen worden waren, mit dem Einsetzen der Wir­
kung des - im Elisabeth-Krankenhaus seit 1976m routinemä­
ßig angewandten - Sulproston erst einmal hysteroskopiert, Fo­
tos von den intakt in der Gebärmutterhöhle liegenden Embryo­
nen gemacht und diese Frauen möglicherweise mit Ethiblock 
zwangssterilisiert hat, bevor er den Keim mit der Saugkürette 
absaugte! Denn wo anders sollen die Aufnahmen von den in­
takt in der Gebärmutterhöhle liegenden Keimen herstammen, 
als aus Untersuchungen mit dem Gebärmutterspiegel, an den 
jederzeit ein Fotoapparat bzw. eine Filmkamera angeschlossen 
werden kann? Wo hat Lindemann wohl sonst den Mut gehabt, 
die Gebärmutter im schwangeren Zustand zu spiegeln als un­
mittelbar vor Abtreibungen: zählt Lindemann doch selber die 
Schwangerschaft zu den strengen Gegenanzeigen für eine Ge­
bärmutterspiegelung, weil in diesem Fall der Keim und die Frau 
extrem gefährdet sind (eine schwangere Gebärmutter bläst 
sich bei den im Lindemann-Verfahren üblichen Auffüllungs­
drücken des Kohlendioxids wie ein Ballon auf und zerreißt, 
wenn nicht sofort eine gebärmutterkontrahierende Substanz 
eingespritzt wird)81 l! Und warum soll Lindemann, dessen 'Ver­
suchspatientinnen' unzweideutig aus den Unterschichten 
stammen,82l nicht stillschweigend-unauffällig zwangssterilise­
ren, was ihm an 'Asozialen' unter die Finger gerät, wie viele an­
dere Gynäkologen auch?83l 

Doch nun zu den Frauen, die Lindemann zwangssterilisiert hat, 
um seine operationslose Technik feingeweblich dokumentieren 
zu können. Wir finden es bemerkenswert, wie unbekümmert 
Lindemann seit 1973 in seinen Veröffentlichungen darüber 
plaudert: ungefähr in dem gleichen Ton, in dem Clauberg zwi­
schen 1934 und 1939 zu verstehen gibt, welchen Umständen 
er sein Wissen verdankt. Lindemann 1973: »Bei 10 Patientin­
nen mit einem Descensus vaginae oder einem Uterus myoma­
tosus wurde eine Woche vor oder am salben Tag der Hysterek­
tomie eine Tubenkoagulation vorgenommen, um die Möglich­
keit für histoleyische Betundungen im Koagulationsgebiet zu 
bekommen ... 84 Die in der Universitäts-Frauenklinik Eppendorf 
aufgearbeiteten Präparate werden anschließend detailliert be­
schrieben. Ein Jahr später in der Zeitschrift 'Sexualmedizin', 
fast gleichlautend (Lindemann macht es wie die meisten medi­
zinischen Wissenschaftler, er schreibt ein Standard-Referat im­
mer wieder in kleinen Varianten ab): »An 11 Patientinnen mit ei­
nem Descensus vaginae oder einem kleinen Uterus myomato­
sus wurde zwei Wochen vor oder am salben Tag der Hysterek­
tomie eine Tubenkoagulation vorgenommen, um einen histolo­
gischen Befund aus dem Operationsbereich zu erhalten ... 85l . 
Usw. usf. Wer sich in der Gynäkologie auskennt, weiß sofort, 
was zwischen diesen Zeilen steht. Von seinen Veröffentlichun­
gen her sind Lindemann bislang keine Schwierigkeiten ge­
macht worden. 

Was steckt real hinter diesen Sätzen? Frauen aus einem be­
stimmten Hamburger Stadtbezirk, bei denen der behandelnde 
niedergelassene Frauenarzt eine Scheidensenkung, ein Ge­
bärmuttermyom usw. festgestellt hat, kommen mit ihrem Ein-



weisungsschein ins Elisabeth-Krankenhaus.86> Am gleichen 
Tag werden sie von einem der Stations- bzw. Oberärzte, 1978/ 
79 wohl ausnahmslos an den Verbrechen Undemanns aktiv 
beteiligt,81l untersucht. Sie unterschreiben eine allgemein ge­
haltene Einverständniserklärung für den Eingriff, dessentwe­
gen sie in die Klinik gekommen sind. Ein Gespräch, in dem die 
Anzeigestellung für die Gebärmutterentfernung noch einmal 
durchdiskutiert wird, findet nicht statt. Bis dahin ist alles Routi-· 
ne, selbstverständlich im schlechtesten Sinn. Haben die Frauen 
Glück, bleibt es auch dabei. Es läuft gerade keine Versuchsse­
rie. Bis zur Krankenhausentlassung geschieht nichts, was über 
das gängige Maß hinaus zu beanstanden wäre. 

Verfolgen wir hingegen das Schicksal einer Frau, einer von et­
wa 140, die leider in eine der 'Ethiblock'-Serien hineingeraten 
ist. Frau X.Y}8> 33 Jahre alt, verheiratet, Kassiererin, der Ehe­
mann ist Heizungsmonteur, wird am 21 .3.1979 ins Elisabeth­
Krankenhaus eingewiesen, weil sie an ständig wiederkehren­
den Blutungen aus gutartigen Gebärmuttergeschwülsten leidet. 
Dort wird sie von A. Gallinat, einem der beiden Oberärzte Un­
demanns, kurz befragt und untersucht. Gallinat schreibt seinen 
Befund auf die Rückseite der Fieberkurve (nicht, wie sonst üb­
lich, ins Krankenblatt) und notiert als Behandlungsyorschlag: 
»HSK (- Hysteroskopie)- Abrasion(- Ausschabung der Ge­
bärmutter) - Ethiblock, dann abdominelle TE (- Totalentfer­
nung der Gebärmutter von der Bauchhöhle aus) - Lösung von 
Verwachsungen ... 
Damit hat Gallinat Frau Y. zur diagnostischen Zwangssterilisie­
rung selektiert. Frau Y. teilt er darüber natürlich nichts mit, es 
wurde nur kurz bestätigt, daß die Gebärmutter entfernt werden 
müsse. Einen Tag nach der stationären AufnahmQ wurde Frau 
Y. lakonisch bedeutet, man müsse vor dieser Operation die Ge­
bärmutter »ausschaben, um sicher zu sein, daß darin kein 
Krebs steckt .. , was am 23.3. auch prompt ausgeführt wurde. 
Diese Begründung war glatt gelogen: die Vollnarkose, Aus­
schabung und selbstredend auch der sterilisier13nde Eingriff 
waren völlig überflüssig. Besteht bei einer Frau Verdacht auf ei­
nen Krebs im Gebärmutterkörper, wird die Gebärmutter unmit­
telbar nach der operativen Entfernung ohnehin auf Krebs unter­
sucht. Bei dringendem Verdacht werden sogar Schnellschnitte 
angefertigt, damit die Oparateure den Eingriff je nach der Aus­
dehnung des Krebses noch in der gleichen Sitzung erweitern 
können (sog. Wertheim-Operation). · 
Nun hatte es mit Frau Y. noch eine weitere Bewandnis: sie war 
schon mehrfach operiert worden. Dabei war es einmal zu ei­
nem schweren Narkosezwischenfall gekommen. Dies wußte 
Gallinat aus der Vorgeschichte der Patientin. Mehr noch: ain 
Nachmittag des 22.3.79 wurde er von der Stationsschwester, 
bei der Frau Y. lag und der sie ihre Ängste mitgeteilt hatte, an­
gesprochen und aufgefordert, wenigstens in diesem Fall auf die 
Abfolge von zwei riskanten Vollnarkosen kurz hintereinander zu 
verzichten. »Sie haben doch schon genug herumsterilisiert, 
können Sie nicht wenigstens diese Frau in Ruhe lassen«, sagte 
die Stationsschwester sinngemäß. Gallinat würdigte sie keiner 
Antwort. Frau Y. wurde am 23.3.79 in Vollnarkose zwangssteri­
lisiert. Vier Tage später wurde ihr die Gebärmutter mitsamt den 
gebärmutternahen und per Ethiblock verpfropften Eileitern her­
ausgenommen. 

Aus diesen und anderen bekanntgewordenen Beispielen89> 

läßt sich genau rekonstruieren, wie Undemann und seine ärztli­
chen Helfer vorgingen, als sie ihre Versuchsserien in den Rou­
tinebetrieb der gynäkologisChen Abteilung einbauten. Je nach 
dem statistischen Bedarf der jeweils laufenden Versuchsserie 
(das Verhältnis der 'freiwillig' Sterilisierten zu den zwangssterili­
sierten 'Präparatelieferantinnen' betrug offensichtlich je nach 
spezieller Technik fünf bis sechs zu ein) wurden Patientinnen 
ausgewählt, die aus anderen medizinischen Gründen zur Ge­
bärmutterentfemung vorgesehen waren, liT1 an ihnen den steri­
lisierenden Vor-Eingriff vornehmen zu können. Denn die Ver-
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suchsserien mußten 'wissenschaftlich exakt' sein, d.h. es wur­
de ein bestimmtes Zahlenverhältnis zwischen den fotbgra­
phisch-hysteroskopisch dokumentierten Ergebnissen bei den 
'freiwillig' Sterilisierten und den aus den wegoperierten Eileitern 
der Zwangssterilisierten gewonnenen feingeweblichen Schnit­
ten angestrebt! 

Dann brachten Undemann und seine Helfer die selektierten 
Opfer unter Vorspiegelung falscher Tatsachen (»Wir müssen 
vorher einmal nachgucken, wie' das liegt«) dazu, sich vier bis 
sieben Tage vor dem eigentlichen Eingriff in Vollnarkose hyste­
roskopieren zu lassen, ohne daß sie ihnen freilich eine speziali­
sierte Einverständniserklärung abgefordert hätten. Es kam zur 
'erweiterten Hysteroskopie' in Vollnarkose, der teilweise mit Sil­
bemitrat geimpfte (bis 1974n5 die Elektrosonde, vgl. oben) 
'Ethiblock' wurde in die innerhalb der Gebärmutter liegenden 
Eileiterabschnitte verbracht. Danach wurden die Patientinnen 
bis zur eigentlichen Operation stationär beobachtet, um Daten 
über den Zusammenhang von klinischen Beschwerden und die 
verzögerte Freisatzung des Silbemitrats im sich auflösenden 
Kunstharz-Stöpsel zu erhalten.90> ln dieser Zeit setzten Unde­
mann und seine ärztlichen Gehilfen alles daran, um die Patien­
tinnen, die vor dem großen Eingriff oft noch einmal nach Hause 
wollten, festzuhalten; vielleicht aus Furcht, sie würden nicht 
mehr wiederkommen, sich die Gebärmutter nicht mehr heraus­
nehmen lassen, sich eines Tages über ihre Unfruchtbarkeit 
wundem?91 > Vielleicht auch aus Angst vor Komplikationen, 
nämlich einer Entzündung des kleinen Beckens durch das Sil­
bemitrat, über die ein anderer Frauenarzt, den sie dann mög­
licherweise aufsuchen könnten, sich seine eigenen Gedanken 
machen würde? 

Schließlich kam der letzte Akt. Die Gebärmutter wurde zusam­
men mit den Eileitern entfernt, um deren verblockte Abschnitte 
von Professor Stegner, dem Leiter der histo-pathologischen 
Abteilung der Hamburger Universitäts-Frauenklinik, untersu­
chen zu lassen. 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß Undemann und sei­
ne ärztlichen Helfer mehrfach gegen die derzeit geltenden 
Strafgesetze verstoßen haben. Sie haben chemische Substan­
zen angewandt, die (im Falle 'Ethiblock' und Si!bemitrat) laut 
Arzneimittelgesetz nicht für gynäkologische Zwecke zugelas­
sen sind. Sie haben ihren Patientinnen die Gefahren zweier 
medizinisch nicht gerechtfertigter Vollnarkosen in kurzen Ab­
ständen zugemutet und im Fall der Frau Y. sogar bewußt deren 
möglichen Tod in Kauf genommen. Sie haben ihre Versuchsop­
fer den Wirkungen eines sterilisierenden Mischpräparats aus­
gesetzt, das, wenn es in die Bauchhöhle gelangt, zur Bauchfell­
entzündung führt, und dessen lokal-verätzende Wirkung mit al­
len Folgen ausdrücklich erwünscht war. Sie haben last not least 
an ihren Patientinnen verbotene Eingriffe durchgeführt, von de­
nen diese nichts wußten, geschweige denn daß sie ihnen zuge­
stimmt hätten. 

2.1.2. 
Glauberg ist, wie wir schon gezeigt haben, in den dreißiger Jah­
ren zunächst von einer ähnlichen Arbeitsteilung ausgegangen 
wie 40 Jahre später Undemann und dessen Mannschaft, •weil 
dasselbe Organ von derselben Patientin ja nicht gewonnen 
werden kann ... 92> Deren Rekonstruktion würde in diesem Zu­
sammenhang sicher langweilen. Wir wollen es bei den durch 
Undemann geschaffenen aktuellen Tatbeständen belassen, 
die in etwa dem Vorgehen Glaubergs zu dieser Zeit entspre­
chen. 

Uns interessiert vielmehr, wie Glauberg seit 1941/42 seine Ver­
suchsmethoden radikalisiert hat. Denn wenn es zutrifft, daß es 



sich dabei nur um eine konsequente Fortsetzung der ihnen im­
manenten Logik handelte, können wir aus der Rekonstruktion 
der Glauberg'schen Versuche schlußfolgern, was den Frauen 
noch bevorstehen mag, wenn Lindemann nicht das Handwerk 
gelegt wird. 

Garl Glauberg hatte es nicht mehr nötig, die Frauen aus dem 
laufenden klinischen Betrieb zu selektieren, um ihr eigentliches 
Behandlungsprogramm kunstvoll mit der je geplanten Ver­
suchsserie zu koordinieren. Diese Dreckarbeit nahmen ihm die 
SS-Ärzte des KZ Auschwitz ab. Selbst dann, wenn die 'negati­
ven ' Objekte seiner 'Fortpflanzungsbiologie' in den Betrieb der 
Frauenklinik in Königshütte einbezogen worden wären, hätte 
ihm ein speziell dazu eingerichtetes Klein-KZ mit der SS als 
Lieferant von inhaftierten Frauen im gebärfähigen Alter zur Ver­
fügung gestanden, bei denen der Zyklus aufgrundder durchge­
machten Ängste und Entbehrungen noch nicht ausgesetzt hat­
te. 

Dennoch war Glauberg kein primitiv-sadistischer Schlächter. Er 
blickte auf die regelmäßig mit der Vernichtung ihrer Opfer en­
denden Experimente der dilettantischen Auschwitzer SS-Ärzte 
Schumann und Mengele verachtungsvoll herab.93> Im Ausch­
witzer 'Giauberg-Biock' (Hoeß) ging es zu wie in einem schlecht 
und recht eingerichteten gynäkologischen Ambulatorium,das 
freilich nur für die Versuchsserien eingerichtet und durch Fen­
sterverschalung usw. vom Rest des Lagers abgeschirmt war. 
Die Insassinnen wurden durchschnittlich verpflegt und - abge­
sehen von den Versuchen selbst - im allgemeinen nicht kör-

• perlich mißhandelt. So rücksichtslos und brutal sich Glauberg 
bei der Durchführung seiner Experimente gegenüber den Frau­
en verhielt, so sorgte er doch manchmal auch dafür; daß die all­
gemeinen Brutalitäten der SS Frauen gegenüber nicht auf 'sei­
nen Block' und 'seine Versuchskaninchen' übergriffen.94> 

Für ihn stellten die Block-Insassinnen pfleglich zu behandelnde 
Gegenstände dar, die zwar durchaus bei den Versuchen Scha­
den nehmen sollten, aber von äußeren Beschädigungen weit­
gehend bewahrt blieben, so lange sie mit ihrem normalen Zy­
klus für Glaubergs 'Versuchsanordnung' nützlich waren. 

Glauberg verfügte über eine teils ärztliche, teils nichtärztliche 
Hilfsmannschaft, die er teilweise aus dem SS-Personal, teilwei­
se aber auch aus qualifizierten KZ-Insassen rekrutiert hatte. 
Dazu kam noch Dr. Goebel vom Schering-Konzem, der nach 
entsprechender Einübung durch Glauberg ebenfalls die Men­
schenversuche durchführte.95> Ihnen gegenüber verhielt sich 
Glaube~ jovial, so lange sie den Versuchsbetrieb in Fluß 
hielten. > Alles war darauf abgestellt, daß die Versuchspro­
gramme möglichst reibungslos abliefen. 

Regelmäßig ließ sich Glauberg vom Standortarzt des KZ, Dr. 
Eduard Wirths, Frauen zur Versuchs-Selektion vorführen. Er 
legte Wert auf Zwanzig~ bis Dreißigjährige, die noch regelmäßig 
menstruierten und schon einmal geboren hatten, um von vom­
herein Frauen auszuschließen, die ohnehin aus irgendwelchen 
Gründen unfruchtbar waren. War Glauberg mit der Obernahme 
der Vorgeführten einverstanden, wurden sie offiziell in den 
Häftlingskrankenbau des KZ Auschwitz aufgenommen und dort 
als 'Häftlinge für Versuchszwecke' registriert.97) Verweigerten 
sie nach der Aufnahme in den Versuchsblock die Duldung der 
Versuche, stellte sie Glauberg sie vor die Alternative, sich miß­
brauchen zu lassen oder aber in der Gaskammer zu enden. 

Den Versuchsablauf haben wir oben schon beschrieben. Da 
sich dabei - im Gegensatz zu den Sterilisationen per Hysteros·· 
kop - die verätzende Flüssigkeit in der gesamten Gebärmutter 
verteilte, bevor sie in die Eileiter hineingedrückt wurde, war das 
Glauberg'sche Experiment für die Frauen außerordentlich qual­
voll. Ein derart schmerzhaftes Vorgehen läßt sich nicht mehr in 
einen klinischen Routinebetrieb integrieren: ·Bei den Einsprit­
zungen selbst empfanden sehr viele Frauen starke Schmerzen, 

54 

die bis zur Ohnmacht führten. Im Anschluß daran trat gewöhn­
lich hohes Fieber ein und in zahlreichen Fällen stellten sich Ent­
zündungen ein, die die Frauen oft für Wochen und Monate ins 
Bett zwangen und in einigen Fällen sogar den Tod verursach­
ten . . . Die Einspritzungen selbst erzeugten einen brennenden, 
wehenartigen Schmerz und das Gefühl, daß der Unterleib aus­
einander gepreßt würde. Die Schmerzen waren z.T. so groß, 
daß einige Frauen das Behandlungszimmer nur in gebückter 
Haltung verlassen konnten. Nachdem die Frauen die Einsprit­
zungen erhalten hatten, mußten sie mehrfach die Hilfe anderer 
Insassinnen in Anspruch nehmen, um in die im oberen Stock­
werk gelegenen Räume zu gelangen. Manche Frauen begaben 
sich vorher in die Toilettenräume, um die erhaltene Einsprit­
zung aus dem Körper herauszudrücken. Dabei stellten sie ei­
nen Ausfluß fest und beobachteten teilweise Blutungen aus der 
Scheide. Als weitere alsbald nach den Einspritzungen eintre­
tende Folge sind Entzündungen im Bereich der Genitalorgane 
und der benachbarten Unterleibspartien aufgetreten. Diese 
Entzündungen hatten den Tod von einigen Insassinnen des 
Blocks 10 und später des Blocks 1 zur Folge.cc99> 

Für die betroffenen Frauen die Pein, für den Massen-Experi­
mentator, der sich im übrigen jeglicher ärztlicher Betreuung der 
Komplikationen enthielt, das drohende Scheitern seines Hö­
henfluges: es war klar, daß sich der Anspruch, pro Tag bis zu 
1000 Frauen zwangszusterilisieren, dabei ihre Arbeitsfähigkeit 
zu erhalten und ihnen gegenüber auch noch den Versuchs­
zweck geheimzuhalten, so nicht einlösen ließ. Den KZ-Insas­
sinnen wurde nach und nach klar, was mit ihnen gemacht wur­
de. Aber Glauberg ließ nicht locker. Je deutlicher sich die Kluft 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit auftat, desto rabiater ging 
er dazu über, den Versuchsablauf zu 'vereinfachen' . Zuletzt 
wurde die verödende Substanz ohne vorherige salpinographi­
sche Untersuchung eingespritzt und unmittelbar danach das 
Ergebnis in einem Röntgenbild festgehalten. 
Wie es zuletzt im KZ Ravensbrück zuging, berichtet eine Häft­
lingsärztin, die dort tätig gewesen war: •Ich habe gefangene Zi-



gaunertrauen gesehen, wie sie ins RÖntgenzimmer gingen und 
wie sie wieder herauskamen, wo sie nach einer Methode sterili­
siert wurden, die meines Wissens in Osviecim ( = Auschwitz) 
ausprobiert worden war. Diese Methode beruhte darauf, daß ei­
ne entzündende Aüssigkeit in den Uterus eingespritzt wurde, 
höchstwahrscheinlich Silbemitrat mit einer kontrastierenden 
Aüssigkeit, um eine Röntgenkontrolle der durchgeführten Ope­
ration zu ermöglichen. Alle sterilisierten Frauen wurden nach 
der Sterilisation geröntgt. Ich habe diese Bilder ... untersucht 
und bin daher in der Lage zu bezeugen, daß bei den meisten 
der oben erwähnten Fälle die Füllung bis in das Ende der Eilei­
ter eingedrungen war; in mehreren Fällen sogar bis in die 
Bauchhöhle. Nur ungefähr den letzten 10 wurde ... eine Narko­
se gegeben ... All diese Mädchen bluteten aus den Ge­
schlechtsteilen und hatten solche Schmerzen, daß ich ihnen 
heimlich Beruhigungsmittel geben mußte." 100> 

Das Clauberg-Verfahren wurde also bis kurz vor Kriegsende 
massenhaft und in einer Art 'verkürzter Stanclardmethode' an­
gewandt, und zwar offensichtlich zuletzt in der Kombination 
Neo-Röntyum - Silbemitrat Wir wissen nicht, wie groß der An­
teil der Frauen war, die diese Tortur zwangssterilisiert, anson­
sten aber ausgeheilt überstanden haben. ln Polen wurde eine· 
Reihe von Frauen ausfindig gemacht, bei denen dies der Fall 
war.101 > Vielleicht wirkt Silbemitrat tatsächlich weniger zerstö­
rend als Formalin. Eines aber ist sicher: Lindemann, der sich 
bis heute nirgends öffentlich über die Vorgeschichte seiner ei­
genen Versuchsserien geäußert hat, muß die Technik Clau­
bergs, eine kontrastgebende, schwervisköse und zugleich ver­
ätzende Lösung in Gebärmutter und Eileiter einzuspritzen, ge­
nauestens kennen. Griff er doch zuletzt selbst auf Silbemitrat 
als Verätzungskomponente zurück, nachdem der - übrigens 
ebenfalls kontrastgebende - 'Ethiblock' allein versagt hatte. 

Was ist das für ein Fortschritt, der allein darin besteht, daß mit­
tels eines verfeinerten Instrumentariums die zerstörende 
Mischsubstanz nicht mehr in die Gebärmutter hinein, sonelern 
durch sie hindurch unmittelbar in die Eileitermündungen ver­
bracht wird? Besteht der Fortschritt darin, daß die Schmerzens­
qualen der Frauen so gemildert werden, daß sie im gynäkologi­
schen Routinebetrieb nicht mehr sonderlich aufflien, und sich 
die Zeit ihrer Arbeitsunfähigkeit tatsächlich verringert? Auch die 
hysteroskopierten Frauen haben Schmierblutungen, Unter­
leibsschmerzen, sie nehmen einen spezifischen Schulter­
schmerz wahr, der von dem in die Bauchhöhle übergetretenen 
Kohlendioxid herrührt. Auch das 'Ethiblock'-Silbemitrat-Ge­
misch wandert manchmal in die Bauchhöhle weiter und erzeugt 
dort eine örtlich begrenzte Bauchfellentzündung im kleinen 
Becken, und deren Spätfolgen bleiben abzuwarten. Und was 
geschieht im Fall von 'standardisierten' Massensterilisierungen 
a Ia Lindemann mit jenen Frauen, bei denen die 'erweiterte Hy­
steroskopie' genauso lebensgefährlich wäre wie die Clauberg­
Technik es war: dann nämlich, wenn die Gegenanzeigen für 
den Eingriff nicht mehr erkannt werden102>, weil sie ohne die 
bisherigen kostenaufwendigen und zeitraubenden Überwa­
chungsmaßnahmen durchgeführt werden? ln einer solchen Si­
tuation wäre das Undemann-Verfahren genauso auf tödliche 
Komplikationen abonniert wie das frühere von Clauberg. Was 
bedeuten und bedeuteten dem insgeheim zusammengeschlos­
senen Gespann Undemann/Ciauberg schon ein paar tote 
Frauen auf der großen Straße des 'eugenischen' Fortschritts? 
Ganz abgesehen von der schrecklichen Stigmatisierung, der 
jede Frau unterliegt, die gegen ihren Willen sterilisiert worden 
ist? 

2.2. 
Spätestens jetzt sollten die mißhandelten Frauen zu Wort kom­
men. Leider ist es so, daß die unmittelbar Betroffenen nicht zum 
Wort zu bringen sind. Die einzigen Zeugen, die wir bezüglich 
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der NS-Zeit haben, sind Leidensgenossinnen, die selbSt von 
den Versuchen verschont geblieben sind. Wahrscheinlich wäre 
auch ihr Mund verschlossen, wenn sie das Clauberg-Stigma 
bis an ihr Ende mit sich herumschleppen müßten. 

Und die Opfer Undemanns? Einige der betroffenen Frauen 
wurden inzwischen über das informiert, was das Lindemann­
Team mit ihnen angestellt hat. Sie reagierten entsetzt, verzwei­
felt - die einzigen, mit denen sie darüber zu sprechen wagten, 
waren Frauen. Die Kraft, gegen Lindemann und Co. vorzuge­
hen, können diese betroffenen Frauen nicht aufbringen. Viel­
leicht wird sich das noch ändern, wenn sich die Frauenbewe­
gung ihrer und ihres Schicksals annimmt. 

Freilich hat Lindemann mit einem Faktor nicht gerechnet: mit 
den Frauen aus der untersten Hierarchie des Krankenhauses. 
Die meisten haben an der Tatsache der geheimen Zwangsste­
rilisationen schrecklich gelitten, sich aber zu ohnmächtig ge­
fühlt, um über die vertrauliche krankenhausinterne Kommuni­
kation hinauszugehen und offen zu protestieren. Eine Frau war 
indes darunter, die diesen Schritt wagte. Sie hat den Stein ins 
Rollen gebracht. Ihr ist dieser Artikel gewidmet. 

3. Zur persönlichen Komponente bei den 
von Lindemann und Glauberg begange­
nen medizinischen Verbrechen 

3.1. 
Über die handelnden Sterilisierer-Männer zu berichten, ist 
demgegenüber ein Kinderspiel. Sie sind es gewohnt, sich zu 
äußern, sich wortreich zu verteidigen oder auch offensiv zu 
werden. Auch dann, wenn sie in die Ecke getrieben sind und 
besser schweigen würden, kämpfen sie weiter wortreictJ. gegen 
das Unrecht, das ihnen, den Förderem und Beschützern der 
weiblichen 'Eugenik', vermeintlich angetan wird. 

3.1.1. 
Carl Clauberg kommt aus kleinbürgerlichen Verhältnissen. Er 
wurde 1898 als ältester Sohn eines Messerschmiedemeisters 
in Wupperhof bei Solingen geboren. Als Oberprimaner wurde 
er 1916 eingezogen und geriet im Sommer 1917 an der West­
front in englische Kriegsgefangenschaft, aus welcher er im 
Herbst 1919 entlassen wurde. 1924 bestand er die ärztliche 
Prüfung, nachdem er zu\tor in Kiel, Harnburg und Graz Medizin 
studiert hatte. Nach seinem im GerichtsmediZinischen Institut 
der Universität Kiel und in den dortigen Krankenanstalten ab­
solvierten Pflichtjahr als Medizinalpraktikant wurde er 1925 als 
Arzt approbiert und kurz darauf promoviert.103

> Seinen weiteren 
Ausbildungsgang haben wir oben schon geschildert, als wir je­
ne gesundheitspolipschen Strukturen analysierten, die aus ihm 
einen international renommierten Wissenschaftler und Medizin­
verbrecher zugleich geformt haben. 

Welches sind nun die persönlichen Komponenten, die zu seiner 
Karriere beitrugen, und wie groß ist ihr bestimmender Anteil 
einzuschätzen? Hierfür liefert Claubergs Schicksal nach dem 
Zusammenbruch des NS-Regimes einige Anhaltspunkte. Er 
wurde nach Kriegsende gefangengenommen, an die Sowjet­
union ausgeliefert und dort in einem Schnellverfahren zu den 
damals üblichen 25 Jahren Zwangsarbeit verurteilt. So entging 
er dem Nürnberger Ärzteprozeß, in dem mehrfach über seine 
Sterilisationsversuche verhandelt wurde.104> 
1955 kam Clauberg vorzeitig frei, er wurde in die Bundesrepu­
blik abgeschoben. Zurückgekehrt, ließ er sich sofort im west;. 



deutschen Fernsehen als Märtyrer feiern, korrespondierte mit 
Briefköpfen, auf denen er sich als ehemaliger Chefarzt des 
»Reichsforschungsinstituts für Fortpflanzungsbiologie« aus­
wies, und annoncierte in Tageszeitungen, daß er »mehrere 
tüchtige, weibliche Schreibmaschinenkräfte .. suche, die er auf­
forderte, sich sofort in der Privatstation der Kieler Chirurgischen 
Universitätsklinik zu melden.1 05) 
Obwohl Kiel damals so etwas wie ein gesundheitspolitisches 
Rehabilitationszentrum für untergetauchte medizinische Ver­
brecher war - der Euthanasie-Massenmörder Professor Hey­
de alias Sawade hielt sich zur gleichen Zeit ungeschoren in Kiel 
als psychiatrischer Obergutachter des Sozialgerichts auf 1 06l - , 
überspannte Clauberg den Bogen zweifellos. Seine medizini­
schen Protektoren im Universitätsklinikum vermochten ihn nicht 
zu halten. Es kam ein Ermittlungsverfahren gegen ihn zustan­
de, noch 1955 wurde der Haftbefehl erlassen. Zwei Jahre spä­
ter, kurz vor der Eröffnung des Schwurgerichtsprozesses, ist 
Clauberg in Untersuchungshaft gestorben.107l 

Aus den damals angefertigten Ermittlungsakten ergeben sich 
einige wichtige zusätzliche Details über die Person Clauberg: 
»Ciauberg gab zu Protokoll, daß er schon seit seiner Jugend 
wegen seiner geringen Körpergröße (154 cm) unter ständiger 
Zurücksetzung gelitten und stets das Bedürfnis gehabt habe, 
sich gegen Spott zur Wehr zusetzen. Tatsächlich wirkte er -
klein, gedrungen, in militärisch betontes Zivil gekleidet - lä­
cherlich. Es ist bezeichnend, daß er beim Untersuchungsrichter 
in Kiel einen höheren Dienstgrad beim Militär und einen höhe­
rer Gehalt beim Knappschaftskrankenhaus in Königshütte an­
gab, als dokumentarisch nachzuweisen war. Ein Sachverstän­
diger konstatierte übermäßige Geltungssucht. Sein Gutachten 
wurde angefordert, weil aus Claubergs Leben Episoden be­
kannt wurden, die von auffälliger Brutalität zeugen: Als Student 
wurde gegen ihn ein Verfahren wegen Totschlags eingeleitet, 
das später eingestellt wurde, da ihm zugute gehalten wurde, 
daß er in Notwehr geschossen hätte. Seine Frau hat er einmal 
mit einem geladenen Jagdgewehr bedroht, nach seiner Gelieb­
ten mit einem Messer geworfen und sie verletzt. Vier Tage nach 
seiner Rückkehr a4S der russischen Gefangenschaft schrieb er 
seiner Frau, sie möge 'ihren Zu- und Haushältern empfehlen, 
den Freitod durch den Strick zu wählen', sonst würde er per­
sönlich erscheinen. 'Dann aber werde es nicht bei dem verhält­
nismäßig milden Tod durch den Strang bleiben, sondern es 
werde viel qualvoller werden.' .. 1 08l 

Clauberg war bis zu seinem Ende zutiefst von seiner Unschuld 
überzeugt. Der Vorwurf, in mindestens 170 Fällen gewaltsam 
Körperverletzung mit der Folge der Unfruchtbarkeit begangen 
und mindestens viermal den Tod von Jüdinnen als Folge der 
Zwangssterilisation verursacht zu haben, beeindruckte ihn da­
bei genauso wenig wie Zeugenaussagen, daß er viele seiner 
Opfer zur Sterilisation gezwungen habe, indem er sie für den 
Fall ihrer Weigerung mit der Gaskammer bedrohte.109l Clau­
berg blieb bis zuletzt bei der Schutzbehauptung, seine Absicht 
sei es gewesen, durch seine Sterilisationsserien möglichst viele 
Frauen aus dem Frauenlager Ausschwitz-Birkenau herauszu­
holen und im KZ Ravensbrück die Zigeunerfrauen durch den 
sterilisierenden Eingriff vor der Ermordung zu bewahren. 

3.1.2 
Wie wird Lindemann sich verteidigen, falls es zur Gerichtsver­
handlung kommt? Das wird zweifellos davon abhängen, ob sei­
ne derzeitigen Protektoren dann auch noch bereit sind, ihn zu 
decken. Als Lindemann von der Anzeige gegen und dem Stern­
Artikel über ihn erfuhr, geriet er zunächst in Panik und war drauf 
und dran, sich per Augzeug nach Lateinamerika abzusetzen (in 
Gynäkologenkreisen wird gemunkelt, daß der Ethicon-Konzern 

.u.a. im Chile des General Pinochets mit einem Versuchszen­
trum für hysteroskopische Zwangssterilisation Kontakt hält) . Da 

schalteten sich seine Förderar ein und machten ihm klar, daß er 
nicht fliehen dürfe, sondern sich offensiv verteidigen müsse, 
weil sonst der ganze Eisberg von der Spitze her ins Schmelzen 
gerate. Also blieb Lindemann, sein mysteriöses zeitweiliges 
Verschwinden wurde, so heißt es, als Folge eines Herzanfalls 
erklärt. 
Aus Gynäkologenkreisen sind erste Details darüber durchge­
sickert, wie Lindemann sich zu verteidigen gedenkt. Er werde 
zunächst einmal von sich aus alle Karten auf den Tisch legen 
(natürlich nur die, die ohnehin schon aufgedeckt sind). Dann 
werde er darauf hinweisen, daß das Gros der Sterilisationsver­
suche an Frauen vorgenommen worden sei, die dies ausdrück­
lich gewünscht hätten. Die Frauen, nicht etwa er selber, hätten 
auf die Erprobung des operationslosen Sterilisationsverfahrens 
per Gebärmutterspiegel einschließlich der Sulproston-Anwen­
dung gedrängt. Und was die angebliche Zwangssterilisierung 
der zur Gebärmutterentfernung vorgesehen gewesenen Frau­
en betreffe, so handle es sich hier um ein Mißverständnis. An 
diesen Frauen seien nämlich gar keine Sterilisierungsversuche 
vorgenommen worden, sondern er habe lediglich eine Vorbeu­
gemaßnahme durchgeführt, um die Entstehung einer postope­
rativen Entzündung zu verhindern. 

Zumindest die letzte Schutzbehauptung ist derart perfide, daß 
sie schon jetzt einen kleinen Kommentar verdient. Einmal wi­
derlegt sie sich banal dadurch, daß die angeblich zu Zwecken 
der Entzündungsvorbeugung verblockten Eileiter innerhalb des 
Organgebiets gelegen waren, welches bei dem zweiten Eingriff 
entfernt wurde. Im Sinn der Lindemannsehen Logik würde dies 
folglich heißen, daß nicht die operierte Frau, sondern das ent­
nommene Organpräparat vor einer Entzündung geschützt wer­
den sollte. Eine derartige Argumentation ist völlig absurd. Zum 
zweiten hat Lindemann selbst öffentlich kundgetan, daß es ge­
rade Aufgabe der Eileiterverstopfung mit dem 'Ethibleck' ist, 
über einen künstlich eingeleiteten Entzündungsprozeß zum 
Verschluß der Eileiter zu kommen: »Um (bei der Tubensterilisa­
tion, d.Verf.) bessere Verschlußresultate zu erhalten, erproben 
wir ... gemeinsam mit der Fa. Ethicon den Gewebekleber Me­
thyl-2-cyano acrylat als Verschlußmedium. Unter hysteroskopi­
scher Sicht wird dieses Monomer durch einen Katheter in die 
Tuben instilliert. ln den folgenden Wochen tritt, für die Patientin 
unbernerkbar, eine abakterielle, zum Teil eitrige Entzündung 
der Tubenwandschichten mit späterem narbigen Verschluß des 
Tubenlumens ein ... 110l Vorbeugung der Entzündung dadurch, 
daß planvoll eine Entzündung gesetzt wird? Lindemann und 
seine Hintermänner müssen ganz schön in Argumentationsnö­
te geraten sein, wenn sie glauben, mit derartigen Ungereimt­
heiten die Öffentlichkeit hinters Licht führen zu können. Die bis­
lang zu erwartenden Schutzbehauptungen Lindemanns sind 
mindestens genauso unglaubwürdig wie die Schutzbehauptun­
gen Claubergs. 
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Hans-Joachim Lindemann wurde 1920 in Berlin geboren. 1939 
begann er mit dem Medizinstudium an der dortigen Humboldt­
Universität. Zwischenzeitlich wurde er zur Wehrmacht einberu­
fen und nahm am 'Rußlandfeldzug' teil. Dann studierte er in 
Greifswald und Rosteck weiter. An einem der letzten Kriegsta­
ge, am 21. April1945, wurde er in Rosteck ärztlich geprüft und 
zugleich als Arzt bestallt. Das waren zweifellos abenteuerliche 
Umstände, denn an diesem Tag geschah in Rosteck einiges, 
nur eine ärztliche Prüfung wurde mit Sicherheit nicht mehr ab­
gehalten, die diesen Namen verdient hätte. Wir zweifeln kei­
neswegs, daß diese Prüfung und ärztliche Approbation in ei­
nem formal in Ordnung geht.111 l Für die Biographie Linde­
manns ist indes festzuhalten, daß er zur Schar jener Mediziner 
gehört, der gegen Kriegsende um jeden Preis der Start in die 
· Nachkriegszukunft gesichert wurde, und zwar unabhängig da­
von, ob die dazu erforderlichen Qualifikationsvoraussetzungen 
erfüllt waren oder nicht. 



ln den ersten Nachkriegsjahren hat sich Undemann bitter groß­
hungern - und gehorchen - müssen. 1951 hatte er nach Aus­
bildungsjahren in zwei Hamburger Allgemeinen Krankenhäu­
sern seine Facharztanerkennung als Frauenarzt in der Tasche. 
Danach entfaltete er eine bemerkenswerte Dynamik an der Pe­
ripherie des Hamburger Krankenhauswesens: ,. Von 1952 bis 
zur Schließung des Anschar-Krankenhauses 1962 war er Chef­
arzt der Geburtshilflieh-Gynäkologischen Abteilung. Eine kas­
senärztliche Tätigkeit übte er von 1952 bis 1966 aus. Er war 
spiritus rector für die Gründung des Michaelis-Krankenhauses, 
dem ersten gemeinnützigen Belegkrankenahus, dessen Träger 
Hamburger Kassenärzte sind und das 1962 seine Pforten öff­
nete. Er leitete die Klinik bis 1965. Dann wechselte er in das 
Elisabeth-Krankenhaus und ist seitdem hier Ärztlicher Direktor 
und Chefarzt der Geburtshilflieh-Gynäkologischen 
Abteilung." 112l 
ln dieser Zeit blieb i..indemanns fachlicher Ruf umstritten. Es 
gab Auseinandersetzungen wegen mindestens eines tragli­
ehen Operationsfehlers mit Todesfolge. Undemann machte 
sich eher durch seine organisatorischen Fähigkeiten unent­
behrlich, während ihn die meisten seiner Kollegen wegen sei­
ner ausgesprochenen Ellbogenmentalität und Karrieresucht 
mieden. Zu den wissenschaftlichen Ambitionen und damit zur 
Hysteroskopie scheint er 1967 - inzwischen 47-jährig - hin­
übergewechselt zu sein, weil er an die Grenzen jener ärztlichen 
Machtaus(jbung gestoßen war, jenseits welcher ohne den 
Nachweis 'erfolgreicher Forschungstätigkeit' nicht mehr agiert 
werden kann. So legte sich Lindemann einen weiteren medizi­
nischen ~ktionsradius zu, der ihn Schritt für Schritt in eine Ver­
gangenheit zurückführte, aus der er gerade noch direkt (April 
1945) hervorgegangen war. 

Unabhängig von der Frage, inwieweit Lindemann als Medizin­
student bzw. junger Arzt noch direkten Anteil an den medizini­
schen Verbrechen des Nationalsozialismus hatte - wir wissen 
darüber nichts113l -, ist davon auszugehen, daß ihm voll be­
wußt sein muß, was das nationalsozialistische Gesundheitswe­
sen angerichtet hat. Der Vorläufer des späteren 'Marburger 
Bunds', ein Zusammenschluß junger Hilfs- und Krankenhaus­
ärzte, erklärte 1947 angesichts des Nürnberger Ärzteprozes­
ses, daß er alles tun werde, um die Wiederholung medizini­
scher Verbrechen zu verhindern. Damals war Lindemann 27 
Jahre alt, er begann gerade mit der klinischen Facharztausbil­
dung. 

Im Alter von 35 Jahren, 1955, erlebte Lindemann mit, wie Glau­
berg nach seiner Entlasung aus sowjetischer Kriegsgefangen­
schaft wegen seiner Sterilisationsversuche an Frauen in Kiel in 
Untersuchungshaft genommen wurde. Glaubergs medizinische 
Verbrechen machten damals Schlagzeilen in der westdeut­
schen Presse.114l Glauberg wurde 1955 aus der Deutschen 
Gesellschaft für Gynäkologie ausgeschlossen.115l Es ist nicht 
anzunehmen, daß ein fachärztlicher Verband, der sich schon . 
einmal mit Versuchen zur Zwangssterilisierung seitens eines 
seiner Mitglieder auseinandersetzen mußte, 25 Jahre später ei­
nen Kollegen decken wird, der die Glaubergsehen Methoden 
aufgegriffen hat und unter den heute gegebenen Umständen 
weiterentwickelt. 

Undemann kann also nicht davon ausgehen, daß ihm ein feh­
lendes Unrechtsbewußtsein für sein Tun zugutegehalten wird. 
Zweimal hat er miterlebt, wie anhand von Sterilisierungsversu­
chen an Frauen die ärztliche Ethik des Menschen-Experiments 
breit thematisiert wurde. Das hat nicht zu verhindem vennocht, 
daß er jene Barrieren weit überschritt, welche heute die Patien­
tinnen vor gynäkologischen Obergriffen schützen sollen. Wa -
om wagte Undemann das Risiko, das, was manche seiner Kol­
'legen nur insgeheim weiter praktizieren, offen als Forschungs­
projekt zu thematisieren? Der innere Motor, der Drang nach 
wissenschaftlichen Lorbeeren und dem damit verbundenen Zu­
wachs an Macht, das alles hat zweifellso eine gewichtige Rolle 

gespielt. Das war aber nur möglich, weil im Verlauf des Auf­
stiegs des 'Wissenschaftlers' Lindemann seit 1967 jegliche öf­
fentliche Auseinandersetzung mit seinen Arbeitszielen und Me­
thoden ausblieb. Lindemanns Kollegen rümpften allenfalls die 
Nase ob seines ungebremsten Karriereverhaltens, schimpften 
auch einmal drauflos, aber sie mieden die öffentliche Auseinan­
dersetzung. Und im intern-projektbezogenen Rahmen wurde 
Lindemann nur bestärkt, weil er gegenüber den Managern der 
Medizintechnik und den Propagandist~n einer neuen Etappe 
der 'Bevölkerungspolitik' genau als der 'wagemutige' ärztliche 
Vollstrecker ihrer Ambitionen dastand, wie sie ihn nicht alle Ta­
ge antrafen. Lindemann hat folglich mächtige Freunde, auf die 
er sich sehr weit verlassen kann. 
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Praktisch die gesamte ärztliche Fachpresse hat seine Arbeiten 
kommentarlos abgedruckt, obwohl die genaue Lektüre unzwei­
deutig offenlegt, mit welchen Methoden hier 'geforscht' wurde. 
Zudem wurde sein »umfangreiches wissenschaftliches Werk ... 
1975 mit der Verleihung der Venia legendi belohnt ... Linde­
mann ist geschätzter Redner auf in- und ausländischen Kon­
gressen ... Er wurde als Mitglied der Deutschen Gesellschaft für 
Endoskopie in den Beirat gewählt, ist Gründungsmitglied der 
American Association of ßynecological Laparascopists« - wel­
che für die in Lateinamerika am weitesten vorangetriebene 
Technik der Zwangssterilisierung verantwortlich zeichnet116l­
»Ehrenmitglied der Seccion de Endoscopia Ginecologica in der 
Associacion Ginecologica Espanola und Mitglied vieler anderer 
deutscher und ausländischer Fachgesellschaften. Zwei Jahre 
stand er der ehrwürdigen Geburtshülflichen Gesellschaft zu 
Harnburg vor.«117l 

Daß Lindemann inzwischen auch einkommensmäßig zur high 
society vorgestoßen ist, sei nur am Rande vermerkt. Typisch für 
die ihm eigene Dynamik ist indes, daß er sich keineswegs sei­
ner chefärztlichen Salärs, seiner privatärztlichen Pfründen, For­
schungshonorare und Unternehmensbeihilfen bedient, um sich 
auch einmal in Muße zurückziehen zu können. Lindemann 
nutzt auch seine Immobilien funktionell. Wie viele Hamburger 
Großbürger besitzt Lindemann Grundeigentum auf der Insel 
Sylt, in Keitum. 
Dort ist u.a. ein Kolloquium über Fragen der Hysteroskopie an­
sässig, das vom jeweiligen Privatassistenten Undemanns koor­
diniert zu werden pflegt. Hier treffen sich die Chefwissenschaft­
ler der Medizintechnik-Untemehmen, beispielsweise Dr. Mux­
feldt vom Ethicon-Konzem, mit Lindemann und seiner Mann­
schaft, aber auch mit Hysteroskopie-Experten aus der übrigen 
BAD und den drei Kontinenten, zum Fachgespräch. Es gibt 
auch manche vertrauliche Runde, in die seit einiger Zeit auch 
einige gewichtige Funktionsträger zumindest der Hamburger 
Gesundheitspolitik hinzugestoßen sind. Die Folge ist dann u.a., 
daß der Bock zum Gärtner gemacht wird. Als der Berufungs­
ausschuß der Medizinischen Fakultät der Hamburger Universi­
tät sich im Sommer 1980 in der Auseinandersetzung um die Er­
nennung Undemanns zum Professor heftig in die Haare geriet, 
weil ja immerhin gegen ihn wegen seiner Menschenversuche 
ermittelt wurde, war es der Ordinarius für Rechtsmedizin der 
Hamburger Universität, Prof. Janssen, der das Blatt zugunsten 
Lindemanns zu wenden verstand. Die Professoren Janssen, 
Thomsen und Stegner (die beiden letzteren sind Direktor bzw. 
Leiter der Histo-Pathologischen Abteilung der Universitäts­
Frauenklinik) decken Undemann mit bemerkenswertem Enga­
gement. Es ist nicht auszuschließen, daß Undemanns oben ge­
schilderte Konzeption der Vorwärtsverteidigung von diesen Ge­
sprächspartnern in der vertraulichen Abgeschiedenheit des 
'Keitumer Kreises' mit ausgeheckt wurde. 

Ob es Janssen, der genauso wie einige Spitzenfunktionäre der 
Justiz einem intimen Gesprächskreis aus Führern von Ham­
burgs Wirtschaft, Hochfinanz, Verwaltung und Politik angehört, 
wohl auch gelingen wird, das gegen Undemann bei der Ham­
burger Staatsanwaltschaft anhängige Ermittlungsverfahren zu 
Fall zu bringen? 



3.2. 

Wie groß ist also der persönliche Anteil an den Medizinverbre­
chen, die von Clauberg und eine Generation später von Linde­
mann begangen worden sind? Wir sind der Ansicht, daß es un­
möglich ist, diese Frage losgelöst von ihren gesundheitspoli­
tisch-strukturellen Bedingungen zu erörtern. Auf der einen Sei- · 
te ist allzu evident, daß wir es mit Persönlichkeiten zu tun ha­
ben, deren Identität weitgehend unentwickelt geblieben und de­
ren Fähigkeit zu unverstellter sozialer wie emotionaler Kommu­
nikation extrem beschränkt ist. 

Lindemann und Clauberg sind gleichermaßen durch die Brutali­
täten von Kriegserfahrungen geprägt. Beide haben sich unter 
einem despotischen Krankenhausregiment großhungern und 
gehorchen müssen. Beide sind voll durch die Schule der nazi­
stischen 'Rassenhygiene' durchgegangen und haben - der ei­
ne zweifellos intensiver als der andere - gelernt, die Menschen 
in das duale Schema von 'Auslese der Leistungsstarken' und 
'Ausmerze der Asozialen' zu pressen. Beide haben, um es platt 
auszudrücken, an Minderwertigkeitskomplexen gelitten, der ei­
ne mehr aus physischen, der andere mehr aus lebensge­
schichtlich entstandenen Gründen. Und da es sich bei beiden 
um Frauenärzte handelt, drängt sich die Frage auf, wie es mit 
ihrer Fähigkeit bestellt ist, in den Frauen selbstbewußte Men­
schen wahrzunehmen und anzuerkennen. Daß Clauberg weder 
als Mediziner noch als Mann darüber verfügte, saridem Frauen 
vielmehr 'wissenschaftlich' neutral versachlichte bzw. direkt 
mißhandelte, wissen wir zur Genüge. 

Was Lindemann als Zeitgenossen betrifft, geht er uns nur in 
seinem ärztlichen Verhalten gegenüber seinen Patientinnen 
und den Frauen des Krankenhauspersonals etwas an. Dort 
wird er als jovial-herablassend geschildert, wobei er gleichzei­
tig maximale Distanziertheil zum Ausdruck bringt. Gegenüber 
seinen Krankenschwestern und Hebammen legt Lindemann ei­
nen immer gleichen Maßstab an: er fordert eine adrette äußere 
Hülle, die - abgesehen vom unabdingbaren funktionalen Wis­
sen - sich infantil und dumm zugleich zu geben hat. Wird die­
ser Anspruch nicht eingelöst, scheut Lindemann keineswegs 
vor einem Gebaren zurück, das gezielt und absichtsvoll verlet­
zend ist. Das abschließende Urteil einer ehemaligen Mitarbeite­
rin der Abteilung: • Lindemann ist zu allem fähig, nur nicht dazu, 
zu Frauen ein menschliches Verhalten zu entwickeln." 
Wohin dann mit soviel Defiziten an persönlicher Identität? Unter 
den gegebenen sozialen und gesundheitspolitischen Bedin­
gungen haben Clauberg und Lindemann sie in ein 'operatives 
Denken' überführt, das es ihnen ermöglicht, statt der ihnen ver­
sagten sozialen Identifikationsprozesse im Umgang mit ihren 
Patienten ständig Selbsterhaltungsmechanismen zu erzeugen, 
für die diese Patienten schrecklich zahlen müssen. Geraten sie 
doch unfreiwillig in den Zustand von Objekten, anhand derer 
Clauberg und Lindeinann unaufhörlich ihr 'operatives Denken' 
in 'operative Emotionalität' überseizen, also ständig Beschädi­
gungswünsche aktualisieren.118l 
Clauberg/Lindemann unterscheiden sich von vielen iher männ­
lichen Zeitgenossen nur dadurch, daß der aus ihren persönli­
chen Defiziten gespeiste Kompensationsdruck in die Richtung 
eines äußeren Stützkorsetts aus Ruhm und Ansehen und eines 
komplementären inneren Mißhandlungsbedürfnisses anderen 
Menschen gegenüber besonders stark entwickelt ist. Als Ärzte 
haben sie wahrscheinlich nur deshalb ein so hohes Maß an ex­
perimentell orientiertem 'Forschungsengagement' entwickelt, 
weil ihnen so direkte Macht über Menschen zufiel und damit ein 
durch hohes gesellschaftliches Ansehen 'verkleidetes' Betäti­
gungsfeld für die Verwirklichung ihrer operativ-emotionalen Be­
schädigungsphantasien gegenüber Menschen im allgemeinen 
und Frauen im besonderen offenstand. 
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Die Rolle, die Clauberg/Lindemann dabei einnehmen, läßt sich 
also genau im Schnittpunkt von Persönlichkeit und gesund­
heitspolitischer Struktur verallgemeinern. Dem mechanisti­
schen Fortschrittsdenken mitsamt seiner sozialdarwinistischen 
Radikalisierung scheint vor allem die Funktion zuzukommen, 
den Angehörigen der Mittelklasse ein Ventil zu verschaffen, 
durch das das bei ihnen aus dem Sozialprozeß immer massen­
hafter anfallende 'operative Denken' in 'operative Emotionali­
tät', d.h. Vernichtungsmentalität gegenüber den Unterklassen 
im allgemeinen und den Frauen und sozialen 'Randgruppen' im 
besonderen, übersetzt werden kann. 

Bei aller Einsicht in diese persönlichen Voraussetzungen ver­
mögen wir indes jenen psychoanalytisch orientierten Kritikern 
der Menschenversuche nicht zu folgen, die in ihnen die wichtig­
sten Quellen des medizinischen Verbrechens zu erkennen 
meinen.119l Denn so schrecklich es auch um die Identitätsdefi­
zite der Menschen-Experimentatoren bestellt sein mag, so sind 
es doch immer die gesundheitspolitischen Strukturen, die be­
schädigtes Sozialverhalten dadurch in Beschädigungs- und 
Mißhandlungstechniken umschlagen und sich fixieren lassen, 
daß sie es mit Macht und Prestige ausstatten. Posititv formuliert 
heißt das: Lindemann und Co. können nur dann von ihren seit 
Jahrzehnten medizintechnisch vergegenständlichten Grund­
störungen befreit werden, wenn erst einmal jener Interessen­
komplex aus gesundheitspolitischer Macht und Profit beseitigt 
wird, welcher sich derart defizitärer Menschen bedient, um mit­
tels ihrer fehlgeleiteten Energien den Frauen der Unterklassen 
wieder einmal seine Selektionsprinzipien von Gebärzwang und 
Gebärverbot aufzuzwingen. 
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Zur Kontroverse 
ums Krankschreiben 

Dokumentation lJld historische Notizen 

Das Problem ist so alt wie die Sozialversicherung. Durch die 
Schinderei zu Beginn der Industrialisierung fielen große Teile 
der Arbeiterklasse durch Krankheit aus der Produktion und ins 
Elend. Bismarck hoffte damals - erfolgreich - auf eine Integra­
tion der sozialistischen Forderungen in ein staatliches Versi­
cherungssystem. 
Seither besteht eine Situation, in deKlersicherte eine Erkran­
kung, die zur Arbeitsunfähigkeit führt, vom Kassenarzt bestäti­
gen lassen muß. Arbeitsunfähigkeit setzt eine Krankheit voraus, 
die nachweisbar oder glaubhaft sein soll. Diese Krankheit soll 
unter anderem durch Nichtarbeit gebessert werden können. 
Wir haben somit in der Krankenversicherung die gesellschaftli­
che Anerkennung der Nicht-Arbeit als therapeutisches Prinzip. 
Das ist gut so! 
Der diesem Prinzip gegenüber aufgeschlossene Arzt steht al­
lerdings seither in einem Dilemma: Wenn er Krankheit ganz all-
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gemein als Rebellion gegen übennäßige Belastungen auffaßt, 
und zwar als unbewußte, so sieht er in der Sozialversicherung 
die Möglichkeit gegeben, mit der Attestierung einer solchen 
Krankheit auch bewußt zu rebellieren. Bei den zahlreichen Ar­
beitsbelastungen, die nachgewiesenennaßen zu Krankheit füh­
ren können, wird solch ein Arzt im Rahmen einer umfassenden 
Prophylaxe das oben genannte Prinzip vertreten können. Pro­
phylaxe wird somit zuro Argument, um dem Dilemma der Unter­
scheidung zwischen bewußter und unbewußter Rebellion zu 
ent~ehen. 

Mediziner schätzen, daß 80 % der Patienten, die einen Arzt 
aufsuchen, an sog. psychosomatischen Krankheiten leiden, da­
von nicht wenige als Folge von Konflikten, die mittelbar oder 
unmittelbar aus der Arbeit herrühren. ln dem Maße, in dem den 
Kranken Lösungsmöglichkeiten am Arbeitsplatz genommen, 



verboten und vorenthalten oder durch Delegationen versperrt 
werden, wird das Heer der manifest oder latent Kranken sich 
vergrößern. Bewußte Krankheit, d.h. bewußte Arbeitsunfähig­
keit, ist zum Teil als Eingeständnis zu werten, daß der Betref­
fende sich unfähig fühlt, auf andere Art die Nicht-Arbeit durch­
zusetzen, zum Teil als Versuch, der kompletten Auspowerung 
zu entgehen. 
Die Entscheidung über Arbeitsunfähigkeit ist subjektiv und liegt 
primär beim Versicherten. Sie muß vom Arzt bestätigt werden. 
Damit sind Ärzte historisch zum Kontrollorgan der Subjektivität 
ihrer Patienten geworden, eine Tatsache, die ganze Ärztegene­
rationen zur Abschaffung der sozialtechnischen Kontrollaspek­
te in der Krankenversicherung rufen ließ. Der Ruf war allerdings 
nie sehr laut, denn die geistige, kulturelle und arbeitsorganisa­
torische Nähe zum Unternehmen ließ die Ärzteschaft immer 
wieder zum Büttel des Kapitals werden. Mit Ausnahmen natür­
lich. 

Der Krankenstand wird, seit die Kompetenz, über Arbeitsfähig­
keit zu urteilen, den Ärzten zugesprochen wurde, immer wieder 
zum Gegenstand nichtmedizinischer Überlegungen und Ein­
flußnahme. 
Es läßt sich feststellen, daß unabhängig von ökonomischen Kri­
sen, aber sicher verstärkt während solcher, die Kontrolle über 
die Arbeitsunfähigen stets rücksichtslos ausgeübt wurde. Wäh­
rend ausgeprägter Krisen vollzog sich in diesen Kontrollmaß­
nahmen ein hemmungsloser Klassenkampf von oben unter 
flankierendem Placet von ärztlichen Hilfstruppen, die eher in 
den Spitzen der Standesorganisationen als an der Basis zu su­
chen sind. Die Beeinflussung des Krankenstandes aus nicht­
medizinischen Gründen oder nicht Gesundung beabsichtigen­
den Motiven soll Gegenstand dieser ausschnittsweisen Doku­
mentation sein. 

Im Bewußtsein, daß Teile der Arbeiterklasse, vor allem der Rü­
stungsindustrie, die Produktion boykottieren könnten, ergingen 
1914 eindeutige Forderungen des Vorstandes des Vereins der 
freigewählten Kassenärzte an seine Mitglieder: 
»Für arbeitsunfähig sind während der Dauer des Krieges nur 
solche Kassenmitglieder zu erklären, die deutlich objektive 
Merkmale einer Krankheit aufweisen ..... 

(Deutsche Medizinische Wochenschrift 35/1914 S. 1695) 
Während des Verlaufs des ersten Weltkrieges zeigte sich in der 
Tat ein enormer Anstieg des Krankenstandes. Die Forderung 
nach objektiven Merkmalen schloß weitgehend alle psychoge­
nen Erkrankungen aus, die seit dem WK I als Neurosen diffa­
miert und mit Feigheit gleichgesetzt wurden. 
Frauen, Kinder und Gebrechliche wurden der Kriegswirtschaft 
zugeführt. 1918 machte sich unter den in der Rüstung Beschäf­
tigten eine allgemeine Kriegsmüdigkeit, z.T. als aktive Sabota­
ge, breit. ln einer •Vertraulichen Aussprache• noch im Oktober 
1918 zwischen Vertretern der Regierung, der ärztlichen Stan­
desorganisationen und der Krankenkassen kam man überein -
um Arbeitsunfähigkeit weitgehend auszuschließen - 1die Kas­
senvorstände anzuweisen, sie sollten »die ihnen angehören­
den Kassen entsprechend beeinflussen•. 

Die Ärzteorganisationen verpflichteten sich, »auf die ärztlichen 
Lokalvereirtdahin (zu) wirken, überall da, wo es noch an Nach­
untersuchungskommissionen fehlen sollte, solche sofort einzu­
richten und da, wo sie bereits bestehen, ... zur gewissenhaften 
und sachgemäßen Arbeit anzuhalten ... 
(Vgl. »Gehäufte Krankmeldungen von Arbeitern in kriegswichti­
gen Betrieben•, in: Ärztliche Mitteilungen 40/1918 S. 379) 
Unternehmer und Krankenkassen verstärkten in der Nach­
kriegszeit den Druck auf die Krankenziffern. Nach der Vossi­
schen Zeitung vom 30.5.27 hatte Ernst von Borsig gefordert, 
daß der Sozialpolitik Grenzen · gesetzt werden müßten. Die 
Krankenversicherung sei Schuld daran, wenn die Zahl der 
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Krankheitsfälle steige, denn sie lähme die Tatkraft des Einzel­
nen. Borsig kritisierte auch die Kassenärzte, weil sie oft gewis­
senlos handeln und die Versicherten unbedenklich für arbeits­
unfähig erklären würden. (Vgl. I. Winter: Die Notverordnungen 
und die kommunistische Gesundheitspolitik in den Jahren von 
1929 bis 1933 in: Arzt und Gesellschaft, Jena 1970 S. 99 f.) 

Als im Januar 1926 der Reichsausschuß für Ärzte und Kran­
kenkassen tagte und über die Krise beriet, in die die Kranken­
kassen durch den steigenden Krankenstand geraten waren, 
war das Ergebnis ein Abkommen zwischen Ärzten und Kassen, 
das der Kasse im Zweifelsfall die Anordnung einer zusätzlichen 
Nachuntersuchung durch den Vertrauensarzt ermöglichte, oh­
ne die Zustimmung des behandelnden Arztes einholen zu müs­
sen. Weiter wurde vereinbart, daß die Kassen regelmäßig der 
ärztlichen Standesorganisation darüber berichteten, welche 
Ärzte Atteste über Arbeitsunfähigkeit ausstellten und in wel­
chem Umfang, damit notfalls gegen diese Ärzte vorgegangen 
werden könne. (Vgl. »Der Kassenarzt• 4/1926, S.1) 
Das äußerst schwierige Verhältnis zwischen Kassen und Ärz­
ten kann hier nicht im einzelnen erläutert werden. Es ist jedoch 
wichtig festzustellen, daß Teile der Ärzteschaft diese Verschär­
fung der Kontrollmaßnahmen mißbilligten und durchaus Boy­
kottwege beschritten. 
Auf den Abbau von Sozialleistungen zielte auf dem 32. Kran­
kenkassentag in Breslau 1928 die Forderung, Krankengeldzah­
lung nur bei objektiv nachweisbarer Arbeitsunfähigkeit zu zah­
len, die zusätzlich durch einen Vertrauensarzt zu bestätigen 
war. Regreßpflicht drohte dem Kassenarzt, der »fahrlässig• Ar­
beitsunfähigkeit bescheinigen würde. (Vgl. Rote Fahne vom 
7.8.1928) 

Während der Weltwirtschaftskrise wurde die Jagd auf Kranke 
brutal verschärft. Im Rahmen der Brüningschen Notverordnung 
vom 26.7.30 wurden im Absatz 48 die Aufgaben der 
Vertrauensärzte festgelegt. Dazu schrieb der Arzt Ernst Cohn in 
»Proletarische Sozialpolitik•, 1930; S.336 ff.: 
»Bestrebung der Regierung und der Krankenkassenbürokratie 
ist es, die infolge der Durchführung der kapitalistischen Ratio­
nalisierung und der allgemeinen Verschlechterung der Lebens­
bedingungen stark vermehrte Krankheitshäufigkeit und verlän­
gerte Krankheitsdauer auf ein Mindestmaß herunterzudrücken. 
Aus diesem Grunde Einführung der Gebühr für den Kranken­
schein, der Beitrag für die Arzneimittel, die Verlängerung der 
Karenzfrist, vor allen Dingen aber auch die Verschärfung des 
Kontrollapparates der Kassen und ungeheuerliche Machtfülle 
für die »Vertrauensärzte•. Das ist kein Zufall, denn schon in der 
Vergangenheit haben sich diese Vertrauensärzte in der Ren­
tenquetsche und Krankenversorgung als die besten Hüter der 
Kassen bzw. anderer Versicherungsträger gezeigt ... 
über das Verhalten der Vertrauensärzte berichtet Cohn aus 
dem 67. Jahresbericht der gemeinsamen Betriebskrankenkas­
sen für die Maschinenfabriken und Gießereien der Stadt Chem­
nitz für das Jahr 1929: 
»Von den im Berichtsjahr zur Nachuntersuchung bestellten 
5319 Kranken wurden 2501 für arbeitsfähig befunden. Das sind 
47%.« 

Mit Beginn des Nationalsozialismus ist eine Zäsur, aber nur ei­
ne scheinbare, festzustellen. Die Sozialpolitik und damit das 
Sozialversicherungssystem werden vom Regime zum Diszipli­
nierungskorsett der 'Leistungsgemeinschaft' gemacht. Krank­
heit und Arbeitsunfähigkeit sollen ihrer subjektiven Wurzeln be­
raubt werden. Gesundheit wird zur Pflicht. Massive Propagan­
da fordert den freiwilligen Verzicht auf Subjektivität, und da 
dies nicht fruchtet, kündigt das Regime schon ab 1934 eine 
Reihe von Sanktionen an. Roth sagt in einem Thesenpapier: 
»Soziale Subjektivität geriet immer klarer in den Zustand des 
Verbotenen selbst, wurde selbst zum Inhalt des Verbotenen, 
zur Krankheit, um Überleben zu garantieren ... 



Der bereits im Rahmen der Notverordnungen verschärfte Ver­
trauensärztliche Dienst wird 1936 in einer Debatte, die alle 
Ressorts erfaßt, erneut effizienter strukturiert. Ein Blick auf die 
Zahlen des Statistischen Reichsamtes hat dann die Reichsge­
sundheitsführung, die Regimeführung und das Arbeitsministe­
rium auf die Ineffektivität des Vertrauensärztlichen Dienstes 
hingewiesen. Mit einer brutalen begrifflichen Erweiterung der 
Arbeitsfähigkeit zur 'Arbeitseinsatzfähigkeit' wurden »Simulan­
ten•, Sieche, Teilerwerbsunfähige in die Rüstungsproduktion 
gezwangen. Eigens dafür geschaffene 'Arbeitseinsatzärzte' 
fanden stets einen geeigneten Arbeitsplatz für die Betroffenen. 

Tabelle I gibt den sich rapide verschlechternden Gesundheits­
zustand der Bevölkerung wieder. Sie zeigt die jährlichen Krank­
heitstage, bezogen auf 10.000 Versicherte, von 1937 bis 1939: 
1937: männl. 111274 weibl. 110061 
1938: männl. 120955 weibl. 115029 
1939: männl. 135754 weibl. 123221 

Die Zahl der Krankheitstage erhöht sich binnen zweier Jahre 
um über 20 %! Wohlgemerkt, nachdem sich der Vertrauens­
ärztliche Dienst personell und in seiner Kontrollfunktion erwei­
tert hatte. 
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Die durchschnittliche Dauer pro Krankheitsfall (in Tagen) ver­
kürzte sich allerdings. (Vgl. J. Tennstedt: Sozialgeschichte der 
Sozialversicherung, Stuttgart 1976, S.475). Tabelle II macht 
dies deutlich: 
1937: männl. 26,4 weibl. 29,1 
1938: männl. 25,3 weibl. 28,0 
1939: männl. 24,5 weibl. 26,6 

Die versicherte Bevölkerung erkrankte also öfter bei kürzerer 
Dauer pro Krankheit. 

Diese Tendenz wurde von verschiedenen Stellen seismogra­
phiert. Die Reichstreuhänder der Arbeit registrierten in ihren 
'Sozialberichten' zunehmend eine Neigung der Arbeiter zu »Un­
berechtigtem Krankfeiern• (T.W. Mason, Arbeiterklasse und 
Volksgemeinschaft, Opladen 1975, passim). über »Gefällig­
keitsatteste• der Ärzte wird immer wieder Beschwerde geführt 
(ebd.) . Die Konsequenz war für die Reichstreuhänder in ihrem 
Sozialbericht (3. Vierteljahr 1938): 
»Eine aufklärende Anweisung an die Ärzte über die Notwendig­
keiten, die sich aus der gegenwärtigen Arbeitseinsatzlage er­
geben, durch die Reichsärztekammer dürfte erwägenswert 
sein.« (Mason, ebd., Dok. 147) 
Der stellvertretende Reichsärzteführer Barteis reagierte 
prompt. Im Dezember 1938 ordnete er an: »Die Ausstellung pri­
vatärztlicher Zeugnisse über Arbeitsunfähigkeit bzw. Arbeitsfä­
higkeit oder Arbeitsbeschränktheit Arbeitssuchender ist unzu­
lässig und hat zu unterbleiben!• 
Diese Beurteilung war inzwischen Sache von Arbeitseinsatz­
ärzten geworden, die bei allen Landesarbeitsämtern eingesetzt 
wurden. Bedingt durch die mangelhafte Ernährungslage, durch 
Tagesarbeitszeiten von 12 Stunden und mehr und durch relativ 
niedrige Reallöhne suchten Männer wie Frauen Arbeitspausen 
durch Krankheit zu erreichen. Die Klagen der Reichstreuhänder 
der Arbeit nahmen zu: »ln einer Verkaufsstelle in Münster i.W. 
haben z.B. an einem Sonnabend von etwa 60 weiblichen Ge­
folgschaftsmitgliedern 20 gefehlt, die sämtlich ein Attest über 
'nervöse Überreizung' beigebracht haben.• 
Der Auszug aus den sozialpolitischen Berichten der Reichs­
treuhänder für das 1. Vierteljahr 1939 dokumentiert sehr an­
schaulich, in welcher Breite Krankfeiern zum Instrument indivi­
duellen Widerstands wurde (vgl. Dok. Nr.21 im Anhang). 
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Der menschenlebenverachtende Grundkonsens des National­
sozialismus, wie er im Expansionskrieg,inSterilisierungs- und 
Euthanasieprogrammen zum Ausdruck kommt, verlagert sich 
im Krieg zunehmend auf die Gesundheitspolitik als Trägerin 
des 'Ausmei'Z-Konzepts. Vernichtung, Ausführung und Andro­
hung von Leibesstrafen setzen eine innige Ehe von Regime 
und Teilen der Ärzteschaft voraus. 
Der Versuch, soziale Subjektivität auf diese Weise einzukreisen 
und womöglich auszulöschen, Kopf und Körper allein in der 
Funktion von Arbeitskraft erstarren zu lassen, bringt bei den da­
von betroffenen Schichten ein politisiertes Verhältnis von 
Krankheit/Gesuhdheit hervor. Wer bei diesen Umständen nicht 
krank wird, ist krank. 
Obwohl Widerstand gegen die Belastungen des Krieges über­
wiegend auf einer individuellen, informellen Ebene abläuft -
deportierte ausländische Arbeiter und Arbeiterinnen organisier­
ten einen massenhaften Absentismus - 1 steigt die Zahl der 
Fehlzeiten rapide an. Brutale Verfolgungen von »Bummelan­
ten• ist die Antwort des Regimes. (Vgl. Dok. NR. 2.1-2.4. im 
Anhang) 
Die Entwicklung des Krankenstandes von Ausländern zeigt ge­
rade nach Stalingrad eine enorme Steigerung: »Die Krankheits­
rate für westliche Fremdarbeiter stieg von 1 ,5 oder 2 % auf 9 
oder 10 %, wohingegen die der Ostarbeiter sich von 4 % auf 12 
oder 14 % erhöhte - annähernd doppelt so hoch wie die der 
deutschen Arbeiter« (Z"rt. nach Edward L. Homze, Foreign La­
bor in Nazi Germany, Princeton 1967, S. 253). 

Mit dem Gesetz über die Behandlung Gemeinschaftsfremder 
hatte das Regime ein gefürchtetes Instrument geschaffen, nach 
dem »Bummelanten•, »Arbeitsscheue• usw. der Gestapo über­
stellt wurden. Und das bedeutete Verhöre, Knast, KZ. So ist je­
denfalls teilweise die trotz Mangelernährung, Arbeitshetze und 
Luftkkriegsbedrohung noch relativ niedrige Krankenziffer der 
Deutschen erklärlich. (Vgl. das »Gesetz über die Behandlung 
Gemeischaftsfremder• in: Sicherheitsverwahrung, Autonomie 
Sonderheft 1, S. 53 f.) 
Die Reichsführung der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) t>e­
gnügte sich durchaus nicht nur mit Appellen wie dem Grotes in 
Wien 1940 (vgl. Dok. Nr. 3,3 im Anhang.) Da eine Personaluni­
. on zwischen Reichsärzteführung, KVD und Reichsärztekam­
mer bestand, die zusätzlich noch identisch war mit der gesund­
heitspolitischen Führung der NSDAP, schien eine postwenden­
de Antwort auf die steigenden Krankenstände gewährleistet. 
Offensichtlich funktionierte das Weisungsrecht dieser Instan­
zen jedoch nicht. 

Folglich relativiert der Reichsgesundheitsführer Conti die Grün­
de für die Erhöhung der Krankenstände. Einmal, um dem Vor­
wurf mangelnder Kontrolle der Ärzteschaft zu begegnen, zum 
anderen, um den Druck des Leiters der Deutschen Arbeitsfront 
auszuweichen, der zur Effektivierung der Leistungskontrolle 
sein Betriebsarztmodell immer weiter auszudehnen begann. 
(Vgl. Schreiben Dr. L. Contis vom 31 . 3. 1942 an die Leiter der 
Gauämter für Volksgesundheit der NSDAP, Betrifft: Kranken­
stand, BA Koblenz, R 18/3785; abgedruckt in: Medizin und Na­
tionalsozialismus, Autonomie Sonderheft 2, Juli 1980, S. 17) 
Mit der Erweiterung seines Betriebsarztkonzepts verfolgte 
DAF-Chef Ley mehrere Ziele: Propagandistisch sollte durch 
ärztliche Für- und Vorsorge der Eindruck umfassender betrieb­
licher Betreuung durch die DAF entstehen. Der eigentliche 
Zweck jedoch lag darin, krankheitsbedingte Ausfallzeiten auf 
ein Minimum zu drücken, den Leistungsfanatismus zu fördern 
und den· sog. »Leistungsknick• um das 40. Lebensjahr in ein 
höheres Alter zu verschieben. 



Im Kriege gingen dann auf die Betriebsärzte zuerst kassenärzt­
liche Funktionen, ab 1942 auch vertrauensärztliche über. Das 
bedeutete die Abschaffung der freien Arztwahl. (Vgl. Dok. Nr. 
4.1.-4.2. im Anhang) Die Betriebsärzte wurden vielfach zu bru­
talen Gesundschreibem. Eine Tendenz zeichnete sich ab, die 
1944 ihren Höhepunkt erreichte: Mit der weitgehenden Ab­
schaffung der Krankschreibung wurde zwangsläufig auch 
Krankheit beseitigt. Daß sich Arbeiter und Arbeiterinnen der 
Rüstungsindustrie davon unbeeindruckt zeigten, belegt ein Ge­
heimbericht über die Krankenziffern in Mannheimer Betriebe~~. 
(Vgl. Medizin und Nationalsozialismus, a.a.o., Dok. 9, S. 18) 
Darin fragt der Wehrkreisbeauftragte XII angesichts der Zunah­
me des Krankenstandes: »Sollten in den unter a genannten Be­
trieben (Rüstung) die Gefolgschaftsangehörigen, ohne selbst 
hiervon bewußt zu werden, Beeinflussungen unterliegen, die 
als politisch zu bewerten sind?« 
Der Vertrauensärztliche Dienst war wegen kriegsbedingter per­
sonaler Verringerung längst zu »mobilen Auskämmaktionen« 
übergegangen. Stichprobenartig wurden sämtliche Kranke z.B. 
einer Betriebskrankenkasse vorgeladen und nach einer Unter­
suchung, die kaum mehr als drei Minuten in Anspruch nahm, 
rücksichtslos zur Arbeit geschickt. 

Mit der weiteren Zentralisierung der gesundheitspolitischen 
. Macht in den Händen des »Generalkommissars des Führers für 
das Sanitäts- und Gesundheitswesens«, Karl Brandt, kam es 
zu einer perfiden Allianz zwischen Speer, dessen Gesundheits­
beauftragten Poschmann und dem von Brandt eingesetzten 
Auskämmarzt Gutermuth. Ihre Gesundschreiberei, die noch mit 
2. - RM Kopfgeld pro Kranken belohnt wurde, rief dann sogar 
den Widerstand der Gauleiter hervor. Sie wandten sich an Bor­
mann, der die Klagen nebenbei zur Abrechnung mit dem ihm 
verhaßten Brand verwandte. (Vgl. Dok. 6.3. im Anhang) 
1944 schaltete sich Ley wieder heftiger in die Debatte um die 
Senkung der Krankenstände ein. Er sah seine Chance ange­
sichts des Dauerkompetenzstreits zwischen Brandt und Conti. 
(Vgl. Dok. Nr. 4.4. im Anhang) 
Er forderte die Einführung eines differenzierten Bestrafungssy­
stems u.a. für Kranke, denen er mangelhafte Einstellung zum 
»Leistungssozialismus« unterstellte. Sie gehörten ausgegrenzt, 
ausgemerzt. 
Unter der technokratisch-brutalen Regie Speers, der ärztlichen 
Kriterien der Beurteilung von Arbeitsunfähigkeit offensichtlich 
mißtraute, kam es gegen Kriegsende zur Einführung sog. Ar­
beitseinsatzingenieure, die als Nichtmediziner Programme zur 
Senkung der Krankenstände entwickeln helfen sollten. (Vgl. 
Dokr. Nr. 6. im Anhang) Ihr Zynismus, gerade Ausländern ge­
genüber, kann nicht mehr übertroffen werden. 
Die Interpretation der Krankenstände während des Nationalso­
zialismus läßt sicher nicht den Schluß zu, daß in der Krankheit 
eine breite Waffe gegen das Regime gelegen hätte. Dazu wa­
ren die Einflüsse durch L~ungshetze, Bombenkrieg und 12-
Stunden-Tag allein schon zu krankmachend, um eine Differen­
zierung zuzulassen. Aus den Häufungen ähnlicher Diagnosen, 
der vorzugsweisen Steigerung der Krankenziffern in der Rü­
stungsindustrie und der Tatsache, daß im Krankheitsfalle der 
Arzt nicht aufgesucht wurde, sondern einfach unentschuldigt 
gefehlt, läßt sich jedoch mit Vorsicht herleiten, daß der Absen­
tismus Boykottcharakter annahm. Die sich ständig verschärfen­
de Verfolgung Kranker scheint dies zusätzlich zu belegen. Die 
Tendenz des Regimes, Krankheit mit sozialer Abweichung oder 
Unangepaßtheit gleichzusetzen, kommt auch darin zum Aus­
druck, daß während des Krieges in Deutschland die »soziale 
Therapie" gegen Erkrankungen eingesetzt wurde, die dem 
psychosomatischen Formenkreis zugeordnet werden müssen. 
Soziale Therapie verlagerte den Grund einer Erkrankung in das 
lnividuum, stellt ihn als Folge mangelnder Angepaßtheit hin, 
konstatiert ein Verschulden des Erkrankten. 

Nach dem 2. Weltkrieg wurden die Kontrollinstanzen der Ar­
beitsunfähigkeit allmählich entschärft. Sie blieben im wesentli­
chen als Institutionen jedoch erhalten. Heute können sie sich 
über eine erneute Blüte freuen. 
ln bezug auf die Krankenstände ist die Nachkriegszeit anfangs 
gekennzeichnet von der aus den USA übernommenen Diskus­
sion soziologischer Analysen von Subjektivität der Fehlzeiten. 
»Das Phänomen der Krankmeldung des Arbeitnehmers er­
scheint nicht mehr nur als ein rein medi:linisches oder vorwie­
gend ökonomisches, sondern auch als soziales Problem." 
(Stirn, Paul u.a., Der Aussagewert des Krankenstandes, Köln, 
1963, s. 11) 

Eine Flut von Literatur überschwemmt den Markt. Allen ge­
meinsam ist, daß sie nicht nach Ursachen von Erkrankung fra­
gen, sondern nur noch nach den Einflüssen, die auf Patienten 
und Arzt bei Feststellung der Arbeitsunfähigkeit wirken. Das 
Verhalten beider sowie die Wechselwirkung zwischen ihnen 
begründet die Sozialfunktion des Krankenstandes. Dort lägen 
auch die Ansätze zur Verringerung des Krankenstandes. 
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Seit 1955 registrieren wir wieder ein Ansteigen der Arbeitsunfä­
higen. Das heißt noch vor Einführung des Lohnfortzahlungsge­
setzes. 
Die Unternehmerpresse registriert diese Tatsache. ln »Der Ar­
beitgeber«, 1963, S. 424, S. 619, warnen die Unternehmervor 
einem »Weiteren Ansteigen der Krankenziffem" und tordem ei­
nen »der gesamten Volkswirtschaft zuträglichen Kranken­
stand«. Sie lassen Kellner im Zusammenhang mit den volks­
wirtschaftlichen Kosten von »verschleuderten Milliarden« spre­
chen. Der DGB wendet sich anläßlich der Debatte um das 
Lohnfortzahlungsgesetz 1963 gegen die von der Bundesregie­
rung geforderte »Verschärfung des Vertrauensärztlichen Dien­
stes«, hält jedoch eine »Sinnvolle, gründliche Nachuntersu­
chung durch den Vertrauensarzt für grundsätzlich richtig, 
zweckmäßig und vertretbar«. 
Die Begründung für die Kontrolluntersuchungen klingt abenteu­
erlich: Sie seien nämlich notwendig, weil weder die erkrankten 
Arbeitnehmer noch deren behandelnde Ärzte in corpore die 
Verantwortung für den Krankenstand übernehmen könnten. Als 
ob sie bei dem sich erweiternden Spektrum von Erkrankungen 
überhaupt eine Verantwortung hätten! Zutiefst unmoralisch, wie 
anders soll man es nennen?, erklärt Direktor Jungbluth, Salz­
gitter, den unveränderten Standpunkt der Unternehmer zu psy­
chosozialen oder psychomatischen Erkrankungen (aus: Der 
Aussagewert, op. cit. S. 1 00): »Es kommt hinzu, daß gemäß 
den Auslassungen vieler kompetenter Ärzte heute mehr als die 
Hälfte jener Patienten, die die Wartezimmer der Ärzte füllen, in 
irgendeiner Weise an vorder- oder hintergründigen psychi­
schen Defekten leiden. 
Hier setzen aber bereits die Zweifel ein. Während der entzün­
dete Blinddarm, das durchgebrochene Magengeschwür . .. un­
bestrittene Erscheinungen sind, wird für den gesunden und ro­
busten Menschen der »psychische Defekt« schon irgendwie 
verdächtig, etwa so, wie in der Vergangenheit die Hysterie und 
die zu häufigen Ohnmachten neigende Dame den naturverbun­
denen Menschen zu empörtem Widerspruch herausforderte ... 
ln dieser Atmosphäre wird die Bereitschaft zur Hinfälligkeit und 
zum schwächlichen Kränkeln sicher eher gefördert werden, 
wenn kein materieller Verlust zu befürchten ist. 
Insofern haben sicher unsere alten und neuen Sozialgesetze 
zu einer Schwächung der Bereitschaft beigetragen, mit Aufbie­
tung eigener Energien anfänglichen Symptomen und kleinen 
Leiden entgegenzutreten. Das zeigt sich in besonders zuneh­
mendem Maße bei jüngeren Menschen, also in solchen Alters­
klassen, die biologisch die gesündesten und stärksten sein 
müßten.« 
Das ist blanker Sozialdarwinismus. Die biologistische Schule 
der Nazis blickt aus jedem Wort. 



ln der langen Geschichte unternehmenscher Aktionen zur Sen­
kung des Krankenstandes und zur Diffamierung Kranker (zur 
Unternehmeroffensive in der Krise 1967/68 vgl. Dok. Nr. 7.1.1 
im Anhang) bildet die im Jahre 1980 als Sonderrundschreiben 
verschickte Broschüre über Fehlzeiten und deren Bekämpfung 
nur für die Gewerkschaften einen Pau~enschlag. Nach Lambs­
dorffs Empfehlung, japanische Arbeitsintensität in der BAD um­
zusetzen, haben die Unternehmer- konzer ttierte Aktion!- zu 
einer Jagd auf Kranke aufgerufen. »Gesamtmetall« unterrichtet 
angeschlossene Betriebe darüber, wie Fehlzeiten erfaßt, die 
Ursachen ermittelt und diese beeinflußt werden können. Unter 
allgemeinen Maßnahmen gegen Fehlzeiten heißt es dort: 
»VII. Allgemeine Maßnahmen gegen Fehlzeiten wegen Arbeits­
unfähigkeit: 
1. Auch Betriebe, die bisher nicht verpflichtet sind, einen 
Werksarzt zu beschäftigen, sollten prüfen, ob sie ihre Beleg­
schaft werksärztlich betreuen lassen wollen. 
2. Es empfiehlt sich, mit behandelnden Ärzten Kontakt zu pfle­
gen, und zwar in sachlicher Weise möglichst auf Geschäftslei­
tungsebene. Betriebsbesichtigungen können die ärztlichen 
Vorstellungen objektivieren. (Als aktuelles Beispiel dazu vgl. 
Dok. Nr. 7.3. im Anhang). 
Läßt sich ein Arzt im Einzelfall eine konkrete Pflichtverletzung 
zuschulden kommen, ist eine Beschwerde bei der Ärztekam­
mer oder der kassenärztlichen Vereinigung möglich; in derarti­
gen Fällen sollte der Verband rechtzeitig eingeschaltet werden. 
3. Mit den Krankenversicherungsträgem, insbesondere der 
AOK, aber auch Ersatzkassen sollte laufend Kontakt gehalten 
werden, um den Austausch von Informationen sicherzustellen 
und etwa notwendige Maßnahmen abstimmen zu können ... 
Das sind nun sicher keine neuen Hüte. Allein das Tempo der 
Reaktion der Unternehmer erstaunt (vgl. Dok. Nr. 7.5. im An­
hang),Schwarze Listen von Kassenärzten, deren Urteil zu miß­
trauen sei, sind vor Jahren schon in Pinneberg und in Köln öf­
fentlich geworden (die Kontroverse darüber ist so bekannt, daß 
wir sie hier nicht zu dpkumentieren brauchen), und der Vorsit­
zende der kassenärztlichen Vereinigung Berlin sammelt ohne 
Wissen der betroffenen Ärzte Angaben über deren Verhalten in 
bezug auf Krankschreibungen. Wie intensiv hinter den KulisSen 
um die Krankschreibung gestritten wird, zeigen Ausschnitte aus 
den Rundschreiben der Hamburger Kassenärztlichen Vereini­
gung (vgl. Dok. Nr. 7.2. im Anhang). 
Ein besonderes Anliegen ist es »Gesamtmetallcc, die Unterneh­
mer und ihre Personalstellen darauf hinzuweisen, daß sie häu­
figer von der Anzweiflung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun-
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gen Gebrauch machen sollten, denn: »Eine ordnungsmäßig 
ausgestellte ärztliche Bescheinigung hat einen hohen Beweis­
wert, sie begründet aber keine gesetzliche Vermutung für die 
behauptete Erkrankung«. (Ebd.) Deshalb werden die Unterneh­
mer mit einer Sammlung von Gerichtsurteilen ausgerüstet, di~ 
ihre Prozeßfreudigkeit erhöhen soll. 
Das praktische Vorgehen, das die Broschüre empfiehlt (vgl. 
Dok. Nr. 7.5. im Anhang), erinnert die IG Metall in ihrer Ein­
schätzung an eine deutliche Anlehnung ans Strafgesetzbuch; 
die Sprache des Sonderrundschreibens sei die des Verfas­
sungsschutzes. Ob die von der IG Metall vorgeschlagenen Ab­
wehrmaßnahmen, nä/ mlich anzuprangern und aufzudecken, 
die adäquate Antwort auf diese »Jagd auf Kranke« darstellen, 
muß bezweifelt werden. Die eigene Verstrickung in juristische 
Klärungen wird die Arbeitsgerichte überlasten und den betref­
fenden Kollegen, wenn sie nicht schon im »Sozialgespräch« 
weichgeklopft wurden und ihre eigene Kündigung wegen häufi­
ger Erkrankungen unterschreiben, das Gesicht der Klassenju­
stiz vor Augen führen. Zum Abschluß der Dokumentation brin­
gen wir noch eine Reihe von Schreiben, die die zynische Stra­
tegie der Unternehmer veranschaulicht. (Vgl. Dok. Nr. 7.6. im 
Anhang) 

Im Kern dieses Angriffs, dieses Klassenkampfes von oben, 
steht die Ausgrenzung der »Nichtverwertbaren«, der Ver­
brauchten. Im Zeichen der Krise werden planmäßig Soziallei­
stungen demontiert. So wie überhaupt im Gesunheitswesen die 
Daumenschrauben der Kostensenkung probiert werden, wird 
die »arbeitsrechtliche« Erkrankung fortschreitend zu diffamie­
ren, zu kriminalisieren gesucht. Das ohnehin schon erheblich 
belastete Arzt-Patienten-Verhältnis kann keine Verschärfun­
gen ärztlicher Kontrolle mehr aushalten. Gerade deshalb ist ein 
parteilicher Schutz des Restes an Beziehung erforderlich. An 
dieser Stelle kann man nicht versäumen, auf alle die Arbeiter 
hinzuweisen, die trotz Erkrankung und aus Verlustangst weiter­
arbeiten; sie tauchen in keiner Statistik auf außer in der der 
Frührentner, der Krankenhauspatienten, in den psychiatrischen 
Landeskrankenhäusern und Sterbeziffem. Auch die durch die 
an Krankheit interessierten Instanzen forcierte Computerisie­
rung, die zu einem lückenlosen Bild der Belastbarkeit führen 
soll und die im Vorfeld der Erkrankung »Anbrüchigen .. aus­
scheidet, stellt in letzter Konsequenz die Aufhebung der freien 
Arztwahl dar. Denn Ärzte werden nur noch benötigt, um die 
Computerdaten zu verknüpfen und gegebenenfalls auszugren­
zen. 

Dokumente 

(Vorbemerkung der Redaktion: Wir bitten diejenigen Leserinnen und 
Leser, die sich einen genauen dokumentarischen Oberblick verschaf­
fen möchten, auch die in »Medizin und Nationalsozialismus«, Autono­
mie Sonderheft Nr. 2, Juli 1980, auf den S. 9 ff. abgedruckten Doku­
mente aus der NS-Zeit heranzuziehen. Auf sie wird im obigen Text und 
in der folgenden Dokumentenbeschreibung hingewiesen. Wir haben 
aus diesem Sonderheft nur solche Dokumente noch einmal nachge­
druckt, deren Lesbarkeit allzusehr zu wünschen übrig lieB). 



Dok. Nr. 1: Schon vor der NS-Machtübemahme werden •Wohl­
fahrtserwerblose• brutal auf den Arbeitsmarkt zurückgetrieben 
Interne Richtlinien der Sozialbehörden Hannovers vom 13.1 .1933: 
1.1. »Vertrauensärztliche Untersuchungen auf Erwerbsfähigkeit und 
Arbeitseignung .. 
1.2. »Bescheinigung über Arbeitsunfähigkeit von Wohlfahrtserwerbs­
losen« 
Quelle: Bundesarchiv Koblenz (im folgenden: BA), R36/1137 
Dok. Nr. 2: Der Kampf gegen •Bummelanten« und •Gemein­
schaftsunfähige• als Indiz für die zunehmende Breite des Krank­
felems in der NS-Zelt 
2.1. Aus den sozialpolitischen Berichten der» Reichstreuhänder der Ar­
beit« für das 1. Vierteljahr 1939, zit. nach T.W. Mason, Arbeiterklasse 
und Volksgemeinschaft, Opladen 1975, Dok. Nr. 156, S. 952 
2.2,Fiuktuation und Bummeln als Hauptproblem der 21 . Besprechung 
der ,.z-entralen Planung« vom 30. Oktober 1942 
Quelle: Nürnberger Ook. 124- R, zit. nach: Der Prozess gegen die 
Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof 
Nümberg (im folgenden abgekürzt: IMG), Bd. XXXVIII, S. 337 f. 
2.3.0ie Verschärfung des Problems bis 1944 und erste Versuche der 
massenstatistischen Erfasssung von »Bummelanten ... Aus der 53. Be­
sprechung der ,.zentralen Planung betreffend Arbeitseinsatz« vom 16. 
Februar 1944 
Quelle: Nürnberger Dok. 124- R, zit. nach ebenda, S. 347 
Dok. Nr. 3: Instrumente zur Kontrolle des Krankfelems (1): Die 
Kassenärzte 
3.1. Ein Arzt fordert, gegen »Bummelanten« und »humane Ärzte« 
gleichzeitig vorzugehen. 
Heinrich Kluge, Die Auswahl zur Nachuntersuchung, in: Deutsches 
Ärzteblatt, 67. Jg. 1937, S. 136 f. 
3.2. Die Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands fordert nach dem 
Überfall der Nazi-Wehrmacht auf Polen schärfere Maßstäbe zur Beur­
teilung der Arbeitsunfähigkeit. 
Dr. Grote: Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit, in: ebenda, 69. Jg., Nr. 
37, V. 9. Sept. 1939, S.575 
3.3. Der Chef der Kassenärztlichen Vereinigung proklamiert im Februar 
1940: »Keine Zeit zum Krankfeiern!« 
Dr. Grote: Keine Zeit zum Krankfeiern!, in: Ärzteblatt für Bertin, Mark 
Brandenburg und Pommern, 45. Jg. 1940, Nr. 5, S. 69 f. 
3.4.Der zunehmende Krankenstand führt inzwischen 1940 und 1942 zu 
Auseinandersetzungen innerhalb der gesundheitspolitischen Macht­
zentren des Regimes, wie er am effektivsten wieder einzudämmen sei. 
Das ist der Beginn der Entmachtung der Kassenärzte durch Revier­
und Betriebsärzte. 
- Rundschreiben der KVD Nr. 16/40, vom 26. Juni 1940, an ihre Lan­
des- und Bezirksstellen 
- Schreiben der KVD vom 13.4.42 an das Ministerium Speer, Betr.: 
Ärztliche Betreuung der Belegschaft 
Quelle: BA, R 36/1288 
Vgl. dazu auch: Medizin und Nationalsozialismus, Autonomie Sonder­
heft Nr. 2, Dok. 2 ff., S. 10 ff. 
Dok. Nr. 4: Instrumente zur Kontrolle des Krankfelems (2): Deut­
sche Arbeitsfront und Betriebsärzte 
4.1. Oie gesundheitspolitischen Machtzentren des NS-Regimes seg­
nen die Kooperation zwischen Vertrauens- und Betriebsärzten zur Be­
kämpfung des Krankfeiems ab: 
·Erlaß des Reichsarbeitsministers, betr.: Vertrauensärzte und Betriebs­
ärzte, vom 17. Oktober 1941, in: Deutsches Ärzteblatt, 72. Jg. 1942, 
Nr.4, S.53 
4.2. Die Betriebsärzte avancieren bis 1942 zu behandelnden Kassen­
ärzten und Vertrauensärzten in Personalunion: Undatiertes Schreiben 
des Leiters des »Hauptamts für Volksgesundheit .. der NSDAP aus dem 
Jahr 1942 
Quelle: BA, R 18/3785 
Vgl. auch Medizin und Nationalsozialismus, a.a.O., Dok. Nr. 6-9, S.15 
ff. 
4.3. Eine »Arbeitszeitkartei• der DAF zur sozialtechnischen Erfassung 
der Krankenstände: 
Ein Weg zur Minderung des Fehlstandes im Betrieb, in: Oie Deutsche 
Sozialpolitik, Jg. 1944, S. 41 f. 
4.4.1m Interesse des •Leistungssozialismus• beseitigt die DAF die freie 
Arztwahl: 
Anordnung Nr. 25/44 des Reichsleiters der Deutschen Arbeitsfront, 
vom 8.8.1944 
Quelle: National Archives Washington (im folgenden: NAW), T-73, Roll 
13 (Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion/330) 
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Dok. Nr: 5: Instrumente zur Kontrolle des Krankfelems (3): Unter­
nehmer, Speer-Ministerium und der •Generalkommissar für das 
Sanitäts- und Gesundheitswesen« verschärfen die Kampagnen 
gegen das Krankfeiern 
5.1. Die Unternehmensleitungen schalten sich in die Krankmeldung 
ein: 
Meldung arbeitsunfähig Erkrankter durch Betriebsführer, in: Deutsches 
Ärzteblatt, 70. Jg. 1940, Nr. 40, v. 8. Oktober 1940, S. 417 
5.2. Die gesundheitspolitischen Spitzen des Regimes führen im Febru­
ar 1943 erstmals unter der Leitung von Dr. Gutermuth den »mobilen 
Vertrauensärztlichen Dienst• zur Überprüfung betrieblicher Kranken­
stände ein: 
Vollmachtserklärung des Reichsarbeitsministeriums und des »Reichs­
gesundheitsführers« für Dr. Gutermuth vom 10.2.1943 
Quelle: BA, R 43 111719. · 
Vergl. auch: Medizin und Nationalsozialismus, a.a.O., Dok. Nr. 10, S. 
19 
5.3. Der Leiter der NSOAP-Parteizirkel, Bormann, moniert die Prakti­
ken bei den Kontrolluntersuchungen krankgemeldeter Beschäftigter in 
der Rüstungsindustrie: 
Schreiben Bormanns an den Chef der Reichskanzlei, Lammers, vom 
19.2.1944 
Quelle: BA, R 43 11n19 
5.4. Der Chef der ZivilverwaltuAg im Elsaß beschwert sich über Guter­
muth's rabiate Vorgehensweise: 
Schreiben des Chefs der Zivilverwaltung im Elsaß vom 3. März 1944 an 
die NSOAP-Parteikanzlei in München, Betr.: Kontrolluntersuchung des 
Beauftragten des Dr. Gutermuth in Straßburg. 
Quelle: BA, R 43 11n19 
5.5.Zuletzt schaltet sich auch der »Generalbeauftragte für den Arbeits­
einsatz•, Sauckel, in die Jagd auf Kranke ein: Zweite Anordung des 
Generalbeauftragten für den Arbeitseinsatz zur Sicherung der Ordnung 
in den Betrieben, vom 23. September 1944 
Quelle: NAW, T-73, Roll13 (Reichsministerium für Rüstung und Krieg­
sproduktion/330), Abschrift 
Dok. Nr. 6: Der •Arbeltselnsatz-lngenleuroc als letzter Trumpf des 
Speer-Ministeriums bei der Bekämpfung des Krankfeiems 
6.1. K. Hempel (Bearb.): Der Arbeitseinsatz-lngenieur, Loseblatt­
sammlung, Leipzig März 1944 ff.: Titel, Inhaltsverzeichnis 
6.2. Dokumente des Zynismus. Beispiele aus Teil II und 111 der Lase­
blattsammlung zur Bekämpfung des Absentismus: 
- Teil II, S. 18 f.: Maßnahmen zur Senkung des Krankenstandes -
Praktische Maßnahmen aus den Bezirken, die Erfolg hatten 
- Teillll, S. 30 f.: Krankmeldungen - Ausländergesetz: Überwachung 
- Die richtige Kur 
- Teil 111, S. 39 f.: Kampf dem Fehlstand 
- Teillll, S. 43 f.: Maßnahmen zur Senkung des Krankenstandes 
Dok. Nr. 7.: Die Bekämpfung des Krankfelems in der BRD-Zelt 
7 .1. ln der Krise 1966/67 setzen die Unternehmer ihre Betriebskran­
kenkassen ein: 
Vorstand der IG Metall (Hrsg.): Weißbuch zur Untemehmermoral, 
Frankfurt/M. o.J., S. 75-80 
7.2. Eine regionale Kassenärztliche Vereinigung von 1978 und 1979 
zum Problem der Krankschreibung: 
- Rundschreiben der Kassenärztlichen Vereinigung Hamburg, Nr. 18/ 
1978, vom 26.7.1978: Nachträgliche Bescheinigung der Arbeitsunfä­
higkeit 
- ebenda, Nr. 23/1979, vom 31.5.1979: Arbeitsunfähigkeitstage in 
Harnburg 
- ebenda, Nr. 26/1979, vom 30.8.1979: Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gungen · 
7.3. Aus dem neuasten Strategiepapier von »Gesamtmetall« zur Koor­
dinierung der Unternehmeraktivitäten gegen den Krankenstand 
7.4 Brief einer Verwaltungsstelle der IG Metall an ihre Bezirksleitung 
vom 16. September 1980, Betr.: Jagd auf Kranke bzw. Kündigungen 
von leistungsschwachen Arbeitnehmern 
7.5. Dem Vorschlag der Unternehmerverbände folgend, lädt eine Firma 
einen niedergelassenen Arzt zur »Betriebsbesichtigung« ein: Schrei­
ben des Melitta-Konzems Westbertin, v. 14.11.1980 
7.6. Beispiele für den verschärften Unternehmerterror gegen Arbeits­
unfähige in Baden-Württemberg 
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4ruou -bea, ••1- Jwoak 41o 11nternahUDC haben 
aall, •• der 'l'ohlt.utoeapflin«er beh111ptet oder be­
'riOit 11114 naoh wlohor 11alrtUDC du Intor .. ao doa 'l'ohl­
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1haon •••dooh'• J'tliollt- oder fllnorsoarbeit (.,..,._ 
lleioho die ,...,. der Bao.ptatollo tUr .&r'boihfUrao,.. 
PP- Uboraioht). :Die ~ahlunc der 'l'ohltlolll't ... 
=toratll'"""' kann daTOil •bb.IDcis paaaht wr4oa, tal 
der 'l'ohlt.ut-ptllapr Mine .&rboitakratt oinann , 
- 111a tu 'l'ohltllhrtaan .&rboitasolo,onheit bietet 
aa4 - 1lla 41o •boit llooh wiaaa poro0al1abea Tu­
h.IIJ.tnioaoa (~tor,haom4haiteouotm4,llaruta ... b114Uill, 
hlluaUoho Torhllltni••l SDpao.ht -r4on k...,, 

:Don &lall sur lhtorouahiJIIC 1111' •iatona 41a ,._ 
hlllptUill daa 'l'ohlfohrtMilptllapra, 4&8 ow 41• 'boa~a 
.&r'boit nioht Torriahten k-. ~· Jloro1a datUr wUC 
II&Ohaal ein prlTatllroUiohoa Zo...,U. ftqo1oct. 11er 

'l'ahlfünaeaptäapr Yarao.oht, lllf dea -P tlber die 
lrotUaha VlltoraueiiUill ,... dar .&rlloi' botreit oll wor401lo 

Ia - aber - ftr, da8 daa 'l'ohltahr'""•t w1bat 
Uo 11DtorauohUDC Taralallt, • tUr oina loats-a 111-
loi' oiaro pfor4or'o Johl .,.... Mbeitom nollaa oa -
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III. 

Die beret ts ber ichteten ErmUdungserschetnungen in Uber '· das · 

normalP. Ma ß bescll.ättigten Betrieben haben angehalten. Die ttf\1 ... 
etntilllrung von Nachts chichten st~St aur SohW1er1gk·etten.-·~AUe!h 

die Leistung von th:>erstunden wird des Htteren mit ' det- -'· elcrUtt~o. 

dung der UbermUdung abgelehnt. In Metallbetrieb<tn gibt : eil" Spjt~ 

z1aldreher, die seit Uber 2 Jahren 12 Stunden 'tlglich; trt*t·.ii 

ten21 • Dies e Männer erkUlren, daß sie . beim beeten W'ilieit d.tei.• 
Arbeitszeit auf die Dauer nicht aushalten ktSnnen. :·: .. ~~~-:,,. ;:;('i:­

Anc1rer3e1 t li halten die Klagen Uber häufige· unberechtigt~ ~ 
- mel4ungen an, vor allem 1m Baugewerbe und in der · chelt1ieihe1\ '"-\, 

Industrie. Uber die "Gefälligkette-Atteete" der Ärtte ' Wti"4"i• 

mer wieder Beschwerde gef'Uhrt . In Fulda sah s teh der lP'Ubriel' < 

der dortige n Ärzteschaft veranlaßt, den Ärzten strenge:W< An~·· 

' weisung hine- ichtlieh der Ausstellung von Attesten zU geben •. :~: 
Die Be tri~bs fUhrer in diesem Bezirk leh.""l.en bereits privttln.t· 
liehe Ze~isse r1md.weg ab, da :sie ertahrungsgem18 a.ur W'Un1oh 

in J'=der Form auEgestellt worden sind. unzl.hlige Arbeitatap"·.· · 

aind durch leichtfertiges Krankschreiben der deutschen Virt­

schaft verloren gegangen. Bei Kontrollen mußte vielfach .. reet .. 

gestellt werden, dl\ß die 11 Kranken" "Zu Hause Holz hackten, ihre 

Wohnung t apez ierten, Wände strichen und. in Wirtshäusern aalo-h 

oder i n ~ 1nem Falle bei der Reichsbahn mit dem Abladen ·Von. lfa .. 
ren beschäft igt waren. 

~ Klagen Ube:> Lockerung der Arbe! temoral werden noch i!Nfter 

vorgebracht. Auf dem im Bau begriffenen FlugplatZ Gardelegen 

20 ' 'J'! " ,,k. /J.9. 
21 1.! (.~"tr h~u~· ~ir.e to!cfle Arlot;nt rit nidn ~trduldct wnckn dürfm. 

~UMI:Nl ll4·R 
Alm7.Um: AUS NIF:DF.RSCHRIFTEN VON SITZUNGEN DES AUS· 
8CIUJSSES FUR ZENTRALE PJ..ANUMG DER KRIEGSWIRTSCHAFT 
IIHTIR TEII..NAHME VON SAUCKEL. SPEER, MILCH UND ANDEREN 
AUS llf:N JAHREN 1842 BIS 111«. AUSZUGE AUS PROTOKOu..F.N 
VON DRt:r BESPRECHUNGEN BEl HITLER IM AUGUST UND 
Sl.PTF.MßER IH2 UND IM APRIL 11144: Pl.JlNE UND MASSNAHMEN 
1.Ull ERF ... SSUNG ALLER FUR DAS RUSTUNOSPROORAMM 
Bt:NCT!Gn:N ARBF.ITSKRAFTE. UND ZWAR SOWOHL IM INLAND 
ALS AUCH IN WESTEUROPA. POLEN UNO RUSSI...AND; SAMTUCHE 
lWANGS1'11TTEL SIND ANZUWENDF.N; AUCH . KRIEGSGEFANGENE 
$11(1) F.INZUSETZF.N; EINZF.LBERICHTE OBER BISHERIG& ZU 
DltsEM ZWECK UNTF.RNOMMF:NE SCHRITl'E UND OBER Dlf 
LAGf. IN VERSCHIEDENEN GEBIETEN (8EWE1SST0CK& U&-l'lt 
aF-JIIJ 

f;, ••••• ~ 
••••••• lelclluullel 

Slenographildler Bericht 

der ' 
21. Beapreebu na 

der •• 

Zentralen Phnuna 

betreffend Ar b eH ae I n u ta 

am 30. Oktober ·1142 nachmlttaa• 
lna Relchlminilttrlum für Bewaffnuna und Munition, 

8 er II n , Par!Mr Plata 3 

Sau c: k e 1: Müßte ea nicht rn6&Uch ~in, die un~tc:heure 
Fluktuation elnzudlimmen, wenn steh die Betriebe noch mehr 
anstr4:ngen und die Betriebsführer noch mehr hinter ihren Leuten 
her sind? Die Fluktuation ist ja anormal. 

S p e er: Die Bummelantenfraae Ist auch ein Punkt, den wir 
behandeln müswn. Ley hat feateeatellt, daß dort, wo Betriebiärzte 
JJind · und die Leute von den Betriebsärzten untersucht werden, 
sofort der Krankenstand auf ein Viertel bia ein Fünftel &inkt. 
SS und Polizei könnten hier ruhte hart zufalien und die Leute, 

dit• it!s BuuurJL'!ankn Lck<:.unt sind, in 1\Z·· Det.ricbe öh'ckr.n. Andcra 
~· · ht ,,~ nicht. Das braucht nur ein paarmal zu puaieren, du lpricht 
:ith hl'rum. 

67 

' 
hAt d~r Sohaoht~mcl:;l.er den o~rulgeohattsmltglindPI'n tl l'ki.:it' t. , 

llie brauchten eich be1 der Arbeit auch während seiner Anwenan­

heit nicht besondere anzustrengen. Daraufhin blieben Gefolg­

tchaftsmitglieder tagelang vom Arbeitsplatz zur Erledigung 
persönlicher Angelegenheiten fern. ohne daS ein Lohnabzug er­

tolste. Ein Obergreifen auf benachbarte Betriebe konnte nicht 

nrhindert werden . Auch Uber Bummelschichten 1m Bergbau wird 

iJöch immer bet-tchtet. Zahlreiche : OetoJ.&echattam1 tglieder sind 
u ., . Weihna.chtet'eiertage nicht "zur .. Arbeit gekonwnen, nachdem 
aie öen Lohn . !'Ur den . 2. Weihnachteteiertag erhalten hatten. 

Dte Betriebe wurden zur Aufnahme einer Bestimmung in die Be­

\rtebao·r<lnung veranlaBt, wonach tur unentschuldigtes Fernblet-
. ben e1n Schichtlohn als Buße abzutühren ist . Wo Sond.erbestim­

llllnSen bereit& bestehen. scheuen sich allerdings die Betriebs­

tl.lbrer hllufig[,] die BuBe zu verhiJ.n&en[.] um die Gefolgschaft 

nicht zu verlrgern22 . Gerade auch weibliehe Gefolgschaftsmit- ' 

tl1eder neigen zu unregelmäßigem Erscheinen bei der Arbeit. In 

der Fisch· wtd Stlßwarenind.ustrie 1m Wirtschaftsgebiet Nordmark 

.1·.· t~hl~n die Arbeiterinnen 1 - 2 Tage in der Woohe. Einzelne Be­

triebe sind. bereits dazu Ubergega.ngen, ihre Arb~1ter1nnen nur 
~ohiehtweise je 3 Tage in der Woche zu beschlftigen, damit sie 

cenUgend Zett rur häusliche Arbeit erhalten. 

Von Pillen otf~ner Widersetzlichkeit berichtet Hessen. Dort 
h..t in t!inem Be.triebe ein Arbeiter ' durch widerspenstiges Ver­

halten seine fristlose Entlassung durchgesetzt. Um ebenfalls 

e1"ne Entlassung zu erzwingen, schlug daraufhin ein IUlderer Ar-

: be1ter setneo Kameraden mit einem Brett nieder und verletzte 

ibri .. ao_tiwe~~ - Ein ehrengerichtlichea'·verfahren 1st eingeleitet . 

Bei derselben Firma haben kurz hintereinander 3 Sabotageakte 
lst&ttgetunden, indem in die Zylinder reparierter Lokomotiven 

Schrauben hineingeworfen wurden . Vorstellungen wurden mit der 

Aufforderung beantwortet. die Ltlhne zu erhöhen. Auch Mittel­
elbe berichtet von Betriebs.sabotage, tätlicher Beleidigung 

·uew. Einige Rädelsführer wurden in Schutzhaft~ genommen. Nach 

Mitteilung des Reichstreubinders NOrdmark wurden in ähnlichen 

Pllllen Gefängnisstrafen bis zu 2 Monaten verhängt. 

Geheim! 

Stenographlache Nledenchrift 
der 

53. Beaprec:huna 
der 

Zentralen Planung 

betreffend A r b e I t s e 1 n 1 a t r. 
am 16. Februar 1!144, 10 Uhr 

Im Relchsluftfahrtminllterlum 

'M 11 c h : Man müßte. die · Liste der Bummelanten Uimmler zu 
treuen Hinden eeben, der ale ICbon zur Arbeit bringen wird. Das ist 
volklerzleherlsch lehr wlchUI Wld hat auch eine abiichreckende 
Wirkuna für andere, die auda bu111111eln möchten. 

Be r k : Auch der Punkt wird durdl dleo Statiltik schon klar· 
gelteilt werden, die Obrtcena bereiti in Kraft Ist und mit dem 
Zentralausschuß und dem dafür auatlndiaen Amt abgeatimmt ist. 

K eh r 1 : Diese Verbeuerune .. der Unterlaaen besd!rlinkt sich 
aber nur auf die Abginge. Man inüßte aucta bei den Zuweisungen 
eine entsprechende Methode wlhlen. Ich könnte mir vorstellen, daß 
man talalchlich au Zahlen und Belrlll'en kommt, wo alle in der 
11111chen Sprame sprechen. 

M II c h : Es llt wlchtil, daß man diese klaren DeRriffe scharrt, 
nicht nur für una, 10ndem auch für . die Uerre\ oben. Ich möchte die 
Fluktuation, die zum TeU natumotwendll tat, aum Teil ein Ucbel 
dantellt, ·an der Wurzel ausrotten. Dal können wir aber erst, wenn 
wir ganz klare Verhlltnlaae und Zahlen haben. Deshalb meine Bitte, 
das Bummelantenturn a\lch mit zu berQcklidatigen, wie man das bel 
Krankheit uaw. tut. Gaulelter Sauekel l1t mit Recht stolz darauf, 
daß ~~ein Gau Thürlng~n einen ~hr niedrigen Krankenstand hal 
Sauekel hat schon Im Frieden darauf hineearbeitet und die Bevölke-­
rung dort entsprechend erzogen. ln anderen Gauen ist die-se Frage 
nicht 10 beachtet worden. Es müGte da untenchieden werden nach 
Deutschen und Ausllndem, nach Mlnnem und Frauen. Auch müßte 
man den GrQnden für den höheren Krankenstand nachgehen. Viel­
leicht IJ)Ielt die Emihrungsfrage ln ungUnJtigem Sinne mit. ln 
anderen GegP.nden sind die Aerzte vielleicht zu weich. Sie mussen 
eine entsprechende .Anwelauna . bekommen. 



3.2. 

~r. -' ~rrlln. 

6 1. Jollrgang 30. 3anuar t937 

:mi tteilun!l~lllotf ber :Reicfltilt1fdommer unb btr Roffenilraflicflen l3minigung tleuf!cf)tonbf 

'll•iloaen: .,9leues ~olk" ;alötter ~es '.Raifenpolltifdjen '!lmtu ~er 916$l'll'l3 (lnonallidJ lmai), 
"$ler <frbar~t" (monallidj 1 mal) 

man braud)t aber aud} wlrklld! kein ausgtklügtllts jtati)ll· 
ld!ts IT•i. um ble faultn :Jifd)• btr So)ialotr[id)orung 3U 
fangen. Dlt Sad)t wirb oiti elnfad)tr, wtnn man Iid! auf blt 
Sud}t nad! btn ergltblglltn :Jifd!grünbtn btglbt. aues gtbl 
btn Weg bu geringflen Wibetflanbes. Die faulen :Jifd)e aud). 
Unb bie Rid)tung bes gtrlnglttn Wlber[tanbu 3<'igt bti ibnen 
auf ble RrJtt, bit oon l~nen ble .l)umanen" genannt werben. 
Jtber mtn[d), bt[onbers ber ar)t, ron ro ~uman wie möglld) 
fein . aber nid)t auf fumbt Koften, lllllfl nid!t ber Krankfn· 
kaflt. Jtbt ljumanität ift falfd!, bit nid)t mit btr Gierfd!tig· 
ktit in C!inklano JU bringen ilt. Sit wirb etfl rfd!t falld) unb 
bas Giegtnteil uon .~uman•, lDtftn ble Bemeggrünbe ftlbllild! 
linb. man unterfulf!t ble j)atitnttn nur ber .~umanen !tt)le". 
.Jtbt Kallt unb jebt Be)irksfltße ktnnt II• aud! o~nt umltänb­
(ilf!t unb Jtitraubenbt ltatiltild!t · Dom()tbungtn. Dit KDD 
wünfd!t bie Korrektur falfd) otrltanbentt unb blt rüdlltd)ls· 
lol• Btleitigung lelbltild)tr unb ba~tt böswilliger .ljumani· 
tät". Dit Kalle wün[d)t blt trfolgrtldJt Belebrung ber mit· 
glitber mit fd)abl)aflem Dtrantwortungsgtfü~l. 

(fs ~anbtit Iid) a!fo um burd!aus gleld)gttid)ttte Jnter· 
ell•n bei Kalltn unb RrJitld)aft. Sit oerbürgon am bellen ben 
'frfolg ointt oerltänbnisooRen Gitmeinld)aftsarbeit. 

Dtr § 23 bes multets einu Kalltnär;llid!en Gitlamt· 
oertrages gibt jtbtr Kalle bas Redjt, bie Beldjeinigung b f s 

«"'"""·'tos burd) einen Dcrtrauensar;t beltätigen JU lallen, 
w~nn Oi' 3a~l bot arbeitsuafäbigen bei einer Kalle bea burd)· 
;.l' !li:t!i dlrn Beltanb um 10 o.lj. übtrldjreiltt. Wirb in einem 
·,,;.1,.. 11 :Jolle eine Kalle ble Btld)einigungen aller Kallen· 
... . ,,. :•dtiitigen lnflen obor nur Jold)er, boten Beftanb an 
:i~;l,.· r l•sunfö~ig•n ben Durd)Jd)nitt un)uliillig übttld)reiw 7 
J ct> ~,· nk,, bns le~tere . (fs ~ei~t aud) in ber Beltimmung nid)t 
•' ,. r ({ ,,fi,I!Ör.Jte, Jonbetll b e s Kallenar;tos. Die neuorbnu!lg 
),·s u<rtrnu•nsiiqtlid)en Oi•nJtcs ~at Oie Durd)fü~rung Oielos 
Da j:thwts auß•rorbentlld) erleidjtert. Dor beutige Der· 
mw•·nsnnt ilt nid)t me~r ber a ngelteilte einer einJtlnen 
K•li'· Jonbl'tlt Jte~t im Oienil ber ~anbesoerlid)erungsnnJtalt 
iür 1 ii m t 1 i d1• Kallen einos Be;irks. (fr kann Iid) allo 
;.,r, Bilb über bie geJamtt kallenär;tlid)e liätigkeit eines 
l1r;trs mad)en; unb befonbors bann, wenn er Iid) babti ble 
tnitnrbeit bot 1.\qle[d)aft lid)ert. mu i~r ;ulammen lallen 
ti<t. lridll bie ;wedtmä!;igcn ffinl!regeln für BeJeitigung oon 

UII ,JU !röglid,kciten finoen. 'fin ar3t. btllen .ljumanltät" In 
.:<ictllgliiublgkeit, Giutmütighit ober Unerfabttnbeit wur;tlt, 
wirb in kamuabld)aftlid)er IDtlfe auf ben rld)tlgen IDtg 
~cbradlt morben können. 'fln KaJlenar;t, 'ber Iid! in ltlner Qiut· 
•tdll<rtiitigkrit oon frlbfli!<f!en Bewrggrünben ltlten lä~t, wirb 
Jdn bis~er gtübtts Dtt~altrn balb aufgeben, wenn tt, unter 
. ucrtrnuensär;tlid)e 3wangsoerwaltung" gelttRI, tlnl~~tn 
muß. bal! bit :Jortle~ung !einer bisqrrlgen 'flnftenung ibm 
nid!t nur nid)t nünt, !onbern ld!Jbet. Da ber Dertrauensar;t 
in ben beJtid)ntltn Jagbgrünben mit größter !Da~rfd)elnlld)-

keit gorabe ble mitgllebcr finbtl, bit tr ld)on fowitlo aYf 
bem Strid) bot, werben JWel :Jilegrn mit tlntr Klappe 
gellf!lagrn. 

Jd) ~abe ble feite Ubtt)eugung, ba~ bas oon mir oor· 
geld)lagrne Derfnbtrn Oie 3a~l ber Ilad)untor jud)ungen als· 
balb auf ein minbeftmnl! fd)rumpfen lä~t unb bit 3e it btt 
DortrautnsörJtt für ble bankbarrte fo;iai~Qglrn i ld)e liöti g· 
kelt fteimad)t. Die Jtärkne Betiitigung in i~r unb bie (fnt ­
lnltung oom KontroUbienlt bebeutet eine Dettbelung bes oer­
trautnsär;tlid)en Dlenftes. Das oon mir oorgefdll ageno Der­
fnbren pndlt bas tlb2l an ber !Dur;el unb wirkt oorbeugenb 
Jür ble 3ukunft. Die lDa~ l bts 3eitpunktes i!t bti ble[em 
Derlabten burd)aus uner~eblilf!. Die gewonnene 3eit geltattel 
bem Dertrauensar3t in Giemtinflf!aft mit ber Otutfd)en 
l'lrbeitslront, bie (fr;ie~u ng bot Kranhnkaflenmltgliebot ;ur 
Dttantwortung g2gen i~ re eigenen loJialen (f lnrilf!tungrn in . 
bie ljanb JU n•~men . Die Sd)ulb an iqror unttlf!tmäßigen Jn­
anlprudjna~me liegt nur ; um lieil bei btn Rr;trn, mlnbtlttns 
;um gleid)tn li•il an bitfern nod) mangelballen Derantwortungs­
gelül!! ber mitgliebtr gtgtn Oie Kalle. Dtr Unterltü,ung burc!l 
blt !tr)tefd)aft bei tlnrm !o rlngerid)teten oertraurnsätJtlid!tn 
Dienil barf ber Dertrauensar;t bei ber nunmtqr geflf!affenen 
JnttteJ1engemeinJd)aft gtlil! ltin . Je geringer bit 3a~l ber 
;u unreif!! nadjunt•rlud)ten Ptrlonen, beflo mel!r wäd!lt bas 
Dertrauen JUm Dertrauensar;t . (fr wirb btr :Jrtunb ber guttn 
ttr;te unb guten Kalltnmitglieber unb bamlt ;um waqren ar;t 
bes Dertrauens aller Beteiligten. 

(Halle, Am Kinfrtor 9) 

nr. 37 / 69.Ja~rgang 5tdin, 9· erpt. 1939 

~mtsblatt ötr Rtid)sar~tdammtr unö ötr ftafftnar~tlid)tn tltrtinigung Otutfd)lanös · 
Btilagt: "nrute Uolf11 Blätter öte RaJTtnpolitiJd)cn ~mtc~ ötr neb~'J). 

Beurteilung ber Arbeitsfäbigkeit 
. . . . •. 

Der f'übrer bat bas beutfdJe t'olk sum Einfa.f3 ·oller Krdfle aufgerufen. Den groJ5en Erfolgen ber Wel)rmadjt 
an ber front barf bas Heer . ber SdJaffenben · in ber fjeimat nidJt nadjfteben. . Es gilt, unrere Solbaten burd} 
er~ö~ten ArbeitseinJat3 tatkrdftig 3u unterJtüt3eR. Aus bieJem Grunbe i(t es eine felbftverftdnblidJe PflidJt aller 
Jd)affenb.en Volksgenolfen. burdj reJtloJen Einlaf3 Ü}r~ Perfon unb Arbeitskraft an ber uotwenbigen Steigerung 
ber Probuktion alter Iebens- unb kriegswidjtigen Güter mif3u}Jelfen. Wo biefes Gebot ber Stunbe in feiner 
5ebeutungenodJ · nidJt erfal3t fein (ollte. . wirb audj bei beutfdJe A1'3t bas Verttdnbnis )Jierfilr wedten. ln einer Zeit, 
in ber . unfere Truppen Gut unb · Blut ein[ef3en, muß bie itrbeifsfdbigkeit mit . Jtrengem mal31tab gemefjen werben. 
Zum .. Krankfeiern" ift keine Zeit. nur ber tat(dd}Üd} Arbeitsunfdl)ige i(t krank3ufd}reiben. unb bie Dauer ~r 
Arbeitsunfdbigkeit i(t auf bos JadJlidJ unbebingt erforberlidJe ma13 3U befdJrdnken. me}Jr nodJ als früber muß 
ber Wiebereintritt ber Arbeitsfd}Jiglteit , redjf3eitig ~om bebanbelnben . Arst Jelblt ausge(prod)en unb nidjt bem 
vertrauensdl'3tlidJen OienJt überlaUen werben. .. ·, · · · " : ' · 

5erlln, ben 5. September 1939 Kaffenar3tlid)e Vereinigung Deutfd)lanbs 
Dr. 6 r o f ~ 
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3.~·-------------
nr. s 

45.Ja~tgang 

thtlin 
2. mör)1940 

für lJnlin,mnTkBranbmburg unb Pommtm 
Tiadltidlttnblatt Z.tr Aar(rnätltlilfltn Dtttinigung DtutfdllanZ.s, !anZ.esftttltn 
Bulin, BtanZ.tnburg unZ. Pommttn, unZ. Z.tr t'tlttltammtrn in Z.itftn Bt]itlttn 
fiauptfd]tiftlritrt : Dt. mrll. fi r II m u t ~ U n g rr, Strllonttrtrt: Ur. ft a r I 13 ringman n, brillr Brrlin SID 68, 
(inbrnftra~r 44 I funruf 1 ?48 r 1 I ll n n a ~ m r f d] I u ~ b r r 5 d] r i f t Ir I tun g: D i t n s t a g 1 5 U h t 

lirirt,~grfunbhritsorrlag 13nlin-IDirn,13rrlin SID 68, (inllrnftr. 44 IPoftfd]rmhonto: Urrlin 15820 I Ura~tanfd]rift : Gr[unllhritsorrtog Unh n 
Dlt }tlllllltllt ttflfltlin s•rlmol Im monot. Bt}ugspuls : 11m 0.15 oluttllö~tlldt. flllt pononpolltn nr~mtn BtPtllungrn an · 

Ktillt Zeit zum Kranldtirrn I 
l'r. Grotr fpr~dl ln etnrr Vrrrnmmhmg t)rr Karrtnlirztt Wltne 

Oor huqcm fprod] Dr. G rot r oor rhuo tou[enb "affm ­
öqtcn bc~ Hrid]sgaurs lUicn über Probleme. bie brn beul[men 
'Rr 3t jcljt in bcr fhirgs;fit gan; br[onbcrs angehen. Jn [einrr 
rin bruct\soollcn Ti.etle wanllte fidl Dr. Grotc gan; br[onbns 
g; (_lcn bas .. firanhfeicrn" unb wies barauf hin. bap bcr 
'' · n n "- r n ft a r. ~ O'T\ fnbc be~ lJoriahtes bei ber 11!! ­
-. l;it.;n :Jrt-:; !•rani-;enha [[e Wien 3,8 o. r;_ betragen ~a:Jc. 

:J(.:t( a~H r 6,04 o. r;. betrüge. Die[cr juwod]s bcbeute, bo!) 
rogl irt] 15 000 men[d]rn mrllr hranhfrirrn-nls im ocrgongrnrn 
;o hr. ?J :tß 'Dabei juglcid] Tag für Tag rocil über huntlcrr ­
tot•fc n;) 11r bcitG[tuntlcn mehr ausfallen. Einen fo unbcwl]tigl 
hol]cn firanf;cn[ranb hönnc firh Dcut[d)lanb ober nicht lriftrn. 
unb [d]on gnr nid]l in brr l'irirgsjrit. Dr. Grolr roies barauf 
11 m. bap bie n e u g r ft o t 1 u n g b es o er t r o u e n 5 ö r; t -
l im c n Dien [t c 5 heute nod) in lUien im flufbou begriffen 
[ri unh bap oon feiten her fhanlirnlia[[en unb brr ~t)lr[d)aft 
nli rl'• gc[rhr~en '"müffe, um bem orrtrournr.Örjtlirhrn Uirn[t 
i t• l]cl fcn. --Dit..J1n.lllil!.fl1~_P.u!fL __ ;::-~_jo __ laJl!U:lr_, _§!.P..!t -
finli un[rrr l~omug'ttmdnJ~_nucin . r.ngu j$mmt~rbrit mit 
::ir.n!fi~iri-i - b'cr ProiiLlwml- --IDrrtonHrs- unll ... Jlotrornbi_grr. 
9'CTCiTiCf·:~u1l.JJ1. - 'fi-Üf bic Dringlid)hrit '!lief er Ding( -- ~Öbrn 
tl'tr Immer ~ingcmirfcn, benn oon ihnen ~öngt ja brr flrbcits­
nn[oli unb bamit bas Gelingen tlcs Dirrja~rcr.planrs ob. Drn 
gror;en Erfolgen bcr IDthrmod)t borf bos lirrr ber Srhnffcnbcn 
in bcr tirimat nicht nodlftrhen. unb er. i[t Pflid)t aller 
arbeitmbcn Dollisgcnof[cn, burch bcn rr[tlo[m Einfall ihrer 
f1rbe it!3hraft nn ber notrornbigrn Strigrrung brr Probuhtion 

weiter, ftrllr rinr plonmö~ig burd]geführte Srlbfthilfe bar. 
wrnn man nrh aud) borauf ~obe bc[d)ränl;cn müf[cn, bic 
tla[fenär}tlid] )Ugclo[[enm ~r;te }U crfaf[rn. Dir[rr fionoror­
ocrtrilungsplon [ri fid)cr nod) lirin Jtlealju[tonb, aber rin 
wc itcrgrhrntlcr Plan liepe firh Ieiber nid)t orrwirhlid)rn. fllle 
ll ir[e flnocbnungrn. [o betonte Dr. Grate br[onbrrs. fcim ober 
nid]t Urginn bcr 5o)ioli[irrung bes ~r}tcftonbc5 . Der flr}t­
brruf [olle unb rorrbr ein freier Urruf blribm. Der firicg [ei 
ein Prüfftrin für bic brutfdle ~qtcfd)oft. Dir namerollen im 
grauen Ehrrnhlrill feien ein lruchtentles Uei[pirl treur[trr 
Pflirt]tcrfüllung unb [rlbftlo[rr fiingobr . Dir bcut[d)r tir}tr­
fd)aft roerbc brwei[cn, bap [ir in ber (agc [ri, bos ;u gebm, 
was llrr führrr oon ihr ocrlange unll rrwartc, bap [ir orr­
ftr~c . jcljt [ri nur bir Gemeinfehoft alles. brr rin;clnr nichts . 

llad) Dr . Grote wantlte firh mit rinn liurjrn flnfprad)e im 
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mil}u~elfrn. illo bie[rs Grbot llrr Stunbe noch 11id]t rrjti or. 
erfnpt fein [ollte. wirb unll mup bn lleutfrhe 'Rqt llo ~ lJrr 
[tänbnis hierfür wrct\rn . Dir Flrbeitsfähigl>cit m u P m i I 
ft r engem m 0 ß ft 0 b gcmcf[m roerllrn. nur bcr tot[i:idtlirtl 
"ronhr unb flrbeit5unföhigc ift hronl>ju[d)rribcn unb bi~ 
Daua ocr BrbrdG,mf:ir;tg r,,r it auf 0J9 ·.:.~-,· : rr, ~ ·- ~ ~­
forlH:rlicl]r lTiap 3u br[c!1ränhcn. 3 L m fi r an h f r i t 1 r. : .­
heine jeit!" 

Jm rocitncn Drrlauf [rinn Hctlc brfd)äfttgtr ficll Dr Grotc 
mit tlc r ~rage brr ä r 3 t I i d) E n DEr r 0 r g u n g t ( l 3 i l) ' ; . 

L1 e o ä I t; c r u n g wi:i~renll bcs füicgcs unb mit bcn firicg ,; ­
mapnohmcn. llic bir Hcid)sär;trfü~rung llO)U getroffen not 
E!i llürfe niemals wiebcr [o werben roic 1 g1 8. wo llic in l:m 
fic imal ocrblicbenen BrJIC brn firirg al5 f,rirg ~ gewinnln über 

1 

bauerlen unb bir }Urüct\hommenben f ront[olbatcn i~rc Po ften 
bcfcljt fanbrn. Das (os llir[Er ~rj!C bc5 lileithricgC5 rc ; '~ 
gcwc[cn. oon ·allen ocrlaffen nnrh oiniä~rigr:r harten 1\:q; 
roictlrr oon oorn anfangen ;u müf[rn . Diele Tcogbbic bc '· 
1\eutfcncn fhjtes würbe fid] nicht mehr mictln~ oi en . Durch 1li ' 
Rnorl:lnung rinn llicl:lerlaf[ung!i- unll 3ulo f[ ung s[pmc mirr 
brm einberufenen unb nicllcrgelaf[encn flr;t [ein Rrbe i t ~~i c •, 
er~altcn unll [ichcrgc[tcllt. bem jungen nom nid']t ntcvc 
gclaf[rncn "rirgstcilnehmcr für [eine 1\üct;l;e~r aus '1\cm :; r i<\~ 
ein flrbeitsplalj offcngrhalten. Durch bie[c 'flnorbnung ~ob < 
llcr 'flrJiftonb bir Sd)im[alggcmrinfcnoft unb bir 13cruf5-
gemcin[d]oft 3ur Tat werben ,laffen. 

Dir n r u e Ii o n o r o r ocr t c i I u n g, fo betonte Ur . Grot ~ 

fluftrogr bcs Gauleiters 'ßürmcl brr Gauleiter[trlltmtrr lrt 
5 d] a r i ~ t r an bie IDirntr ~r}tc[d]oft. Er unter[trid} _!·Uc_rl~: 
l:l_iC flusführungrn non Dr. Grote unb fi:i-rtlrrte tiic lll , ;; r. 
~r3te[ctuiti -ciuf, -hart 3U llltibr·n bd 'tlCli U c[cti cirrtgur'g th}!~·' 

_ flrbrit!;i_llnfähig~cit. Es~tlürf_~ __ nid]l llaqin .Hi:i-AHn•n-, l:i .::t \ · 
rinfanbcrcitt ilrbcitc'r alfrlhi:incn unll Urfcnu-erl:lrn mill i~ ~.t : 
fid] nähme. wöhrrnb rs bem weniger . ein(atjbcr ~i'tcn ~wr~-c"~­
Q:! e_gc ü__bn llic flud]t - in bif : 1\rÖnlihrit ~di:i!lllJ:-Jicb.- ici:0.: 
lirb.eil!?l!f!i(IH JU mtl,ic_hcJ:t., Er führte bann nort] einmcl ~-: 
Der[ommlung uor flugcn . um roas rs ieljten Enbrs in ::Ji ::i: ~ 
firirge gehe. nämlid) borum. llap wi~ ein für al icilloi u•1· 
frrimod]cn uon ber Ueoormunbung llcr IDe ftmärt]te ; lioli n11 
uns niemals wirller oon Englonb oorfd)rriben lnff en . t'Jiru:~ 
flri[d) unb Uuttrr mir un[rrrn fd)offcnben Do : l'il'. gen~rrc'~ un 
bcrrn frourn unb "inllern grbrn. 



C."! l!le.aJi.ratl1cile V'!'!re1n1tlll\f !.~eut~ ch l R.tul• 
blchotuhru.q 
J.erl1n :::r 68, .i.indenatr. 42 

An j en Berm 
leioha.iD.ilter tUr Be"-•at1'nw1s 
ua4 llWl1"t1on 

B e r 1 1. n "I 8, 
Pariser .Plata } 

9 . 4.42 Dr .Pt; Ba 'lv .o8 
1}.4.1942 

••tr .t 1rstl1che htreuu.nc der leleatob :tt. 

J)aa ua.a 1.A Ab ~obr1tt &Qt;et,L..oleAe Schreiben ~ .. r 

DAI' Ga .. al~wte Jerl1n 11t aachllall .mr1eht1(. und. aert 1 ~net. 

Y0ll1c taleehe Voratellw:acm 1\1. erwecken. lnaon.d.erbc !. •. 

••rwUr• wi.l' -. aat 4aa ea'teob.1edeute 4"'•a•n• 4• r • 
ot-.41e ltM .. allntl1'*• VereillipD& Deutoohl_,o etwa 4er 
81.1lotarw~C yoa .AI'MihotWII!en 111 du RtlotW~t:os.u-trle11 

•taec..,.tollto. Ia 'fallrloelt ilt 4aa aoauo •oa•toll der 

rall. 
Daau ws.r« tol ..... •• auacef'Uhrt1 
Zur Vezwe14wac 4er Anatelr;v...""C d.ec lr-..en,.tan· 

des eowohl ala 4ea Yerluatee von Arbeiteetwaden 4er .... ~ ­

!cl&eclui.ttoll1t&l1e4er lD wollrtrlrtlohaftlichen Betr1 <·tea 
loat altn4le ~'VD Mrolte 1a Jahre 1940 aD den Roichou rtoi\a 
a1n.1ater , .. aA4t \1114 u. e1De ID\eprechen..:. e ~rMo.b.\1& \l.D.& '' 
betiDe 41• ihr alt Erla11 4ea ke1cbaarbe!t•1DJ.ater ~ •o• 
6.6.1940 auoh 111ebm wor4ea lat. Der lr1••• lau.\et oiole 

folat• 
-Der \lllter Cln a .. ea.wlr'tl,en Verhäl talaeea &D. •anoM• 
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Abschrift Dok. BA R 36 I 1288 

Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands 

Rundschreiben Nr16/ 40 

An die 
Landes- und Bezirksstellen der KVD. 

Berlin S'W 38,den 26. Juni 1940 
Linde nstr.42 

1. Kassenärztliche Versorgung der Versicherten in wehrwirtschaftlichen 

~ 
Der Reichaarbei tsminister hat in seinem Erlaß vom 6.6.1940 darau f hingewie­
sen,daß die Krankenkassenm i tglieder zur Erlangung ärztlicher Behandlung an 
manchen Or ten j etzt weitere Wege zurticklegen und längere Ze'i t in den Sprech­
stunden der Kassenärtze warten mUssen als vor dem Kriege,weil die Zahl der 
Kassenärzte durch d ie Einberufungen zur Wehrmacht zurtickgegangen ist. 
Ferner hat das Oberkommando des Heeresdie ReichsfUhrung ·der KVD darauf auf­
merksam gemacht ,daß die Krankenziffer bei den eigentlichen Heeresbetrie-
ben mit großer Arbeitergefolgschaft vielfach eine bedenkliche Höhe erreicht . 
Das Oberkommando des Heeres verkennt zwar nicht,daß der Krankenstand der 
Gefolgschaftami tglieder durch die besonderen Arbeitsverhältnisse (Einsatz 
betriebsfremder und älterer Diensverpfl ichteter) ungUnstig beeinflußt wird. 
Zum Teil sei der hohe Krankenstand aber auch darauf zurUckzuftihren ,daß 
sich innerhalb der Gefolgschaftami tgl ieder Arbeitskräfte befinden ,d ie ge­
wohnheitsmäßig zur Krankmeldung neigen. 

Der Arbeitszeitverlust durch weite Wege zum Kassenarzt und längeres Warten 
in den Sprechstunden sowie der Arbeitsausfall durch unberechtigtes Krank­
feiern sind fUr wehrwirtschaftlich wichtige Betriebe nicht tragbar.Des-
halb hat der Reichaarbei tsminister in seinem Erlaß vom 6.6.1940 - IIa 7223 
/ 40 - (vgl.Rundschreiben Nr.lS/40 Ziffer 1) die KVD ermächtigt und zugleich 
angewiesen,die kassenärztlich~ Versorgung flir Versicherte in solchen Betrie­
ben, in denen die besonderen Verhältnisse dies erfordern,fUr d ' i e Da u' er 
des K r i e g e s abweichend von den sonst geltenden Vorschriften zu regeln . 
Die KVD ist ermäc htigt,bestimmte Kasse närzte mit der Wahrnehmung der amb­
laten kassenärztlichen Versorgung dieSer Versicherten zu beauftragen und 
sie zu verpflichten ,nach Möglichkeit auch innerhalb des Betriebes selbst 
zu bestimmten Zeiten Sprechstund~n abzuhalten.Flir die Durchflihrung dieser 
revierärztlichen Behandlung ergehen nachstehende Anweisungen: 

l.Beteiligung des Treuhänders der Arbeit an der Auswahl der Betriebe: 

Betriebe ,fUr die eine solche Sonderregelung in Betracht kommt,werden von 
dem fUr den Betrieb zuständigen Treuhänder der Arbeit l:!estimmt,nachdem die 
KVD vorher dazu gehört worden ist.Es ist j edoch nicht beabsichtigt,daß die 
Dienststellenleiter der KVD die Initiative des Tret:händers der Arbeit ab­
warten .Sie sollen sich ihrerseits mit den BetriebsfUhrer und mit dem flir 
den Betrieb zuständigen Treuhänder der Arbeit i n Verbindung setzen,sobald 
i hnen bekannt wird,daß in einem wehrwirtschaftlich wichtigen Betrieb ein 
Bedlirfnis fUr eine abweichende Regelung derkassenärztlichen Versorgung vor­
liegt. 

des Betriebes liegt, mit der alleinigen kassenärztlichen Behandlung der 
Gefolgschaftsmitglieder i n seinen eigenen Praxisräumen beauftragt werden. 
Mit der zuständigen Krankenkasse ist zu vereinbaren, · ob bei revierärzt­
liche Behandlung fUr jeden Versicherungsfall ein Krankenschein gelöst wer­
den soll oder ob die FUhrung einer Krankenliste (Krankentagebuch) und die 
Entrichtung einer KrankenscheingehUhr zu Händen einer vom Betrieb zur Ver­
fUgung gestellten Hilfskraft genUgt .Mit der Krankenkasse ist ferner zu 
vereinbaren , welcherart der Sprech stundenbedarf zur VerfUgung gestellt 
wird. 

S.Einschränkung der freien Arztwahl: 

Durch die Einflihrung der revierärztlichen Behandlung in einem Betrieb wird 
fUr die Versicherten dieses Betriebes die freie Arztwahl wie folgt einge­
schränkt :Arbeitsfähige Gefolgschaftami tglieder sowie gehfähige Gefolg­
schaftsmitglieder ,die sich krankmelden wollen, dUrfen,nur den Hevierarzt 
in Anspruch nehmen.Wenn der Revierarzt ein Gefolgschaftsmitglied fUr ar­
beitsunfähig erklärt,dann entscheidet er, ob er den Kranken selbst weiter­
behandelt oder ob er ihn zur Weiterbehandlung an einen anderen Kassenarzt 
Uberweist.Eine solche Oberweisung kann in Frage kommen,wenn die Wohnung 
eines arbeitsunfähig Erkrankten von der Heviersprechstunde so weit ab 
liegt ,daß ihm der Weg zum Revier ni cht zugemutet werden kann,oder wenn der 
Erkrankte fachärztlicher Behandlung bedarf. In dringenden Fällen außerhalb 
der Reviersprechstunde darf ein Versicherter unmittelbar einen Kassenarzt 
in Anspruch nehmen . Wenn er gehfähig ist ,muß er sich in der nächsten Revier­
sprechstunde beim Revierarzt melden.Wie bei allen gehfähigen Versicherten 
erfolgt die Arbeitsunfähigkeitserklärung auch in diesem Falle nur durch 
den Revierarzt .Gefolgschaftsmi tglieder,die bettlägerig erkrankt sind , und 
die Reviersprechstunde nicht mehr aufsuchen können ,dUrfen zur Behandlung 
in ihrer Wohnung unmittelbar einen Kassenarzt in Anspruch nehmen und von 
diesem fUr arbeitsunfähig erklärt werden.FUr die Familienangehörigen der 
Versicherten wird die freie Arztwahl nicht eingeschränkt. 

Die EinfUhn.mg revierärztlicher Behandlung flir einen Betrieb und die da­
mit verbundene Einschränkung ist der Gefolgschaft des Betriebes,den Kas­
senärzten des Bezirkes und der ftir den Betrieb zuständigen Krankenkasse 
bekanntzugeben. 

6.Uberwachung des Krankenstandes 

Der Revierarzt Ubernimmt zwar nicht die Aufgaben des Vertrauensärztli­
chen Dienstes. Die Einrichtung des revierärztlichen Dienstes soll aber 
auch zur Entlastung der Vertrauensärte dienen .Der Revierarzt soll deshalb 
den Krankenstand im Betrieb fortlaufend Uberwachen. Entsprechend soll er 
sich Arbe itsunfähigkeitsmeldungen von Gefolgschaftami tgliedern,die nicht 
in revierärztlicher Behandlung waren , vom Betrieb regelmäßig und unverzUg­
lich geben lassen. Er soll diese Fälle im Auge behalten und sich mit dem 
behandelnden Arzt in Verbindung setzen.Wenn ihm auffällt,daß der Kranken­
stand ansteigt oder hoch ist ,soll er sich mit der zuständigen vertrauens­
ärztlichen Dienststelle in Verbindung atzen und i hr seine Beobacht ungen 
mitteilen.Wenn mehrere Revierärzte einaesetzt sind, ist einem Revierarzt 
die Uberwachung des Krankenstandes zu Ubertragen . 
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2.Auswahl und Beauftragung der Ärzte 

In der Regel wird die ambulante kassenärztliche Behandlung .der Versicher­
ten solcher Betriebe durch einen oder mehrere Kassenärzte sichergestellt, 
die als Revierärzte eingesetzt und verpflichtet werden.Nach Möglichkeit 
wird man Kassenärzte verpflichten,die nicht allzuweit entfernt vom Betrieb 
wohnen,die aber auch die Gewäh r dafUr bil~ten,daß der revierärztliche Dienst 
gewissenhaft durchgefUhrt wird und daß unberechtigtes Krankfe iern unter­
bunden wird.Mi t Zustimmung des BetriebsfUhrerB und des Betriebsarztes kann 

auch dieser mit der kassenärztlichen Behandlung als Revierarz t beauf-
tragt werden. 

Die Ei nfUhrung revierärztlicher Behandlung sowie die Auswahl und Beauf­
tragung von Revierärzten Ubertrage ich den Leitern der Landesstellen der 
KVD.Diese können ihrerseits die WahrnehmUng dieser Aufgaben auf die Leiter 
der Bezirksstellen Obertragen. 

3.Unterschied zwischen betrie~sgebundener und revierärztlicher Behandlung: 

Die revierärztliche Behandlung,welche die KVD aufgrund des Erlasses anord­
net,unterscheidet sich wesentlich von der betriebsgebundenen Behandlung 
durch Betriebsärzte . Bisher schon bestand die Möglichkei t,daß arbeitsfähige 
Versicherte in den Betrieben nach Art einer erweiterten ersten Hilfe vom 
Betriebsarzt behandelt wurden (vgl. Rundschreiben des Hauptamtes fUr 
Volksgesundheit der NSDAP, Vg.45/39, Ziff 5 ) .Der Auftrag dazu geht vom Be­
trieb aus.Der Betrieb trägt auch die Kosten der betriebsgebundenen Be­
handlung,die keine kassenärztliche Behandlung ist und unabhängig von den 
Leistungen der Krankenversicherung als zusätzliche Leistung des Betriebes 
erfolgt.Ein Krankenschein kommt hierbei nicht in Betracht .Der Betriebs­
arzt erhält seine BezUge vom Betrieb . Die KVD zahlt ihm keine VergUtung 
ftlr betriebsgebundene Behandlung.Heilmi ttel wie Licht-,Wärme-, Strahlen­
behandlung werden vomBetrieb auf seine Kosten ebenso zur VerfUgung 
gestellt wie Arzneien und Heilmi ttel ,die der Betriebsapotheke entnom-
men werden.Arzneiverordnungen zu Lasten der Krankenkassen sind im Rah-
men der betriebsgebundenen Behandlung nicht zulässig . Der Betriebsarzt 
benutzt keine kassenärztlichen Vordrucke,er stellt auch ke ine kassenärzt­
lichen Bescheinigungen Uber Arbeitsunfähigkeit oder Krankengeld aus . 

Im Gegensatz dazu ist die revierärztliche Behandlung auch wenn sie durch 
Betriebsärzte erfolgt,ein Teil der kassenärztlichen Behandlung.Den Auf­
trag zur revierärztlichen Behandlung erhält der Arzt von der KVD.Ein 
Krankenschein ist zu lösen bzw.die Krankenscheingebtihr zu entrichten .Die 
KVD zahlt dem Arzt aus ihrer Gesamtverglitung ein Honorar fUr revierärzt­
liche Behandlung.Arzneien und Heilmittel sind zu Lasten der Krankenkas­
sen zu verordnen. 

4. Revierärztliche Sprechstunden; 

Die kassanärztliche Behandlung der Gefolgschaftsmitglieder erfolgt in der 
Regel in Reviersprechstunden,die möglichst im Bet r iebe abzuhalten sind. 
Voraussetzung ist, daß der Betrieb ~eeignete Räume,die notwendigsten 
Einrichtungen und Instrumente sowie ggf. Hilfskräfte auf seine Kosten 
zur Verrugung stellt .Die Zeit der Reviersprechstunde ist mit dem Betriebs­
fUhrer zu vereinbaren.Reviersprechstunde soll mi:Sglichst nach Schluß der 
Arbeitszeit abgehalten werden, um Arbeitszeitverlust zu vermeiden. In 
Ausnahmefällen kann auch ein Kassenarzt , dessen Praxisstelle in der Nähe 

7 .Bezahlung der r evierärztlichen Behandlung: 

Es kann daniit gerechnet werden,daß in den Reviersprechstunden mehr 
Fälle von geringem Behandlungsumfang anfallen als sonst in der kassen­
ärztlichen Behandlung. Auch entfällt ftir den als Revierarzt tätigen Kassen­
arzt ein Teil der Praxisunkosten. Deswegen soll das Honorar fUr revier­
ärztliche Behandlung n icht nach den Bestimmungen des Honorarverteilungs­
maßstabes gezahlt werden.In der Regel soll der Revierarzt zur Abgeltung 
seiner Tätigkeit aus der kassenärztl ichen Gesamtverglitung monatlich einen 
festen Betrag erhalten,dessen Höhe sich nach der ftir den revierärztlichen 
Dienst aufzuwendenden Zeit und nach dem Umfang seiner Tätigkeit richtet. 
Bei der Ermittlung,welche VergUtung angemessen ist ,können flir die erste 
Stunde am Tag etwa 10 RM und ftir jede weitere halbe Stunde etwa 2 ,50RM 
in Ansatz gebracht werden.Diese Zahlen stellen jedocj lediglich einen 
Anhaltsounkt dar.Außerhalb der Festbezahlung werden Besuche des Revier­
arztes in der Wohnung arbeitsunfähig erkrankter Gefolgschaftsmitgliede r 
nach Einzelleistungen bezahlt. 

Wenn in ländlichen Gegenden die Wohnung des Revierarztes von der Re­
viersprechstunde mehr als 2 km entfernt liegt,wird f Ur die Fahrten 
zur Reviersprechstunde ein entsprechendes Wegegeldf ixum bezahlt. 

8. Sonstige Bestimmungen: 

FUr die revierärztliche Behandlung,gelten im Ubrigen die Vorschriften 
flir die kassenärztliche Behandlung,insbesondere die Bestimmungen Uber 
wirtschaftliche Verordnungsweise und die Regelbetragsbestimmungen.Mit 

der zuständigen Krankenkasse ist zu vereinbaren,wie die Zahl der re­
vierärztlich behandelte Fälle gemeldet wird. 

2 . FUrsorgemaßnahmen in Wehrbetrieben 

Im Heeresverordnungsblatt Nr.19/1940 vom 27.3.1940 ist unter Ziffer 199 
eine Veröffentlichung mit der Oberschrift "FUrsorgemaßnahmen ftir Gefolg­
schaftami tglieder" erschienen .Diese Veröffentlichung ist erfolgt , ohne 
daß der Reichsarbeitsminister beteiligt oder die KVD gehört wurde.Die 
Verpflichtung eines Arztes als Revierarzt ist auch in Wehrmachtsbetrieben 
nicht Aufgabe des BetriebsfUhrerB .Die kassenärztliche Versorgung wird 
allein von der KVD geregel t.Die Veröffentlichung Nr. 199 im Heeresver­
ordnungsblatt ist durch den Erlaß des Reichsarbeitsministers an die KVD 
vom 6.6.1940 Uberholt.Dienststellen der Wehrmacht,die sich der KVD gegen­
liher auf diese Veröffentlichung berufen,sind auf den Erlaß des Reichs­
arbeitsministers vorn 6.6.1940 zu verweisen . 

Heil Hitler 
Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands 

Reichsftlhrung 

Dr. G r o t e . 
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Anordnungen 

des Reicllsgesuntlheilsführers 

Anordttuqt Nr. 1 / 42 , 

Vertrauensärzte und Betrie~b~ .. ..:O. - .· "' · 
t!ntor BcrU~k-sichti~un~ der tf~t:=~dig'k':ir die vorha~dene lrzt~ 

liehe Arbeitskraft so rationell wie mötlich auszuwerten, weise ich 
:uol d ie nachstehenden zwischen dem Leiter der Partei-Kanzlei, 'dem 
Roichsarbeitsminister und mir telroflenen Abmachunten über ver­
trauensärztliche und betriebslrztliche Titigkeit hin. Ea ersc4eint 
rnir _!weckmäßiJI, von den darin tellebenen Mö~lichkeiten weit· 
~ehendsten Gebrauch zu machen. . , :. :•'. 

~··· :: .. i.- -. · ....... 

Her l in . den 17. Ja~uar 1942_., ;: . ~:-/. ·Dr·. ,L_-·c ' o n tl 

Erlaß des Reichsarbeitaminlsters, ~~~öll~ntlieht im ReichaarbeiJ•· 
l:obtt Teil II Nr. 30 vom 25. Oktober 1941 : , . -. . .. 

Berlin SW tt . den·' 17. Oktober 1941 
Saarlandstr; 96 

Dor Reichsarbeitsminister 
~r. II a 1-1288/41 · : ~ -: 

,\ n 
·" l<eichsvers icherungsamt und die ....... c .. 
:o a ,lcsver sich~runJ!~anstalten _ · :;:' .. · 

13etr.: Vertrauensärzt-e und Bet~iebsiri'te ' 
Zwi•chen dem Herrn Leiter der Partei-Kanzlei, dem Herrn Reichs· 

"~ • undheitsführer und mir ist folJ!mdea festtesteilt worden: . . ·. 
I. Die heutil!en Notwenditkeiten eTforder'n eine entere ·zusa~· 

":•narbeit zwischen Vertrauens~ 11!14 Betri~rzten. ... Aus . . diesem: 
\•runde habe ich keine Bedenken. we~Uj ·. Vertrauensirale · dea J3e~ 
: roeb_~.irzten Auskunft über Versicherte •eben, 'die zu der von deni 
.!•trocbsarzt zu betreuenden GefolJ!schaft · tehören. • Eattellen• 
•! ehende bisherige AnordnunJ!en werden aufl!ehoben, E~ ist sicher· 
~utellt, daß auch die Betriebsärzte aulkuoftapflichtit sind. Die 
· ,- h " e • ~epll icht der Betriebsärzte auch Jletenüber dem Betrieb iat 
· '"ohl durch die Reichsärzteordnung als auch durch die Dienst­
.'''-•c,. un~ dc~ Amtes ,.Gesundheit und Volksschutz" an 'die diesem 
·. :; tc ,n:•chs:eordneten Betriebsärzte sichergestellt (a. Dienstanwei· 
." , s 137) . - . 

\ : <rtr>uensiirzte können nach den in der Die~atanweisunJI für 
--•~ -.r l t e vo n der DAF. aufgestellten Richtlinien im nebenamt-

1 >:• n•t ßetrieb•ärzte werden, so lern sie nicht in den von 
'h<t r:cb"i r>.tl ich betreuten Botrieben vertrauensärztliche Unter· 

. • · ' '1 :~en d~rchiühren . Für die Dauer des KrieJ!u können Aus· 
• .· : · "- ~'1 honsochtloch der Bestimmungen dieser Richtlinien im Ein-

. : " " '"~" la"e n werden. Es kann auch im Einzellalle zugelassen 
'' '''""· d;~O Vertrauensärzte im I! Ieichen Belrieb betrieb•ärztlich 

tälif werden. Die Entscheidunj/ über diese. Einzellälle wird dnrch 
dtn Reichsgesundheitsführer dem Amt "Gesundheit und Volks­
schutz" der DAf. übertragen. 

3. Betriebsärzte diirlen in der R~t!~l im gleichen Betrieb u:cht 
vertrauensärzlliche T;itit!k~ i t ausüben. Für die 0 dutr des 1\n c~• • 
können auf Antrag der Laodesv~rsicberun~tnnsta lt Betriehsarz te 
ausnahmsweise verlrauen~ärztlichen Dienst auch im eigenen Betr ieb 
ausüben. Die den Betriebsärzten zu erteilende Genehmigung die<e r 
Ausnahmen wird durch den Reich~l!csundbeitsfül!nr rlem Amt .. Go­
SLöndheit und Volks.chutz" der DAF. übertragen. Soweit berei t.; 
jetxt Betriebsärzte vertrauensärztlichen Dienst ausüben, ist die G~­
nehmigung hiermit erteilt. 

4. Bei Meinun~tsverschiedenhciten über die in Punkt 2 nnd :l vflr· 
gesehene Ausnahrne~tenehmil!UD!I cnt•cheidet end!lüllig der Reichs· 
J!esundheitsführer. 

Ich ersuche, hiernach ZJJ verfahren. 

In V ertretun~ : gez. Dr. S y r u p 
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'-1: 2. 
i-' tr eHe lrteaeuteobeld.WI.I tat •• T ·~n Det ~;A41NI' 

~ediU.\UJl&, 411 l,e1ehUl&ltllL1&kl1t der :- aha!t'endea ia "•• .. _ 

trte\ .. , 1oebeloadere in 41D !t.tli,W111Mtr1eben au. erbal\u. 

t. v.t :lrtUld. dee a1r ale Re1ah-<lllll\4 be1 \ettiU"er _. •• 

tur elle alt 4 .. t.rbe1'\ee1neata Ylrb\lft4en•D Ge:tl144.bl1tetrac• 

Veraat•ortl1obea •oa Jeat.a.t'\raaten fUI' f.l en VterJ A.b.reepl• - der 
O••r•l~••ollalob'\ict• .Nr dea. ArlN1tH1neeta - "'r\ra...­
''eieu.n.gereobtee ordae lotl &lll 

I. 

i:St out\rtpac 4tr c.~taleiter t ::.r 

VolktßtMdh!1 \ 4tr :'ijit Ajl 

~11 0AUPatl!lle1ter d•• .A.a'\11 rar Volk•a:•a.u\ .. hwit der 

·;:..;~A l . ••l•e t ob an, e1oh Uber den Ceaon:!hoit all.lfltUd der ~oatal'• 

fenclea in den ietriebea, Uber den l.re.olr.eoetaad in den k.rlege­

•iohtlaen betrieben, 'J ber llle Zahl wt4 4ea ~ 1n~c ta 4er av 

·.· ertuaa.nc atebead.en. ·.r•~• tortlau.tea4 au ut•rrto t1t• _. 1• 

:: ta••naehaea alt dea dlt8\l hnfeaea !>lenatatellen u.ali atarteat­

tWllln alle l.a3Dabae lU 'r•ffen 1 41e 1\lr I"'Orclert,UI4: ud h' -

h11l \Wl« d~r Ooeu4ha1 t uad ;. r'bei '•tllb1,.;ke1 t der 'lhottand• aot­
•eD.1g II'IObllnlll• 

11. 

' .) '..
1a den ~etol , : aobatt•t talt•chra kr1• t .• • t chLi ~ er t.e1irte­

ba die ~;rlent:r.tAI !ira t li ch'r Utl!e 1\l a r l.,.1 ..: t. t vrn, 1a t. die &ra'\11-

oba ~•h •ndl'-'Cf, in 4en Betr1ebeD 1 eo .. ett •• .t 1e b•aon - •ren 'i erltl.l'­

Di••• not·•endtc ereobelneA l 11 a een, "11 tol ,. t •u r•!i •ln• 

1) .D""Oh ~ie :· tnri ch t "" ng ll:81illftll'&tl1o)l6r v JH'II : h ä t.ur ,u iD 1• 

&.triebe uter Yollar .t-t.lfre obte r lalt\lllf cl•r fre i en Ara,webla 

b) durch 411 ... tnf!.lhruna einer Yori.IQterallot. ·m g 1c .,et:r1at.a •or 

der J.Juc•praoblu•ba• etnaa lae . an• ra\e r tJJltar gr~.~.,.,. a &Uallcber 

A\atrao, ,terhel\Wll dar treten .\ rlt>«llhl~ 

o ) dY.r ch dla ·;tAr1oht.u.ac: 1'1 ' 1araratl1ob~tr tJ •hhn~ lung Ia Be­

triebe Wl\lr .Authab...ac 4er treten ;.r&t 'A• ,j·, l ~ .r t:l ll c•b­

tlbhoa Gotol&aobatha1\slh4oro 

- J -

4) 4uu 41a llArlob'IUIC laaorrn1orlroU1obor hli , A41UC 
ia aeeohloea ... a ,. rH1 terl•a•ra u'\er J..llthebuac 4er 

trelea üta'WIIIll a\loll tuJ" 411 la alaer Re..-terkru•u•'•._ 
u\orae\ra~t .. N\Uicerlal ... akoa. 

l .) . a 41e l:aaeaPntltobe Yerel alauaa 4;ew.\aohlaa4a 41a kaeaea­

llnt.lioba taraorc~.&AC a1obara .. '\allen u 4 •oa o:te1obearh1'~ 

alaloter 4""b 4011 blal •• 6.6.1940 • li • 7l2,/ 40 - dlo 
VollMoh' uad Weia\IDC arhal'• bat, 1.11. aolobao .Jet.ria~. 1a 

•--• tle ~eaoacleru Yar~l'\ai ... wa cUea artordara 1 41• Uaaea­

ln,lloM 'laJ'Mr.-c tur 41e Dallar daa Ir1•«•• a"e1• .. •• 
•oa 4aa .... , cal l1D41& fOI'IOb.r1 ,,_ 1.a rlglla, IA\ae .. a14a'\ 

4ar l.ei,er 4ar t.Adeeetalle 4ar laeeaa•ntlloban faretat._ 

Da\l,aohl'!A••• ob Wl4 uoh weloh• Vartflh rea k"• ·· a&ntl*­

beb-Ho4luaa u Bo,rhM ol.aa~~r1oh'"" h' wo4 welobor An\ t.-1\ 
.._,,.,.,,, worioa .oll. loob •~al1oblloU h' Uo !ohaaU-. ei­

n- laaeaaant au. Ukrtr•a•e• 4••••• PrAZ1ae\all• Hel' '\oba~.~BC 

nahe -•1• Bnrhh 11•1'· 

.011 IA1 \.er der Lea4••- Wld Bea1rkaatal l eA 4er l:aa•....,., 

l1chea Vara1n1g\Ul' De_.\110lllade ••1•• 1oh aa, \iea Oeaa.\elel,•lll 
4 .. Aaho tur Voltoc .. IIA4bol' 4or I SD AP Oll l•clloloor hell..n 

und J ara\Wle IIU Terf'U&UDC aa at.ehea a4 deren •~a.r•«''ll«•a IIDt 

·; Ülleoha h1ne1o.b.tl1 oh cler t••••.alratliohea ~a.b~ta4lwac ta 4ea 

i ~trlabea 1• Rebau 4er l:teetüeadea Voraohrlf'aa Wl4 dea aMN­

.. taa ~aaohlt,aswn~•• lll ertullea. RiarUltar artc: la• 'Meoa4are 

Beatl-\&Ai!•· 

Ilt. 

YeOrt"'tlraSliohar Dlayt, 

1,) !>Ir fer,rau.eaat.ratltoh• r. tdAat hat IZiir ra~ela&Dta -~ber 

41a Ba-..acuac: ' '' Kr&Dkeaat•a4aa 1\l ber1 t.!. taa.. lob bahl'l t.e al.J' 
Yor, alloh tur dee Vertrauaaa•ratl1obu J:. l ,~ nat ,~ 1 u 111 t Ruct­

aiob\ a\ll 4ea ;.rllei taa1naat1 artor4arl1oh ••r! cnO. en etawacea 

aa er\etlu. 



.t .) Die Lnn4enertroa.enaKra1e und ."'lberTe!"t r ,,uenaArata ia 

den Cr-uen h~~tben daa 09u••t•l•1\ar dea .. r. tee t ir Vol k ::ceatlll4he1t 

der JSDAP au je~tli cber .~ uakuntt u.od ! orf" ttJ.ne_ aw- ·• ertU&Wl« au 

ateha.D, lhl:a Uber d ie .ba •&ung cha Kr,.n.k•n• l.•.nJ u r• rortlauten4 •• 
W"'terrlob\eD wtd aela• AllraK\.Ul~en I.Uld i.1n~che h1na1ob\lioh 4ea 

!ineataea der Yer\l' tJ"ea .. rate 111 ?{fohm.~tn .. er blileteheb4ea Tor­

aohrirtaa. Wld ..1 aa geordneten Ga ohattt~4 : , nge1 su artUllea. 

- ' -
IV. 

Clpetta TM Jtlri•~•k•ta. 

1.) l>lo feJ'Juuop- llntlioller > rllelhltr~U - die .. h.Ue-

kelt alaer el.Alleltllotl• S'ti .. I"UDC dee ~tra\ealaH\Ma .. lqea 

a1oll, Uo ••-•'-11- lleQha,Uoller M4 41o s .. telhac 

waltVII' aeMIL .. tllo-er Jet;rlabelra'\a n\ar dla n "oh dar 'tenN­

a.., IV Sioharatell-. dar &ratliohe.n '.,r araor,.;~ 11!1' 11'1'11..,11• 

kor-.,._ 27.5.1942 (IG,l .. I J.)'!e) ertor•h rliollo Goa-...-c 111a 

au.a auoh •oa cler •ortlarta• Eaati.-UDC daa Gaa•talaltare dea Aal­

tao l'UJ' Yolto& .. I&Dd.lloU der JSD~ a~hllll«i& oll a•oh•· 

<. ) )hohl dh ~utaaboa hr .. trhh&ro\o 4oa Qr .... oo'• aeob 

u.aHriJ.brt 'leU1ea, le\ oe ba1 4al' 'YerlmappUAI der &n\llollea 

Arltai t.Uatt artorderlloh, die Jetrlebelrata au.ob •• .... ru ta 
Bo\rh) ...rallea4oa ln\liohon TUi&ltoi ton horeaa .. iuoa. Ool'UJ' 
o1a4 41o 1a lle\riobolnUloh..,. Dhaot übliobUI S\oUaUIIoa _. 

hrlahte lt1e aat •a1\ana allr'Uoka\letalla.a. 

'·' Dh lle'rhbolro\o ha•ea On Clouoahlo1 hr doo "'•'•• t·•• 
Yolllot~o""ndlloi \ dar ISD.Al' n 'ocliehar ; llaii:W>rt .... Jaro\uac .. 

Yortu&llll« •" o\ohoa, 11111 U'Du 41o •••llll•llettlioboa YorbU'-looo 
1a 4en !etria~e.a. tor\lallfead. 1u. w:atanicbte.a \IDd ••t.a• &an-.-

111>4 !Jaoolle h1Jloiob\l1oh dar Goohl\""1 o .. bo\rto•e&raU1obea 

Di enataa 1a RaO.an der '••tU .. daa Yoraohrltt• \&D4 411 111rU•• 

Ga•tsrtacAAc•• au. ertullaa. 

4.) Die b ... u.ptaatl1abaa lletrle'-ai.Lrata eiad in etaneN .t.ae-

••••• 11111 \l~b•r ait den J.\.Lf'&•ban 4e• Ver\rau.a.oalratlioh~.a M•· 
a\ea 1\l batrallu. lob •er ... aiee aut .. 1ne l.nord.D.wac IJ". 1/ 42 .a 
4en f.J'le "• 4•• !ia1obaorbe1 t.N:'II:1o1et;era - U 14 288/41 - ... lT, 

')Jttober 1941 Wl4 beh 1 ta •• .air Yor, in . 1na•lt!llan. 41a :.' '•raalt­
•• ••rtl'lfl\liDearatll ··bar Tltl&kelt durah c1e.a letriabeant .. , .. .._ 
nea, 

s.) Bau.ptu'\11obe u.tL4 ae~Pa\11obe Betrt••••nta --.a ..a 
der ~aeeaal.ntltobaa tare1Di&wac De1.1\•ohl~da a~.~.ch alt ter ..,..._ 
llohoa lohaa4l""C hr hoaonaHslh4or 1• Bo\rla~ •a\ro•\ ...,.. .. , 

•o••1\ 4"' • 1• ~ laaelt•ll •••oDIL.Il .. r iet ela 411 Ballllf\ra,... 

eia•a l••••a.-ret••· 

~3.---
Ein Weg zur Minderung des Fehlstandes im Betrieb 

Wenn im folgenden die Führung einer genauen Arbeitszeitkartei vorge­
schlagen wird, so werden viele zunächst einwenden: Das ist ja eine 
Mehrbelastung für meinen Betrieb, die während des Krieges unmöglich 
übernommen werden kann. Wenn es sich tatsächlich um eine Mehrbe­
lastung gewissermaßen ohne Gegenwert handeln würde, dürfte man 
die Sache allerdings überhaupt nicht zur Diskussion stellen. Wenn aber 
durch die Mehrbelastung einer Arbeitskraft oder selbst durch Betrau­
ung einer zusätzlichen Arbeitskraft mit dieser Aufgabe ein VieHaches 
an Arbeitsstunden gewonnen wird, das der Leistungssteigerung des 

gesamten Betriebes zugute kommt, dann sieht die Sache jedoch an­
ders aus und unter diesem Gesichtspunkt muß man die •zusätzliche 
Belastung• betrachten. 
Die Arbeitszeitkartei, die vom Reichsorganisationsleiter Dr. Ley in sei­
nem Rundschreiben über •Leistungssteigerung durch Menschenfüh-
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rung• vom 29.1.1943 in Anregung gebracht wurde, bietet nicht nur ei­
nen vollgültigen Ersatz für jede Form von Arbeitszeitstatistik, wie sie 
bisher bereits in vielen Betrieben durchgeführt wird, sondern führt dar­
über hinaus noch zu weiteren Erkenntnissen, die für die Menschenfüh­
rung im Betrieb von ausschlaggebender Bedeutung sind. Bisher war es 
sowohl in der amtlichen als auch in der betrieblichen Statistik üblich, die 
infolge verschiedenster Gründe ausgefallenen Arbeitsstunden in einer 
Summe auszudrücken. Da nun aber Angaben über Fehlstunden u.a. 
auch dazu führen sollen, Quellen der gesundheitlichen Schädigung zu 
ermitteln, so sind summarische Angaben ziemlich wertlos. 
Die von der Deutschen Arbeitsfront entwickelte Arbeitszeitkarte soll 
nicht nur über die versäumten Arbeitstunden Aufschluß geben, sondern 
vor allem über die Gründe dieser Versäumnisse. Dabei wird für jedes 
Gefolgschaftsmitglied im Betrieb eine besondere Karteikarte angelegt, 
die im Kopf Personal-, Lohn- usv,:. Angaben trägt. Bisher haben sich 
schon eine ganze Reihe von Betrieben zur Führung einer Arbeitszeit­
kartei entschlossen, andere aber zeigen Bedenken hinsichtlich einer 
Mehrbelastung ihrer Verwaltungsstellen. Nun muß aber bei genauer 
Betrachtung der Arbeitszeitkartei festgestellt werden, daß es sich bei 
ihrer Einführung weniger um die einer neuen Nachweisungsmethode 
handelt, als vielmehr um eine Vereinheitlichung und damit Vereinfa­
chung der schon vorher in den Betrieben üblichen Aufzeichnungen 
über die Arbeitszeit. 
Die Karteikarte wird nach Lohnabrechnungsperioden geführt, d.h. ihr 
können sowohl Wochen, Monate als auch andere Zeiteinheiten zu­
grundeliegen. 
Die wichtigste Neuerung ist die Einführung der Begriffe »Sollarbeits­
zeit• und »lstarbeitszeit•, aus deren Dauer sich die beiden letzten Er­
gebnisspalten der Karteikarte »Piusarbeitszeit• und »Minusarbeitszeit• 
unmittelbar errechnen lassen. Es ist bei einfacher Betrachtung der Kar­
teikarte ohne weiteres möglich, für jede beliebige Lohnabrechnungspe­
riode das Verhältnis des Arbeitssolls zu der Zahl der tatsächlich gelei­
steten Arbeitsstunden zu errechnen. 
Unter Sollarbeitszeiten in diesem Zusammenhang versteht man die 
durch Tarif- oder Betriebsordnung festgesetzte regelmäßige Arbeits­
zeit, die natürlich selbst innerhalb eines Betriebes nicht gleich zu sein 
braucht. So werden ganze Gruppen von Gefolgschaftsmitgliedern -
zum Beispiel Frauen und Jugendliche - eine niedrigere Soll-Arbeits­
zeit haben als z.B. erwachsene Männer. Schon aus diesem Grunde 
führt ein Betriebsdurchschnitt, der sich nur auf eine Betriebsabteilung 
bezieht, leicht zu Fehlschlüssen, und es empfiehlt sich daher die vorge­
schlagene Methode der Einzeleintragung für jedes Gefolgschaftsmit­
glied. 
Die bereits an mancher Stelle übliche Eintragung von »entschuldigten• 
und »Unentschuldigten• Fehlstunden erscheint grob und bedarf weite­
rer Unterteilung. Da werden im ersten, Fall zunächst 3 Hauptgruppen 
unterschieden: »Krankheit•, »Unfall• und »Verschiedenes•. Auch die­
se Gruppen lassen sich wieder unterteilen und zwar die ersten beiden 
jeweils in »Krank•, »Arztbesuch•, »auswärtige Behandlung•, wozu bei 
»Krankheit• die Untergruppe »Zahnarzt• hinzukommt. Die weitere 
Gruppe »Verschiedenes• kann nun Urlaub, Sonderurlaub, Waschtage, 
aber auch Tage und Stunden für Appelle oder sonstigen politischen 
Dienst sowie Betriebsstörungen umfassen. Unentschuldigte Versäum­
nisse werden zunächst nur nach »eigenmächtiges Fehlen• und ,.zu­
spätkommen• unterteilt. 
Es ist leicht ersichtlich, daß keine besondere statische Erfahrung dazu­
gehört, um aus derartig ins Einzelne gehenden Angaben in Kürze für 
einen beliebigen Zeitraum und für eine beliebig große Gruppe von Ge­
folgschaftsmitgliedern die Ist- und Soll-Arbeitszeit zu errechnen und 
somit festzustellen, wieweit die Ist-Arbeitszeit den bereits seit Jahr­
zehnten auf betriebsstatistischem Gebiet gemachten Erfahrungen über 
den Fehlbestand Rechnung trägt. So ist z.B. bekannt, daß in manchen 
Betriebsgruppen bestimmte Jahreszeiten - oft sogar bestimmte Mona­
te - infolge von Witterungs- oder sonstigen Einflüssen eine verhältnis­
mäßig hohen Krankenstand zeigen, andere hingegen wieder bedeu­
tend weniger Neigung zur Erkrankung in der Gefolgschaft erkennen 
lassen. Ist eine ungewöhnliche Abweichung aber einmal festgestellt 
worden, so können auch Maßnahmen zu ihrer Beseitigung eingeleitet 
werden. Ein Gleiches gilt auch für die Unfallzahlen. 
Besonderes Eingreifen bei unentschuldigtem Fernbleiben vom Betrieb 
läßt sich wahrscheinlich nur auf Grund derartig ermittelter Angaben 
rechtfertigen. Kann dann aber auch zu recht günstigen Ergebnissen 
führen. 
Eine ständig gleichbleibende Übersicht, die mit HiHe dieser Kartei über. 
die Arbeitsleistung jedes einzelnen Gefolgschaftsmitgliedes erhalten 
werden kann, versetzt die Betriebsführung in die Lage, den Fehlstand 
nicht nur zu senken, sondern dauernd niedrig zu halten, so daß hier mit 
Recht von der Möglichkeit echter Leistungssteigerung gesprochen 
werden kann. 
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f.-tit Beginn del' Leistunq sstrdgerungekamJUrqp~•aktion h,:J be ich nllen 1'1itnrb~Jltern 
der Deutschen Arbeitsfront den Befehl gegeben, mit nllen zu Gebote utahenden 
f"litteln einer ständi) en Le istun9sentwicklung von l"lonseh und Betrieb zu dienen ••• 
••••• 
b) Um die durch Krankheit verursachten Fehlzeiten auf das f"'indaet.ass hernbzu-
drücl<en, muss der Einsatz von haupt- oder nebenamtlichen Betriebsärzten gerade 
für die :Ja triebe der Schwerpunktprogramme sicllergGstell t werden. Es ist dabei 
von l}ntsch8idander Uedoutung, dass sich in der Par:3on dieses ßetrinbsnrztes die 
gesunohaitliL;h vorbeugwr, Je ~~uf~F!bs mit der bßhandelnden Tiitigkeit des Revier-
3rzta:; garnäss der Vet'cint2.runq de:.- Dfl.F tTJit der kass enärztlichen Vereiniuung 
:ßutschlands Vllrbinr:let. 
Oarüber hin<~us muns a :; in jedera Einzelfalle un :,ßr Ziel sein, d9tll ßetrieb&1!rZt 
nicht nur zum behandelrtd1~n Arzt (Revierarzt), eondern, falls e rforEiarlich, 
auc11 zu:n VertrGuens3rzt zu itlachen. 
Dieser a rwel tsrte Auftrag des Betriebserztee bedeutet für die Gafoloschatt der 
Betriebe, L'Jelche über einoo derartigen Arzt verfüuen, A u f h .e b u n g d e r 
f r e i e n A r z t w a h 1 , Nach Absatz III und IV der Anweisung dea KVDI 
Es hat sie~ ;JlE- zweckmr::s :;i :::; er iesen , zur Ur.tsrstützun ~; des Arztes zwecke 
uCJsudw bGttläger i:.;sr· Kr nnker seitens des Betriebes auch Krankenbetreuer 1-Jin­
zueetzc n • 

••••• 
tdr vertl'~ tan dea Grundaatz des Lei•tungssozialismus. Sozial betreut und 
p&rsönlich gefördert ird nur der, der in echter Salb .. tverantwortung ale Ver­
PflichtunD der Volksgemeinschaft ga ~~enüber ständig bereit ist, seine bc•ste 
Leistung zu geben. Ihm ~ilt all' unsere Sorge. Alle anderen aber, welche 
diese ~ersönliche Haltung nicht an den Tag legen, etallen sich auaserhnlb 
jeder betrieblichen Sozialbetreuung. 

5.1. 
fficföung arbtitsunfä~ig ~rrr,lnfttr 
öurd} Bdriebsfii~rtc 

ll!ll ~incn tcibu ngsfoj~n 8rbdfs~lniafi 3U 
gewd~rieijten, bat ber R~id)sarli'iitsm:n.iittt 
nng€o:bm't, ba~ 8 ür.it ig bie B~1titt,sfü~t~t 
ben ~inttitt ilcr mit 8r!Jeitsunfii!liqa~lt 
oHounoen~n l!rhtankuag lofmn fi~( tt~n.m 
Be!d)iiftigtrn b~r 311!tänbig~n 1\ran§enltaiT~ 
(I! r f a ~ k a T t c) lU mdbcm ~11bm. bie roäb­
renb ll)rer l<ranll.h.eit ben 8t!Je:ts.~ntg~ft 
mclterb~itl!en . Die anorbnung ~rmör;;Iittt 
bcm Rranlunkaflen, aud) b i ~ f t D e : ·­
!tdlnten butcf! ben uerftauens· 
ä r 3 t I I d1 ~ n D I e n !t b e t t e u e n ~ u 
I a T Te n. Die IDdbung, berl'n nä~n·r Jn­
~alt uorge[d)rieb2n iit. ilt nur trfori:lerlid1 
bei l<ranllh.l!iten non md!t a[s breitö~igtr 
Dauer unb muß innerbalb non bni trag~n 
nadl 8blauf b~s btiUen Rronfi!ieitstag2s 
crJtattet werben. 

Die metbung muß entbalten: Dct· untl 
3unam~ bcs Derjid)Htm, Qieburis;;~it, ID.:>~· 
n:mg. a r t b er il t tn an k u n g. liag bcs 
Beginns ber 8tbeitsanffi!)igkdt, U !Im e n 
bes be~anbeinben Btl!H unc 
Unm~n bes belcfläftigenb~n Betrie!Ks. 

5.2. 
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, bsc! ~rift 

Jer T:eich urb ei :scinister 

Be.lin , don 1C.:'ebLcr 1~43 

~·~uf Veranlusst!n -.. und in Verbindunb oi t C.e::1 Gene:al ­

kommissar des :·ünrers fUr d..:.:: ..:;::.nit ._'\t s- und Gesun ,~~ - eits­

wesen ·,ürd cuf Gr.nu dos :·ü:'"e~erhss e s 70::1 28 .Juli 1942 

- Reichs&cse:zcl.I lir-87 :: . 515 - ~r. G u t e r c u t h, 
--~----

üniversit J. ts ~--lini~ Fr: . nb.\;,~·t a . !.! . , b,_ va llo:ichtigt , in be­

sti::l::.ten 3etrieben L"berp~~ :fun~~n C.es Kr~nkenst :.naes vor:::u­

re::!Je:l u..'1d t:;ecS eben ::nL,ll ::o i:m crforde!·li.:::h ersc3einende 

~~:.~n:..:..lmen zu treffer. . 

Kr8.r.kenh :_ ~use::-, Klinib:-n und E:Jtrieos~~rzte , insOe­

sor.dere t.uc~ :>.:: tm.d: .eit.: C:.ienststc l len ,wie Ge sund!:leitsSJ.ter , 

Rcic~sir~t e ka::.:;:r.: r::. , die 1\'D. , dc:r '.'e rtr:.:uuns:.ir::.tl icne 

Die:cst us-•, heben ~ r. Hinsicht .zur Durchführung 

s eine r :.ufgabe zur Verf':.igW1g zu ste;len und jeC.e von ihll. 

f ür no·.wcncig geh~ltene Hilfe und Untco·stützung zu leis ten, 

Di e ~usacunem! r vei t mit dem vom. Reic:~sminister für Be­

v:&ffnunf; und l~~m i tion .Sonderbeauftr2gte:~ Dr. tileC .Po schmann 

'is t gesiciler:. 

Do r Reichsgesundheitsführer 

gez, Dr. C o n t 1 • 

Der Reicbsarbei t sminister 

gez . I.:.. E n g e 1, 



5,3. 
Absc!1rift (F.k . 1357 Ay "----~b-t . .J ;/&,d 1. 

Nctioncl3o:iclistisc~lC Deutselle Ar bei tcrp['.l"tei 

Partei-Ke..'lzlei 
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Feihrer!1auptquutier, den l'J. Februar 1944 

Der Leiter der Partei-Kanzlei 

Herrn 

Re ichsai:lister und 
Chef der i\eichskanzlei 
Dr •. Lammers 

(1) B e r l 1 n I' 8 
Voßstr.6 

!.lunchen 33 
F'fr1re rbau 

III B - La. 

Sofort 

Betrifft : Genoralkommios:or Prof. Dr. B r an d. 

Sehr verehrter Herr Dr. 1 a c m e r s 

Seit einiger Zeit fiihrt i!ll Gnu Baden ein Dr. ::eyrr:uch als Beauf­

tragter des von Generalkol!lmissar Prof. Dr. Br~d ein:e G~tz tcn De­

vollmiichtigten f 'ir Sonderaufgaben in der Riistun:;sindustrio 

Dr. Gutermuth Kontrolluntersuc!nmgen krank gemcil c.eter Gefolgsch:üts­

mÜglieder mit de" Ziel mögli chs t ~ei tgehender Gesundsc:1rei bunsen 

durch. Hierzu erfehre ich von Gauleiter !"~er, daß diese 'l':;tigkei t 

neben unnötiger Doppelarbeit so zahlreiche Unzutri'glichkei ten mit 

sich brinet und neben verschwindend pr?.ktischem Nutzen so vielfache 

Nach t!ile zeigt, daß man besser dar an tiite, von diesem Verfahren mög· 

liehst bald Abstand zu nehmen. 

Im einzelnen wird ausgeführt: 

1. Dr. Weyrauc~- führt bglich etwa 150 Kontrolluntersuchunsen durch 

und hat danach bei. einer zug,runde gel egten Tagesarbeitszeit von 

10 Stunden für eine Untersuchung 4 Minuten zur '{erf'leun;o. Bei der 

Kürze dieser Zeit ist es selbstvers töndlich auch einem besonders 

qualifizierten Arzt nicht möglich Fehldiagnosen zu ver.neiden und 

F"lle 

F~~.llc t in tlenen Gcfolssc~~ ' f t cni t;li ·Jdc r V('n :lr . r:e:.rn•uc:l ~estmC. 

geschrieben r1erden, ohne tats::chlich nrbeitst:Uliz zu sein, sind 

durchaus nicot vereinzelt. FJr i!en Arbeitseincat" ist durch diese 

Gesu..'"l.dschrcibungen jedoch grrr :1ichts gcr:onne:1. Die G::}sundgesc~1rie­

benen müssen in diesen Fdlen ent7:eder von den Betriebsf'ihrern 

bis zur tnts!.ichlichen •liederherstellung ihrer Gesundheit beurlaubt 

r.erden, oder sie huren Gefahr, nachtoili;;ere Gesundheitsch"di-

1:UC:;en oder Sn•.tfolgen davon zu tragen, die dan.'"l in jedem Falle 

einen l !~crer dauernden Ar bei tscuofnll zur folee hc.ben. 

Die von :9r. \7e~rrau~h cb~e,::e: : ~~=-~--~~~~~!~~~r 
die Beteiligten bindend ~ insb:~o'.' ::c>re_ f : :r:_~!e Auszalü_ung des 

Krcnken[;eldes maßgebend • 
./ 

Die sich bei einer Gesundschreibun;; i:n Falle tr.ts :'.chlichar Arbeits-

unf':'liGkei t ergebenden Ilö.rtcn, Schwierigkai ten und ung'instigen 

sti;:r,ungs::~tilli.Jen Aus11irl.'1lll:;en lie:en r.uf der Hand . 

2. Als besonderer Mißstand ersc:,eint es, daß von den Kontrolluntersu­

chungen auch die von den Durchgen.:;s'iXzten der Berufsgenossensc!mf­

ten behandelten F~lle erfa!lt r.erci.en. Als Durchgangsclrzte si.nd von 

den Berufsgenossenschaften vom Gauomtsleiter des Aots f ür Volks~oe-
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sundheit Jedoch ausschließlich Ärtte benannt, di e nicht nur _auf~: ,:• 
- -' ~ ..... ..,. 

Grund ihrer Fachausbildung sich zur Behandlung Unfall verletzter be-

sonders eisnen , sondern deren politische Zuverlässigkai t und c.ru.ü 
auch deren Verstöndnis f oi r die Notwendigkai ten des Ar bei tsein;ii::-: 

zcs im 5. Kriegsjw'!ußtr Zweifel steht. . -
- -- ,to•->.... -: ' ·--+ ·-· ~ - · .... 

Es ersc'leint nun w~ni~ si~;~ll~- ~em Urteil d~:'ser Ärzte - .:s sind 

dies in Straßburg der Leiter der chirurgischen Universitä tsklinik, 

Prof. Dr. Zuckschwerdt, und der Facharzt f'ir ortbopMische Chirur­

gie, Dr •. Rockling·, ':.: d,.;; auf Grund einer nur flüchtigen Kontroll­

untersuchung · gew~nnene Urteil des nicht über besondere Fachausbil­

dung verfügenden Dr. Weyrauch überzuordnen, ZUliltÜ d!'S Urteil der 

111 
Dm·ch,;r r.n .. :s:irztc si<:h meist att.i. 1 ··~n;:;erc Bc~1:::.ndlunr;:szei t st .. :tzt 

WlC. die Durchge.n..:.;s~'.rzte auch über bessere Untcrsuchunzsein­

richtun,_;-en verf:lgen. 

Es \':ird daher für uner::ißlich .;ehalten, d!lll die von Dr . 

Guternuth offenbar aufgehobene, auf Grund einer Entscheidung 

des P.eichsversicherungs2l!ltes jedoch bisher gehandhabte Rege.:. 

lung r:iederhergestellt wird, wonach Kranke, welche in berufs­

genossonsche.ftlicher Heilbehandlung bei einem besonders aus­

ge·.-,-'blten l'achar : t (Durchgangsarzt) stehen, von der allgemei­

nen Kontrolluntersuchung 2.usgenoMen sind. 

3. !Inch der bisherigen l~rfehrun:; deckt sich das Ergebnis der Kon­

trolluntersuchung bei 90 % der Kr'!Ilken der chirurgischen Uni ­

vorsi t'itsklinik und des Uniallkrankeah~uses ci t der Meinung der 

behandelnden Ärzte. Da die Kontrolluntersuchung sich im rlesent­

lichcn auf das Untersuc!mngsergebnis der Klinik st·:itzen muß, 

ist dns verst".ndlich. Es ist aber auoh offensichtlich, daß die 

KontrolluntersuchlUlg zum mindesten in :lies~n F~llen unnötig 

ist. Durch eine kurze vorherige Anfrage des Kontrollar:tes beim 

behandelnden Arzt könnte dies ohne weiteres festgesteHt "erden. 

4. Dr. Vleyrauch führt seine Untersuchungen jedoch o'lne i\ihlungn!h-
1 .r : 

me mit den Ärzten des Gaues d,urch. Er hat seine T'itigkei t in 

Stra:Jburg aufgenom"en, ohne das Gauamt für Volksgesundbeit , 

die Gesundheitsabteilung des Chefs der Zivilve~"altung - v;r.;.'~ 
' . . . ···:t '"" 

J":altuncs- und Polizeiabteilung· - oder die Ärztekammer Bade~:. · .. : 

Elsaß und die Landesdienststelle der KVD zu unterrichten. - ,~: 
6. Sc~ließlich wird die. getroffene Regeltlll!ße;, Einkünfte des ~~­

l'leyrauch, der neben seinem ordnllllgsgemiiBen Gehalt für jede~_ 

untersuchten Kranken noch eine Art Kopfgeld von RY, 2. - erhal­

ten soll, beanstandet. 

!::~1 r;:~rc Ihnen dlmkb:u· , ·::cnn Sie di~scn \'or,:P-'1~ besonders im Hin­

bli"'' ~uf ilio Herrn Prof. Dr. Brond vo~ ~~ihrer erteilten Vollm::ch­

t:m Uber prUfcn rriirden. 

Heil ;li tl e>: ! 

Ihr 

sehr erge bencr 

gez. IA.Bormann 
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Abschrift 

Der Chef der Zivilver waltung 
im Elsass 

lr.Pö/4 ~"i 

!n die 
.Partei-Kanzlei 

U ü n e h e n 33 
Barrerstr.15. 

Stressburg, den 3 .14ärz 194· 
, ff-1-'f 

Betr.: Kontrolluntersuchung des ~eauftragten des Dr. 
-- Gutermuth in Strassliurg. 
Bezug: Kein Schr,v.7.2.1944- Hr.Pö/1 21 -

Der Direktor des Unfallkrankenhauses und der chirurgischen 
Universitätskliniken in Strassburg, Prof.Dr.Zuckschwerdt , 
hat mir inzwischen berichtet, dass die in dem Schreiben des 
Gauleiters vom 7.2.1944- Nr.Pö/« 21- dem Leiter der Par tei­
Kanzlei altgeteilten Unzutr!glichkeiten , die sich durch__j_!!_ 
Kontrolluntarsuchungen des Dr.Wayrauch, des Beauftragten des 
von Genaralkolllllliaaar Pro!.Dr.Brand aingesetztan Bavollmäch­
tigten !Ur Sonderaufgaben in der Rüstungsindustrie hier in 
Strassburg ergeben haben, noch durch folgenden Umstand ver­
schärft werden : --

Die Kranken und Verletzten werden jetzt unmittelbar bei 
ihrer Kranlcaeldung, sowohl zua Durch~g~!l<~t als auch zum 
Vertrauansarzt geschickt. Gshsn sie zuerst zum Durchgangs­
arzt, 10 auaa der Vertrauensarzt den frischen Verband von 
der Wunde wieder abreiaeen, wenn er sein Gutachten überhaupt 
auf eigene Untersuchung stützen will. Gehen sie zuerst zua 
Vertrauensarzt, 10 sitzen sie ·dort mehrere Stunden und ver­
säumen die günstige Zeit für die Wundversorgung. Prof.Dr. 
Zuckschwerdt hat ait diese• Zusammenhang folgendes-äü8geführt: 

Ich darf hiervon ia Auftrag des Gauleiters ia·· Bachgang zu 
seinem obenbezeichneten Bebreiben noch Kenntnis geben. 

F.d.R.d.A. 

Im Auftrag 
gez.Unterechrift. 

:~r Beauftragte für den Visrjahresplnn 
<:er Gensralbeuuftragta für den Arbeitseinsatz 

•••• 
Zweite Anordnung zur 

Sicherung der Ordnung in den Betrieben 

vom 23. Septamber 1944 

§1 ~ldUQ9 der mohnun~ 
•••• 

§2 Ma1depflicht bei fe,rnblaiben von der Argei~ 
••••• 

§3 jysätzlicha l'lel~f) im KfankheJ.i!.f!l.l.!!. 

( 1) Bei Arbei tsvera:;umnia wagen Krankhel t ha t daa Gefolgsch, • ftsmi tglied ferner, 
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wenn es einen Arzt 1n Anspruch nimmt, dalll Betrit:bsfUhrer sofort nach der &raten 
ärztlichen Untersucht.Mlg mitzuteilen, 

bei walc:hela Arzt es sich in Oehandlung t~sgoben hat, 
ob der Arzt das Vorliegen von ArbeitsunfähiQkait bejaht hat und 
~n das Gefoluschaftamitglied einer gesetzlichen Kt:ankenkaase 
angehBrt- ob und wann es die Arbeitauofi.~hiykeit der Krankenkasse 
gemeldet hat. 

(2) Au:;serdem tat die Arbe!taunfähigk•it uer zuatändigen Krankenkasse nach den 
dafUr bestehenden ~anonderan Vorschriften zu ~lden. 

§ • Qk!rprütyr~ des fehlatande~ 

••••• 
§ 5 NachprUfung der ~rbeitsunfähigkeit 

(1) Der BetriebsfUhrer iat berechtigt, jederzeit die Untersuchung daa er­
krankten Gefolgschaftsmitgliedes durch den Vertrauensärztlichen Dienst 
der Krankenversicherung zu beantragen. Dee Gefolgachaftsmitglied ist ver­
pflichtet, der Aufforderung zur vertrauensärztlichen Untersuchung nachz~ 
k-ommen. 
( 2) Dis Koste '' der vertrauensärztlichen Unteraud1ung eines nicht versicherten 
Gefolgachaftsm!tgliedes träut der Betrieb. 

§ 6 Fortfall :nle_;- E.ntqelt- oder Zuschußzahlunqen 

( 1) Verletzt das Gefolgechaftsmitglied die ihm nach § 2 und ~· 3 Aba. i obliegende 
Pflicht oder kommt ea der Aufforderung zur vertrauansärztlichen Untersuchung 
nicht nach, ao entfällt ein etwaiger Annpruch auf ~iterzahlunü des Gehalts, 
Lohnes oder der Erziehungabeihilfe oder euf Zahlung eines Zuschusses zum 
Krankengeld •••• 

§ 7 Entziehung des Krankengeldzuachus~für kUnf~~· Krankheitsfälle 

Dar Betriebs.führe -kann -in Batrieberl, in denen ein Vertrauansrat besteht, 
nach Beratung in diesem - dem Gefolgschaft ·mitslled den Anspruch r:;uf Znhlung 
eine• Zuschuaaea zum Krankengeld fUr kOnftige Krankheitsfälle bis zur Dauer 
eines Jahl'as, im Wiadertlolungafalle bis zu zwei Jahren, c:iurch schriftliehe 
Mitteilung unter Angabe der GrUnde entziehen, wenn daa Gefolgacheftsmitglisd 
aich, ohne arbeitsunfähig zu &ain, krank gemeldet hat adar die Arbeit nicht 
sofort nach Wiederheratellun~~ der Arbeitet higkeit aufnimmt • •• 

§ B ~rzung des Krankengeldzuschuasea 
••••• 
§ 9 N!charbeit -AnfechDYfl9 !Yf den Urla~ 

11) Hat ein Gefolgschaftnnaitglied •tch krank gameldet1 ohne arbeitsunfähig zu 
sein, oder durch aonatigee Bummeln unentschuldigtes Fehlen) Arbeitszeit ver-
• umt, ao ist die versäumte Arbeitazeit auf Verlangen das BetriebetUhrara 
oder seines Beauftragten innerhalb der gesetzlich zulässigen Grenze der Ar­
beitszeit und des Arbeitsschutzea nachzuholen, die Nachholung ist auch 
an Sannabendnachmittagen und an Tagen zulässig, an denen daa Gafolgachnfts­
llitglied sonst von dar Arbeit bafralt 1st, z.B. an Sonn- l.nd reiel'tagen. rur 
dieaa Nacharbeit entfällt ein Anapruch auf Zuachlä•Je für Mehr-, Nacht-, Senn­
oder Feiartagaarbeit • 
••••• 
§ 13 fortfallder ~amittelzulagen bei pflichtwidriger.Arbe!tevareäumnia 

In rillen 4Jngerechtfertigtsn f"ernbleibtlna eines G•folgschaftsmitgliedtls von 
d&r Arbeit (Arbeitob\Jlu.lei) oder bei flichttdidrlgam Zurückhalten mit der 
Arbeitsleistung hat der Betriebsführer, da die nach den ·geltenden Be•tiamungen 
für die Ge!.!. ~ hrung von Lebensmittelzulegen erforderlichen Vorauacetzungen 
nicht Ehr erfüllt oind, die dem Gefolgschaftmitglied bewillinten Zulage-
oder Zusatzkel'ten einz~hal ten und unter Angabe der GrUnde an das Ernährungs­
amt zurückzugeben. Selche Gefol~aehaftsmitgliedllr aind ferner an dltn Sonderzv­
teilun\)en von Lebens_ Wld Genußmitteln, die einem Betriebe ~~tegon besonderer 
Arbe! tsleistWlgen ett:Ja gsgeben warden, nicht Z:U beteiligen. 
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2. durch das ,.Krank-Feiern", d. h. di<! 1-2tägigen Krankheiten, weil erst 
ab dritten T•ig die ätzliehe Untersuchung vorgeschrieben ist, und 

3. durch mangelnde Einschaltung von Vertrauensärzten. 
f:s wurde vereinbart, z. ß. im Bezirk H: 
a) Sdrrltliche Ärzte (Betriebs-, Privat- und Kassenärzte) sind vcrpOich· 

tct, Betriebsangehörige von Rüstungsbetrieben nur dann zur Unter· 
suchung anzunehmen, wenn diese ihnen. einen verschlossenen Brief· 
umschlüq ihres Bet-riebes aushändiqen. 
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Dieser Umschla,g enthält einen Laufzettel, der die Ansicht des 
Betriebes ülJer die Krankmeldung wiedergeben soll (z. n. ..notori­
scher Bummler" oder .,gewisscnhaCter Arbeiter" pp.). Dem Arzt soll 
auf diese Weise Gelegenheit gegeben werden, den Krankheilsfall 
nicht nur v.:>n der rein diagnostischen, sondern auch von der 
psychologisc.:hen Seite her bewerten zu können. 

Der Laufzettel ist vom Arzt streng vertraulich zu behandeln. Ein 
Abschnitt des Laufzettels wird vom Arzt · abgestempelt und ist vom 
GcfolgschaCtsmitglied dem Betriebe zurückzugeben. 
Durch diese Maßnahme wird erreicht, daß nicht nur das Urteil des 
Bctril!bes gehört wird, sondern auch gleichzeitig· eine Kontrolle über 
dPn tatsächlic:hen Besuch des Arztes erfolgt und gleichzeitig der 
Bl'such mehrerer Ärzte verhindert wird. ' 

IJ) Es soll angestrebt werden, die Betriebsordnungen dahingehend ab­
zu iindcrn; daß Krankmeldungen nicht erst am drJtten Tage, sondern 
schon am ersten Tage des Krankseins ärztlich f>egutachtet werden 
müssen. Entsprechende Anträge sind dem Reichstreuhänder der 
Arbeit gegebenenfalls einzureichen. 

c) Der Gau-Ärzteführer hat sich prinzipielt befeit erklärt, den einge­
setzten Betriebsärzten künftig den . Charakter von Vertrauensärzten 
zu geben. Es soll hi\!rdurch eine Abkürzung des Verfahrens und 
l'in~ lleobachtung des Krankheilsfalles durch diejenigen Ärzto er· 
reicht werden, welche die Krankmeldung am besten beurteilen 
können. · 

Dtts Formular d<'s I aufzcttejs Ist in AusarbeltUJ!g. Nähere Mit· 
leiJung über die Einsetzung des neuen Verfahrens Ist Jlbzuwarten. 
Sie wird von der Deutschen Arbeitsfront erfolgen. 

Diese Rcqelung kann allen Bezirken nur bestens empfohlen werden. 

Ebenfalls müßte eine Änderung in der Bezahlung der <lllsl;indischen 
Lagerä.rzte . staiJfinden, soweit sie, wie bisher zum großen Teil flir jeden 
von ihnen behandelten Kranken einen bestimmten Sat:t bezahlt bdwmmt. 
Damit wird erreicht, daß der ausländische Lagerarzt, um viel w ver­
dienen, recht viele krank schreibt. Vielleicht ist eine Pauschalsumme d.1s 
Richtige, oder wer weiß eine bessere Regelung? Der jetzige Zustand er­
scheint nicht tragbar. 

Praktische Maßnahmen aus den Bezirken, die Erfolg hatten 

Uberwachung der Leistungen von Auslindern und Krlcgsgefangcnt~n 

Das Ansteigen der Ausläncleranteile in den Betrieben erfordert besondere 
Beachtung hinsichtlich der Behandlung und Entlohnung, um sie leistungs­
tüchtig zu machen. 

So berichtet eine Stahlgicßerei, daß sie leistungsschwache Ausländer mit 
besonderem Erfolg von einer angenehmeren zu einer schwierigeren oder 
schmutzigeren Arbeit versetzt. 

.Ein anderer Betrieb versetzte unzuverlässige Ostarbeiterinnen <Jn Arbeiten, 
öei denen die Maschine die Arbeitsleistung und das Tempo bestimmt. 

Ein weiterer Betrieb läßt die faulsten italienischen MiliiJrinternierten 
nachtli·beiten und konzentriert sie besonders im Lager. 

Arbeitsleistung und Arbeitsdisziplin wirkten· sich unter den Ausländern 
in einem Betriebe dadurch günstig aus, daß sie bei Vergehen oder 
schwachen Leistungen ·sofort zur Rede gestellt wurden und durch eine im 
Betriebe beauftragte Person, die polizeiliche und sicherheilsmiilliqe ll<'fuy­
nisse hat, dadurch geahndet werden, indem diese den Ausländern den Vor­
schlag einer freiwilligen Buße macht, die in jeder beliebigen Höhe sein 
kann. Auf diese Weise sollen die belreHenden zu ordnungsliebenden Mit­
arbeitern erzogen und ihre Vergehen geahndet werden. Diese freiwillige 
Buße, welche immer zugunsten des Roten Kreuzes abgeführt wird, zahlen 
die Ausländer gern, weil sie dieses Verfahren der Einlieferung in ein 
Arbeitserziehungslager vorziehen. Der .Betrieb berichtet, daß rlilclurch rin 
einträchtiges, sicheres und zuverlilssigores Arbeiten einqntrl'ten ~l!i und so 
gar von einer äußerst geringen fluytuallon :tu SlHl•chrn i!.t. 

Wo anders hat eine Leistungsprämie auch einen Erfolg gcbr~tcht. 

r!in Werk berichtet, daß es geschulte und zuverl<issige Ausl;lnlll'f i!ls 
Vorarbeiter und Einrichter eingesetzt habe und damit gut fllhrt• . Allt>nlings 
dürfen ausländische Meister und Vorarbeiter nur über Ausländer und nicht 
über Deutsche eingesetzt werden. Die Autorität der Deutschen üuer tHc 
Ausländer muß in jedem Falle erhalten und gefordert ·werden. 

., 
Krankmeldungen 

Zur BekämpfunCJ der Bummelei wird in mehreren Belrieben der Tarif· 
urlaub gC'kiirzt bzw.· gestrichen,- die Lebensmittelzulag!!n und die Raucher· 
karte entzogr.n. 

lO 

Die eingerichtete Uberwachungsstelle der Ausfallstundcn eitws lkt rieiH'S 
hat sich . bewährt. Der Krankenstilnd wurde gegenüber dem Vormon<lt um 
26"/o gesenkt. Durch tägliche Kontrolle der Krankmeldungen der Ausl,inder 
gleich ~adt Arbeitsbeginn konnte die Kranken:tiffcr wesentlich «Jt'senk l 
werden. 

Durch Einführuug eineli l.ilufzettels( konnten dw Kr.wkenstu~t~kn 
'Werkes im Gegensatz zum V ormona um SO •t, gcsenk t wndt•n. 

Ausliinder~lnsatz 
I 

tlberwarhung 

Pine-, 

Der A.-1. einer grollen Firma teilt mit: In st!inem Belliebe wutdt• h·st­
ge~tellt, daß die italienischen Militärinternierten Gl'lenkschwdluniJCII kilnsl­
Iich dadurch hervorrufen, indem· sie laufend starke Salzlösunq in w<Hmrm 
Zustande trinken. In dem Betriebe haben sich auf diese Weise b~reits 100 



~ 

von em1gen hundert dort tätigen itulienischr-n MiiWirinterniertcn vu11 der 
Arbeit gedrückt. Die mit der Uberwachunu der italienischen Milit iirintcr ­
nierten beauftranten Miinner sind duvun in Kenntnis zu se t1cn, d.mtit s ie 
darauf Obacht geben, daß sich Ahnliches nicht dUch in_ond<'lt·n Betri" loen 
ereignet. 

Die rlchlliJe Kur 

In einem Betriebe, stiegen die Krdnkmeldliii!Jcn der Osl<ll hpilrr in 1wn 
rdpide an. 

Der Betriebs(lihrer ordnete darnur für alle OsliHbeilclinm•n I\ 11!. 'I,, n tJ ,; -
s p e r, r e und s o r o r t i g e B e t t r u h l' a m S.o n n Cl J. e n d u n d S o 11 11 -
lag an. Au I \ Befragen der Osli1rht•itminucn, WMum d.ts liir iillo · 'I"~' '" ~ "''· 
wurde dies«m erkliirt, sie seio•n 1.\1111 1\.rlll'iten "" und IIIÜSS(' JI V<>J' Kr.tllhlu·il 
geschiitzt Wt~nlcn; dt>r Krdnkt~nsldrHI sd lu• ;i ll~l~li!JI'Il\l loo\'h. Die Folq .. w .11, 

daß sich nur noch einige wirklich Kro~roke meldden und die lvld~w stclr 
über Nacht als gesund und arbl'itsfähiy meldete. Dus Rezept tlcr Cesundun~1 
haben die Ostarbeiterinnen unter sich gcfuntlen. 

I 

Die Leistung der englischen KriPgsgefannPnen wurde im Bc-rich tsrnron<rl 
um 15 °/o erhöht. - ' 18 Kriegsgefangene wurden durch 1\.nlcrn•lrHJ zu su~in ­
bruch-NachiHbeilern dusgPbildet. 

Die durchgeführte StalleJung d<~ r franüisisdiCn Kri<'!JS!Jefanqcncu in I Phn ­
und Leistungsgruppen hat sich beweihrl. Die im Dmchschnilt IJL·PhoJt.:lol· · t•· 
Leistungssteigerung beträgt ca . 10 1/e. Der Krüftcbedarf konnte ouf Cnuul 
gcnauer Uherprüfung von 31 auf 20 ermäßigt weiden . -- Durch ver~cltii rfte 
Kontrolle der Arbeitsausfälle konnten diese von anHinglich lll'/• cJIII I :! •:. 
und jetzt auf 8,1 •/, gescnk I werden. 

11 .-1., l . liefg ., April 44 lt 

Kampf dem fehlstand 
i\u ~ den DN!c!J tcn und Bctrichsi.lbNpriitungcn er!Jibt sich, d<tß der Fl'lll ­

s ~an.-1 iwaw r nodt vid zu hoch ist. Die Ursachen dafür sind Vt•rschiedPtl' ·r 
N.111 , r. E> ist di!hrr r.•1twentlig, anhaue! der gewi~ s ·~ nhaft <Jemachtcn [inw l­
mddnnuen der 1\.l•tco ihmgen und den w•n<111en Unterlagen der Gcfolgsrhuth 
hur n·-; dlf: ric ht i(t q•~ gi i •' d"!rlP Untr,rtdlunq flitch Ur5<JChen vorzun<'htnC'!l 

Sie l'rst ermi'.ghch t es, wirks<Hn g egPn den Fchl'ilillld anzuk ri mpfl'n . 

!m Kampf gelJen dil' Fehlstunden hcwährt sich die tiigliche Erfassun<J 
de' A•1slallstur.den lllltl . die Bekanntgabe von Ab wes e n h e i t s­
l: lj t 0. n. 

Di :' A.-J. und vVt:!rk slei lungen mÜssen alles tun. um den Fe!Jl~tand zu 
Vf•; ringcrn, a ber auch die Arh!'itslust zu fördern. Mittel und WPtV 
d ·ll\1 sind : 

I . eine srhilrfere Kontrolle; 

2. :E ·~ im Erfahrungsaustausch h l1 rcits VNoffcntlichte M ethode der An ­
n :gung und dac; gute Vo,rbilt.l; 

J. Ve reinbun:nr} mit d e r G .o u:.irz te kammer, wona ch auch die R•~trit•h >­
<ir7tL• V e nr,1 uens ;irzte sdn k Li nurn; 

·1. '.'!~1 hdtr ,;Pttl fk• hlcnllc r,t.liln.J!lll lf' ll , diP '/ 111' lk SS<'JIHJq ttPr Otthllli­
"·'' "'11 dr•r : \ n- un tl Ahf,t!Jrt c•.wi5chen \\lohnliii <J nnd .\ lhcit~c,!Jil<" 
ht · it r ~'~lf'n; 

.i inncrl, f'lrit'! JiidlC M<ll1uuht,l f> n, wie 7.. B. t::!nrich!ttn~j ~ 011 Rqhlf•l lllt­
WNksli.il~l'n, lt., ; orHie n! Au ;; hv :cerllnCJ von 1\.rhcitsschultrn , l'ri ~ t · ur­
~ !H lH n. hnJi <'h t_' !n<; vor t Kl·. •ink!ndc•rlJew<~hr•tll~!alt«•n , lJhertr."Jllll<l 
vc• n Lld~ iit · l c• nv/(' •] t' ll und Abholung de r l.t•L cnsm ittelka:ten ,;n 
;;, }:tlitl\YJlt,_· ri n; 

A.-1 ., J. l.i.•fq , 1.\o i 44 . )9 

fo Sllo~lrnilfln,riJJJll'll, WI'Jlll dit• llt · ldlltrll~J und llill•• uid.r~ rPrl :: l ; 

I . f'n l-(i..Jwnoj von Vo1 !t:il• ·n, HottH: herko.~rlen, Zul,ltjt'll 1111d Sc Ho • I• ' · 
zuwcisun~ten; 

IJ. Eiruichtung von ZbV.-KolonnNI, die zur Erzichuncr wes e ntlich h;·i · 
twgen kö mten . 

Dils lkrabdriic-ken rkr h~hl stundcu ist eint, der wichli!Jslt•n 1\Hiq.dlt ·il , 
die wir uns gestellt huben . 

Belspiele und lllnwelse: 

.. kh kann wohl saqcn, d,lfl ic h cla qutc E1folqe c·rzil'lt h;rb<!" , b t• ridtl t·n 
e inige Al. übcrcmstimnwnd. In erster Linie wird jc,.Jc V« ' rsJuml t• Z'.' il , 
sowe it dies möglich ist, n <lo:: hq eMbdtet hzw. bei deulsdwn Gdutq ~c·lt , ,t 1 ~­

mitgli~dern vom Urlaub gcklrrz l, wenn nicht Griinde lür dds FPrnhlulwn 
vorliegen, die als stichhaltig anerkannt w enlen müssen . 

Bei Kronkrneldungen werden die sich krank Meldenden durch d ie W"l k ­
schwesler der Reihe nach angefordert, sobald der Arzt frl'i ist. S ie wart • ·n 
nicht unnötig. Hierdurch ist eine erhclJiiche crmiißigung des 1\.rhe ils.ll t' ­
falles cinget retcn . 

Durch AnlC!JIIIl!J schiirlsten Maßstabes bei der Ab~JilbP v o n l' cl~si• : r­
schcinen während der Arbeitszeit kountcn die hic rdurdt LJnlall e nd Pn A " ' ­
fallstunden von 1076 anf 630 ermiifligl we rden. 

Zur Vermeidung der Verlu s tzeit !'n durrh Sonderurlaubsbille n für LPhr•ob­
milleleinkäuk und ßehördenbesuche ist in cin«!lll amkwn lle lril'l oc · c·in•! 
H1He t'ingt>stcllt · worde n, die au5schließlich diese llcsOI!Jlln!JCn t•Jit •di q l. 
Die Einrichtung hat sich bew;,jltrt. 

Ein Großbetrieb mcklet: Dei d e n in einN I -Schicht arlJf·i lenden \Ve r k­
ställen wird d e r Auslände r soliJOge ilm Arbeitsplatz bdJa lten, hi ~ er di e 
durchschnittlich verlangte Stück?.il hl ~wo;charfen hut. Aus E rzit · htliHJ ~'Jriill ­
dcn d<trf die in einer Vvcrk sta tt jeweils iiher die Nornwlzeit rinql'sdzl,. 
Gruppe erst dann ahrlickr:>n, wenn der lt! lztc sein i'r~ nsum erfüllt h;ol . l: c- t 
den in 2 Schichten mbeitcuden W c rkstiitlen ist dit>se M<lllnabnH' n i .. h! 
durchführbar. Dort WC"fden die BetreUenden der Hof- und Reini~JIIiHJ S ­
nbtcllung nach Deendi!Jung der Nmmalschicht zugewiesen, wo sie min ­
dc~tPns 2 Stund<!n harte ArLPit zu leisten hilben. 

Eine anciPre Film\1 m«.'ldrol : Di e, Tlt'llllliiHJ d«!r FloiiiZ<JSPn w;il11r ·nd d •·• 
Arbeit s oll n•>ch wd!(•r durdt•J O:•Ii olo rt wt•rcl• ~ n. Ud <!~ sil'h I•L''•' '' "~ ht ·w.ih rl 
hut, wenn tlic l'r<mzosen cin1dn mit deutschen Arbeil.-•rn arlo l' ikn, w.olt -



ron.d bei Zusammcnarlwil mehrerer frnnzosen zuvi<!l rrzühÜ wird . 
• Die Reparalurhilndwerkor, die leistungsmiißig schwer zu orfussl'n sind, 

werden durch eine besondere Lohnre!JCiung an der Lcislun!J dt•r \oll 

ihnen betreuten Maschinen intere<;siert. Je reibungsloser und Hinger di•!~~~ 
Maschinen lnuren, um so höher slml die Zulagen zum Lohn der Heparatur­
bnndwerkcr. 

M.1finahmen 7ttr Senkung des Krankenstandes 

l.!nl••r llic .· ~ • ·m Ahs11t ·r h PmPI·ldPn wir in riN Nl'lloiHS!J•''"·' des Mith·ilun<.fS· 
bl;ottes, do~ß Pinc i\ndNung 111 !IN llcz,ohlun~t der illl$liindisrloPn L•!J<•r;irzll! 
<>rwimscht S<'i, II<~ di('o;c i\rzlc, 1101 vi<·l 1.11 verdir•uen, n ·chl viel<• L <llft'l · 

il!11J <>hi i ri~tl! lcr<1nk !'Chrcibcn. E~ Wtlld<• qt'lwtPn, dl'm R/\1. ht• t;SPII' !J<'· 
<.'iqnr~te Vorsch! iiHe ?.II ßl<lrhPn .' 

IJo~zu qinrt PII l•il<fl'ltde Vop.(ltl;•!!(' f'in : 

Die <wsltindisc!wn Laqer iirzl e <'1 h,lll<•n einP !'.!IISdlcll!oliiiHIIC X, wl'11 ht• 
hl'zal•lt wird, ~ olüll!JC ~lcr Krill~kensl,llld normill ist. Fiir jede!> l'rozPnt 
t•hPr orler unlf.'r o!'m normalen KrcmkC'nstand ..rhiilt diC'SN Luger.trz! 
5-10"/.• mf'hr oller W!)lli<JI' T i'ln Gchil .lt. l 's Ist tl.tnn ,;dn 

A.-1, J l oe lq ., Mo ; H . 

lni.C'TI'SSC, rür C'ill!'ll gull'l\ G(,S U!Hlh c itszusl•llld der ihm 1\llV<'•llloiUI• ·n '111 

SI>HJen. 
Ein undcrcr [ln~ender 1egt 11n, llaß in rlif'sem F<1lle r.in in t · hir~ot tihlirlt<.'S 

Verfahren angewendet wird, llcrucslalt, daß der Arzt nicht lur dt>n 
KTilnk<'n, so n rl I! r n r ü r d e 11 Gesunden o in e 11 r ,, sIe n S a t 1. 

h P. komm l, (h!r ihm wtihrcn<l <lt•r . KrilltkhcitsdatH'r tlcs zu l\l'lu•tll 'lldl ' " 
·~nlzo~<:n wird . /\u( dicst• W e is!.• !Mt der /\rzt ein lnlert•s.,e dar.w, vor.­
bPII<.Jl'ntl 7.ll wirken und die Zahl t.!Pr Kwnk<•n miiqlidrsl kiPin zu l'••lto·n . 

Die ll!~tricho~. dh• nu sl;indische La!t"riirzlt• Sl•lhst lum.1hl<•11, ki,IIIH'II v• ····• 

ll<'m besten Modus. der zur S••nkunq des Krankenst.undo•s beit,;.qt , '' ' ' '" 
~tiindig Gebrdudt mridll'n . 

Weißbuch zur 
Unternehmer­

Außerdem hat der Arzt der BE'triebskrankE'nkasse klar !ZU 

w r,tC'hen gegl•ben. daß er keine Gefälligkeitsatteste ausstellt. 

Schikanen gegenüber Schwerbeschädigten 

Bei t>inem Zweigbetrieb der Firma H. Weber in Rothenburg/ 
Tauber sind zwei schwerkriegsbeschädigte Arbeitnehmer be­
schiiftigt , von denen einer Mitglied des Betriebsrates ist. Beide 
Arbeitnehmer sind beinamputiert und seit Januar bzw. März 
auf Grund ihrer Kriegsverletzung krank .. Ein Arbeitnehmer ist 
mit einer der schwersten Arbeiten im Betrieb belastet. Dabei 
hatte er sich ·srhon vor einem Jahr seinen Beinstumpf derart 
verletzt, daß er-seine Prothese nicht benutzen konnte. Er ließ 
sich damals nicht krankschreiben, sondern baute sich aus 
Ei senabfällen (es handelt sich um einen Metallbetrieb) ein 
Gestell, auf dem er seinen Beinstumpf befestigte, so daß er 
weiter arbeiten konnte, obwohl der Stumpf damals wie auch 
beute offen war. Diese Geste wurde dem Beschäftigten wenig 
gc•dank t. Obwohl er erst seit dem 2. März erkrankt ist, erhielt 
er schon Ende März/Anfang April ebenso wie sein gleichfalls 
~chwerkriegsbeschädigter Kollege einen Brief von der Ge­
schärtsleitung: 

moral Herausgegeben vom 
Vorstand der Industrie­

gewerkschaft Metall 

Pressionen der Betriebskrankenkasse 

Ein Einzelfall 7.t•igt dL•utlich, welche .,moralisdtt•" ~~inslellun~: 
die Werksleitung bei diesen Vorkommniss<'n an dt•n Tag '""t : 

Ein Beschäftigter dE'r Adam Opel AG wurde von seinem Hau~­
arzt krank geschriebt•n. Daraufhin wurde der Hausarzt von der 
Betriebskrankenkasse angerufen und ihm folgendes mifgeteilt: 
Der betreffende Arbeitnehmer habe eine andere Position im 
Unternehme!l Adam Opel AG einnehmen sollen, ihm habe 
wahrsl'ltPinlieh di<> Arbeit nicht gt•paßt. und er habe sieh des- · 
halb wohl in dr n Krankenstand begeben. Man gab dem Arzt 
zu n·rstPhen, daß man sich von seinem Patit>nten trennen 
müsse, falls er die Arbeit nk ht bald wieder aufnehme. 

Der Arzt stellt<' seinPm Patienten eine ärztliche Bescheinigung 
a·us, aus der einwandfrei hervorgeht, daß der Betroffene 
kemeswegs leichtfertig in den Krankenstand versetzt wurde. 
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"Sehr geehrtPr Herr .. . 

Nach DurchsiC'ht unserer Personalakten stellten wir fest, daß 
Sie schon seit ... erkrankt sind. 

Wie Sie sicher wissen, wirkt sich dies sehr ungünstig auf den 
Produktionsablauf aus. Bitte teilen Sie uns mit, wann Sie 
wieder arbeiten wollen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Geschäftsleitung" 



· Blaue Briefe 

In diesen Zeiten der Wirtschaftsflaute scheint diis Schreiben 
von Briefen an kranke Arbeitnehmer zu einem besonderen 
Hobby der Werksleitungen geworden zu sein. 

So schreibt die Firma Standard Elektrik Lorenz AG folgenden 
Brief: 

"Bei Durchsicht Ihrer Personalunterlagen haben wir festge­
stellt, daß Ihre Fehlzeiten überdurchschnittlich hoch sind. Da 
dies den reibungslosen Fertigungsablauf erheblich erschwert 
und für die Erhaltung eines guten Arbeitsgeistes in Ihrer Ab­
teilung nicht gerade fördernd ist, sehen wir uns veranlaßt, Sie 
zu ermahnen, Ihre Fehlzeiten in Zukunft zu verringern. In der 
Annahme, daß Sie weiterhin bei uns beschäftigt werden wollen, 
würden wir es bedauern, Ihren Arbeitsplatz anderweitig be­
setzen zu müssen. 

Hochachtungsvoll 
Standard Elektrik Lorenz AG 
Geschäftsbereich Bauelemente 
Werk Eßlingen, Personal- und Sozial­
wesen ... 

Ausführlicher schreibt die Firma Karmann-Rbeine GmbH 
& Co KG an Kranke : 

"Sehr geehrter Herr ... 

Bei Durchsicht der Personalunterlagen haben wir festgestellt , 
daß Sie leider in der letzten Zeit infolge von Erkrankungen 
wiederholt der Arbeit fernbleiben mußten. Auf Grund Ihrer 
mehrfachen Erkrankungen in der letzten Zeit haben wir Be­
denken, ob Sie infolge Ihres gesundheitlichen Allgemeinbefin­
dens für eine berufliche Tätigkeit in unserem Unternehmen 
überhaupt geeignet sind. 
Sie werden mit uns einer Ansicht sein, daß es sich für unser 
Unternehmen sehr nachteilig auswirkt, wenn die gleichen Mit­
arbeiter durch Krankheit häufiger ausfallen und somit Umbe­
setzungen bzw. Neueinsteilungen vorgenommen werden 
müssen. 

Sie werden daher Verständnis dafür haben, daß wir im Inter­
esse des Unternehmens und unserer Belegschaft infolge des 
verstärkten wirtschaftlichen Wettbewerbs in der Zukunft 

nachhaltig prüfen müssen, ob wir das Arbeitsverhältnis zu 
Mitarbeitern, die offenbar aus gesundheitlichen Gründen der 
Arbeit nicht gewachsen sind, lösen. 

Wir möchten Ihnen diese Einstellung in aller Offenheit sagen 
und Ihnen den wohlgemeinten Rat geben, sich für eine leichtere 
Arbeit an einer anderen Arbeitsstätte zu interessieren, sofern 
SiC' glauben, daß sie auf Grund Ihres Gesundhei tszustandes 
den nun einmal von uns an unsere Mitarbeiter zu stellenden 
Anforderungen nicht entsprechen können. Wir würden es 
a llerdings sehr begrüßen, wenn Sie sich inzwischen vollauf 
C'rholt hätten und in Zukunft ohne Unterbrechungen durch 
Krankheit Ihrer Arbeit bei uns nachgehen könnten. 

Mit freundlichem Gruß 

KARMANN-RHEINE 
GmbH & Co. KG 
Personalabteilung/L" 

Diesen Brief erhielt unter anderem auch ein Arbeiter, der 
ge~ade einen Herzinfarkt erlitten hatte. 

Ein ähnliches Schreiben richtete die Firma Voith GmbH in 
Bremen an eine Anzahl von Beschäftigten des Unternehmens: 

"Ihr Arbeitsverhältnb 

Wir müssen leider feststellen, daß Sie - seit Sie bei uns be­
schäftigt sind - über 250fo der gesamten Arbeitstage durch 
Krankheit oder Kuraufenthalte Ihren Arbeitsverpflichtungen 
nicht nachkommen konnten. 
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Wir haben den Eindruck, daß Sie entweder Ihrem Gesundheits­
zustand nicht genügend Beachtung schenken, oder daß ·Ihr 
Gesundheitszustand die regelmäßige Ausfüllung Ihres ArbeitS­
platzC's nicht zuläßt. Wir müssen Sie darauf aufmerksam 
macll<'n, daß cinL' Arbeitskraft für uns<'r Werk nur dann von 
Wert ist. wt'nn sie ihren Arbeitsverpflichtungen regelmäßig 
nachkommen kann. 

Deshalb möchten wir Sie bitten, in Zukunft darauf zu achten, 
daß Sie regelmäßig an der Arbeit sind. Ebenfalls möchten wir 
Ihnen anraten, Ihrem Gesundheitszustand mehr Beachtung zu 
schenken und alles zu tun, U!fl Ihre Arbeitsfähigkeit zu er­
halten. Fehlzei ten in dem Ausmaß, wie sie bei Ihnen eingetre­
ten sind, sind für uns betrieblich untragbar. 

Dt•r BetriE>bsrat unserer Firma ist über die Angelegenheit 
unterrichtet. Bitte bestätigen Sie uns den Erhalt dieses Schrei­
btms auf der beiliegenden Zweitschrift. 

J. M. Voith GmbH 
Werk Bremen" 

WPnn man schließlich noch den Brief der Firma Sanitaria in 
Ludwigsburg hinzunimmt, so kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß es sich hier um eine "konzertierte Aktion" 
ocr Arbeitgeber handelt: 

..B••tr.: Ausfallzeiten 

In den letzten Wochen haben wir die Anwesenheitskartei der 
vergangeneo zwei Jahre einer kritischen Prüfung unterzogen . 

Es tut uns sehr leid, feststellen zu müssen, daß sie 

1964 1965 1965 (bis heute) 

wegen Krankheit 5 13 39 Tage 
aus anderen Gründen 
(unbezahlter Urlaub u. dgl.) 

also insgesamt 5 14 39 Tage 

gefehlt haben. 

Außerdem haben Sie in der Zeit von März bis Oktober 1966 
. .. Stunden eher Ihre Arbeit verlassen. 

So bedauerlich es ist, daß diese erhebliche Zahl von Fehltagen 
nur auf Ihren Gesundheitszustand zurliekzuführen ist, möchten 
wir Ihnen doch zu bedenken geben, daß jeder Ausfall einer 
Arbl'itskraft bei uns zu Störungen im Fertigungsablauf führt. 
Wir sind deshalb daran interessiert, jegliche Fehlzeiten im 
Hahmen des Irgendmöglichen zu halten. 

Nachdem nun auch wir die abflauende Konjunktur d<'ut.lich zu 
spüren bekommen, müss<>n wir befürchten, dall wir uns h<•i 
anhaltender Geschäftsluge bezüglich der Zahl unserC'r Mit­
arbl'iter der Lage anpassen müssen. 

SI•• werd•' n <>inst'lwn, daß, wenn solche einschtwidend,•n Mall­
nahmen unvermeidlich geworden sind, wir uns zuerst von 
denjenigen Mitarbeitern trennen müssen, die in der Vergan­
genheit besonders viele Fehlzeiten aufzuweisen haben. Sicher­
lich dürfen wir damit rechnen, daß Sie auch für unsere Belange 
Ve.r•t:indnis aufbringen. Di<• Sicherheit eines jeden Arbl'its­
pla tzes hängt lmtschC'idend von der Wettbewerbsfähigkeit des 
Betriebt·s Rb. Diese wird von jedem einzfO'lnen mit beeinftußt. 

Hochachtungsvoll 
SANITARIA GMBH" 

ln l•inem konkreten Fall wurde die Erkrankung eines Arbeit­
nehmers, die kurz nach Versendung des zitierten Schreibens 
eintrat, in der Firma Sanitaria GmbH zum Anlaß genommen , 
diesen zu entlassen. Nomen est omen. 
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Kassenärztliche Vereinigunq Hamburg 

Der Vonit~end4 

Humholdt5traße 56 21;. 7. 1 '3 7 ~ 
2000 Ha~:,IJ , HI) i'6 

Tel•l'>" (~ M,) UiCI,-! 

6. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

7. 

Jll 

SE:-JKUtJG DES VERWALTUNGSKOSTENf,EITRAGE::.; 

GDtEINS.z.J.tE ERKLÄRU:JG DES VdAK UNO DER KBV 

HONORARPOL I1' 1K BEI DEN VERTRÄGEN MIT OE~ ERSATZKASS E. ~l 

FORSCHiJNGSPROGRN'.M DER BUNDESREGIERUNG 

VERORDNUNG VON BLUTDRUCKMESSGERÄTEN ZUR SELBSTKOIITR0Lt.:-~ 
DURCH DEN PA·rtENTEN 

NACHTRÄGLICHE BESCHEINIGUNG DER ARBEITS!JNFÄHIGKEIT 
- C A V E T El 

WAHLANALYSE DER KAMMERWAHL 

Sehr verehrte Frau Kollegin, 

sehr geehrter Herr Kollege! 

NACHTRÄGLICHE BESCHEINIGUNG DER ARBEITSUNFÄHIGKEIT 
- C A V E T E! 

Wir haben verschiedentlich um eine konsequente Einhaltung 

der Vorschriften fUr die Kassenpraxis gebeten, nach d :.:- :1en 

die Bescheinigung der Ar bei tsunfähigkei t 

a) 

b) 

nur aufgrund einer ärztlichen Untersuchung erfolJen 

darf, d. h. der Arzt muß sich persönlich von dem 

Krankheitszustand des Patienten Uberzeugt haben, 

und 

eine rückwirkende Bescheinigung der Arbeitsunfähig­

keit (eine Rückdatierung des Beginns der Arbeits­

unfähigkeit auf einen vor dem Behandlungsbeginn 

liegenden Tag) nur im Ausnahmefall und dann in der 

Regel auch nur bis zu zwei Tagen (Kalendertagel 

zulässig ist; der Kassenarzt muß also besonder s 

triftige GrUnde filr die Annahme haben, daß die 

von ihm persönlich "gesehene'" Arbeitsunfähigkeit 

bereits seit zwei Tagen besteht (Symptomatik, die 

..1uf cir.t!n be:.iti~\.1:\t ..:> n Kranf".twi.t: ::>·;erl-"l'lf s;hll·: "":.::· 

ljllt; Langj dhrigcr v~rl<i!llir.:ht!r P-lti.c:"'t), und e::­

muß die'les ·auch im Streitfalle bel~·;en kö::ne'1. 

Wir machen hierauf heute de.'lhalb noch einmal mit C~s .. .:md·_e<;:·' 

Nachdruck aufmerksam, weil Arbeitgeber sich verm~~n::-~ dir~._._._ 

oder Uber Krankenkassen über einen Verstoß gegc:1. die oben 

bcschr iebentm kassenärztlichen Pflichten (§ 1 2 E..J:-.-:!..:osr;.a.n o:.~:­

vertrag - lrzte, Abschnitt C Ziff. S d~r Anla•j e Z'-!=" Arzt/ 

Ersatzkassenvertrag sowie Erl:h1terunqen zur Vocdruck·.ter­

einbarung, Muster 1) beschweren. Wir sir.d nicht der 

Auffassung, daß die J<assenärzte vermehrt gegen die B~stit:t­

mungen verstoßen, wir haben eher den Eindcuck, daß die 

Arbeitgeber gezielter auf möglJ.che Verstöße geqen die 

besondere Sorgfaltspflicht bei Bescheinig-ung der Arbeits­

unfähigkelt achten . Das scheint so weit zu gehe!'\, daß einzelne 

Arbeitgeber •schwarze Listen• Uber Häufigkeit und Dauer von 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen bestimmter Ä~zte führ e n 

und/oder Personen in J{assenpraxen zur nachträglic~en Au:i­

atellunq von Arbeitsunfähigkeitsbesch~iniqungen bzw. aufgrur:d 

vorgetauschter Beschwerden: schicken. Es ist selbstverständlich, 

daa wir uns gegen solche Praktiken schärf·stens ven.rahren . 

Beachten Sie bitte in diesem Zusammenhang, daß Sie eine:u 

Arbeitgeber keine Rechenschaft über Ihre Arbeitsunfähiqkeits­

featstellunqen schuldig ' sind, sondern nur der Xrztek&JNner 

un4 der Xassenlrztlichen Vereinigunq. Ein Eingehen auf die 

Umstlnde und GrUnde der Arbeitsunfähigkeit in einer Di.skus­

aion mit dem Arbeitgeber - ohne ausdrückliche Zustimmung 

. Ihres Patienten" - beinhaltet die Gefahr d~c Verletzung der 

ar:~t.lichen Schwei9epfllchtt 
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Os~enärztliche Vereinigung Harnburg 
Der Vor•itzende 

Humbo!dtstraAe 56 

2000 Harnburg 76 
31.5.1979 

T r: l~lu11 : ({j4/) l 2:t:II01 ·· 1 

Ourc:tlwahl 321 

~-.Q__!.l_Q_~ C H R E I B E N Nr. 23 

1. 82. DEUTSCHER ÄRZTETAG 1979 IN NURNBERG 

2. DEUTSCHER KASSENP.RZTVERBAND 
Veröffentlichungen in der MEDICAL TRIBUNE 
und die Folgen. 

3. BEDEUTUNG DER BESCHLUSSE DER VERTRETERVERSP.ltMLUNG 

4. ARBEITSUNFÄHIGKEITSTAGE IN HAl-tBURG 

5, VERSCHIEDENES 

4. ARBEITSUNFÄHIGKEITSTAGE IN HAMBURG 

~chon verschiedentlich habe ich in Rundschreiben darauf hin­

gewiesen, daß wir uns gerade bei dieser ärztlichen Maßnahme, 

einen Patienten arbeitsunfähig zu schreiben, besonders verant­

wortungsvoll verhalten sollten. 

Es ist mir natUrlieh klar, daß ich bei der Mehrzahl der Kolle­

gen dieses verantwortungsvolle Handeln voraussetzen darf, Da 

aber gerade die Kollegen, die keine Kreisversammlung besuchen, 

möglicherweise auch nur einen Teil der Rundschreiben lesen, 

möchte ich noch einmal den Versuch machen, auch diese Kollegen 

anzusprechen: 

Im Jahre 1978 waren nur bei RVO-Kassen über 4 Mio Kalender­

tage durch AU-schreibung ausgefallen. Bei durchschnittlichen 

Kosten eines AU-Tages. von ca. DM 200,--:- (entstehende Kosten 

für Arbeitgeber und Krankenkassen) resultiert damit für Hamburc;; 

ein gesamt volkswirtschaftlicher Ausfall von über 1, 5 Milliar­

den DM im Jahr, und zwar nur für die RVO-Kassen, ohne Ersatz­

kassen. 

Diese Zahlen sollten denjenigen Kollegen, der die AU-Schreibunc;; 

mit etwas leichter Hand vorgenorrrnen hat, nachdenklich stimmen. 

Zur Information für alle möchte ich Ihnen aus dem Schleswig­

Holsteinischen Ärzteblatt von dem dortigen HauptgeschäftsführeJ 

LPj ::;t : tJ:-:r;sb~c~.ll": in ci.t;~ n· ~r Praxis 

Leistur:q sb~?ciarf <.br.ch Uberwei-

Ko~.;-:-.e r. du~ch l'.!" Z :l~ .i . verordm .. no.Ji!l1. 

Ko.:;tt~r. durch Krani<c:Jhauseinwci­
sungen 

Kostt.~n durch AU-S c~treib~Jr.gen 

DM 3:J.700 ,-- 7. 7 

o.·.; 7.30(1,-· · 1 1 ~~ 

DH 48.700 ,-- 10,5 ' 
0~ 3ti. Jr::o , -- 7. 8 ' 
~-221'.-:J:t2Qc_-_ ___ ..2_2~%-
DM 4(4. 900,-- = 100 

Sie ersehen darnus, daß d er Leistu r.gsbF.:da.!:f in eigea~r ?:ra:-::. );. 

mit 7, 7 \ gegenüber de:1 Koste!""~ durch AG-Schreil::. ~Jr.gen e in(·:1 : · · ._ 

verschwindend g€ringen Pro:zent.satz au sf.'la-:- !; t.. 

Sie ersehen weiter aus den Zahlen, da.~. de:- Slog.-:.n der Kr<l!"".!<.t:?:~­

ka5sen "IJer Arzt habe d~n SchlUss•~l zurr. Geld.~chrank in C.~r Ha :.d'' 

nicht völlig abwegig ist. 

In diesP..n Zus.amrnenhang darf ich jedoch absc!llieP.end fest ~tel­

len, daß wir den uns vom Gesetzgeber auferlegten Pfl·ic~t.e!~ 

in fast immer vorbildlicher Weise nachkorr.M<~:--., di!ß wir in 

vorbildlicher Weise eine kompromißbereite Hono!"arpolitik 

b :::.-t rieben haben, daß aber andere Sektore:1, Cie viel koste:~~ :rci,.. :~ ­

tiger sind, nicht ar.näh~rnd diesen guten ti .~ll.en z1.1r Kostc:!­

därnpfung bl!!kunden wie . wir Ärzte. Ar.ge!:iJI: C ·:-: ·. ·:· ~ ist hier d~.!r 

Krankenhaussektor und die Pharmaindustrie. Diese sind Jet.zt 

am Zuge mit ihren Beiträgen. Wir haLen mit unse::-en Beitrii:; e:·, 

die Grenze des Zurnutbaren bereits erreicht, wir h;,ben unserer 

Pflicht mehr als Genüge getan. 
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T~on : «MMOniO:I-' 

- Beachtung des Gültig~eitav·enMrka .-

7. ~NIING VOll ARZNEI-, VERBIUfÖ-. UND HEiii!ITTELN 

Chl• c:~tw•l'l• - Hinweise zur Ausstellung der ·verorc:!nungabll.tter .. 

R U N 0 S C H R E I 8 E N Nr . 2 6 / 197 9 

und Kur z informatio n 

1. REHABILITAT I ON 

a) Neuer Vertrag nach § 368 a RVO zwischen KBV 
und den Bundesverbände n der RVO-Krankenkaasen 

b) Rehabili tationsma8nahmen für die bei den 
Ortskrankenkasse n versicherten Körperbehinderten 
Kinder und Juqendl iche n 

;>2 . AABEITSUNFlUIIGkEITSBESCHEINIGUNGEH 

- Vorauss ichtliche Dauer der AU -

3 . STUFENWEISE EINGLIEDERUNG IN DAS ARBEITSLEBEn 

- Är z tl i che Bea cheiniqunqe n bei beschrankten 
Arbe! t a zei ten -

4 . OISZIPLINARMASSNAHMEN 

a) Forderung einer Zuzahlunq bei kaasen-/vertrags 
arztlieber Behandlung 

b) Bequtachtender Arzt und Jtaaaenarzt 

S. VORDRUCJ<VEREINBAIIUNG 

- Neufass ung ab 1. 4. 1979 -

6. XRANXEHSCHEINE MIT JAHRES- UND UARTALSEINDRUCX 

ARBEITGEBERVERBAN:> "GESMmETALL" 

FEHLZEIT E N 

I. Allge-neines 

II. Fehlzeiten 

III. Erfa ssung von Arbeits- und Fehlzeiten 

IV . Ermittlung der Ursachen 

V. Beeinflussung der Ursachen 

VI . Allgemeine Maßnatmen gegen Fehlzeiten 

VII. Allgemeine Maßnahmen gege n Fehlzeiten 

wegen Arbeits unfä hi gkei t 

VIII . Anzeige- und Nac t'Mteispflic ht des 

ArbeitneiYne r s bei Fehlen 

IX. Urlaub und Krankheit bei Aus ländern 

X. Künd i gung 

XI . Arwes enhei tsprämien 

XII . Zusamnenarbeit mit den Betriebs ra t 

VI.Allgemeine Maßnahmen gegen Fehlzeiten 

1 Organi satorische Maßnahmen 

S . 1 

S. 1 

S .1 

S. 3 

S.4 

S.4 

S.B 

S . B 

5.11 

5. 12 

5 . 14 

5 .15 

a )Zunäc hst sollte die Einstellungs praxis kritisc h überp rüft werden mit 

dem Ziel,unzuverläss ige Kräfte nic ht mehr zu beschäftigen.Un dies zu 

realis ieren,is t es erforderlich,daß Betriebs l e itung und Per s onalleitung 

s i c h dah i n ve r s t ä ndigen ,auc h in dringenden Fäll en ke ine unz uverlässi gen 

Kräfte einzus tel len.Oies sol l te du rch .di e Geschäfts lei t ung Si chergeste l lt 

werden. 

b )In Zweifels fällen kann beim bis herigen Arbe itgeber eine Aus kunft 

eingeholt werden. 

c) Alle einges tellten ArbeitneiYner s ollten ärztlic h unters ucht werden. 

d )Nac h de r Eins tellung ist die Eignung vor Ende der Probezeit und vor 

Ablauf der sechsmonatigen Kü nd igungsschutz- Karenzzeit zu prüfen und ab­

schließe nd fes tzus tellen.Bei negativem Ergebnis ""-.Aß das Ar beitsverhältnis 

s pätes tens vor Eintritt des Kündigungsschut zes (d.h. i m s ec hs ten Beschäf­

tigungsmonat ) gekündigt werden. 

e)Hins i c htl i c h en tschu l digter Feh lzeiten ""-.Aß die Entscheidung darüber,ob 
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8 . VERORDNUNG VON I<UNSTSTOFFGLIISERN 

- Indikationsliste -

2 . ARBEITSUNFÄHIGXEITSBESCHEINIGUN~EN 

Im Rundschre i ben vom 31 . 5 . 1979 ha ben wir auf die durc h 

Arbeitsunfähigkeits ze iten entste henden immensen Kosten 

aufmerksam qemacht und a uf eHe besondere Verantwortunq 

hingewiesen, die mit der Fe sts t e l l unq einer Arbeitsunfähig­
keit verbunden ist. 

§ 21 Bundesmantelvertrag aaqt dazu: 

•Die Bescheinigung Uber die Arbe its unfl hiqkeit 
und ihre voraussichtliche Dauer erfordert im 
Hinblick auf ihre Bedeutung bes o ndere Sorgfalt ; 
deshalb darf die Arbe itsunfl.higkeit nur aufqrund 
einer arztliehen Unterauchunq beacheiniqt werden. • 

Ea mehren sich Jtlagen darüber, da.IS die voraussichtliche 

Daue r der Arbeitaunflhiqkeit, insbes ondere in der ersten 

Bescheinigung, hlufiq für einen zu langen ZeitraWil fest­

ges tellt wird . Wir hatten in der Vergangenheit mehrfach 

gebeten, am Anfang einer Arbeita unfabiqkeit die voraus­

sichtliche Dauer in der Regel nicht für mehr als 3 Taqe 

zu bescheinigen, sofern nicht die Art der Erkrankunq von 

vornherein die Notwendiqkeit einer ll.ngeren Arbeitsruhe 
eindeutig erkennen 118t . 

Wir bitten Sie heute_ erneut, diesen Grundsatz auch künftig 

eine Entsc huldigung al s begründet a ngencrrmen wird, von einer zentralen 

Stelle in der Betriebs - oder Pe r sonalleitung getroffen werden.Oer urrnittel­

bare Vorgesetzte ka nn keine einhei tlic he Linie gewährleis ten.Al s entschu l d i gt 

kann eine Fehlzeit nur anges ehen werden,wenn ein s tic hhaltiger, ggf . nach­

zuweisender Grund angegeben wird , und zwar r echtze i tig bzw. unverzüglic h . 

Sonderurlaub sollte nur nac h festen Grundsätzen bewilligt werden , ins bes ondere 

dann nic ht ,wenn noch Erholungs urlaub zu r Verfügung steht. 

f )Bei Burrmelzei ten (unentschuldigte oder ohne anerkannte Entsc huldigung 

laufende Fehlzei t e n ) sollte sofort eine Verwarnung,ggf .wieder holt a us ­

gesprochen werden und beim dritten Mal die Entlassung erfolgen.Nur auf 

dies e Weise ist d ie e r fo rderlic he vorbeugende Wirkung zu erzielen . 

g )Auf den betriebsüblic hen Wegen sollte für pünktlic he Arbeitsleistung 

geworben werden.Dabei i s t es zweckmäßig , der Belegschaft das Bewußtsein 

zu vermitteln,daß Fehlzeiten auc h zulas ten der Arbeits kollegen gehen und 

damit uns ozial sind. 

2 Betrieblic he Maßnai'Ynen 

a )Die technisc he n Arbeitsbedingungen sollten Uberprüft und etwaige Gesund­

he its belas tungen abgebaut werden .Dabei s ind insbes ondere die Unfallverhü­

tungsvorschriften zu beachten . 

b )Lei s t ungsentgeldsysteme sollten mit dEm Ziel überprüft werden,von de r 

Leistung una bhäng ige Entgeldsctwlankungen möglic hs t zu vermeiden. 

c) Mehrarbeit sollte möglichs t gleicl"rnäßig verfahren und eine plötzliche 

Reduzierung ve rmieden werden.Es sollte Mehrarbeit für s olc he Arbeitnel"rner 

aber eingestellt we rden ,die überproportionierte Fehlzeiten aufweisen. 

d )Oas Führungsverhal ten der Vorges etzten sollte durch Schulungen ver­

bessert werden.Die Leistung auf dies em Gebiet ruß wie die fachlic he 

bewertet werden. 

e )GruppenproblEme sollten erforscht und nac h Möglichkeit gelös t werden, 

notfalls du rch Versetzungen. 

f)Außerdem sollte s i c herges tellt se in,daß die Au s länder nic ht nur von 

Vorges etzten, s ondern auc h von Arbe i t s kollegen so behandelt ~erden,daß 

sie eine kons t r uktive Eins tellung zum Betrieb gewinnen können. 

3 Maßmahmen im Einzel fall 

a )In de r Regel ist bei sic h häufenden Feh l zeiten e i n eingehendes per sön­

liches Ges prac h mi~ dem Arbeitnehmer zweckmäßig . Dies es s og. Sozial­

ges präc h kann mit Erfolg nur von einer ve ran t wortlic hen und dafür be-



sonders geeigneten Persönlichkeit geführt werden. 

Das Gespräch sollte folgende Punkte betreffen: 

-Hinweis auf die Fehlzeiten und ihre Entwicklung, 

- Aufzeigen der wirtschaftlichen Konsequenzen für den Betrieb und 
der sozialen Folgen für die Arbeitskollegen, 

- nach Möglichkeit Feststellung der Ursachen für die Fehlzeiten, 

- Ankündigung weiterer Beobach.tung, 

- ggf. Hii"'Weis auf die Notwendigkeit, das Arbeitsverhältnis zu 
veränderung oder aufzulösen, falls sich keine Besserung einstellt. 

b ) Das Sozialgespräch kann nicht durch ein Schre:iben ersetzt werden. 

Generelle Schreiben oder Aushänge über Fehlzeiten haben meist keinen 

großen Erfolg. Eine schriftliche Erklärung sollte allerdings dann er­

folgen, wenn sich nach den Gesprächen keine Besserung ergeben hat und 

eine Veränderung, insbesondere eine Versetzung oder eine Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses, unausweichlich erscheint. Das Schreiben 

sollte keinesfa_lls als Atmachung oder dergleichen aufgefaßt werden. 

Es ~ient lediglich der Feststellung des 5achverhal tes und der Ankün­

digung arbeitsrechtlich bedeutsames Maßnahmen. 

c )In besonderen Fällen kcmnen fürsorgliche Maßnehnen in Betracht i 

beispielsweise kann ein Alkoholiker oder Orogenabhängiger mit HUfs­

organisationen in Kontakt gebracht werden. 

d )Heraus nal"rne au~ Mehrarbeit 

Zwischen Mehrarbeit und Fehlzeiten können ges undheitliche und finan­

zielle Zusa.nmenhänge bestehen. Zu denken i s t dabei an folgende Un­

stände: 

- Gesundheitliche Überlastung durc h umfangreiche Mehrarbeit kann 
Fehlzeiten verursachen. Dies ist bei der statistischen Erfassung 
der Fehlzeiten seitens der werkärztlichen Betreuung zu untersuchen. 

- ~!~1 L:~f~::a~~~~~~~t~~:=~d~~:!z a~~ ~~h~~=~~~~i~:~:i~!l:~~e 
nohe Lohnfortzahlung bewirkt. 

- Der lknstand, daß das Fehlen eines Teiles der Belegschaft oft zwangs­
läufig zu Mehrarbeit der at"'Wesenden Belegschaft fUhrt, begrUndet 
eine besondere Probl9'1"18.tik. 

- Unentschuldigtes Fehlen wird oft durch Mehrarbeit karpensiert. 

Bei der Erfassung der der Fehlzeiten ist daher speziell zu registrie­

ren , bei wem ein zeitlic her Zusamnenhang zwischen Mehrarbeit und 

Krankheit besteht. Wie schon unter VT .2 c) dargelegt, sollte für Mit­

arbeiter, die überproportional fehlen, die Mehrarbeit reduziert oder 

ganz eingestellt werden. 

Selbstverständlich spielen bei der Durchf ührung einer solchen Maß­

nal"rne betriebliche Erfordernisse eine ausschlaggebende Rolle.Mehr­

arbeit ist häufig der einzige und letzte Ausweg, Termine oder Ver­

pflichtungen einzuhalten.Dennoch ist abzuwägen,ob die Eindärrmung 

der Fehlzeiten durch eine konsequente Unterbrechung des Zusamnenhangs 

zwischen Fehlzeiten und Mehrarbeit langfristig gesehen und den betrieb­

lichen Interessen nicht mehr dient. 

Wird unentschuldigtes Fehlen durch "Mehrarbeit" kanpensiert, liegt 

rechtlich keine Mehr-, sondern zuschlagfreie Nachholarbeit vor , die 

rechtlich im Ratmen der Tarife und der AZO zulässig ist (B.AG v . 25.7. 

1957, APNr. 1 zu i 4 AZO). 

e)lst der Mitarbeiter einer bestinmten Aufgat...e nicht gewachsen, er­

scheint es jedoch möglich, ihn an einem anderen Arbei\:splatz mit gerin 

geren Belastungen unterzubringen, so kcmnt eine Versetzung in Betracht 

Da in vielen Fällen die ZlMeisung einer anderen Tiitigkeit einer Ände­

rungskündigung bedarf, falls der Mitarbeiter nicht zustinmt, ist dazu 

rechtliche Beratung zweckmäßig. Das Mitbestimnungsrecht des Betriebs­

rats bei Versetzungen gemäß J 99 Betr~ und bei Änderungskündigungen 

auch nach J lo2 Betr~ ist zu beachten 

Ändern sich dagegen die Anforderungen an den Arbeitsplatz durch techni 

sehe und / oder organisatorische Veränderungen, sind die einschlägigen 

Tarife zu beachten (z.B. über die Lohn- und Gehaltssicherung im 

Bereich der Metallindustrie ). 

f )Schließlich ist als letztes Mittel die Beendigung des Arbeitsverhält­

nisses in Betracht zu ziehen, wenn der wirtschaftliche Zweck der Be­

schäftigung und die Stagnierung von Arbeitskollegen wegen überTI'täßiger 

Fehlzeiten nicht mehr erreicht werden kann. 

VII. Allgemeine Maßnatmen gegen Fehlzeiten wegen Arbeitsunf'<ihigkeit 

1 Auch Betriebe, die bisher nicht verpflic htet sind, einen Werkarzt zu 

beschäftigen, sollten prüfen, ob sie ihre Belegschaft werksärztlich 

betreuen lassen wollen. 

2 Es erl"Pfiehlt sich , mit behandelnden Ärzten Kontakt zu pflegen, und 

zwar in sachlicher Weise möglic hst auf Geschäftsleitungsebene. Betriebs­

besichtigungen können die ärztlichen Vorstellungen von den Arbeits­

bedingungen objektivie~en. 

Läßt sich ein Arzt im Einzelfall eine konkrete ?flichtverletzung zu-
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schulden karrnen, ist eine Beschwerde bei der Ärztekamner oder der l<as­

.senärztl ichen Vereinigung möglich; in derartigen Fallen sollte der 

Verband rechtzeitig eingeschaltet werden. 

3 Mit den Krankenversicherungsträgern, insbesondere de,r !CA<, aber auch 

Ersatzkassen sollte laufend Kontakt gehalten werden, ll11 den Austausch 

von Infonnationen sicherzustellen und etwa notwendige Maßnal'men abstim­

men zu können . 

VIII. Anzeige- und Nac l'lNeispflicht des Arbeitnet'mers bei Fehlen 

1 Anzeige- und Nacl'lNeispflicht 

Gesetzlich für gewerblic he Arbeitnehmer und tariflich i.d.R . auch für 

Angestellte ist die Verpflichtung der unverzüglichen Anzeige von Arbeits­

verhinderung vorgesehen . Bei Krankheit ist diese innerhalb einer Frist 

von drei Tagen durch ärztliches Attest nachzuweisen. Dauert die Arbeits­

unfähigkeit länger als in der ärztlichen Bescheinigung angegeben, ist 

eine neue ärztliche Besc heinigung vorzulegen. Da es sich um eine 

Nebenpflicht handelt, kann allenfalls bei deren Verletzung in Wieder­

holungs f'<illen gekündigt werden. Ansons ten besteht zunächst nur ein 

Lohnzahlungsverweigerungsrecht. fJ.J.Jf dies e Atteste sollte grundsätzlich 

nicht verzichtet werden, auch nicht bei Kurzerkrankungen unter 3 Tagen. 

2 Zweifel trotz ärztlicher Atteste 

a ) Eine ordnungsgenäß ausgestellte ärztliche Bescheinigung hat einen 

hohen Beweiswert, sie begründet 8.ber keine gesetzliche Vei'Til.Jtung für de 

behauptete Erkrankung. Deshalb können im Einzelfall Zweifel an der Er­

krankung des Arbeitnehners bestehen. Bezweifelt der Arbeitgeber die 

Arbeitsunf'iihigkeit, so muß er die t..mstände, die dagegen sprechen, nähe 

darlegen und notfalls beweisen, z.B. daß der Arzt den Arbeitnehner nur 

aufgrund subjektiver Angaben ohne Untersuchung krankgeschrieben habe 

IBPG v. 11.8.1976- & AZR 422175- in 00 1977, 119). 

b )Beispielsweise können sich folgende Zwiefel ergeben: 

Verhalten des Arbeitnetrners vor der Krankschreibung 

-Ankündigung des Krankfeierns (B.AG, CE 77, llQ; CE 79, 653 ) 

- Ankündigung des Krankfeierns im Zusamnenhang mit Arbeitsverweigerung 
(LAG Düsseldorf, 00 1978, 75o) 

- Ankündigung des Krankfeierns im Zusamnenhang mit Ablehnung einer 
Lohnerhöhung (Arbeitsgericht Wuppertal, Urteil v. 12.lo.l978-
5 Ca 1972/78) 

:... Ankündigung des Krankfeierns im Fall einer Versetzung (Arbeitsge­
richt Kiel, 00 1075, 841) 

- Ankündigung des Krankfeierns wegen Ablehnung von Wechselschicht (Ar­
beitsgericht Bielefeld, Urteil v. 23.1.,197g, 1 Ca 2462/78) 

Zweifel auf Grund Verhaltens des Arbeitnehners während der Krank­

schreibung 

- Arbeit im Geschäft des Ehen"e.nnes (LAG Schleswig4-iolstein, BB 1077, 
1702) 

- Arbeit im Kiosk des Eherra.nnes (LAG OOsseldorf, BB 1978, 1264) 

- Sct.arzarbeit (B.cG, 00 1977, llQ) 

-Arbeit auf dem eigenen Feld (LAG Hamn, 00 197o, 2379) 

- Ablegung der FahrprUfung {LAG Niedersachsen, 00 1978, 749) 

-Besuch eines Fachlehrganges (Arbeitsgericht Wuppertal, 00 lg77,121) 

Zweifel auf Grund der Krankschreibung selbst 

- Krankschreibung ohne vorangegangene ärztliche Untersuchung nur nach 
subjektiven Angaben des Patienten (B.cG, CE 1977, ll9; LAG Hamn, CE 
1971, 97o urd 00 1978, 218o) 

- RUckwirkende Festsetzung des Beginns der Erkrankung ( l.cG Hanm, 00 
1976, 218o) 

- Nichterscheinen Zlll'l Vertrauensarzt ( B.cG, CE 1973, 144 ) 

SOnstige Zweifelsralle 

- Gleichzeitige Krankschreibung mehrerer Arbei tsnetmer, die gemeinsam 
mit PKW zur Arbeit karrnen (L.AG Düsseldorf, 00 1073, 2533) 

- Krankschreibung im Anschluß an Kündigung (zweifelhaft) 

- Regelmäßige Krankschreibung im Heimaturlaub (nicht generell ent-
schieden) 

4 Praktisches Vorgehen 

In den vorstehenden oder ähnlichen Fällen kann die Lohnfortzahlung ver 

weigert werden. Dabei ist aber zur Beweissichenmg zu beachten, daß 

Äußerungen des betreffenden Arbeitnehmers (z.B. Androhung der Krank­

schreibung ) in einem Aktenvermerk schriftlich festzuhalten sind, aus dem 

sich der Anlaß dieser Äußerung und das Datum s owie Tageszeit des Vor­

falls ergeben. Dieser Aktenvermerk ist von den in Betracht kcmnenden 

Zeugen (bei Ausländern: übersetzen lassen 1 ) zu unterschreiben. 

Auch sonst rTUß inmer der ermittelte Sachverhalt möglichst konkret 

(welche Tiitigkeit hat der Arbeitnehmer wie lange ausgeübt? ) schriftlich 

durc h Zeugen festgehalten werden. 

In besonderen Zweifelsf'iillen ist umgehend die Vorladung ZliTl Ver­

trauensarzt zu beantragen. Das rruß bei der zuständigen Krankenkasse mög­

lichst schriftlich erfolgen. Die Krankenkass en einschließlich der 

Ersatzkassen sind verpflichtet, eine Begutachtung der Arbeitsunfähig­

keit durch einen Vertrauensarzt zu veranlassen, wenn es zur Beseitigun 

von begründeten Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit erforderlich er-



scheint. 

'Die krankenkasse ist verpflichtet, den Arbeitgeber von sich aus zu 

unterrichten, wenn das Gutachten des Vertrauensarztes mit dem des be­

handelnden Arztes nicht übereinstimnt oder wenn ein Versicherter der 

Vorladung zur Untersuchung nicht nachkcmnt. 

Es empfiehlt sich imner, sowohl dem betreffenden Arbeitnetvner als 

auch insbesondere der Krankenkasse schriftlich mitzuteilen, daß und 

au s welchen Gründen die Lohnfortzahlung abgelehnt wird . Wenn die Ver­

dachtsmomente nicht in der Sphäre des Arztes liegen, kann auch eine 

Information des krankschreibenden Arztes über die Hintergründe nütz­

lich sein . 

In ausreichend begründeten Fällen rruß auch ein arbeitsgerichtliches 

Verfahren durchgetsa.nden werden. Dies gielt sowohl für den verweiger­

ten Lohnfortzahlungsanspruch des Arbeitnetvners selbst als auc h für 

eine Klage der Krankenkasse aus übergegangenem ~echt, wenn sie vorge­

leistet hat und Ersatz vcrn Arbeitgeber verlangt. 

In allen diesen Fällen sollte der Verband rechtzeitig eingeschaltet 

werden. 

IX. Urlaub und Krankheit bei Ausländern 

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich zunehmend bei Urlaubsaufenthal­

ten von Ausländern in ihrem Heimatland. In auffalennder Häufigkeit 

treten ärztlich bescheinigte Krankmeldungen im Zusanmenhang mit dem 

Heimaturlaub ein, sei es während des bezahlten, sei es während ei-

nes unbezahlten Udaubs . 

1 Anzeige- und Nachweispflicht bei Auslandsurlaub 

Die Anzeige- und NachNeispflicht während des Auslandsurlaubs unter­

scheiden sich grundsätzlich nicht von der auch sonst geltenden Rege­

l~.mg (siehe oben VIII .1. ) . Die Benachrichtigung des Arbeitgebers hat 

ggf. durch Anruf /Telegranm u .ä. zu erfolgen. Die Verpflichtung der 

Anzeige besteht insbesondere auch gegenüber der Krankenkasse. Da­

von abgesehen existieren hierfür Merkblätter, die dem ausländischen 

Arbeitnetmer vor dem Urlaub zur Verfügung gestellt werden. 

2 Urlaubsvereinbarungen mit Ausländern 

Es efll)fiehl t sich, die Genehnigung des Urlaubs und eines Sonderurlaubs 

von der Unterzeichnung einer schriftlichen Erklärung abhängig zu ma­

c hen, in welch~r sowohl die datumsmäßige Dauer des Urlaubs und eines 

evtl. Sonderurlaubs als auch die entsprechenden Verpflichtungen des 

Arbeitnehners klargestellt sind . Hinsichtlich des Sonderurlaubs ist 

eine Vereinbarung erforderlich, daß ctas Arbeitsverhältnis ruht und 

beiderseits keine Rechte und Pflichten bestehen. Grundsätzlich 

besteht während eines unbezahlten Sonderurlaubs kein Anspruch auf 

Lohnfortzahlung, wenn der Arbeitnehmer erkrankt. Etwas anderes gilt 

aber dann, wenn Urlaub und unbezahlter Urlaub einheitlich dem Er­

holungszweck dienen, was der Arbeitnenner darlegen und beweisen rruß. 

Man sollte daher klarstellen, daß das grundsätzlich nicht der Fall ist. 

Vereinbarungen, nach welchen das Arbeitsverhältnis ohne weiteres en­

det, wenn der Arbeitnel'rner nach Urlaubsende die Arbeit nicht recht­

zeitig aufnimnt, s ind rechtsunNirksam (BAG, Urteil v. 19 .12.1974). 

In einer Vereinbarung kann höchstens die Möglichkeit einer dann er­

folgenden Kündigung aufgencmnen werden. Wenn man überhaupt eine solche 

Regelung trifft, dann höchstens im Sinne des Musters der Anlage 2. 

Schließlich muß in jedem Fall die Heimatanschrift festgehalten werden, 

damit ggf. auch gekündigt werden kann. 

X. Kündigung 

1 AllgemE><ines 

Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung ist nur eine der 

In Betracht kcmnenden personellen Maßnahmen. Vor der Kündigung sollte 

man andere Maßnahneo versucht haben (Umsetzung, Versetzung oder Ände­

rungskündigung; Beendigung des Arbeitsverhältnisses im gegenseitigen 

Einverneh'nen ). Die Kündigung wegen Krankheit ist zwar zulässig, aber an 

erhebliche Voraussetzungen geknüpft, insbesondere auch an die, daß 

künftig mit weiteren Ausfällen zu rechnen ist. 

Das Kündigungsrecht ist daher nicht so sehr durch zahlreiche gesetz­

liche Bestinm.mgen als durch eine fallbezogene Rechtssprechung ge­

kennzeichnet. Diese muß man kennen, um in der Praxis zu sachgerech­

ten Ergebnissen zu kcmnen. 

Eine Kündigung ist nach dieser Rechtsprechung nur zulässig, wenn die 

Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses wegen unverhältnismäßig hoher 

Fehlzeiten ökoncrnisch nicht mehr sinnvoll ist oder wenn der Arbeit­

netmer den ihn gewährten Sozialschutz mißbraucht . Dabei spielt eine 

Rolle nicht nur die Betriebsdauer, Krankhel tstage in den letzten Jah­

ren (Dauer, Häufigkeit, Steigerung) , sondern auch der .t..rbei tsplatz 

und wie die krankheitsbedingungten Fehlzeiten sich auf den betriebli­

chen Ablauf auswirken (z.B. notwendige Mehrarbeit anderer Mitarbeiter). 

2 Häufig wiederkehrende oder langanhaltende Erkrankung 

Seide Kündigungsgründe sind von der Sachlage wie auch von den An-
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forderungen der Beweislage her zu trennen. 

Bei der langanhaltenden Erkrankung besteht ir.sbesondere bei längerer 

Betriebsdauer eine gesteigerte Fürsorgepflicht. Hier muß auch ein 

Nachweis für das voraussichtlic he weitere Andauern der Krankheit 

vcrn Arbe-itgeber· erfolgen. 

Im Falle häufig wic:derkehrenden Erkrankung richtet sich die Kündi-

gung nach den objektiven Gegebenheiten zum Zeitpunkt der Aussprache der 

Kündigung, ohne das es erforderlich ist, den künftigen Gesundheitszu­

stand des Arbeitnetvners umfassend durch Beschaffung von Unterlagen 

aufzuhellen. Ist aus der Vergangenheit die Besorgnis künftiger krank­

heitsbedingter Ausfälle des Arbeitnei'Yners objektiv begründet und 

bringt eine Interessenahwägung betrieblicher Belange den Vorrang vor 

dem Interesse des Arbeitnei'Yners an der Aufrechterhaltung seines Arbeits­

platzes, dann ist hier eine Kündigung generell gerechtfertigt (BAG 

Urteile v. lo.3 .1977 u. 26.5.1977 , 00 1977, 1463 u. 2455) (vgl. dazu 

mit näheren Angaben unser Sonderrundschreiben Nr. 17/78 v. 21.11. 

1978 mit Checkliste für diese Fälle). 

3 Kündigung wegen vorgetäusc hter Arbeitsunf'a'.higkeit (Arbeitsunwillig­
keit) 

Ein Sonderfall besteht bei vorgetäuschter Arbeitsunfähigkeit. 

Rechtlich liegt hier nicht ein Grund in der Person des Arbeitneh­

mers vor, sondern in dessen Verhalten. Vertragswidriges Verhalten 

b~rechtigt den Arbeitgeber in aller Regel zur fristgerechten Ki.Jndi­

gung. Dazu gehört auch die in der Vortäuschung einer Arbeitsunfähig­

keit liegende Af'be itsunwilligkeit des Arbeitnehners , ohne daß es 

noch auf die Vorlage einer Arbeitsunf'a'.higkeitsbescheinigung an­

kcmnt. Dies gilt insbesondere, wenn er sie vorher anzeigt, z.B. 

oagt, er lehne einen Auftrag (ra'.tigkeit) ab, andernfalls sei er am 

nächsten Tag krank. 

In diesen Fällen bitten wir, uns vorher einzuschalten. ( ...... ) 

1 Allgemeine Erläuterungen 

Zur Erfassung der versc hiedenen Daten entsprechend den angegebenen Kri­

terien des Erhebungsbogens ist eine tägliche karteimäßige Fortschrei­

b".Jng des statistischen Zahlermaterials je Mitarbeiter notwendig. Die 

Karteikarte könnte nac h den beigefügten Muster angefertigt werden. 

Der Erhebungsbogen zur Ermittlung der Fehlzeiten sollte unbedingt 

nach Nationalitäten sowie nach Abteilungen/Verantwortungsbereichen 

entsp1·echend der Betriebsstruktur erstellt werden. Statistische Da­

ten über Wechselschichtler und Teilzeitkräfte können zt.rn Vergleic h 

ebenfalls nüch dem Schema des Erhebungsbogens erfaßt werden . 

Zur wirksamen Kontrolle der Fehlzeiten sollten die Kriterien 2 und 6 

in jedem Fall erhoben werden. ( ...... ) 
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Jetr . 1 Je&d eo.l{ t::ranke br:•:. KUndiaun;en 
Arbe it neh1urn 

·~ 
16. Septeftlber 1980 

l e i 1 t una 11 chvache n 

Ceall ~ouuarer Abipracht hier nochaale eine kurze Ubaraicht Uber die 

entspra.chanden Yorfllle 0 die Dir schon tailve iae aue pu·een lich lln 

Caeprlchen bekannt aind 1 

1. Ia MIT& 1980 hat der lttTI_e'bu·et dar Ph·aa Streicher ifl Aapera 

17 I.Undia una• antr l&• auf den Tiach bakoaaen alt dar le&r ünduna, 

chl d ie v i rtu:haftliche Situation dea l~tr ieba •• nicht erlaubt, 

d ie a e Arbe i tneh•e r we i ter au beachlftiaen . 1!1 von d iesen Arbe it­

nehllern waren i• aawerblichen Bere ich beachlftiat, der Reat wa r en 

awe i An aea tallta . Unter de n 1!1 iawarblichan Arba i tn eh•e rn wa ren 

allein 12 Auallndar und drei deutsche Kolleaan. Sech• von diesen 

Arba it ne h•er n i• cev&rb lich&n Bereich waren alteraa eaicherte ' 

Koll•&•n und ein ltofleae flllt unter da a KUndiauncaachutz,eaetz. 

Von den aecha a lteraaeaicherten ltoll•&•n aind dre i. Kolleaen ab­

aafundan vorden und ' aind in Rente a•aana an, ein a lt era aeaic h erte r 

ltolteae hat auch e i na Abf i n d una bako111•an un d iat fraiv i ll ia aus 

dar ~in•• Streiche r au saeschie dan, weil &r a.• Celd i nt eresaiert 

war , De r Rea't der altarsaeaichorten tt.olle&en, alao z.vei., ~o~urd cn 

v aita rbeschlftiat , auch de r Schvarbahindartan-IC.ollaae. T a t slich ­

llch ~o~ urden dur c h den Einsatz de 11 l et r ieb11rota von den 17 Arb"it­

neh•crn, d ie celtündiat werden a('lllten, n_ut' f ün( ae":f'rb li chc llr­

beit nt'hllle r (lo Au slände r und I Dautachar) und dia z.~o~ai Antestt'll-

ten cekii11diat. 

- ' - I ........ . 

....:~ .!uo' '" ' '" l',(l " Ii ! ' !,•II · Yrr • . ,t" ,., , . .. ":,. l "rh'o!P,· 1 UI 'J 

Die Cr.achlft a lt>ltuns; f llhr tl' d an n ~o~c:itcr aus, u m r.u rl•ttrn, 

noch zu ra tl t!n iat, a ind d ea lulllh Ers at z~.:intott'l l uutcn 

und U•be 10 t zunc ~n cer;ebcnanf all a errordcr 1 i eh, vor allen 

Dina e n •U•a•n di e Arbaitnah•er, d ie schon llnc e r krank aind 

und öfters kraalt a i ad und nicht IIC!hr d i e cntaprec hendC! 

La iatuna brin acn , au acc tauacht 1u rd cn. lia jetzt aind u ns 

noch keine kUndiaunasfllla tuk•nnt aewordan . Dia CeachVfts­

le itun: habe ich in da r da•ali.aan S i tauna darauf hi.nae"i•;­

a a n, daA ich ala_ IC-Hetall-Vartrater nur lloffen ltann , dal 

die b e troffenen Arbaitneh•ar, die • a n jatat au1taua chen 

"ill, in der IC Hatall oraan i aiart aind, da• l t "ir aie vor 

da • Arheita aa richt vartratan k6nnan. Auf den Lai stuna• druck_, 

de r aUf die Iaiaasehaft ava aaObt Wird, ohne datar ain au­

al talichea !nt&elt au baaahlan, habe ich ebenfalls hin Je­

vie ae n . Dia Fin•• hat •ueh fn der Zwiachenaeit ohne Zu­

at imllv na dea latr iaba rata Eraataeinstallunaan vorae nommen 

und zwar bafriatata !inatallunaan u nd verbietet da• le ­

trlabu·at ao•it die Mitapr•eha . In di•••r Anaalaaanhe it "er­

d•n vlr abanfalla una •it dar lir•a aoch au auaa inandersat ­

aan haben, dann auch bei bafriatatan Arbeltavarhlltniasen 

h•t dir latriabarat aia lafor•ationaracht und Mitanh8runaa­

racht nach I 99 latrVC , 

4. Pir•a lrona : In der Fir•• bona a i nd avai Arba it nehaerin nen 

ohne Einachaltuna dea latr i abarata , "& i l er d•v o n ltaina 

lta nntni• hatte, i• Par•oaalbOro unter Druck &•••tat "orden , 

ihre e i aena Kündiauna aalbat au unterschreiben . I• eraten 

Fall handalt •• sich u• ruu ta z-., 

--··-----·· Frau !- iat b ei una licht or­
aan iai ert, aie iat aber bereit, fOr una Auaaaaen au •achen, 

da I aa aelnc Ric ht i&k eit hat, da I aie tat; al chlich vo• Per ­

aonalhü,ro unter Druck aeaet&t worden iit . Der zwe ita Fall 

iat d er Fall der Kolleai.n tt.~ 1-, dia bei un~ oraan i­

a i ert iat . Auch aie würde für in d iaa er Anaate ae n he it aus-

, 7140 Lud"i;sburc. 
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Ocr llt'tricbar~t d er Fir111;1 Streicher h~t · un• ouad riicklich 

ve rsichcrt, d oll ea aich bei dan KUnJi&uncrn nic ht u111 ~o~irt­

a chaftlici•e Cr Undc &chond"lt hat, a onder'l dal •on tatsil c h­

lich cine Jaad auf _!O l chc Arb ei tnchlfttr vcranataltet h a t, 

d ie schon Ul n &crc Zeit und öft erl hintcreinander krank ac ­

vea en 1 ind b a 1.1 . au c h aolcha, vo noch z ualt& tlche Leiltungl­

a th\·liche als Kündigungsarund an aaaebe n ~o~orden i at. In der 

P ir .. • Streicher in lad Ca nnatatt wurde n ebenfalla zu~ alei­

chen Zeit KUndicungen auaaeaprochen . D-er Betr i e bsrat in 

As perg und vir llissen aber nicht, viev iele Arbe i tn eh•e r 

d ort tatsjc hlich &ekündi&t vorden s i nd . Dia ve r walt unas­

atell e Stuttaart ka nn Dir alebar Aualtunft Jl'!ban . 

2 . Iei der Pir•• Catraa in Ludvi&abura varlanat •an von den 

erkrankten Arbeitneh•e rn d la Entb i nduni von dar lr&tli c hen 

Schveiaep flicht ao~o~ie ain lratliehaa Attaat, aua da• hervor­

aahen aoll, vann die Arbe i taunflh i akait ihr Iode aafunden 

hat bav . ob a i e nicht abzu•ehen i1t, D• dar l.ol taaa aleich 

au un1 aeko••en iat, haben wir ein de•antaprachandaa Ant­

wortachre i ben •a dia Personalabteiluna der Fir•a Catraa ae­

a chicltt. Dia1er Fall iat ja Dir ,bak•nnt. Trotade• Obersenden 

v i r Dir noch•ala d i.a Untnla&• ~la Anla&• I . 

3. Fir•a Voal : In der letriabar•tsait.auna a• 4 . Sept •. 1910 in 

der Fir•a Voal •it der Celthl f talaitunJ, an dar ich ebenfalla 

tailaenoa•en habe, wurd e d ie fraaa dea latrieb•rata, via die 

derzeiti &e Situation i• Jetr ieb a uaai.eht, a lt aahr kritisch 

be trac htet . Weiterhin wurde au1aafUh rt, dal die Fir•a aus 

ver1chiedenen CrUnd e n das Soll, d•a antlchaidand für d i e 

Wi.rta c haftlichkeit daa Jetriabaa i.at, bei valta• n icht er­

re ic ht habe . An den Einrichtunacn und insaaaa•t ae 1ehen an 

d e N Hat etiatfluB lieat e1 anaeblich nicht. Varach~o~ieaen hat 

die Cesc:h5ftllei tuna, dal •• an aeatieaanan Auftrlai:n lieat, 

dal •~n nl•l ich die Arbeitneh••r unt er einen sle•lich hohen 

Leist unasdru ck 1etr.t, wei 1 vo• Werk in luador( eine Taae s­

produktion von durchschnittlich 150 Motoren voraaaaben wor­

den tat. 

- l-

,.,.,.,.., , .,, . .,,. .. .,,~ .o' .. •ll l.'o l. H · 'lo ,. •.. ,_ . ,,., • !• 1!,· I"' ... ., .• " 'II 

Da1 111' llnlll~l! 11. an &l!fO&tl Schrr.I.IJcn ~o~ lr d i n der Fi r 111n 

kr onl! obcnf#llla benuu:t , ln di.cae111 Stilr ei hen ~o~ird der Bc­

trorr e nc aufgef or d ert, Rl.icltaprach e •it d cTII bel•andelnden 

...... I, 

Arzt aufzunchm!:!n u nd der Fir•• M ittut ei l~n, vann •it e ine r 

e v tl. Arbeltseufnahne tu rechnen iat. Al a Anlage III , haben 

wi r Di r ebenfall1 noch einen he11erk en s we rt en Vorc anz in der 

Fi1'fl'll Krone beiaef iigt , n l11 lich ain• Verainbaruna &~o~ischen 

Arb eitnehmer und Ccachlftalaltuna baw. Per•onalabtei_lung, 

in der •ich jeder Arbe i tneh•ar, aaal Qb d eutsc h oder aul­

lllnd isch, verpflichten 11u8, dal a& i n Arbeitlvarhllltnis been­

d at v ird, wann er seine Arbai .t nach de• Urlau b nicht pünkt ­

lich wiad.er aufni11•t. Die•• Vareinbaruna war de• letri eba­

rat bi• haut& nicht bekannt . Dieaa Vareinbaruna &ilt aber 

ledialich fOr unbaaahlta.n Sondarurlaub. Dia auallndia c: hen 

Kolleainnen und Kollaaan a'rhal_tan di••• Verai.nbaruna jewe i ls 

in ihrer lntaprachandan Landa1aoraeha (Anlaa• IV . ) 

s. rir•• Hatall- und L•ckiarvaranfabrilt : Durch Zufall haban wir 

durch einen Jtollcaaa. dar ••1 ••• •C!raaaproehaa hat, aben­

falla faatatallan aOa1en, dal arkrankta Arbeltnah•ar anaa­

achriaban werden . In di•••• ADij:hraiLaa vird aln lrztlich•• 

Attaat daa behandelnden Aratal :'arlanat, in dea ebenfalls 

altaatailt verden aol1 1 wann aach lrztl i ch•• lr•aasen der 

latroffaaa die Arbe i t viader aufaa h•en ka n n. Dar batroffana 

l.olla&• iat au aein•• Arat, Rarrn ·~ r.-., Chirura, 

---··---------- aaaanaen, und hat aln be•arkaaave'rtaa Schraibaa bako•••n, da• ar dar Perlonal-

alttailun& dar ri.r•a MLr Ubaraebaa aoll . Diaua Schreiban 

haben vir ebanfall• all AnlaaafbaiaefUat. lfur k•b•n vir da• 

lolleaen aaratan, ar aoll nicht daait einver atand a n sein, 

da I der Unterauchunasbefund daa Dr . ... an dan latrieb1aru 

dar Firru· t!LF aegeben wird. Wir . h'offea, dal vir Dir ait die­

aan . An;aben aediant haben und verble ib en inaviachen 
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t-1ß/::;ch 15 Herr Maicr 14 . 11.198 

Einladung zur Werf:::;bcsichtigur.g 

u nsere Mi tarbei l:er kommC'!n zu Ihnen in die Sprechstun~c. 

Nun möchten wir Ihnen und Ihren A"::;is!:.l?ntinn•~n die Hög-
1 ichkei t geben, die Ve>rhd l lni ~:=;0 um Arb~i tspla tz kP.::nen­
zulerncn . Außerdem können wl r Ihnen die HerstclluncJ und 
Verarbeitung von Papier und :<un~tstoff zcig~n. 

Wir bieten Ih:-.cn zwei Term ine ?.tlr A:;-,;wahl un: 

Mittwoch , 26. 11. AO , 16 . 30 Uhr 

Mittwoch,\ 3.12.80, 17 . 30 Uh r;.{ 

Die Führung wird einschließlich eines kurzen Einfüh rungsvor­
trages mit Diskussion ca . 2 Stunden in Anspruch nehme n . Eine 
k l eine Bewi r tung ist vorgesehen . 

\oJ('!nn Sie an dP:r Besichtigun9 teilnehmen wollen, bi t ten wir 
um Rück~endung des ausgefüllten Antwortbog~ms bzw. um eine 
telefonische Terminbestätigung bei FrL Schreiter , Platz 16. 

Mit freundlichem Gruß 

P<lpl crfabr t k MELIT'l'A- WERK 
BentZ KG 

Werksleitung 
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pcr Einschreiben mit 
Rück ~ chein 
Herrn 
Socci J.li chel c 
Ludwig ~burgcr Str. 16 

7140 Ludwig l'i burg 
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•nAuf 
Ihre Abwesenheit infolge Krankheit 

Sehr geehrter Hc~·r S~cci , 

wir h a tten Sie bereits -im letzten Jahr angeschrieben, da 
Sie ebenfalls für . lä~gere Zeit erkrankt waren . 

Wir f o rd e rn Sie hiermit auf, sich zu der Frage zu ä unern . 
ob Sie die Arbeit in nächster Zeit wieder aufnehmen 
können. 

Wir bitten Sie weiter, einen Arzt Ihrer Wahl -unter 
Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht - aufzu­
suchen und sich ein ärztliches Attest einzuholen aus 
dem h e rvorgehen sollte, ab wann Sie wieder llrbc it s ­
fähig sind. oder ob ei n Krankheitsende nicht abzusehen 
ist. 

Wir er"'·arten Ihre Stellungnahme bis spätestens 30.05 . 80. 

Hit ! r eundlich t! n Grüneri 

GE 'fHJ\G 

Get r icbFclnd Za hn dfabrik GmbH 
ppil . . i.V . 

. I . 

. . / ·~;i{i~( 

88 

7.6' 
-· 

i l i l 
a.-. ,.,:,.,,..:,,:.:r :r.-•• !.,.._ 

Herrn 
Antonin ZapotocJty 

Ab~.: 286/331" 

th!o lo i:~· • l.ltouttlu·ltt• 
DIIE/PE - B-L - ·· .. . . -. 

fchlzeitfn i~ Verbindungmit H t"rks f cri ~ n 

St.tnd:u;l l t.-\.tr•L l ou·t'll.':. 
Unttrn~h: r · ,· n :.rtrU;lj :l' l: •• rr!·1.·;n;•:•~c 
l'nstl;. rh ~ ~~1 ·l~ott i.h:·:~ r ~r:,:: ~ 11 2 
D-73 011 ( f'hur~t!tl:!.·rk.u 

Tddon (!1711) .~ 1Uft 1 
l t lt·a 11 ~ li !•·~ ~ 
Trltgr;unm::laniM ts~ltn iJ cr. 

o.: •• 
237 17.7 . 80 

Si~ hatten 1n Verbindung mit Urlaub im Jahre 1978 und i ~ 
Jahre 1979 Fehlzeiten mit Arbeftsunf~hfgkeftsbesche i nigun9 . 

- !~l~u~:h!~~~~=~c~~?en dabei erhebliche Störungen des Betriebs-

Die diesj~ltrig~n Hc 1·ksfcr i en be9inncn demn~chst. 
Wi r cr·war t cn. d~ß Sie dieses Jai1r nach Ihrern Ur· laub pUn ktlitll 
die Arbeit wiede r aufnehmen . 

Wenn Sie d i eses J a l1r in Vc1·btndung mit den Werksf!rien wieder 
f~h~c~ . \tCrdcn _w 1r d fe_ da zu yor,•g1egtc ~rztl l cbc ~rbcitsynf ä: 
h1 i<elt s bcschctr.l ('l ~•n 1 11 l.\·J C1fc1 z i ehen. 
~ lr we 1· Cll an 11 1e o · ~ Ol"t ldl una vc r wn l gcrn un~ n~cl1 Ahwl­
gu ng de s Sacl1vcrh a lts da s Ar-beitsverhältnis k ündi ~ en . 

tl i t f•·eundl ichem G1· uß 

STA U O ~~ O ELEKTRIK LOR E ~Z AG 
Unftcrr:ch :H• ns grupt>e Bauclcm4!nte 
~;~ · k Es s 1 i n!) c.n 

)j~Jnd Soziah•e• co .. 

- An"te,. e. -

~----UBERl~~SonxTION ~VERLAG ROTER FU"KE 

VERLAG ROOERT JAAOW(J'( 

* 
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124 lndula oder <Die Zeiten werden härter, 

Für plötzliche Wirklichkeit ·Terrorismus. einge­
setzt: Die Fronten sind klar, es darf gesdlossen 
werden. Fiktion i - Ein einig Volk ... Zur Er­
klärung des Bundeskanzlers anläßlich der 
Sdlleyer-Entführung - Bubeck-Nachruf 1 Pro­
zesse: Eskalation staatlicher Ermächtigung -
Polizeirealismus: Praxis und Theorie einer neuen 
Spradle 

Pasolini: Genosse Nichtgenosse 
Der Traum vom Volk - Posolini und die Klossen­
gewalt in den römischen Vorstädten - Posolini: 
Friaulisdle Gedidlte I Römisdle Gedidlte I •Die 
KPI an die Jugendll• (1968) - Pasolini aus der 
KPI ausgeselllassen I Chronik einer Verfolgung -
Pasolini kein Dissident 

Italienisches post-politlco 
Nochdenken über anti·institutionelle Kultur -
Zwei Generationen der Militonz: Opposition ge­
gen die '68er Opposition - Doppelaspekt der 
Marginalisierung - Antikopitolisttsche Kämpfe 
und Ideologie des ~clean,_ Von Radio Alice zu 
John Trovolta - Oie Kampfe der Marginalisier­
ten und die Antwort des Kapitols: .Verstreuung • 
der großen Fabrik 

Faszination Benjamin 
Positives Borbarenturn l - Erfahrung und Armut 
heute·: Worum ein brennendes Auto interessanter 
ist als ein politischer Inhalt - Erfahrungsverlust 
und ·chock-förmige Wahrnehmung. - Kraut & 
Unkraut & ' Literaturkritik - .Moskauer Tage­
budh : Fragen an den Herausgeber 

136 
eo:Tote auf Urlaub~ f Heldentod und 
rung - Ein Trieb zum Tadel - Der 
Philosophen - Aber Sterben ist 
Tod ist ein Thema - Wir suchen uns 
linke zu sein - Mit Beiträgen 
Nagel, Frieder 0 . Wolf u. a . 

137 Louis Althusser 
Frühe Schriften zu Literatur und Kunst (dt. Erst­
veröffentl idlungen) 

Jahresabonnement 25 DM {Ausland 30 DM), nur über 
den Alternative Verlaq, 1 Berlin 15, Postfach 150 230 . 
Einzelnummer 6 DM, Oopoelnummer 9 DM: über jede 

handlung 
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rosse 
freiheit 

ZEITUNG FÜR HAMBURG UND UMGEBUNG 

die einzige freiheit, die (noch) zu kllu{en uti 

Nernstweg 32, 2000 Hambura so. Tel. 040/3902875 

( Probetxempltu anfordern) 

Nr. 62 - März ' 79: Bi s der Schmerz in Lust um sc hl ~ig t 
ha ll kö 'TJ t:r fe ind lich ? Dt: ut sch t: .Ju,qcnd , Fußball und Faschism u s I 
Gt:SJHiich t: mit l·'uß ba ll vc lc rant: n und Dorfk ic kern 

Nr . 63 - Juni ' 79: Musi k und lk w<.:gung I " Was mir Roc k bedeu ­
tet I Musi kalischt: r ( ;chalt und Wirkungsweise von Po p -Musik I 
Di skussion üht: r Musik thc rap it: und - p ~idagogik I "lkruf kaputt ! " 

Nr. 64 - März '80: A n y proh h.: ms, si r ? " .... \hnncr und Po litik /­
Lichen in d t:r murle rne n \Vd t I Erziehung zum To de: "l'VIars' ' von 
Fritz Zo rn I Bericht e ines U -l3oot -Ko mm andantc n d t:s 2. Weltkriegs 

Nr. 6 5 - Okt. '80: Krankh t: itsh ildc r und A lptr;i um t: I Zu Sartro 
Flau hcr t-Stud ie 1\Vick rsprücht: in der a ll t~ig li c ht: n A rbt: it mit Sd hst ­
h ilfcgrup pcn I Frt:ssc n un d Gdroscnwcn k n : Zur Sozio,r.;:cncsl' von 
Orali t;i t I Zum "T agt: bu ch " von Pel t:r G lotz 

B e s t e II u n g e n an die Redaktion Po lit ikon , 34 G btt inge n , Postfad1 640. 
Preis pro Heft DM 3,. find . Po rto ) . Geld bitte in Br ie fm arken oder auf das 
Post St: h e~.: k.k onto Hannove r 873 77 - 300 (Politike n) übe rwe ise n . 

Abo : (4 Hefte + Vers .) : DM I 0 ,- I (6 Hefte) : DM 14 .- 1 (8 Hefte) : DM 17.-. 
Geld bitte mit de m Ve rm erk .,Po litike n-Abo ab Nr ... . " aufog. Pos t s~.:hkto. 
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Ahlrich Meyer 
Die Entwicklung der Wissenschaft von der 
Utopie zur Arbeit 

Carlo Göstemeyer 
Sparkommissare gegen Intellektuelle . 
Helmut Schelskys Rundumschlag gegen 
Wissenschaft und Gesellschaft heute 

Wolfgang BraunschädeljJörg Hausmann 
Ruhr-Universität Bochum (Fotobericht) 

Danielle und Jacques Rancih'e 
Die Legende der Philosophen . Die Intellektuellen 
und die Reise durch den Gauchismus 

Jacques Rancitre 
Portrait des alten Intellektuellen als 
eines jungen Dissidenten 

Jacques Ranciere 
Das Denken von anderswoher 

Karl-Heinz Roth 
Der Untergang der Intelligenz: von der Verantwortung 
fUr andere zur sozialrevolutionären Moral 

Sergio Bologna 
Der Stamm der Maulwürfe 



• 
a b 

c d 

Aus dem Alltag der psychiatrischen Sozialtechnik : "Zeichnungen eines siebzehnjährigen Patienten 
zu Beginn einer hebephrenen Erkrankung (a und b) und sieben Jahre später, nachdem die Psychose 
einen 'äquilibrierten Defektzustand' hinterlassen hatte (c und d)." 


